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Zur Abernahme des Jahrbuchs 
Von Hermann Schumacher 


ls Guſtav Schmoller 1881 dieſes Jahrbuch, das heute zum erſten 

Male ihn nicht mehr als Herausgeber nennen darf, übernahm, 
ſtand Deutſchland noch unter den ſtarken Einwirkungen der ſiegreichen 
Kriege von 1864 —1871. Durch die endlich errungene Einheit hatte 
der Staatsgedanke eine außerordentliche Bereicherung an Kraft und 
Inhalt erfahren. Eine. Fülle großer, neuer Aufgaben war dadurch 
erwachſen. Wollte man ihnen gerecht werden, ſo mußte vieles um⸗ 
gelernt und hinzugelernt werden. Soweit ſich das auf das Gebiet 
der Geſetzgebung und Verwaltung bezog, lag das klar zutage; die 
Schärfe des Schwertes hatte hier die Entſcheidung erzwungen, und 
der Ausbau des neuen Reiches vertrug keinen Aufſchub. In der 
Volkswirtſchaft dagegen mußte die Löſung erſt erkämpft werden. 
Hier hatte der auf dem fremden Boden Englands erwachſene wiſſen⸗ 
ſchaftliche Individualismus, der in engſter Verbindung mit dem 
politiſchen Liberalismus noch immer im Wirtſchaftsleben nichts als 
den blutleeren Rechtsſtaat gelten laſſen wollte, auch die Kriege über⸗ 
dauert; und wenn er auch in der Kriſis von 1873 eine ſchwere Er⸗ 
ſchütlerung allſeitig fühlbar erlitten hatte, jo war doch faſt ein 
Jahrzehnt hartnäckigen Geiſteskampfes nötig, um ihn zu überwinden, 
auch im Wirtſchaftsleben den neuen Ideen zum Siege zu verhelfen 
und neben dem Rechtsſtaat auch den Kultur⸗ und Wohlfahrtsſtaat 
zur Anerkennung zu bringen. Nach ſchweren Kämpfen, die faſt 
gleichmäßig in der wiſſenſchaftlichen und der politiſchen Kampfbahn 
ſich abſpielten, war es gelungen, den machtvollen Träger des Reichs⸗ 
gedankens, Bismarck, für dieſe neuen Ideen und Aufgaben zu ge⸗ 
winnen. Mit dem Beginn der neuen Sozialpolitik, dem Übergange 
zum Schutzzoll, der Verſtaatlichung der preußiſchen Eiſenbahnen, war 
durch die Tat anerkannt worden, daß dem Staate auch auf dem 
Gebiete der Wirtſchaftspolitik weitausſchauende, neue Aufgaben er⸗ 
wachſen waren. Überall lenkte die Entwicklung, wenn auch in neuen 
Formen, wieder in die Bahnen der Gebundenheit zurück, aus denen 
ſie die von ſtarken engliſchen Intereſſen getragenen Ideen des eng⸗ 
liſchen Individualismus, den Weg freimachend für neue Kräfte, aber 
auch Wertvolles mit Überlebtem niederreißend, in den letzten Jahr⸗ 
zehnten in leichtem Siege faſt überall gelöſt hatten. Ein Durſt nach 
Wiſſen und ein Drang nach Taten auf allen Gebieten der Staats⸗ 
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Treiben plötzlich aufgerüttelten Volke erwacht. Theorie und Praxis, 
Wiſſenſchaft und Regierung ſchienen zu fruchtbarem Bunde ſich zu⸗ 
ſammengeſellt zu haben. Nie zuvor hatte die Wiſſenſchaft vom 
Wirtſchaftsleben einen ſolchen Reichtum an wiſſenſchaftlich und 
praktiſch dankbaren Aufgaben vor ſich geſehen. Der Schwung des 
großen Aufſtiegs des neuen Deutſchen Reiches hatte in ihre ſtille 
Tore freudigen Einzug gehalten. 

In dieſer lebensvollen Zeit großer Kämpfe und Wandlungen 
übernahm Guſtav Schmoller!, kurz vor dem Antritt feiner Berliner 
Lehrtätigkeit, die Leitung dieſes Jahrbuches. Auch darin zeigte ſich 
ein Sieg der neuen Ideen vom Kultur⸗ und Wohlfahrtsſtaat. 1873 
war das Jahrbuch von dem ganz auf dem Boden des im Reichstag 
vorherrſchenden politiſchen und wirtſchaftlichen Liberalismus ſtehenden 
Profeſſor des öffentlichen Rechtes, Franz v. Holtzendorff, der damals 
noch in Berlin tätig war, bald darauf aber nach München über⸗ 
ſiedelte, in Verbindung mit Männern, wie Ludwig Bamberger und 
Auguſt Lammers, ins Leben gerufen worden, um — wie es in der 
Ankündigung hieß — „eine kritiſch⸗prüfende, überſichtliche, den großen 
Perioden der Reichsgeſetzgebung entſprechende Berichterſtattung über 
alle im Zeitraum eines Jahres eintretende Ereigniſſe und Vorgänge 
auf dem Gebiete der Verfaſſungsgebung, Legislative, Verwaltung und 
Rechtspflege des Deutſchen Reiches zu liefern“. Es gab einen Über⸗ 
blick über alle Zweige der Reichsgeſetzgebung, anfangs unter Abdruck 
wichtiger Urkunden. Dabei ſtanden die rechtlichen und politiſchen 
Fragen im Vordergrunde, wie es der vorherrſchenden Auffaſſung 
vom Verhältnis des Staates zum Wirtſchaftsleben entſprach. Unter 
den regelmäßigen Mitarbeitern war anfangs nur ein Profeſſor der 
Volkswirtſchaftslehre, nämlich Adolf Wagner, als Berichterſtatter 
für das Reichsfinanzweſen. Seinem Zwecke und Inhalt gemäß trug 
das Jahrbuch daher urſprünglich auch den Titel: „Jahrbuch für 
Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflege im Deutſchen Reiche“. 
Aber die ſchnelle Entwicklung erzwang ſchon bald eine Anderung. 
Die „ſoziale Frage“ rückte ſo wuchtig in den Vordergrund des 
öffentlichen Intereſſes, daß, wie die liberale Mehrheit ſich ihr nicht 
mehr entziehen konnte, ſo auch das neugegründete Jahrbuch nicht 
achtlos an ihr vorübergehen durfte. Schon nach vier Jahren wurde 
daher ihr temperamentvollſter Vorkämpfer, Brentano, in die Schrift⸗ 
leitung aufgenommen und gleichzeitig im Titel „Rechtspflege“ durch 


1 Vgl. Schumacher, Guſtav von Schmoller, in „Technik und Wirtſchaft“, 
Auguſtheft 1917. 
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„Volkswirtſchaft“ erſetzt. Als dann Schmoller nach abermals vier 
Jahren Holtzendorff und Brentano ablöſte, da machte er dieſes neue 
Wort zum Leitwort für die ganze Zeitſchrift und trat hinfort nicht 
nur als einer der Hauptvorkämpfer für eine umfaſſende Sozialpolitik 
ein, ſondern focht auf ganzer Linie für eine Abwendung von der 
engliſchen Wirtſchaftslehre der Nicht⸗Einmiſchung des Staates und 
verteidigte vor allem in kraftvoller Überzeugung die ſchöpferiſche 
Wirtſchaftspolitik, zu der Bismarck ſich entſchloſſen hatte. Auch 
Schmoller hat in ſeinem Jahrbuche die Fragen der „Geſetzgebung“ 
und der „Verwaltung“ weiter verfolgt. Als verdienſtvoller Forſcher 
der preußiſchen Verfaſſungs⸗ und Verwaltungsgeſchichte war er dazu 
wie kein anderer berufen. Aber auch auf dem Gebiete der Geſetz⸗ 
gebung ſtanden die Wirtſchaftsfragen jetzt voran. Das galt von 
allen Ländern von fortgeſchrittener Entwicklung. Überall nahmen 
die großen neuen Probleme des Wirtſchaftslebens in der äußeren 
und inneren Politik die öffentliche Aufmerkſamkeit vor allem in An⸗ 
ſpruch, ganz beſonders aber im jungen Deutſchland, da hier feſte 
Traditionen politiſchen Denkens und Strebens ſich noch nicht hatten 
herausbilden können. Vielleicht nirgends trat in Europa das Wirt⸗ 
ſchaftsintereſſe in ſo einſeitiger Übermacht hervor wie in dem Lande, 
das in den ſiegreich erkämpften neuen Formen fein Wirtſchaftsleben 
erſt voll zu entfalten begann und für ſeine ſchnell wachſende Be⸗ 
völkerung immer neue ertragreiche Arbeit beſchaffen mußte. Jetzt 
reichte eine „kritiſch⸗ prüfende Berichterſtattung“ nicht mehr aus. 
Denn während bei ſtaatsrechtlichen Fragen regelmäßig an Vor⸗ 
arbeiten, welche Jahrzehnte zurückreichten, hatte angeknüpft werden 
können, war auf dem Gebiet der wirtſchaftlichen Geſetzgebung über⸗ 
wiegend Neuland, wenn nicht überhaupt, ſo zum mindeſten für 
Deutſchland, vorhanden. Hier war umfaſſende wiſſenſchaftliche Mit⸗ 
arbeit zu leiſten, und wie Schmoller vor allem als Mitbegründer 
und vieljähriger Leiter daran beteiligt geweſen iſt, den Verein für 
Sozialpolitik in den Dienſt dieſer großen Aufgabe zu ſtellen, ſo hat 
er ſein Jahrbuch zu einem Mittelpunkt der wiſſenſchaftlichen Er⸗ 
örterung der wirtſchaftspolitiſchen Zeitfragen gemacht, wie er in 
deutſchen Landen bisher noch nicht beſtanden hatte, und wie er lange 
Zeit in der Zeitſchriftenliteratur ſo umfaſſend und tiefgründig über⸗ 
haupt ſonſt nicht ſich vorfand. 

Dieſe Stellung hat das Jahrbuch gewonnen, weil Schmoller 
es in gleichem Maße der Wiſſenſchaft wie der Praxis zu widmen 
ſuchte. Beide wollte er zur gegenſeitigen Befruchtung miteinander 
verknüpfen. Der Praktiker ſollte zur Klärung feiner Einſicht und 
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feiner Ziele, zur Stärkung feines Willens und feiner Gründe, zur 
eigenen inneren Bereicherung ſein Werk im großen geſchichtlichen 
Zuſammenhang und im Vergleich mit anderen Völkern und anderen 
Zeiten auffaſſen, der Mann der Wiſſenſchaft durch immer neue, aus 
ſchöpferiſcher Gegenwartsarbeit hervorſprießende Anregungen vor Ver⸗ 
kümmerung zum weltfremden Stubengelehrten bewahrt werden. In 
den Dienſt dieſer Doppelaufgabe hat Schmoller das Jahrbuch ge⸗ 
ſtellt und ſtets im Auge behalten, daß es, wie er bei ſeiner Über⸗ 
nahme ſich ausdrückte, „ausſchließlich dazu beſtimmt ſein ſoll, nicht 
eine gelehrte ſtaatswiſſenſchaftliche Zeitſchrift zu ſein, ſondern die 
großen Fragen, welche in der Gegenwart die öffentliche Meinung, 
die Parlamente und die Regierung Deutſchlands beſchäftigen, ſoweit 
es möglich iſt, wiſſenſchaftlich, aber zugleich in einer für weitere 
Leſerkreiſe beſtimmten Weiſe zu behandeln“. Er hat die Erkenntnis 
ſtaatlicher und ſozialer Dinge zwar um ihrer ſelbſt willen gefördert, 
aber danach getrachtet, „mit dieſer Erkenntnis zugleich als Leuchte 
dem praktiſchen Leben zu dienen, ihm die Wege aufzuhellen, zu ebnen 
und zu weiſen“. 

In enger Verbindung mit dieſer Grundauffaſſung ſtrebte 
Schmoller nach einer Volkswirtſchaftslehre, welche ihre bisher noch 
angefochtene Stellung im Kreiſe der alten Wiſſenſchaften dadurch 
feſtigte, daß ſie nicht in Verallgemeinerungen aufging, ſondern auf 
der Erfahrung fußte. Er wollte die Wirtſchaftslehre auf der breiten 
Grundlage deutſchen Erlebens in der Vergangenheit und Gegenwart 
neu und feſt aufbauen und deutſches wiſſenſchaftliches Denken aus den 
beengenden Banden von Lehren befreien, welche nach ſeiner Auf⸗ 
faſſung aus engliſchen Erfahrungen für engliſche Bedürfniſſe ge⸗ 
wonnen und zu Unrecht mit dem kosmopolitiſchen Mantel der All⸗ 
gemeingültigkeit behängt worden waren. Solche der neuen deutſchen 
Volkswirtſchaft würdige neue deutſche Volkswirtſchaftslehre zu ſchaffen, 
betrachtete Schmoller, als er die Schriftleitung des Jahrbuchs über⸗ 
nahm, als ſeine vornehmſte Aufgabe. In engem Anſchluß an ſeine 
eigenen Studien und an ſeine Lehrtätigkeit ſuchte er von allen Seiten 
Kräfte heranzuziehen, die beim Herbeiſchaffen von Bauſteinen zum 
großen Neubau, der ſeinem weit in die Zukunft ſchweifenden Auge 
vorſchwebte, behilflich ſein konnten. Wie er in ſeinen „Staats⸗ und 
ſozialwiſſenſchaftlichen Forſchungen“ die beſten Früchte ſammelte, 
welche in ſeiner Seminartätigkeit, dem liebſten Zweige ſeines Lehr⸗ 
amtes, reiften, ſo zog er im Jahrbuch noch aus weiteren Kreiſen 
Beiträge heran, welche vor allem die nötigen tatſächlichen Unterlagen 
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hellung wirtſchaftlicher Zukunftsprobleme darboten. Als großer 
Vorkämpfer der wirtſchaftspolitiſchen Einzelforſchung war er zum 
Heraus geber des Jahrbuchs beſonders berufen. Er hat immer Auf⸗ 
ſätze nicht nur geſammelt, ſondern im weitgehendem Maße auch 
angeregt und vielfach mit ſeinem eigenen Geiſte durchhaucht. 

Aber Schmoller begnügte ſich nicht damit, ſich in den herkömm⸗ 
lichen Grenzen der Volkswirtſchaftslehre zu bewegen. Unabläſſig 
hatte er, wovon die vielen eigenen Arbeiten, die er im Jahrbuch 
veröffentlicht hat, beredtes Zeugnis geben, in Geſchichte und Volks⸗ 
wirtſchaftslehre und allen ihnen verwandten Fächern ſein Wiſſen zu 
einer Vielſeitigkeit ausgebaut, wie ſie unter Volkswirten einzig daſteht. 
Dieſe Vielſeitigkeit übertrug er auf ſein Lieblingskind, ſein Jahr⸗ 
buch. Immer iſt er beſtrebt geweſen, alle Hilfs⸗ und Grenzwiſſen⸗ 
ſchaften ausgiebig heranzuziehen. Wer vergleichend die volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Zeitſchriften in den letzten drei Jahrzehnten durchblättert, 
kann ſich dem Eindruck nicht entziehen, daß keine in Wiſſenſchaft. 
und Politik ſo Vielſeitiges bietet wie dieſes Jahrbuch zur Zeit, als 
er auf der Höhe ſeines Schaffens ſtand. 

Ermöglicht war ihm das durch ſeine große Menſchenkenntnis, 
die vorſichtige Beſonnenheit ſeines Urteils, den Reichtum ſeiner 
perſönlichen Beziehungen. Zunächſt ſtand ihm der alte Stamm 
gleichſtrebender Altersgenoſſen in treuer Kampf⸗ und Arbeitsgemein⸗ 
ſchaft zur Seite. Der Jahrgang 1883 des Jahrbuchs weiſt die 
Namen Adickes, Brentano, Cohn, Gierke, Kollmann, Lexis, 
von der Leyen, Löning, Stieda auf; ſie kehren mit anderen gleich 
altrigen in den 36 Jahren der Schriftleitung immer wieder. Zu 
dem alten Stab, mit dem im Laufe der Jahre mannigfache freund⸗ 
ſchaftliche Beziehungen ſich knüpften, geſellten ſich gelegentliche Mit⸗ 
arbeiter aus hohen amtlichen und ſonſtigen Stellen, und endlich 
ſchloß ſich der große, immer mehr ſich weitende Kreis von Schülern 
an. Mit der Zahl der Mitarbeiter und der Fülle des Stoffes ver⸗ 
größerte ſich das Jahrbuch. Das Vierteljahrsheft ſchwoll von 200 
bis 250 Druckſeiten bis zu 560 Seiten im vorigen Jahre an. Im 
ganzen gab die Perſönlichkeit ſeines eigentlichen Schöpfers die 
geiſtige Einheit. Die alle Zeiten und Völker umfaſſende Weite 
des Wiſſens und Blickes waren ſein hervorragendſtes Kennzeichen. 
Wie ſich ihm Gegenwart, Vergangenheit und Zukunft zu einem 
lebensvollen Geſamtbild überall zuſammenſchloſſen, ſo zog er nicht 
nur alle Fragen der Volkswirtſchaftslehre und Volkswirtſchaftspolitik 
in den Bereich ſeiner Tätigkeit, ſondern war er auch auf vielen Nachbar⸗ 
gebieten, ganz beſonders auf dem der Geſchichte und der Geſellſchafts⸗ 


6. Hermann Schumader [6 


wiſſenſchaft heimiſch. Dieſe Univerſalität wurde neben der Ver⸗ 
knüpfung von Theorie und Praxis zur hervorſtechendſten Beſonder⸗ 
heit ſeiner Zeitſchrift. Ein Stück ſeines reichen Weſens iſt in fie 
hinübergegangen. | | 

Es iſt daher keine leichte Erbſchaft, die Guſtav Schmoller in 
ſeinem Jahrbuch hinterlaſſen hat. Wenn auf Erſuchen des Verlages 
im Einverſtändnis mit der Familie ſowie unter Zuſtimmung der nächſt⸗ 
beteiligten Fachgenoſſen der Verfaſſer und auf ſeine Bitte der lang⸗ 
jährige perſönliche Aſſiſtent des Verſtorbenen, Profeſſor Spiethoff, ſich 
zu ihrer Übernahme entſchloſſen haben, ſo glauben ſie damit einer 
Dankesſchuld gegenüber dem Verſtorbenen zu entſprechen. Sie werden 
in der Hoffnung auf die alte und auf neue Unterſtützung verſuchen, 
im Geiſte Schmollers, im Dienſte nicht ſeiner einzelnen Anſchau⸗ 
ungen, wohl aber im Sinne ſeines geſamten Strebens ſein Werk 
fortzuführen. Dieſe Abſicht entſpricht nicht nur der Verpflichtung 
gegenüber der Vergangenheit, ſondern auch dem Bedürfnis der Zu⸗ 
kunft. Zwar leben wir in einer Zeit der Arbeitsteilung und Diffe⸗ 
renzierung, und auch eine Zeitſchrift hat dieſen großen Entwicklungs⸗ 
zügen des geiſtigen Lebens ſich zu fügen. Aber auch dieſe Erwägung 
führt zu dem Schluſſe, daß in der bisherigen Bahn fortgefahren 
werden muß. Noch mehr als in der Vergangenheit wird in der 
Zukunft ein Bedürfnis vorhanden ſein, an einer Stelle möglichſt 
vielſeitig die zahlloſen Strahlen, in die das Wirtſchaftsleben und 
ſeine Wiſſenſchaft ſich auflöſen, zuſammenzufaſſen. Schon in der 
Vergangenheit und ſelbſt für einen Schmoller war das nicht fache 
Gewaltig ſind die Schwierigkeiten noch gewachſen. 

Schmoller ſtand ganz auf dem Boden der nationalen Volks⸗ 
wirtſchaft. Von ihm aus bildete er nicht nur ſein Urteil über die 
einzelnen Maßnahmen, ſondern ſuchte er auch und zwar insbeſondere 
die Wiſſenſchaft neu auszugeſtalten. Aus der Heimaterde ſog er 
ſeine Kraft. Dieſe bewußte Beſchränkung ermöglichte ihm bei aller 
Vielſeitigkeit die fruchtbare Vertiefung. Heute muß das Arbeitsfeld 
weiter abgeſteckt werden. Im Rahmen der nationalen Volkswirtſchaft 
haben ſich weltwirtſchaftliche Probleme immer mehr hervorgedrängt. 
Das iſt natürlich auch Schmoller nicht verborgen geblieben; aber er 


betrachtete dieſe neuemporſteigenden Aufgaben mehr wie ein in der 


Ferne auftauchendes Geſtade, das er mit eigenem Fuß zu betreten 
und zu durchſtreifen nicht immer gewillt war. Wie Schmoller bei 
der Übernahme ſeines Jahrbuches ſich das ſtolze Ziel, das er ſein 
Leben lang verfolgt hat, ſteckte, eine deutſche Volkswirtſchaftslehre 
den großen geſchichtlichen Wandlungen des deutſchen Volkes ent⸗ 
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ſprechend aufzubauen, jo hat er vielleicht als dringendſte Aufgabe 
hinterlaſſen, ſich mit der folgenſchweren Tatſache, daß jede Volks⸗ 
wirtſchaft unter den regelmäßigen Verhältniſſen, die ſich im Frieden 
herausgebildet hatten, international bedingt iſt, wiſſenſchaftlich und 
praktiſch abzufinden. Damit iſt nicht eine neue Wiſſenſchaft, eine 
beſondere Weltwirtſchaftslehre entſtanden; aber die Volkswirtſchafts⸗ 
lehre muß nach neuen Richtungen ausgebaut werden, ſeitdem ihre 
Probleme und ihre wiſſenſchaftliche Bearbeitung die Kulturwelt um⸗ 
ſpannt. Dieſem nötigen weltwirtſchaftlichen Ausbau der Wiſſenſchaft 
vom Wirtſchaftsleben muß auch das Jahrbuch dienen, wenn es im 
Geiſte ſeines bisherigen Leiters weitergebildet werden ſoll. Auch 
ſein Feld muß die Welt werden. 

| Allerdings zwingt der Krieg einſtweilen noch zur Zurückhaltung. 
Aber die weltwirtſchaftlichen Probleme hat er nicht verringert, ſon⸗ 
dern nur umgewandelt und vielfach vergrößert. Entwicklungs⸗ 
tendenzen, die ſonſt vielleicht verborgen geblieben wären oder nur 
langſam ſich entfaltet hätten, hat er gewaltig beſchleunigt und zu 
den Aufgaben, die ſchon aus der regelrechten Entwicklung der 
Friedenszeit erwachſen waren, neue von einer Größe und Eigenart 
hinzugeſellt, wie ſie die Menſchheit bisher nicht gekannt hat. Jeder 
große Krieg rüttelt an den Grundlagen des Staates; ganz beſonders 
in dem jungen Deutſchen Reich mit ſeiner verwickelten bundesſtaat⸗ 
lichen Verfaſſung verlangen die Fragen ſeiner Organiſation von 
neuem Prüfung und Beantwortung. Was nach dem Kriege von 
1870/71 neugeſchaffen worden iſt, muß nach der gewaltigen Probe 
dieſes neuen Krieges noch einmal auf ſeine Wetterbeſtändigkeit und 
Zweckmäßigkeit unterſucht werden. Es entſpricht nur ſeinem ur⸗ 
ſprünglichſten Zwecke, wenn das Jahrbuch an dieſen Unterſuchungen 
ſich beteiligt; ſie aus dem heißen Kampf des Tages und über die 
Einſeitigkeit der Parteianſchauungen zu erheben, wird ſtets eine der 
Hauptaufgaben der Wiſſenſchaft ſein. 

Eine Beſonderheit dieſes Krieges iſt es jedoch, daß er auch das 
Wirtſchaftsleben in allen ſeinen Tiefen aufgewühlt hat. Man kann 
faſt von einer Auflöſung der bisherigen Verfaſſung unſerer Volks⸗ 
wirtſchaft ſprechen. Wieder iſt, wie nach dem Kriege von 1870/71, 
in weitgehendem Maße ein Neubau aufzuführen, aber dieſes Mal 
nicht im freien Schaffen endlich entfeſſelter Kräfte, ſondern unter 
dem Druck von Staatsnotwendigkeiten, wie er bisher noch nicht 
verſpürt worden iſt. Die Deckung der Kriegsausgaben würde ein 
Volk, wenn es allein unter allen Völkern vor dieſe Aufgabe ge⸗ 
ſtellt wäre, zu Boden drücken. Erträglich wird die ſchwere Bürde 
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erſt dadurch, daß fie alle trifft, die am Kriege beteiligt waren, und 
zum Vorſprung im Wettkampf der Völker wird ſie ſogar dem ver⸗ 
helfen können, der Einſicht und Kraft hat, ungeſtört durch einſeitige 
Theorien und parteipolitiſche Tageswünſche Staat und Wirtſchaft 
für die neuen Bedürfniſſe und Ziele einheitlich zu zuſammengefaßter 
Kraft aufs wirkſamſte zu organiſieren. Dieſen neuen Rieſenaufgaben 
der Finanzreform und der Übergangswirtſchaft, die auf lange Zeit 
nicht nur der deutſchen Volkswirtſchaft, ſondern der ganzen Welt⸗ 
wirtſchaft ihr entſcheidendes Gepräge leider geben werden, wird das 
Jahrbuch ganz beſonders ſeine Aufmerkſamkeit zuwenden müſſen. 
Die ſchweren Wunden, die der Krieg geſchlagen hat, und die reichen 
Neuſchöpfungen und Anregungen, die ihm zu danken ſind, die tief 
wirkenden Verſchiebungen, die er rings auf dem Erdball verurſacht 
hat, und die großen Umgeſtaltungen im Verhältnis von Staats⸗ 
und Privatwirtſchaft, die er faſt in jedem großen Staate unvermeidlich 
macht — all das heute noch kaum zu überſehende und auf ſeine 
Dauerhaftigkeit ſchwer zu beurteilende Neue, das der Krieg un⸗ 
mittelbar hervorgerufen hat und noch weiter hervorzwingt, werden 
auf lange Zeit der Praxis und der Wiſſenſchaft des Wirtſchafts⸗ 
lebens Aufgaben von faſt unerſchöpflicher Fülle ſtellen. Das Be⸗ 
dürfnis, mit Hilfe zuſammenfaſſender Arbeiten berufener Männer und 
Frauen aus allen Stellungen und Schichten einen Überblick über das 
Erſtrebte und Erreichte zu gewinnen, wird in weiten Kreiſen, denen 
es früher unbekannt geblieben war, lebendig werden. Wie das 
politiſche Intereſſe durch den furchtbaren kriegeriſchen Zuſammenſtoß 
der Völker eine Verbreitung wie nie zuvor gefunden hat, ſo iſt auch 
im Wirtſchaftsleben die Einſicht gewachſen, daß jeder einzelne nur ein 
Glied eines großen Ganzen iſt und nur zur vollen Wirkſamkeit und 
zu einer klaren Einſicht in ſeine Wirkſamkeit gelangen kann, wenn er 
vom Ganzen und ſeiner Entwicklung eine lebensvolle Vorſtellung ſich 
verſchafft. Nur Wiſſenſchaft und Praxis im verſtändnisvollen Bunde 
vermögen dieſe Aufgabe zu erfüllen. 

Cb'benſo iſt im Bereich der Wiſſenſchaft das Bedürfnis nach 
Zuſammenfaſſung noch im Wachſen. Natürlich ſoll das Jahrbuch 
zunächſt die alten Schmollerſchen Beziehungen zu Hilfs⸗ und Nachbar⸗ 
wiſſenſchaften weiter pflegen. Vor allem der Wirtſchaftsgeſchichte, 
die Schmoller mit der Wirtſchaftslehre ſo enge verknüpft hat, ſoll 
es nach wie vor mit Vorliebe eine Stätte bieten; auch ſoll der Ver⸗ 
faſſungs⸗ und Verwaltungsgeſchichte ſowie der nach feſten Grenzen 
und allgemeiner Anerkennung ringenden Geſellſchaftslehre weiter Be⸗ 
achtung geſchenkt werden; und endlich ſoll die alte Verbindung mit 
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der Philoſophie, möglichſt dem Zuge der Entwicklung entſprechend, 
noch vielſeitiger ausgeſtaltet werden. Nur die Unterſtützung durch 
Vertreter dieſer Fächer wird das möglich machen. Um fie wird im 
Sinne des Verſtorbenen aufs herzlichſte gebeten. Aber Unterſtützung 
aus noch weiteren Kreiſen iſt nötig. Unabläſſig hat der Grundſatz 
der Arbeitsteilung in der Wiſſenſchaft fortgewirkt. Insbeſondere in 
Verbindung mit den Aufgaben, welche die landwirtſchaftlichen, tech⸗ 
niſchen und Handelshochſchulen zu erfüllen haben, ſind in der land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebslehre, in den technologiſchen Fächern, in der 
Lehre von der Handelstechnik neue Zweige der Wiſſenſchaft heran⸗ 
gewachſen, welche bisher von der Volkswirtſchaftslehre faſt unbeachtet 
geblieben ſind und doch ſo viel Wertvolles auch dem Volkswirt 
bieten, daß ihre Vernachläſſigung immer mehr zum fühlbaren Mangel 
werden muß. Mit ihren volkswirtſchaftlich wichtigen Ergebniſſen 
ſoll das Jahrbuch hinfort möglichſt vertraut machen. 

So ſoll das alte Streben, Wiſſenſchaft und Praxis gemeinſam 
zu dienen, auch für die neue Schriftleitung maßgebend bleiben. Nicht 
nur ſoll fortgefahren werden, geeignete Kräfte aus den Staats⸗ und 
Gemeindeverwaltungen heranzuziehen, ſondern es ſoll verſucht werden, 
auch noch weitere Brücken zwiſchen Theorie und Praxis zu ſchlagen. 
Die Nachbarfächer, welche praktiſchen Zielen dienen, ſollen aus ihrer 
ſchädlichen Iſolierung und Vergeſſenheit befreit und ihnen zur ge⸗ 
bührenden Anerkennung auch im Bereiche der Volkswirtſchaftslehre 
verholfen werden. Ebenſo ſollen wiſſenſchaftlich geſchulte Kräfte 
aus den zahlreichen und wichtigen Intereſſentenorganiſationen über 
Probleme ihres Erfahrungsbereiches zu Worte kommen. Keine theo⸗ 
retiſche Richtung, keine wirtſchaftliche und politiſche Partei ſoll daran 
gehindert ſein, im Rahmen einer ſachlichen Erörterung ihre Gründe 
in die Wagſchale zu werfen. Jeder iſt willkommen, der die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Erkenntnis zu fördern oder praktiſch den Problemen der 
Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft zu dienen vermag. 

So iſt das Arbeitsfeld in ſteter Weitung begriffen. Natürlich kann 
es nicht Aufgabe des Jahrbuches ſein, in ſeiner ganzen Ausdehnung 
Rohſtoff zu ſammeln. Früher war das etwas anderes. Als es 
galt, auf deutſcher Erſahrungsgrundlage die Lehre vom Wirtſchafts⸗ 
leben neu zu errichten, da war bloße Stoffſammlung auch vielfach 
Bedürfnis. Auch heute kann ſie natürlich nicht entbehrt werden; 
aber ſie iſt heute in kapitaliſtiſchen Organiſationen, zum Teil los⸗ 
gelöſt von der Wiſſenſchaft, zum Teil mit ihr nur noch in lockerer 
Verbindung, verſelbſtändigt worden. Wie ſchon vor dem Kriege wird 
es auch nach ihm an wiſſenſchaftlichen Rohſtoffen nicht fehlen. Die 
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Wiſſenſchaft kann ſich deshalb in dankbarer Benutzung des reichlich 
Dargebotenen regelmäßig darauf beſchränken, den Stoff zu beleben 
und fruchtbar zu machen. Nach wiſſenſchaftlichem Fertigſabrikat iſt 
das Bedürfnis um ſo dringender geworden, je mehr der Stoff an⸗ 
gewachſen iſt und das Arbeitsfeld ſich erweitert hat; und in der 
Güte pflegt ſolche Qualitätsarbeit, die auch allein für den, der ſie 
leiſtet, bildenden Wert in vollem Maße entfaltet, um ſo höher zu 
ſtehen, je mehr die Fülle des Rohſtoffes hinter der künſtleriſchen 
Knappheit der Formung verſchwindet. Die Zeit, für welche ein 
Hunger nach Tatſachen vor allem kennzeichnend war, iſt vorüber; 
ein Hunger nach innerer Zuſammenfaſſung durchzieht heute das 
deutſche Volk, vielleicht die ganze Menſchheit. Auch alle Erſchwerungen 
der Tatſachenermittlung, die der Krieg geſchaffen hat, haben daran 
nur vorübergehend etwas geändert. Die geiſtige Durchdringung des 
Stoffes, ſeine Klarlegung in ſeinen Urſachen, ſeine Zuſammenfaſſung 
unter großen Geſichtspunkten, iſt heute die Aufgabe. Solcher Theo⸗ 
retiſierung des Tatſachenmaterials muß auch das Jahrbuch dienen, 
und ſo wichtig ſeine Verbindung mit der Praxis iſt, die Pflege der 
Theorie darf darunter nicht leiden. Nur mit ihrer Hilfe können 
verwickelte Tatbeſtände, die außerhalb des Bereiches der Erfahrungen 
eines einzelnen liegen, in ihrer Eigenart, ihren Urſachen und Folgen 
richtig erfaßt werden. 

Nur ſolche äußerſte Zuſammendrängung des Rohſtoffes, wie ſie 
wiſſenſchaftliche Fertigarbeit mit ſich bringt, ermöglicht es, den vielen 
Aufgaben gerecht zu werden, ohne den Umfang des Jahrbuches ins 
unförmige anſchwellen zu laſſen. Ja, der Umfang ſoll ſogar eine 
Verringerung erfahren. Er ſoll auf einen handlichen Band herab⸗ 


gedrückt werden, der zur Durchſicht des Ganzen einladet; und eine 


Minderung des reichhaltigen Inhaltes ſoll dadurch vermieden werden, 
daß die Länge der einzelnen Beiträge immer mehr in beſtimmten 
Grenzen gehalten wird. Schon die Papiernot erzwingt eine ſolche 
von vielen Seiten gewünſchte Kriegsſchlankheit. In der Hoffnung, 
daß ſie ſich als Verjüngung erweiſe, ſoll ſie beibehalten werden. 
Aber dieſe Beſchränkung reicht zurzeit nicht aus. Den Anforderungen 
des Krieges kann nur entſprochen werden, wenn vorübergehend im 
neuen Jahrgang von den vier Heften eines ganz in Fortfall kommt, 
zumal da es ausſichtslos erſcheint, den im Erſcheinen eingetretenen 
Zeitverluſt von drei Monaten unter den gegenwärtigen Verhältniſſen 
wieder einzuholen. 
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Guſtav v. Schmoller 
Von Arthur Spiethoff 


er große Meiſter unſerer Wiſſenſchaft, der dieſem Jahrbuch 
Anſehen und Namen gegeben hat, iſt uns am 27. Juni 1917 
entriſſen. Klaffende Lücken hinterläßt er an allen Stellen. Am 
meiſten vielleicht in dieſem Jahrbuch, das der weithin ſichtbarſte 
Ausdruck ſeines Wirkens war. Faſt vier Jahrzehnte hindurch hat 
er hier auf der Warte geſtanden und das volkswirtſchaftliche Leben 
in Weltweisheit ſich ſpiegeln laſſen, hier hat er einen großen Teil 
ſeiner Forſchungen niedergelegt und mit unerreichter Vielſeitigkeit, 
mit Gerechtigkeit‘ und Güte als Förderer und Kritiker gewaltet. 
Ruhigeren Zeiten muß vorbehalten bleiben, Schmollers Wirken im 
Anſchluß an eine Darſtellung ſeiner Arbeiten und im Verhältnis zu 
ſeiner Umwelt in gelehrter Unterſuchung vorzuführen. Hier ſei nur 
kurz ein ganz perſönliches Bild des Menſchen und ſeines Werkes 
gegeben, wie es ſich mir darſtellt, der faſt zehn Jahre ſein täglicher 
Mitarbeiter geweſen iſt, und dem er ein zweiter Vater war. 
Schmoller hat den Geſichtskreis der Volkswirtſchaftslehre in 
ſeltener Weiſe erweitert, indem er neue Erkenntnisquellen erfchloſſen 
und neue Hilfsgebiete gepflegt hat. Die Wirkung war ſo verblüffend, 
daß man verneinte, das neue Gebilde als Volkswirtſchaftslehre be⸗ 
zeichnen zu können. Ein gütiges Schickſal hat ihn erleben laſſen, 
wie die Zweifler nach und nach dieſelbe Fährte gingen. 
Schmollers Werk iſt mit feſten Zügen in die Geſchichte 
unſerer Wiſſenſchaft eingetragen. 
Er traf eine Voͤlkswirtſchaftspolitik an, die es recht 
fand, den Eigennutz das Wirtſchaftsleben lenken zu laſſen, die im 
freien Vertrag das große, alle Ungerechtigkeiten ausſchließende Rechts⸗ 
mittel der Schwachen und Beſitzloſen erblickte, die im volswirt⸗ 
ſchaftlichen Ablauf einen von natürlicher Eintracht gelenkten Natur⸗ 
vorgang ſah, der zielſtrebiger menſchlicher Eingriffe weder zugänglich 


Hermann Schumacher hat unmittelbar nach dem Hinſcheiden 
Guſtav v. Schmollers, als die Aufforderung zur Übernahme des Jahrbuches 
noch nicht an ihn ergangen war, dieſem einen Nachruf gewidmet, mit dem ſich 
der nachfolgende mannigfach berührt, und auf den hier ganz allgemein Bezug 
genommen wird (vgl. Technik und Wirtſchaft, Monatſchrift des Vereins 
deutſcher Ingenieure. 10. Jahrg., 8. Heft, Auguſt 1917). 
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noch bedürftig ſei. Ihr ſtellte er gegenüber eine planvolle Be⸗ 
einfluſſung der Volkswirtſchaft durch ein ſoziales Königtum und ein 
von Klaſſen und Parteien unabhängiges Beamtentum, die getragen 
ſind von den Forderungen der Sittlichkeit und Gerechtigkeit. Dieſe 
fittliche Forderung führte ihn zur Verwaltungsgeſchichte, um mit 
ihrer Hilfe die Beeinfluſſungsmöglichkeit der Volkswirtſchaft zu 
zeigen, ſie führte ihn zu einer umfaſſenden Heranziehung der Kultur⸗ 
geſchichte und Philoſophie, um die Volkswirtſchaftspolitik aus dem 
Gehenlaſſen eines Naturvorganges zu einer ethiſchen Diſziplin zu 
machen. | Ä 

Schmoller fand eine Volkswirtſchaftslehre vor, die die 
Volkswirtſchaft in einer Konſtruktion unveränderlicher Vorgänge 
darſtellte. Ihr ſetzte er die Volkswirtſchaft als ein geſchichtliches 
Entwicklungsgebilde entgegen. Die herrſchende Lehre gipfelte in 
den Marktvorgängen einer abſtrakten Verkehrswirtſchaft. Er betonte, 
dies ſei nur ein ganz kleiner Ausſchnitt der von der Volkswirtſchafts⸗ 
lehre zu behandelnden Erſcheinungen, dem nicht die beigemeſſene, 
alles überragende Bedeutung zukomme. Die an ſich berechtigten 
Abſtraktionen, erklärte er, ſeien ſo blutleer und weſenlos, vernach⸗ 
läſſigten die volkswirtſchaftliche Wirklichkeit und ausſchlaggebende 
geſchichtliche, pſychologiſche und geſellſchaftliche Bedingungen in 
ſolchem Umfange, daß die Theorie zur Unfruchtbarkeit verurteilt ſei. 
Die Syſtembildungen erſchienen ihm unbegründet und voreilig. Die 
verſchlungenen, wirklichkeitsfremden Gedankengänge vieler der ge⸗ 
feiertſten Theoretiker verletzten ſein wirklichkeitsfrohes, anſchauliches 
Denken. Der Einſeitigkeit und Abwendung von der Wirklichkeit 
ſtellte Schmoller die Erfahrung jeder erreichbaren Art gegenüber. 
Vor allem wurde er ſo der einflußreiche Pfleger einer alle Zweige der 
Volkswirtſchaft durchforſchenden monographiſchen Spezialforſchung, 
der Befruchter der Wirtſchaftsgeſchichte und der Verwaltungs⸗ 
geſchichte, der Ausdeuter verwickelter Geſellſchaftserſcheinungen, der 
nachfühlende Erklärer letzter ſeeliſcher Beweggründe. Die weit 
auseinander und der Volkswirtſchaftslehre teilweiſe ſcheinbar ferne 
liegenden Gebiete waren durch ſeine Grundauffaſſung von der viel⸗ 
fältigen Bedingtheit der Volkswirtſchaft enge zu einem Zuſammen⸗ 
ſpiel verknüpft, ſie waren tragende Pfeiler eines geſchloſſenen Ge⸗ 
dankengebildes eigener Prägung, das moſaikartig die Elemente all 
dieſer Erfahrungszweige vereinigte. Einem ſo gearteten Geiſte 
konnte unmöglich zuſammenfaſſende Verallgemeinerung und einheit⸗ 
liche Urſacherklärung fremd ſein, ſie mußte ſich als ein notwendiges 
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inneres Bedürfnis ergeben. Eine wirklichkeitsfreudige Theorie war 
Schmollers letztes Ziel. Und er hat ſie geübt mit der ganzen Be⸗ 
geiſterung für die Erfahrung, die den Grundzug ſeines wiſſenſchaft⸗ 
lichen Menſchen bildet. Schmoller war nicht der erſte und einzige, 
der dem Rationalismus und Liberalismus eine geſchichtliche und 
ſtaatliche Auffaſſung entgegenſetzte, er war aber ſicherlich der erfolg⸗ 
reichſte und der eigentliche Schulbildner. Ureigener Boden, den er 
zuerſt fruchtbar gemacht, iſt die umfaſſende Heranziehung der neuen 
Hilfs⸗ und Grenzwiſſenſchaften für die Erkenntniszwecke der Volks⸗ 
wirtſchaftslehre. | 

Die organische Verbindung weit auseinanderliegender 
Erkenntnisquellen hat ihren vornehmſten Ausdruck im Grund⸗ 
riß der allgemeinen Volkswirtſchaftslehre gefunden. Die Bedeutung 
des Werkes liegt in der neuen, breiten Grundlegung und der weiten 
Grenzſteckung mit den Gebieten eigener jahrzehntelanger Forſchung 
als Kern. Die Geſamtheit der volkswirtſchaftlichen Vorwürfe iſt 
hier ungeteilt in einem einheitlichen Bau vereinigt. Vollendete 
Sachkenntnis, großzügige Auffaſſung bis in die Einzelheiten und 
eine Abgeklärtheit des Urteils, die nur als Weltweisheit gekenn⸗ 
zeichnet werden kann, ſind ſeine Eigenſchaften. Hier iſt zum erſten 
Male mit der geſchichtlichen Auffaſſung für ein ausgebautes Lehr⸗ 
gebäude in großem Stil Ernſt gemacht. Das volkswirtſchaftliche 
Leben iſt in einer Weiſe in feine biologiſch⸗ und techniſch⸗ natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen, in ſeine ſtaatlichen, geſellſchaftlichen, kulturellen 
und pfychologiſchen Zuſammenhänge geſtellt, daß etwas Neues ent⸗ 
ſtanden iſt. Erſtmalig ſind hier die Erfahrungen weiter neuer 
Wiſſensgebiete zur Einheit gebracht und der Volkswirtſchaftslehre 
eingefügt. Mit feinem Gefühl iſt vieles Unſichere und in ſeiner 
Tragweite noch Unabſehbare gerade I weit benutzt, daß Fruchtbarkeit 
gewährt und Schiefheiten und Übertreibungen vermieden werden. 
Nach dem Stande der Einzelforſchung konnte mancher grundſätzlich 
wichtige Geſichtspunkt zunächſt nur ſeine Stelle im Lehrgebäude er⸗ 
halten, anderes nur angeſponnen und nicht bis zur Antwort auf 
die eigentlich volkswirtſchaftliche Frageſtellung geführt werden. Das 
Ganze iſt ein kühner Wurf, geboren ebenſoſehr aus genialer Er⸗ 
findung wie aus Gelehrſamkeit ohnegleichen. 

Auch ohne den Grundriß wäre Schmollers Wirken durch un⸗ 
vergängliche Zeugniſſe auf der Ehrentafel unſerer Wiſſenſchaft ver⸗ 
zeichnet. Selbſt diejenigen, die ſeiner ſyſtematiſchen Arbeit und ſeinen 
auf grundſätzlichem Gebiet liegenden Beſtrebungen zweifelnd oder 
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ablehnend gegenüberſtehen, haben mit ganz wenigen Ausnahmen ſeine 
Bedeutung für die Einzelforſchung anerkannt. Er war es, 
der die hierdurch zu erreichende verbreiterte Erfahrungsgrundlage 
am ſtärkſten zum Grundſatz für die fruchtbare Weiterentwicklung 
unſerer Wiſſenſchaft erhob, er hat am vielſeitigſten und erfolgreichſten 
ſich ſelbſt daran beteiligt und als Anreger anderer an erſter Stelle 
geſtanden. So wurde erſt Schmoller recht eigentlich der Gründer 
einer neuen Schule. Er war der ausgeprägteſte Vertreter und der 
führende Geiſt der ſogenannten jüngeren hiſtoriſchen Volkswirtſchafts⸗ 
lehre. Unmöglich iſt es hier, alle Fragen zu erörtern, die er be⸗ 
arbeitet hat. Kein Gebiet der Volkswirtſchaftslehre fehlt, auf zahl⸗ 
reichen ſteht er durch grundlegende Unterſuchungen in vorderſter 
Reihe. Neben die alles umfaſſende Forſchertätigkeit im Bereiche der 
Volkswirtſchaftslehre trat die auf den großen Hilfs⸗ und Grenz⸗ 
gebieten der Verwaltungsgeſchichte, der Wirtſchaftsgeſchichte und der 
Geſellſchaftslehre. Gewiß haben dieſe Fächer auch andere große Ver⸗ 
treter, aber für uns iſt Schmoller ein Bahnbrecher. Er hat ſie als 
Volkswirtſchaftler bearbeitet, er hat ſie gemeinſam als Erkenntnis⸗ 
quellen nutzbar gemacht und der Volkswirtſchaftslehre eingefügt. Die 
Verwaltungsgeſchichte erbrachte ihm für ſeine volkswirtſchafts⸗ 
politiſchen Beſtrebungen den Beweis der Möglichkeit heilſamer Be⸗ 
amten⸗ und Staatstätigkeit, für die allſeitige Erklärung volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Geſchehens zeigte ſie ihm, „wie die ungeheuere Staats⸗ 
maſchine und die ganze Volkswirtſchaft mit tauſend Fäden zuſammen⸗ 
hängen und ſich gegenſeitig bedingen“. Dieſe ſcharfe Betonung des 
Staates iſt auch grundſätzlich bedeutſam, denn ſie verſtärkt die aus⸗ 
geſprochen geſchichtliche Auffaſſung im Gegenſatz zur rationaliſtiſchen 
des Liberalismus. Von der Wirtſchaftsgeſchichte wähnten 
viele, er wolle ſie an die Stelle der Volkswirtſchaftslehre ſetzen und 
dieſe darin aufgehen laſſen. Das war nicht der Fall; beide hat er 
ſelbſtändig nebeneinander beſtehen laſſen. Wir danken es nicht zuletzt 
Schmoller, wenn die Wirtſchaftsgeſchichte ein geſchichtliches Fach mit 
volkswirtſchaftlicher Frageſtellung und ein volkswirtſchaftliches Fach 
mit geſchichtlicher Methode wird. Während die Soziologie oft in 
Gefahr war und es noch iſt, eine unfaßbare Molluske zu werden, hat 
er durch volkswirtſchaftlich fruchtbare Frageſtellungen die Geſell⸗ 


ſchaftslehre untrennbar mit der Volkswirtſchaftslehre verknüpft. 


„Die geſellſchaftliche Verfaſſung der Volkswirtſchaft“ iſt ein Kapitel, 
das nicht wieder aus der Volkswirtſchaftslehre verſchwinden wird, 
die Arbeiten über Arbeitsteilung, Klaſſenbildung und Klaſſenkämpfe 
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find vorbildlich für geſellſchaftswiſſenſchaftliche Unterſuchungen, wie 
die Volkswirtſchaftslehre ſie gebraucht. 

Die dem Schmollerſchen erweiternden Erfahrungsſtreben gegenüber 
ſich ergebende Frage war, ob das Ergebnis für die ausgeſprochen 
volkswirtſchaftliche Erkenntnis belangreich ſei und dem Aufwande 
entſpreche. Der Grundriß iſt die Probe auf das Exempel. Eine 
beweiskräftige Antwort war nicht mit einer Erörterung dieſer Frage, 
ſondern nur durch ein Lehrbuch zu geben, das die Nutzanwendung 
der Einzelforſchung brachte. Welches iſt dieſe? Die alten 
Fragen der theoretiſchen Volkswirtſchaftslehre haben keine neue theo⸗ 
retiſche Meiſterung gefunden. Eine neue, vollkommenere Beſchreibung 
der den alten Fragen zugrunde liegenden Erſcheinungen hat aber 
nicht mindere Erkenntniſſe gebracht. Wir erhalten Einſicht in die 
Vielgeſtaltigkeit des Lebens, die eine neue Anſchauung bringt, neue 
Fragen aufwirft, vielfach das Schiefe, das Einſeitige, das Ausgehen 
von übertreibenden Werturteilen bei den alten Frageſtellungen zeigt. 
Voll erreicht iſt die oft ausgeſprochene Abſicht, darzutun, wie ſtark 
die Abſtraktionen der älteren Lehre die Wirklichkeit vereinfachen, wie 
weit ihre Theorie von einer Erklärung der uns umgebenden Er- 
ſcheinungen entfernt bleibt. Und hieran ſchließt ſich nun eine Fülle 
lebenſprühender Einzelerkenntnis, die uns wirklich heimiſch macht in 
unſerer Umgebung, die uns die Wirklichkeit handgreiflich nahe bringt. 
Schmoller beſchränkt ſich nicht auf das enge Gebiet der theoretiſchen 
Volkswirtſchaftslehre, ſondern ſucht unter der Bezeichnung allgemeine 
Volkswirtſchaftslehre die Geſammtheit aller volkswirtſchaftlichen Er⸗ 
ſcheinungen zu meiſtern. Indem er auf ſtarke Abſtraktionen ver⸗ 
zichtet und an ihre Stelle die Vielgeſtaltigkeit ſetzt, verzichtet er be⸗ 
wußt auf die Einfachheit und Geſchloſſenheit der älteren Lehre. Dem 
nahe zu kommen, bietet der vergrößerte Stoff und die in den Vorder⸗ 
grund rückende Summe zahlreicher Einzelerkenntniſſe große Schwierig⸗ 
keiten. Die Art, wie der Rieſenſtoff aufgebaut und zu einheitlicher 
Anſchauung gebracht wird, wie die großen Grenz⸗ und Hilfsgebiete 
dabei nutzbar gemacht werden, iſt ureigene Erfindung und in hohem 
Maße aufſchlußreich. Schmoller hat mit Erfolg die erwachſene und 
geſtellte Aufgabe in Angriff genommen, um die verbreiterte Erfahrungs⸗ 
grundlage das geiſtige Band zu ſchlingen, zu zeigen, daß die geleiſtete 
Arbeit wirklich der Volkswirtſchaftslehre zugute kommt und dieſe 
zu einer geſicherten Erfahrungswiſſenſchaft macht. Im großen Zu⸗ 
ſammenhang der geſamten Volkswirtſchaft iſt die Einſtellung der 
genannten neuen Hilfsgebiete auf die Bedürfniſſe volkswirtſchaftlicher 
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Erkenntnis begonnen. Schmoller konnte im umfaſſenden Rahmen 
des Grundriſſes viele volkswirtſchaftliche Zuſpitzungen vornehmen, 
volkswirtſchaftliche Zuſammenhänge deutlich machen oder in das rechte 
Licht rücken, die für ihn, nicht aber für die Vertreter anderer Grund⸗ 
anſchauungen offen zutage gelegen hatten. Bezüglich der Nutzbar⸗ 
machung der neuen Gebiete bleibt noch manches zu tun übrig. Theo⸗ 
retiſche Zuſpitzungen auf beſtimmte Frageſtellungen lagen Schmoller 
nicht beſonders am Herzen. Vor allem aber fehlt uns noch die 
volkswirtſchaftliche Aufbereitung des Rohſtoffes. Schmoller ſteht am 
Anfang. Erſt wenn Volkswirtſchaftler mit volkswirtſchaftlicher Frage⸗ 
ſtellung in größerem Umfang dieſe Gebiete ſelbſt bearbeitet haben, 
kann die volle Einfügung gelingen. Aber ſeine nächſte Aufgabe hat 
Schmoller gelöſt, er hat gezeigt, daß für uns fruchtbare Beziehungen 
zu dieſen bisher vernachläſſigten Gebieten vorhanden ſind, daß wir 
alle Veranlaſſung haben, ſie zu pflegen. 

Als erſter hat Schmoller ſich der ihn erfüllenden Aufgabe 
unterzogen, unſer geſamtes Erfahrungswiſſen einheit⸗ 
lich unter volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkten zu meiſtern. Wahr: 
ſcheinlich wird er der einzige bleiben. Nur eine Vielheit von Forſchern 
kann in gelungener Zuſammenarbeit das Begonnene fortſetzen. Wie 
oft das Große, war der Grundriß ſeiner Zeit vorausgeeilt. Fach⸗ 
liche Anerkennung hat ihm nicht gefehlt, und die Aufnahme bei den 
Leſern war ein buchhändleriſches Ereignis. Aber die ganze Leiſtung 
zu erfaſſen, ſcheint Zeit und Abſtand zu erfordern. Die bisherige 
Entwicklung der Wiſſenſchaft zeugt für das Werk, denn ſie bewegt 
ſich in der Richtung des Grundriſſes. So iſt Schmoller auch für 
abſehbare Zeit vor dem Schickſal bewahrt, als überholt empfunden 
zu werden. Noch lange wird die Emporführung der von Schmoller 
gepflanzten Keime die Volkswirtſchaftler beſchäftigen. Gegenwärtig 
geht eine Welle über uns, Schmoller zu unterſchätzen. Schumpeter 
hat ſich in ſeiner Dogmen⸗ und Methodengeſchichte nicht von ihr 
ergreifen laſſen, und ich zweifle nicht, daß ſie ſich verlaufen wird. 

Schmollers Wirken als Lehrer und Sozialpotitiker ſteht 
dem des Forſchers nicht nach. 

Er gehört zu jenen Zierden der Berliner Univerſität, die gleich 
groß als Gelehrte und als Lehrer waren. Schmoller ſchätzte die 
Bedeutung des Lehrberufes hoch ein und widmete ihr deshalb 
jede erforderliche Zeit. Er hatte das Herz für die Bedürfniſſe und 
Nöte der Jugend und brachte ihr das liebevolle Verſtehen entgegen. 
Seit Jahren haben Schmollers Vorleſungen zu den beſuchteſten der 
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Berliner Univerſität gehört. Als Hörſaal diente ihm ſeit lange das 
auditorium maximum. Er verſtand es, nicht nur den engeren Kreis 
der Volkswirtſchaftler, ſondern auch Angehörige anderer Fächer und 
die große Menge der Juriſten zu feſſeln. Viele ſeiner Hörer hat 
er mit jener Begeiſterung für die Wiſſenſchaft und ſeine Perſon er⸗ 
füllt, die das Studium zum idealen Lebensinhalt und die Begegnung 
mit dem Lehrer zum Lebensereignis macht. Vom Profeſſor verlangte 
er die Fähigkeit, die innere Teilnahme der Hörer zu gewinnen, und 
er konnte einem Univerſitätslehrer nicht leicht etwas Belaſtenderes 
nachſagen, als er ſei langweilig. Der Vorleſungsbeſuch ſollte keine 
Pflicht, ſondern eine edle Freude ſein. Aber nicht mit billigen Mitteln 
wurde das erreicht. Er diktierte die Grundzüge ſeines Vortrages, 
um dem Hörer für die Einprägung einen geſicherten Anhalt zu bieten, 
und dieſe Diktate arbeitete Schmoller vor jeder Vorleſung neu aus. 
Seine eigene Vorbereitung war die allerſorgfältigſte. Auch dem 
Fernſtehenden wird ein untrüglicher Einblick in ſeine Vorleſungs⸗ 
tätigkeit eröffnet, wenn er ſich der Bemerkung in der Grundrißvorrede 
erinnert, „daß die ſtärkſte Anſpannung der geiſtigen Kräfte doch bei 
der Vorbereitung auf die Vorleſung ſtattfinde, und daß meine beſten 
allgemeinen Gedanken mir dabei kommen“. — Den Höhepunkt ſeiner 
Lehrtätigkeit bildete das Seminar. Als erſter hat er ſchon in Halle 
begonnen, Übungen nach dem Muſter der Hiſtoriker zu halten, und 
bald war ſein Seminar eine hohe Schule unſerer Wiſſenſchaft. In 
den Übungen gab er ſein Beſtes, und er erhob ſie zu wahren Weihe⸗ 
ſtunden. Die Vielſeitigkeit ſeines Geiſtes, die Wärme ſeines Gemütes, 
die Hingebung an den Lehrberuf und eine ſeltene Fähigkeit, die 
keimende Eigenart zu erfaſſen, wirkten zuſammen. So entſchieden 
er ſeine Überzeugungen zur Geltung brachte, ſo feſt er als Führer 
war, ſo fern lag es ihm, ſeine Schüler geiſtig unfrei zu machen. 
Sein Einfluß war ſtark und wirkte überall als Ferment, aber alle, 
die ſich ihm anvertrauten, haben ihre eigene Art bewahren können. 
Dafür hat er ſich ihre beſondere Dankbarkeit erworben, dafür ſchuldet 
ihm Dank die deutſche volkswirtſchaftliche Wiſſenſchaft. Sein Kreis 
umfaßt alle methodologiſchen Richtungen, alle Sachgebiete, alle 
politiſchen Auffaſſungen. Deshalb iſt es unmöglich, im kleinlichen 
und engen Sinne von einer Schule zu ſprechen, obwohl ſicherlich 
kein zeitgenöſſiſcher volkswirtſchaftlicher Lehrer tieferen und breiteren 
Einfluß geübt hat als Schmoller. Die Fülle ſeines Menſchen⸗ und 
Gelehrtentums und die Weite ſeiner Seele offenbarten ſich über⸗ 


wältigend im Verkehr mit dem heranwachſenden N Jedem 
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hat er anderes geben können, jeden hat er auf deſſen eigenem Wege 
gefördert. Allen war er in ſeiner Lebensführung, ſeinem Erkenntnis⸗ 
drang, ſeiner Hingebung an die höchſten Ziele menſchliches 
Vorbild. | | 

In engem Zuſammenhang mit Schmollers Beruf zum Lehramt 
ſtand ein eigener Spürſinn, ein feines Gefühl, jedem ſeine ihm an⸗ 
gemeſſene Aufgabe zu geben, für jede Aufgabe den rechten Mann 
zu finden. Das machte ihn zum erfolgreichen Veranſtalter großer 
wiſſenſchaftlicher Sammelunterſuchungen. Er war ein 
Gegner von Preisaufgaben und zog es vor, in feſtem Auftrage die 
Aufgaben bearbeiten zu laſſen. Wenn er in einen neuen Kreis ein⸗ 
trat, wußte er ſehr bald, Arbeitskräfte und Geldmittel für planvolle 
gelehrte Arbeit zu gewinnen. So entſtanden in Straßburg die 
„Staats- und ſozialwiſſenſchaftlichen Forſchungen“ als Sammelſtätte 
für Einzelunterſuchungen aus allen Gebieten ſeines Faches, in Berlin 
das Werk der Akademie der Wiſſenſchaften über die preußiſche Ver⸗ 
waltungsgeſchichte „Acta borussica, Denkmäler der preußiſchen 
Staatsverwaltung im 18. Jahrhundert“ und die Veröffentlichungen 
des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg. Auch die Unter⸗ 
ſuchung des Vereins für das Wohl der arbeitenden Klaſſen über 
Entlöhnungsmethoden iſt hier zu nennen. Allen überlegen an Be⸗ 
deutung ſind in ihrer zentralen Stellung für die volkswirtſchaftliche 
Wiſſenſchaft die „Schriften des Vereins für Sozialpolitik“ und ſein 
„Jahrbuch für Geſetzgebung, Verwaltung und Volkswirtſchaft im 
Deutſchen Reiche“. Erleichtert wurde Schmoller dieſe umfaſſende 
Herausgebertätigkeit durch das wiſſenſchaftliche Verſtändnis ſeines 
großgemuten Verlegers Dr. Carl Geibel, mit dem er durch enge 


Geſinnungsgemeinſchaft in perſönlicher Freundſchaft verbunden war. 


Ebenbürtig neben dem Gelehrten ſteht der Sozialpolitiker. 
Die ſoziale Reform bildete für Schmoller ein weſentliches Stück 
ſeiner Welt⸗ und Staatsauffaſſung. Die kulturelle und wirtſchaft⸗ 
liche Emporhebung der unteren Klaſſen war ihm eine Forderung der 
Sittlichkeit und Gerechtigkeit, dafür zu kämpfen, entſprang einem 
inneren Triebe und machte ihm das Leben wertvoll. Er ſah in der 
ſozialen Reform das große Zähmungsmittel der Klaſſenkämpfe, das 
Geſellſchaft und Staat vor Zerfleiſchung und Untergang ſchützen, das 
ihnen ſozialen Frieden und geſellſchaftliche Geſundheit erhalten ſoll. 
Auf Schmollers Wirken geht es mit zurück, wenn dieſe Überzeugungen 
bei immer weiteren Schichten ſeines Zeitalters zur Herrſchaft kamen. 
Stets wird es ein Ruhmestitel der Volkswirtſchaftler des jungen 
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Deutſchen Reiches fein, die ſoziale Reform auf ihr Banner geſchrieben 
zu haben. So weit die Vertreter des Faches in gelehrten und poli⸗ 
tiſchen Fragen auseinandergehen mochten, die Forderung der ſozialen 
Reform ließ ſie zu geſchloſſener Sturmtruppe zuſammentreten. 
Gewiß iſt es eine bedeutſame Erſcheinung, wenn der für dieſen Zweck 
gebildete „Verein für Sozialpolitik“ zur Sammelſtätte der gelehrten 
Volkswirtſchaftler überhaupt werden konnte und eine andere Organi⸗ 
ſation unnötig machte. Man braucht die Stimme der Wiſſenſchaft 
für das politiſche Geſchehen nicht zu überſchätzen und wird doch die 
Bedeutung dieſer politiſch⸗gelehrten Strömung hoch anſchlagen müſſen. 
Alle Hochſchulen wurden von ihrem Geiſt erfüllt, und ihrem Einfluß 
konnte ſich kein Gebildeter entziehen. Schmoller hatte als junger 
Gelehrter 1864 drei Aufſätze über die Arbeiterfrage für die Preußi⸗ 
ſchen Jahrbücher geſchrieben und war ſeitdem eine der treibenden 
Kräfte dieſer Bewegung. Er hat 1872 dem Verein für Sozialpolitik 
die Taufrede gehalten und ihn ſeit 1890 durch 27 Jahre geleitet. 
Seine Streitſchrift gegen Treitſchke „Über einige Grundfragen des 
Rechts und der Volkswirtſchaft“ iſt eine klaſſiſche Begründung des 
ganzen Standpunktes, und im „Grundriß“ führte er dann die 
Sozialpolitik im großen Rahmen der Geſellſchaftsgeſchichte vor, 
ſchilderte durch ausführliche Darſtellung ihre Rolle für Volkswirt⸗ 
ſchaft und Staat. Eine Sonderausgabe dieſer Abſchnitte und die 
Fortführung bis zum Kriege und deſſen Erfahrungen hat ihn in ſeinen 
letzten Monaten beſchäftigt. „Die ſoziale Frage“ bildet ſein politi⸗ 
ſches Vermächtnis an das deutſche Volk. Wohl nirgend ſo wie hier 
kommen die Vorzüge feiner Geiſtesart zur Geltung. Selten iſt die 
ſoziale Frage ſo tief erfaßt, ſelten iſt die ſoziale Reform ſo aus 
breitem Zuſammenhang als Notwendigkeit begründet. Der Ethiker, 
Soziologe, Hiſtoriker, Volkswirt und Politiker haben gleicherweiſe an 
dieſer kraft⸗ und weisheitvollen Darlegung mitgewirkt. | | 
Als Politiker, im Anſchluß an eine Partei, iſt Schmoller nie 
hervorgetreten, und auch als Redner in der politiſchen Bewegung 
hat er ſich nicht betätigt. Ihm fehlte die demagogiſche Leidenſchaft 
und wohl auch die volkstümliche Ader. In Halle war er Stadt⸗ 
verordneter geworden aus Gründen, die ſeiner Teilnahme an den 
Aufgaben der Verwaltung entſprangen, und als Vertreter der Ber⸗ 
liner Univerſität im Herrenhauſe hat er hauptſächlich als Gelehrter 
und Bannerträger der Sozialreform das Wort ergriffen. Aber die 

im engeren Sinne politiſchen Fragen haben ihn tief bewegt, und er 
hat ſich nachhaltig mit ihnen beſchäftigt; zu allen großen politiſchen 
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Tagesfragen hat er ſich ſchriftſtelleriſch geäußert, und feine politiſchen 
Anſchauungen haben ſeine ſozialpolitiſche Haltung weſentlich beein⸗ 
flußt. Seine Stellung zu Monarchie, Beamtentum und Demokratie 
wurzelt in ſeiner perſönlichen und gelehrten Eigenart. Er war kein 
Romantiker, und das nationaldynaſtiſche Pathos lag ihm faſt ebenſo 
fern wie eine Schwärmerei für Volksherrſchaft und Gleichmacherei. 
Als Geſchichtsforſcher mit beſtimmten Überzeugungen über deutſche 
Eigentümlichkeiten und Notwendigkeiten, als Seelenforſcher und Ge⸗ 
ſellſchaftswiſſenſchaftler kam er zu feinen Meinungen. Steigende 
Demokratiſierung ſah er als eine unentrinnbare, aber auch notwendige 
und heilſame Entwicklung an. Sich ihr gewaltſam entgegenzuſtemmen, 
hielt er für geradeſo ſchädlich wie töricht, und deshalb war er ebenſo 
ein Gegner des Sszialiſtengeſetzes wie patriarchaliſcher Sozialpolitik. 
Aber er war auch erfüllt von den Gefahren der Demokratie. Die 
Maſſenleidenſchaften, die Unberechenbarkeiten und fehlenden geiſtigen 
und ſeeliſchen Sicherheiten bei Maſſenentſcheidungen, die Wahrſchein⸗ 
lichkeit der Diktatur volkstümlicher Führer, die Gefahr blutiger Re⸗ 
volution und Klaſſenherrſchaft haben ihm die demokratiſchen Bewe⸗ 
gungen als eine der ernſteſten Angelegenheiten erſcheinen laſſen. Um 
die notwendige Entwicklung dieſer Gefahren zu entkleiden und ihre 
günſtigen Seiten ſicherzuſtellen, betonte er Schule, Vereinsweſen und 
Selbſtverwaltung als Erziehungsmittel und die erbliche, nationale, 
ſozial empfindende Monarchie und ein über den Parteien ſtehendes, 
unabhängiges Beamtentum als Gegengewichte. Monarchiſche und 
Verwaltungs⸗Mißbräuche überſah er dabei nicht, gegen ſie forderte 
er mit demſelben Nachdruck demokratiſche Gegengewichte. In dem 
richtigen Verhältnis demokratiſcher Einrichtungen zu Monarchie und 

Beamtentum, in der immer wieder geglückten geſchichtlichen Anpaſſung 
dieſer drei aneinander erblickte er das politiſche und geſellſchaftliche 
Heil des deutſchen Volkes. Der große Krieg und die Verkennung 
unſerer Staatseinrichtungen durch unſere Feinde war Veranlaſſung, 
daß Schmoller in dem Sammelwerk „Deutſchland und der Weltkrieg“ 
ſeine Überzeugungen über dieſen Gegenſtand zuſammenfaßte. Es iſt 
eine Abhandlung, wie ſie als reife Frucht nur ein Mann geben kann, 
der aus den Erfahrungen und Forſchungen eines langen Lebens die 
letzten Ergebniſſe zieht. | 

Schmollers Perſönlichkeit it reich und vollgegliebert, 
und nur ſchwer kann ſie ganz erfaßt werden. 

Sein Entwicklungsgang läßt ſich leicht überfehen. In der 
Hauptſache ift er unbeeinflußt von außen zu feinen Grundanſchauungen 
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gekommen. Aber die Einmündung in die Volkswirtſchaftslehre und 
die gelehrte Laufbahn ſcheinen in ſtärkerem Maße durch äußere Ver⸗ 
hältniſſe herbeigeführt zu ſein. Welche inneren Antriebe ihn zur 
Volkswirtſchaftslehre führten, hat er uns nicht berichtet, weder in 
ſeiner Geburtstagsrede noch in ſeinem Aufſatz über die Jugendjahre. 
Die Überlieferung der väterlichen Familie wies ihn auf die Beamten⸗ 
laufbahn und die ſtaatswiſſenſchaftliche Fakultät. Auf der Tübinger 
Univerſität hat er ſich hauptſächlich mit Geſchichte, am wenigſten mit 
Volkswirtſchaftslehre beſchäftigt, und den größten Eindruck hat dort 
Max Duncker auf ihn gemacht, während er von Schüz und Helferich 
immer mitleidig ſprach und jede Beeinfluſſung durch ſie verneinte. 
Die ſtaatswiſſenſchaftliche Fakultät ſtellte eine Preisaufgabe über die 
national⸗ökonomiſchen Anſichten der Reformatoren. Schmoller dürfte 
zu deren Bearbeitung dadurch angeregt worden ſein, daß ſie ihm die 
Betätigung ſeiner geſchichtlichen und philoſophiſchen Neigungen erlaubte 
und zugleich die Verwendung als Diſſertation im Rahmen der ſtaats⸗ 
wiſſenſchaftlichen Fakultät eröffnete. Auch Schmollers zweite Arbeit, 
die ihm den Ruf nach Halle eintrug, war durch äußere Umſtände 
veranlaßt. Nach Ablegung der erſten Staatsprüfung mußte er in 
den Vorbereitungsdienſt treten, und da er durch die Tätigkeit auf 
dem Amt ſeines Vaters die Verwaltung ſchon kannte, bat er um 
Zuweiſung an das unter Leitung ſeines Schwagers Rümelin ſtehende 
Statiſtiſche Bureau. Die eben erfolgte Gewerbezählung von 1861 
gab Veranlaſſung, deren Bearbeitung Schmoller zu übertragen. — 
Schmoller hat uns berichtet, ſein Schwager habe ihn zur Hochſchul⸗ 
laufbahn ermuntert. Zugleich fügt er bei, fein Euͤtſchluß ſei herbei⸗ 
geführt durch den Sturm der Entrüſtung, den 1862 ſeine Schrift 
für den preußiſch⸗franzöſiſchen Handelsvertrag und gegen die württem⸗ 
bergiſche Regierung im Ländle auslöſte, und der ihm dort den 
Staatsdienſt verſperrte. Und vollends war für Schmollers gelehrte 
Laufbahn entſcheidend, daß er 1864 nach Halle berufen wurde, noch 
ehe er habilitiert war. — Ohne die Überlieferung der väterlichen 
Familie, die Notwendigkeit des Brotſtudiums und die Verbindung 
mit Guftav Rümelin wäre Schmoller wohl nicht zur Volkswirtſchafts⸗ 
lehre gekommen, ſondern bei der Geſchichte oder Philoſophie 
geblieben. Nachdem er ſich der Kameralwiſſenſchaft zugewendet 
hatte, iſt der Austritt aus dem württembergiſchen Verwaltungs⸗ 
dienſt durch äußeren Einfluß mindeſtens entſchieden und der Über⸗ 
gang zur Univerſität unter beſonderer Gunſt der äußeren Verhältniſſe 
vollzogen. 
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In den Jahren größter Empfänglichkeit hat Schmoller unter 


dem Einfluß ſeines Schwagers Guſtav Rümelin geſtanden. Daß 


beide Männer ſo vielfach übereinſtimmen, geht aber auf ihre große 
natürliche Ahnlichkeit zurück, nicht auf Schmollers Bildung an dem 
älteren. Entſcheidend war Rümelin allerdings für die frühzeitige 
und gründliche Abſage Schmollers an die Kleinſtaaterei, 
für deſſen inneres Verhältnis zum preußiſchen Staat und ein unter 
preußiſcher Führung ſtehendes Deutſchland. In Schmollers ſchwäbi⸗ 
ſcher Familie und Umgebung herrſchten großdeutſche, preußengegneriſche 
Neigungen, und Rümelin hatte hier einen ſchweren Stand. Aber 
Schmollers Entſcheidung für Preußen vollzog ſich trotzdem und war 
gefeſtigt, bevor er dorthin überſiedelte. Die erwähnte Schrift über 
den preußiſch⸗franzöſiſchen Handelsvertrag bezeugt es. 

Wenn auch nicht ausgeſprochen mit der. Volkswirtſchaftslehre, 
ſo war Schmoller doch mit der Wiſſenſchaft ſchon als Jüngling durch 
innere Neigung und Veranlagung innig verbunden. Die Art, wie 
er ſeine Studien anlegte, und der Ernſt, mit dem er ſich in die 
Philoſophie vertiefte, zeigen ihn frühe als Erkenntnisſucher. Er war 
ein frühreifer und ſelbſtändiger Geiſt. Die zahlreichen Arbeiten, 
die er vor ſeiner Berufung als 22- bis 26 jähriger aus den ver⸗ 
ſchiedenſten Gebieten erſcheinen ließ, beweiſen das auch dem Fern⸗ 
ſtehenden. Schmoller iſt zeitig die Bedeutung der Verwaltung für 
die Volkswirtſchaft deutlich geworden, als er vor dem Univerſitäts⸗ 
bejuch 1½ Jahre unter ſeinem Vater auf dem Heilbronner Kameral⸗ 
amt arbeitete. Es war dann eine ſelbſtändige innere Leiſtung, wenn 
der junge Profeſſoͤr ſehr bald in Halle die nachdrückliche Auswertung 
dieſer Beobachtungen für die volkswirtſchaftliche Erkenntnis in An⸗ 
griff nahm. Seine frühzeitige Hinneigung zur Geſchichte und Philo⸗ 
ſophie iſt ſchon berichtet. So ſehen wir, wie Schmoller ſeine Eigen⸗ 
art als Volkswirtſchaftler aus feiner früheſten allgemein: 
perſönlichen Eigenart empfängt. Wie ſtark die ſogenannte 
ältere hiſtoriſche Schule von der jüngeren abweicht, iſt mehrfach, 
wenn auch noch nicht genügend, gezeigt. Namentlich die Stellung 
des teleologiſchen Prinzips bei Schmoller bedarf der Darlegung. 
Sie unterſcheidet dieſen grundlegend von dem älteren Kreiſe, beſonders 
von Knies, dem theoretiſch bedeutſamſten Vertreter der Gruppe. 
Das ſtärkſte Ferment bei der Überwindung des liberalen Individua⸗ 
lismus war im allgemeinen die ſozialiſtiſche Kritik. Auf Schmoller 
hat keiner der großen Sozialiſten nachhaltiger eingewirkt, keinem hat 


er je nahe geſtanden. Im Gegenteil muteten ſie ihn innerlich fremd 
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an. Er ſah in ihnen ganz überwiegend die ſeelenunkundigen, welt- 
fremden Phantaſten und Doktrinäre, die nicht bis zur Wirklichkeit 
der Dinge vorgedrungen ſind. Seine Ablehnung der liberal⸗indivi⸗ 
dualiſtiſchen Lehre war begründet in ſeinem Wirklichkeitsſinn, ſeiner 
geſchichtlichen Auffaſſung von Volkswirtſchaft und Staat, ſeinen 
pſychologiſchen Einſichten, ſeinen ſittlichen Überzeugungen. 

Schmoller war eine große ſittliche Kraft mit ſtarken ſitt⸗ 
lichen Trieben und Überzeugungen. Schon in ſeiner erſten, über⸗ 
wiegend philoſophiſch erfüllten Zeit vor der Berufung nach Halle 
haben ihn die Fragen von Sitte, Recht und Sittlichkeit nachhaltig 
beſchäftigt. Sie fanden aber einen ſchriftſtelleriſchen Niederſchlag 
erſt in den ſozialpolitiſchen Kämpfen der 1870 er Jahre. Hier traten 
ſie ſtark in den Vordergrund und führten dazu, Schmollers Richtung 
ſchlechthin als ethiſche Nationalökonomie zu bezeichnen, ein Name, 
der für die politiſchen Beſtrebungen berechtigt war, aber für das 
ganze, auf Erkenntnis gerichtete Fach leicht zu Mißverſtändniſſen Ver⸗ 
anlaſſung gibt und deshalb auch in jüngerer Zeit immer weniger be⸗ 
nutzt wird. Zum erſten ſtand das Sittliche für die rein wiſſenſchaft⸗ 
liche Erkenntnis in Frage. Die Verfaſſung der Volkswirtſchaft wollte 
Schmoller nicht allein aus natürlichen und techniſchen Umſtänden 
und einer natürlichen Ordnung erklärt wiſſen. Er ſtellte hierneben 
als zweite Urſachenreihe Sitte und Recht. Schon für die tiefen 
Stufen wirtſchaftlichen Lebens betonte er die Wirkſamkeit geſellſchaft⸗ 
licher Regeln, und auf allen höheren ſah er immer mächtiger werdende 
ſittliche Ideen dieſe Regeln und Geſetze durchdringen. Von hier aus 

wurde für Schmoller die volkswirtſchaftliche Verfaſſung eine An⸗ 
gelegenheit der ſittlichen Lebensordnung und die Fragen der Sozial⸗ 
politik ein Kampf beſtimmter Ideale. Jetzt war nur noch ein Schritt 
zu der politiſchen Forderung, beſtimmte ſittliche Ideen für die Geſetz⸗ 
gebung herrſchend werden zu laſſen und damit eine beſtimmten ſitt⸗ 
lichen Überzeugungen entſprechende Verfaſſung der Volkswirſchaft 
herbeizuführen. Wiſſenſchaftliche Erkenntnis, ſittliche Überzeugungen 
und politiſches Wollen trafen ſich hier und haben vereinigt die Wir⸗ 
kungen ausgelöſt, die Schmoller als Bekämpfer einer ausſchließlich 
natürlich⸗mechaniſchen Erklärung volkswirtſchaftlicher Verfaſſung und 
als ethiſcher Politiker übte. 

Schmoller eignet eine ausgeprägte methodologiſche Art. 
Der Methodenſtreit iſt nicht mehr zu erörtern. Er gehört glücklicher⸗ 
weiſe der Geſchichte an. Schmoller hat in ſeiner Geburtstagsrede 
für Adolph Wagner die beiden großen Methoden als die gleich⸗ 
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berechtigt nebeneinanderſtehenden Forſchungsweiſen bezeichnet, deren 
bevorzugte Benutzung bei dem einen oder anderen Gelehrten durch 
perſönliche Neigung und Beanlagung ſowie durch die Erforderniſſe 
der Forſchungsaufgabe bedingt ſei. Teilnahmlos ſtand ſeine geiſtige 
Eigenart Begriffsbildungen und Klaſſifikationen gegenüber, und die 
abſtrakte Deduktion auf dem engen ihr zugänglichen Gebiet hielt er 
gegenüber den viel weiteren Aufgaben unſerer Wiſſenſchaft für un⸗ 
zulänglich, ihre ſtarke Betonung für unfruchtbar. Mit Geringſchätzung 


hat er ſie zurückgewieſen, wo der Tatſachenablauf ſelbſt befragt 


werden kann, und ſei es auch mit noch ſo großen Schwierigkeiten. 
Die Gewinnung eines geſicherten großen Erfahrungswiſſens hielt er 
für die vornehmſte Aufgabe ſeines wiſſenſchaftlichen Zeitalters und 
ſeiner ſelbſt; ſie erfüllte ſeine Seele, und ihr hat er mit Begeiſterung 
gedient. Aber er war als Forſcher kein Verächter der an ihrem 
Platz ſtehenden Deduktion, er war ihr weder nach Neigung noch 
nach Beanlagung abhold. Er hatte eine echte Liebe zur Philoſophie, 
die ihn ſchon als Jüngling zu hingebender Beſchäftigung mit den großen 
Denkern und ſpäterhin immer wieder zur Erörterung der bedeutſamen 
allgemeinen Fragen unſerer Wiſſenſchaft führte. Seine Abhandlung 


über die Gerechtigkeit in der Volkswirtſchaft war ihm beſonders ans 


Herz gewachſen, und er hat ſie für ſeine beſte Arbeit gehalten. Wo 
die Induktion verſagte, hat er ſich damit nicht abgefunden, ſondern 
die andere Methode eintreten laſſen. Seine entwicklungsgeſchichtlichen 
Erklärungen waren keine reine Induktion und konnten es ſelbſt⸗ 
verſtändlich auch nicht ſein. Die andere Methode war mehr oder 
weniger daran beteiligt. In ſeinen ſchönſten und feinſinnigſten 
Unterſuchungen ſpielt die Tatſachendeduktion und ⸗konſtruktion eine 
große Rolle. Die ſpekulative Ader, die er ſelbſt bei ſich fehlend 
wähnte, konnte in mächtigem Strome fließen. Seine Akademierede 
über das Mutterrecht iſt eine ſpekulative Leiſtung, ſeine Stufenfolge 
der Dorſwirtſchaft, Stadtwirtſchaft und Territorialwirtſchaft iſt eine 
geſellſchaftlich⸗volkswirtſchaftliche Geſchichtskonſtruktion großen Stils. 
Schmoller war inſofern ſpekulativ beſonders beanlagt, als er ſtarke 
Gefühle für Entwicklungsrichtungen empfand. Die Weite ſeines 
Blicks war nur auf derſelben Grundlage möglich. Seine Fähigkeit, 
ferne auseinanderliegende Erſcheinungen zu Urſachverbindungen zu 
knüpfen, ſeine von Beziehungen und Geſichtspunkten ſprühenden 
Urſacherklärungen ſind ein Ausfluß ſeiner ſpekulativen Begabung. 
Mit Phantaſie allein, die er ſich zuerkannte, ſind dieſe Fähigkeiten 
nicht erklärt. Und zu dem treten die hohen Gelehrtentugenden der 
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Gründlichkeit und Gewiſſenhaftigkeit, die ſeinen Arbeiten unbedingte 
Zuverläſſigkeit verleihen. 

Schmoller hatte ein empfindliches Wahrnehmungs⸗ 
vermögen für Unwägbarkeiten. Er verſtand es, ſich in die 
Einzelheiten der Umwelt einzufühlen, deren leiſe Züge zu erfaſſen 
und ſo Bilder von Feinheit und ſeeliſcher Durchdringung zu ent⸗ 
werfen. Die Erklärung aus womöglich meßbaren, rein wirtſchaft⸗ 
lichen Vorgängen ließ bei ihm peinliche Gefühle der Unbefriedigung 
zurück. Der Mechanik der Volkswirtſchaft ſuchte er deren Seele an 
die Seite zu ſtellen. Auf dieſem Boden hat ſich die ausgeprägte 
und für ihn immer kennzeichnender werdende Schätzung des 
Perſönlichen entwickelt. Fürſten, Staatsmänner, Unternehmer 
und Gelehrte ſeeliſch richtig zu erfaſſen, empfand er als ein inneres 
Bedürfnis und notwendiges Erkenntnismittel. Das Verſtändnis der 
führenden Männer bot ihm den Schlüſſel zum Verſtändnis der 
großen geſchichtlichen Umbildungen in Staat und Volkswirtſchaft. 
Die Perſönlichkeit eines Schriftſtellers zu begreifen, war ihm die 
Vorausſetzung für das volle Verſtändnis eines Buches. Ein eigner 
Blick für das Perſönliche und die Fähigkeit eindringender ſeeliſcher 
Zergliederung haben ihn eine ſeltene Kunſt auf dem Gebiete der 
Charakterſchilderung entwickeln laſſen. Die Aufſatzſammlung „Cha⸗ 
rakterbilder“ legt Zeugnis für ſie ab. Mit ſichtlicher Freude und 
in ſteigendem Umfang hat er ſie geübt, vielleicht bildete ſie den 
Erſatz für eine eintretende Entfremdung gegenüber den ſchönen 
Künſten. 

Die hohe Wertung der Erfahrung und die Empfindung für 
Unwägbares und Perſönliches gab Schmoller etwas Weiſes und 
Staats männiſches in Fragen der Wiſſenſchaft und der Politik. 
Sein Urteil war abgewogen und berückſichtigte alle Seiten eines 
Gegenſtandes. Nichts lag ihm ferner, als von einem Geſichtspunkt 
aus eine reſtloſe Erklärung finden oder ein abſchließendes Urteil 
fällen zu wollen. Er war das Gegenteil eines Doktrinärs. Größte 
Vielheit der Erkenntnisquellen iſt wohl das, was unter den zeit⸗ 
genöſſiſchen Volkswirtſchaftlern am meiſten ſeine wiſſenſchaftliche 
Eigenart bildet. Zu dem abwägenden und vermittelnden Verſtandes⸗ 
urteil geſellte ſich als Grundzug ſeines Gemütes Milde, Wohlwollen, 
und der Wunſch, andere zu verſtehen und ihnen gerecht zu werden. 
Verſtand und Gefühl verbanden ſich und hoben ſich gegenſeitig in ihrer 
Eigenart. Und doch fehlte es ihm nicht an Feſtigkeit. So gern 
er ausgleichend wirkte, war ihm Entſchiedenheit, unter Umſtänden 
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Schroffheit nicht fremd. Im Methodenſtreit war er der Angriffs⸗ 
luſtigſten einer, und in der Sozialreform kannte er kein Zurück und 
keinen Stillſtand. Überblickt man ſeine Entwicklung und die Ver⸗ 
tretung ſeiner Grundüberzeugungen, ſo zeigt ſich keinerlei Schwanken 
und keine Neigung für Zugeſtändniſſe. Mit Stetigkeit und Nachdruck 
hat er ſeine Überzeugungen verfolgt. Er hatte ſelbſt Vertrauen zu 
ſich, und ſo entſtand für ihn der Antrieb, in die Kämpfe ſeiner Zeit 
einzugreifen, jeweils zu den großen Fragen der Wiſſenſchaft und 
und der Politik Stellung zu nehmen und die werbende und ſam⸗ 
melnde Fahne voranzutragen. Die beiden Seiten ſeines Weſens 
bildeten keinen Gegenſatz, ſie machten aus ihm keine verwickelte 
Natur. Stärke und Güte, Kampffreudigkeit und Ablehnung un⸗ 
bedingter Löſungen verbanden ſich in ihm zu ſtiller und feſter Ein⸗ 
tracht, zu einheitlichem Leben, ſie befähigten ihn zur Sammlung 
und zum Kampf und machten ihn zum Führer. Deshalb auch ſtrahlte 
von ihm Vertrauen und Sicherheit aus. 

Die Eigenſchaften, durch die Schmoller wirkte, wären unvoll⸗ 
ſtändig, würde man ſeiner als Schriftſteller und Redner 
vergeſſen. Die hervortretendſte Seite ſeines Stiles iſt die Anſchau⸗ 
lichkeit. Das offene Auge, mit dem ſein Geiſt die Welt ſah, findet 
im Stil eine gleichgeartete Ausdrucksform. Auch die Abgewogenheit 
des Urteils hat in der Ruhe des Satzbaues ihr Seitenſtück. Viele 
Buchbeſprechungen und manche Teile des Grundriſſes mußten ſchnell 
niedergeſchrieben werden. Aber im ganzen iſt der Stil ein gepflegter. 
Am höchſten ſtehen wohl die Aufſatzſammlungen „Zur Literatur⸗ 
geſchichte der Staats⸗ und Sozialwiſſenſchaften“ und „Zur Sozial⸗ 
und Gewerbepolitik der Gegenwart“. Hier geht auch rein von der 
ſchriftſtelleriſchen Leiſtung ein ſtarker Eindruck aus. Als Redner 
konnte Schmoller großer Wirkung immer ſicher ſein. Er ſprach 
langſam, ſchlicht und ohne äußere Kunſtmittel. Noch zu Beginn der 
1890 er Jahre war feine ſchwäbiſche Mundart ausgeprägt genug, 
um Norddeutſchen anfänglich das Verſtehen zu erſchweren. Aber 
die Geiſtigkeit der Vortragsart bannte die Hörer, ſein nach innen 
gerichteter Blick drückte innerlich der Redeweiſe und äußerlich dem 
Redner den Stempel auf. Lenbach und Schulte im Hofe geben 
ihn fo im Bilde feftgehalten. 

Das Lebenswerk Schmollers war nur möglich durch ſeltene 
Arbeitskraft, leidenſchaftliche Arbeitsenergie und ideale Arbeits⸗ 
bedingungen. Schmoller ſtammt mütterlicherſeits aus der Calwer 
Familie Gärtner, die in ſeinem Groß⸗ und Urgroßvater zwei nam⸗ 
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hafte Botaniker hervorgebracht hat. Nach ſeiner Auffaſſung war er 


mit einem Teil ſeiner Geſchwiſter mehr nach der mütterlichen als 
nach der väterlichen Familie geartet. Schmoller war ein braun⸗ 
äugiger, ſchwarzhaariger Rundſchädel, hatte mittlere Geſtalt und 
dürfte nach ſeinen Erzählungen und der heutigen Auffaſſung über 
derartige Erſcheinungen als Jüngling eine Lungentuberkuloſe durch⸗ 
gemacht haben. Er hat oft von ſeiner zarten Geſundheit in den 


Studentenjahren und von nervöſen Beſchwerden im Anfang ſeiner 


Berliner Tätigkeit geſprochen, aber er war nach Überwindung des 
Jugendanfalles ein kerngeſunder Mann mit einem feſten Nerven⸗ 


ſyſtem, das nie Schonung beanſprucht hat. Ein Gemälde des 


Karlsruher Keller aus dem Jahre 1880 zeigt uns Schmoller als 
ſchöne, männliche Erſcheinung mit vollem Haupthaar und großem 


ſchwarzen Bart. Raſtloſe Arbeit war ihm ein Lebensbedürfnis. 


Scherzend pflegte er zu erzählen, er ſei nur einmal in ſeinem Leben 
ernſtlich krank geweſen, als ihm ein Arzt in der Sommerfriſche 


empfahl, nicht zu arbeiten. Seine nervöſe Spannkraft zeigt ſich in der 
Vielheit der Dinge, die er nebeneinander betrieb, und in der Fähig⸗ 
keit, Eindrücke abzuſchütteln, die ſeine Arbeit ſtören konnten. Das 
gilt für große Erſchütterungen wie für die kleinen Störungen des 


Alltages. Der Empfang eines Beſuches mitten in der Arbeit be⸗ 
deutete nicht viel mehr als ein Aufblicken vom Papier. Schmoller 
arbeitete leicht. Unluſtgefühle und Hemmungen, eine Arbeit zu be⸗ 
ginnen, hat er wohl nie gehabt. Er ſchrieb ſeine Gedanken ſchnell 
und flüſſig nieder, ſah die Niederſchrift mehrmals durch und machte 
hierbei Ergänzungen oder faßte einen Ausdruck ſchärfer. Aber in 
aller Regel war die erſte Niederſchrift druckfertig, und nur ganz 
ſelten wurde es nötig, eine Seite neu zu ſchreiben. Als im Früh⸗ 
jahr 1899 der Druck des erſten Grundrißbandes begann, lag als 
Frucht 13 jähriger Arbeit eine Niederſchrift des ganzen Werkes bis 
auf die beiden letzten Kapitel des zweiten Bandes vor. Viele Teile 
waren vor Jahren verfaßt und machten eine völlige Umarbeitung 
erforderlich. Schmoller hat den größten Teil, namentlich des zweiten 
Bandes, neu geformt glatt niedergeſchrieben. Vorausſetzung hierfür 
waren ſeine ſorgfältigen Vorarbeiten und zahlreiche Aufzeichnungen, 
die er beim Leſen machte, aber immer bleibt die Leichtigkeit der 


Geſtaltung erſtaunlich. 


Schmollers Arbeitsenergie war für den bloßen Zuſchauer 
atemraubend. Arbeit war die Leidenſchaft ſeines Lebens. Von 
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Menzel wird gejagt, er konnte nicht wach ſein, ohne zu zeichnen. 


Schmoller las oder ſchrieb den ganzen Tag. Die Spaziergänge in 
den ſeine Wohnung umgebenden Straßen machte er leſend. Er las 


nie ein Buch zu ſeiner Unterhaltung; er ſaß beim Leſen am Schreib⸗ 


tiſch und machte umfangreiche Auszüge. Leſen ohne Feder in der 


Hand bezeichnete er als Spielerei. In der Dankrede aus Anlaß 


ſeines 70. Geburtstages ſprach er aus, er habe immer das Gefühl 
gehabt, nicht lange zu leben und ſich daran halten zu müſſen, wenn 
er etwas Erhebliches leiſten wollte. So gütig und unermüdlich er 
allen perſönlichen Wünſchen ſich zur Verfügung ſtellte, wer ihn un⸗ 
nötig aufhielt, den ſah er als ſeinen perſönlichen Feind an. Als 
der Grundriß nach über 20 jähriger Arbeit und nach letzten Monaten 
höchſter Anſpannung abgeſchloſſen war, wäre eine Zeit ruhiger Er⸗ 
holung und Beſchaulichkeit wohl niemandem verwunderlich erſchienen. 
Noch ehe die Druckverbeſſerungen beendet waren, warf ſich Schmoller 
mit wahrem Heißhunger auf weit angelegte finanzgeſchichtliche Unter⸗ 
ſuchungen Die Antwort auf die erſtaunte Frage, wie er dazu fähig 
ſei, war: Ich empfinde hier eine Lücke meiner Studien, und das be⸗ 
drückt mich ſeit langem. Schmoller hatte das Gefühl ſchwerer Ver⸗ 
antwortung für Erfüllung einer ihm geſtellten Aufgabe. Sein ganzes 
Leben war zielſtrebig auf Arbeitsleiſtung eingerichtet, und er ſtand 
unter dem ſteten Bewußtſein, jede Minute wahrhaft und uneinbring⸗ 
lich verloren zu haben, die nicht im Dienſte ſeiner Aufgaben genutzt 
war. Unter dieſen hielt er eine ſtrenge Rangordnung inne und 
verteilte ſeine Kraft danach. Wir wiſſen, wie hoch er den Lehr⸗ 
beruf einſchätzte, er hat ſich aber trotz der großen Vorleſungs⸗ 
einnahmen niemals verſtanden, gleichzeitig mehr als eine Haupt⸗ 
vorleſung zu halten. Ebenfalls zugunſten ſeiner gelehrten Arbeiten 
hat er auf das Berliner Dekanat verzichtet. Wohl in dieſem 
Zuſammenhang geſchah es, wenn er allem abſeits von ſeinen großen 
Aufgaben Stehenden immer mehr entfremdete. Er hatte in der 
Jugend gezeichnet und gemalt, er empfand eine naive Freude an 
der Muſik, und unſere großen Dichter haben ihn lange beſchäftigt. 


In den letzten Jahrzehnten ging er ganz in der Fachtätigkeit auf. 


Er hat kaum noch ein Theater oder ein Konzert oder eine Ausſtellung 
beſucht; ſeine Beziehungen zu Ernſt von Wildenbruch waren per⸗ 


ſönlich begründet und nicht durch die Pflege des ſchönen Schrifttums. 


Geiſtige Ablenkung fand Schmoller in der Vielſeitigkeit ſeiner Arbeit. 
Der Wechſel des Tätigkeitsgebietes brachte ihm Erholung und Er⸗ 
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friſchung. So machte ihn die Fachtätigkeit nicht ſtumpf und un⸗ 
empfänglich gegen Neues. Ihre Vielſeitigkeit war der Jungbrunn 
ſeines Geiſtes und befähigte ihn, immer neue Gebiete an ſich zu 
ziehen. 

Schmoller hat ein glückliches Gelehrtenlenleben geführt 1518 unter 
ſeltener Gunſt der Arbeitsverhältniſſe ſchaffen können. Krank⸗ 
heiten und andere widrige äußere Umſtände ſind ihm in der Haupt⸗ 
ſache erſpart geblieben, und Sonnenſchein hat feinem Leben nicht 
gefehlt. Hiervon ſprechen, heißt in erſter Linie ſeiner Ehe gedenken. 
Den hehrſten Dank hat er ſeiner Frau in der Widmung des Grund⸗ 
riſſes ausgedrückt, und jeder, der dieſe Ehe kannte, weiß, daß dieſer 
Dank wohlverdient war. Nicht ſteht hier voran, daß ſeine Frau 
ihm bei den Arbeiten durch aufopferndes allabendliches Vorleſen und 
durch ſorgfältige Beſorgung der Druckverbeſſerungen half. Das 
hätte eine fremde Hilfskraft auch leiſten können. Aber die völlige 
Einſtellung des eigenen Menſchen und der ganzen Häuslichkeit auf 
die Arbeitsbedingungen des Gatten, die Unterdrückung aller geſell⸗ 
ſchaftlichen und Unterhaltungsanſprüche trotz ihrer geſellſchaftlichen 
Talente, die Übernahme aller äußeren Pflichten, die ſeine Stellung 
mit ſich brachte, das verſtändnisvolle und freudige Miterleben ſeines 
Schaffens, das waren die idealen Arbeitsbedingungen, ohne die 
Schmollers Werk nicht möglich geweſen wäre. 

Guſtav Schmoller hat mit erreichtem 80. Jahre fein Leben und 
ſein Werk vollendet. Der Glückſtern iſt ihm bis zuletzt treu ge⸗ 
blieben Ohne nennenswerte Altersbeſchwerden, in Rüſtigkeit und 
guter Arbeitskraft hat er ſeine wiſſenſchaftlichen Pläne zu Ende ge⸗ 
führt. Eine Neubearbeitung des zweiten Bandes ſeines Grundriſſes 
der allgemeinen Volkswirtſchaftslehre hat er noch abſchließen können, 
eine Sonderausgabe der ſozialpolitiſchen Abſchnitte des erſten und 
zweiten Bandes als „Soziale Frage“ hat er bis auf einen geringfügigen 
Reſt ſelbſt beſorgt. Die Frucht der Forſchungsarbeit der letzten 
Jahre liegt in einem faſt druckfertigen Bande „Deutſches Städteweſen 
in älterer Zeit“ vor. An der großen Zeit und ihren Aufgaben nahm 
er bis zuletzt tätigen Anteil. Mit Stolz blickte er auf die Trag⸗ 
fähigkeit der politiſchen, ſozialen und wirtſchaftlichen Inſtitutionen, 
für die er gekämpft, N Zuverſicht ſah er der deutſchen Zukunft 
entgegen. 

Die deutſche Volkswirtſchaftslehre der letzten Jahrzehnte iſt ohne 
Guſtav Schmoller nicht zu denken. Wer fie ohne ihn darſtellen wollte, 
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würde das Mittelſtück und ſtärkſte Ferment fehlen laſſen. Jeder, der 
zu ihm und der Volkswirtſchaftslehre ein Verhältnis hat, wird 
anderes an ihm ſehen. Das iſt ihm gemeinſam mit allen Großen 
im Geiſtesleben. Er hat ſo viele Seiten, daß fie nur von ver⸗ 
ſchiedenen Standpunkten aus erfaßt werden können. Deshalb ver⸗ 
mag kein einzelner ſein Werk fortzuſetzen, deshalb iſt ſein Einfluß 
auf die Entwicklung unſerer Wiſſenſchaft ein vielfältiger geweſen 
und wird es für eine abſehbare Zukunft bleiben. 
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Adolf Wagner 
Eine Gedächtnisrede! 
Von Hermann Schumacher 


ier Monate, nachdem Guſtav Schmoller? friedlich und ſchmerz⸗ 
los, faſt inmitten der geliebten Arbeit, ſein ſtilles und doch 
ſo reiches Gelehrtenleben beendet hat, iſt ihm am 8. November 1917 
Adolf Wagner nach langem, harten Kampf auf ungeduldigem Kranken⸗ 
lager gefolgt. Dreieinhalb Jahrzehnte haben beide Männer, bald 
in wirkungsvollem Bunde, bald auch in mannesſtolzem Kampfe, 
kraftvoll und eigenartig, weit hinausleuchtend über unſeres Landes 
Grenzen, an Deutſchlands erſter Hochſchule die Wiſſenſchaft vom 
Wirtſchaftsleben, die in ihrer ünruhvollen Entwicklung vielleicht 
ſtärker als eine andere mit den großen Wandlungen der letzten 
Jahrzehnte verknüpft war, vertreten, und im ſelben Jahre, kurz nach⸗ 
einander, ſind ſie beide dahingeſchieden. Selten ſind in der Geſchichte 
der Wiſſenſchaft zwei verſchiedene Namen zu ſolchem reichen Doppel⸗ 
klange miteinander verſchmolzen. Was im Leben und Sterben, in 
der Arbeit und im Kampfe ſo eng vereint war, darf auch hier nicht 
ganz voneinander getrennt werden. 

Wie ſein drei Jahre jüngerer Kollege, der 1864 ſein erſtes 
Lehramt antrat, hat Adolf Wagner, der 1858 an der neubegründeten 
Handelsakademie in Wien ſeine Lehrtätigkeit begann, die ganze ſtolze 
Reihe der großen Geſchehniſſe vom deutſchen Aufſtieg zur Einheit 
und Stärke bis zu ihrer Erprobung und Bewährung im gewaltigſten 
aller Kriege in für die Beobachtung und die Anteilnahme beſonders 
bevorzugten Stellungen miterlebt. Beide haben aus dieſem un⸗ 
mittelbaren Erleben das kräftige Staatsgefühl gewonnen, wie es 
in gleicher Geſundheit ſo oft den Jüngeren fehlt, welche die Kämpfe 
um Deutſchlands Einheit und Ausbau nicht mehr mitgemacht haben, 
ſondern ſie nur kennen wie andere Zeiten der Geſchichte auch. Beide 
ſind mit Heinrich v. Treitſchke zu den großen Erziehern zum Staats⸗ 
gedanken geworden, wie wir heute keine mehr haben, obwohl doch 
erſt ein kleiner Teil der aus der Vergangenheit ererbten politiſchen 
Unbildung unſeres Volkes geſchwunden iſt. 


1 Gehalten im Herrenhaus in Berlin am 23. Januar 1918. 
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Wenn auch beide Männer in der Gegenwart und mit der Gegen- 
wart lebten, wie es bei Vertretern anderer Wiſſenſchaften kaum 
möglich iſt, ſo betrachteten ſie doch die Gegenwart von ganz ver⸗ 
ſchiedenen Richtungen. Während Schmoller uns lehrte, den Blick 
zur Vergangenheit zu lenken und in allem, was geſchieht, das Er⸗ 


gebnis weit zurückreichender Entwicklungen zu erkennen, ſchärfte 
Wagner das Auge für die Schattenſeiten der Gegenwart und richtete 


damit den Sinn auf eine beſſernde Zukunft. Hat jener, unabläſſig 
Kenntniſſe auf Kenntniſſe häufend und die wirtſchaftliche und auch 
ſonſtige Entwicklung aller Zeiten und Völker von ihren fernſten An⸗ 
fängen an umfaſſend, ſich in ſtetiger und beſonnener Arbeit früh zu 
jener reinen Abgeklärtheit emporgerungen, die ſonſt nur als ſchönſter 
Vorzug eines begnadeten Greiſenalters erſcheint, ſo hat ſich Wagner, 
Gründe und Gegengründe mit peinlichſter Sorgfalt ſammelnd, in 
raſtloſem Ringen nach Wahrheit und Gerechtigkeit, die ſuchende und 
feurige Jünglingsſeele bis in das neunte Jahrzehnt ſeines Lebens, 
bis zur Schwelle des Todes bewahrt. Darum blieb Wagner, wie 
nur ſelten ein Lehrer, mit der Jugend in unmittelbarſter Fühlung. 
Ihm quollen ohne weiteres aus dem Herzen die Worte, welche 
jugendliche Seelen packten. Schmoller dagegen entfernte ſich, je mehr 


die Beſonderheit ſeines Weſens zur Fülle reifte, mehr und mehr 


von der Jugend; er eroberte ſie nicht ſo leicht im Sturme; er mußte 
geſucht werden und forderte noch andere Vorausſetzungen als be⸗ 
geiſterungsfähige Herzen. Wagner konnte deshalb in ſeinen beſten 
Jahren ſo große Zuhörerſchaften um ſich vereinigen, wie ſie Schmoller 
kaum beſchieden geweſen ſind; dagegen wußte dieſer die kleinere 
Schar, die ſich verſtändnisvoll ihm nahte, beſſer feſtzuhalten als ſein 
temperamentvollerer Kollege. War für Wagner die kurze öffentliche 
Vorleſung der Höhepunkt ſeiner Lehrtätigkeit, ſo war Schmoller der 


Mann der groß angelegten vielſtündigen Privatvorleſung. Jener 


verſtand es, in alle ſeine Worte ſeine ganze Perſönlichkeit ſo ſehr 
zu legen, daß eine Stunde meiſt genügte, einen lebens vollen Eindruck 
zu gewinnen; dieſer iſt oft in einem ganzen Semeſter nur von 
wenigen in ſeiner Eigenart erfaßt worden. 

Der Unterſchied in den Richtungen des geiſtigen Blickes zeigt 
ſich deutlich in den Gegenſtänden, die ſich beide Männer für ihre 
Arbeit wählten. Die Geſchichte des Kleingewerbes, das Zunftweſen, 


die preußiſche Wirtſchaftsgeſchichte — das find Arbeiten, die fi. 


neben der ſozialen Frage, die als große Hauptfrage der Zeit beide 
in ihren Bann zwang, aus dem weiten Intereſſenkreiſe Schmollers 
i 2 
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vielleicht beſonders hervorheben laſſen. Von Wagner dagegen kann 
man ſagen, daß er die Probleme der neueſten Wirtſchaftsentwicklung, 
die Probleme des Geld⸗ und Bankweſens, der Eiſenbahnen, des 
großſtädtiſchen Wohnens, der Finanzierung des ſein Tätigkeitsgebiet 
ſtändig weitenden Staates tatkräftig, wie vor ihm kein anderer, 
aufgegriffen hat. Wo in der Wirtſchaftspolitik der Kampf tobte, 
war Wagner zu finden, während ſeine vorſichtig wägende Natur 
Schmoller aus dem politiſchen Streit in die friedliche Ruhe der 
Studierſtube trieb. Das lag tief in der ganzen geiſtigen Eigenart 
beider Männer begründet. Schmoller lehrte uns — wie ſchon an⸗ 
gedeutet wurde — die Gegenwart verſtehen und Wagner ſie be⸗ 
urteilen. 

Dieſer Unterſchied hängt eng zuſammen mit dem meiſt allein 
betonten Gegenſatz, der zwiſchen beiden in der Methode vorhanden 
war. Wer fragt, wie etwas ward, iſt natürlich in jeder Wiſſenſchaft 
an erſter Stelle auf die Denk⸗ und Arbeitsweiſe des Geſchichts⸗ 
forſchers angewieſen; die Induktion ſteht bei ihm im Vordergrund. 
Wer dagegen ſich fragt, wie man die Gegenwart zugunſten der Zu⸗ 
kunft verbeſſern könnte, der muß ſeine Gründe in geſchloſſener Schlacht⸗ 
reihe aufbauen und die Gegengründe erkennen und bekämpfen; nur 
auf deduktivem Wege kann er zum Ziele gelangen. 

Jahrzehnte hindurch hat Wagner als Hauptvertreter der De⸗ 
duktion in der deutſchen Wirtſchaftswiſſenſchaft gegolten. Sein 
Name iſt früh mit dem ſeinerzeit bedeutendſten, ja eigentlich einzigen 
deutſchen Lehrbuch der Volkswirtſchaftslehre verknüpft worden. 
Joh. Heinrich Rau hat ihn zum Erben für ſein großes Lebenswerk 
erkoren, und nie hat Wagner aufgehört im Streben, das Werk ſeines 


Lehrers durch ein neues zu erſetzen, das mit der Fülle der Probleme 


und Erkenntniſſe der neuen Zeit fertig wird und für uns bedeutet, 
was einſt Raus Lehrbuch ſeinen Zeitgenoſſen war. Unter der kaum 
überſehbaren Fülle von Schriften, die Wagner uns geſchenkt hat, 
ragt nach Gehalt und Umfang das bändereiche „Lehr⸗ und Handbuch 
der Politiſchen Okonomie“ hervor, das anfangs Raus Namen noch 
trug und jetzt für alle Zeit mit dem Namen Adolf Wagners ver⸗ 
bunden iſt. 

Aber wenn auch die unter dem Titel „Grundlegung“ erſchienenen 
beiden ſtarken Einführungsbände dieſes Lehrbuches und im Anſchluß 
daran ſeine „Theoretiſche Sozialökonomik“, in der er noch als 
Siebzigjähriger ſeine Vorleſungen über die „allgemeine und theo⸗ 
retiſche Volkswirtſchaftslehre“ zuſammengefaßt hat, als ur deutſchen 
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Lehrbücher bezeichnet werden können, in denen zu feiner Zeit die 


deduktive Methode am freieſten ſich entfaltet hat, ſo würde es doch 
unzutreffend ſein, Adolf Wagners Stellung in der Wiſſenſchaft vom 
Wirtſchaftsleben damit zu kennzeichnen, daß man ihn kurzweg, wie 
es oft geſchehen iſt, als Vertreter der Deduktion bezeichnet. Damit 


wird man ſeiner Eigenart und Vielſeitigkeit nicht gerecht. Adolf 


Wagner hat keineswegs die Hilfsmittel verſchmäht, welche die neuere 
Zeit dem Volkswirt geliefert hat. Er muß ſogar ſelbſt als Sta⸗ 
tiſtiker bezeichnet werden. Bei ſeiner Berufung an die Berliner 
Univerſität wurde er zugleich auf Grund ſeiner theoretiſchen und 
praktiſchen Arbeiten auf ſtatiſtiſchem Gebiet zum Mitglied des heu⸗ 
tigen Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamts ernannt, und nicht nur 
dieſem, ſondern gelegentlich auch dem Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amt 
ſowie dem Internationalen Statiſtiſchen Inſtitut, deſſen Ehrenmitglied 
er war, hat er wertvolle Gutachten erſtattet. Auch in ſeinen Schriften 
zeigt er eine Hochſchätzung, ja eine gewiſſe Vorliebe für die Statiſtik, 
und kein Semeſter dürfte verſtrichen ſein, in dem er nicht im Seminar 
eine Lanze für dieſe ſeiner Anſicht nach nicht genügend gewürdigte 
Hilfswiſſenſchaft gebrochen hätte. 

Neben der ſtatiſtiſchen Methode iſt auch die geſchichtliche ihm 
nicht fremd geblieben. Der dritte und vierte Band ſeiner Finanz⸗ 
wiſſenſchaft iſt faſt ganz der Steuergeſchichte gewidmet, und auch 
viele andere ſeiner Schriften, ganz beſonders die über Geld⸗ und 
Bankweſen weiſen ausführliche geſchichtliche Darlegungen auf. Aber 
dieſe Methode lag ihm weniger. Man wird beim Leſen ſeiner Bücher 
das Gefühl nicht los, daß er ſie, im Gegenſatz zur ſtatiſtiſchen 
Methode, mehr aus Pflichtgefühl als aus Neigung angewandt hat. 
Endlich haben auch wenige mit ſo beharrlichem Fleiß der Durch⸗ 
arbeitung der Druckſachen ſich hingegeben, welche die neuzeitliche 
Geſetzgebung in ſo unüberſehbarer Fülle hervorbringt. | 

Somit hat fih Wagner auf jegliche Art des induktven Ver⸗ 
fahrens befleißigt, aber er hat ſich darauf nie beſchränkt; er hat 
ſtets ſcharf, meiſtens ſchon äußerlich, zwiſchen Wirtſchaftsgeſchichte 
und Wirtſchaftslehre unterſchieden und in ſeinen geſchichtlichen und 
ſtatiſtiſchen Darlegungen immer neue Grundlagen für einen deduk⸗ 
tiven Aufbau oder, wie er ſich ausdrückte, „Lehrexempel“ oder Be⸗ 
lege für einzelne Lehren geſehen. Im ganzen bleibt der Unterſchied 
beſtehen, daß die Wirtſchaftsprobleme der Zeit von Schmoller in 
erſter Linie durch Klarlegung der geſchichtlichen Zuſammenhänge, 
von Wagner dagegen in grundſätzlichen und ſyſtematiſchen Erörte⸗ 
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rungen in Angriff genommen worden find. Das nicht immer 
reibungsloſe Zuſammenwirken dieſer beiden Richtungen iſt nicht nur 
jahrzehntelang ein fördernder Reiz für die Studierenden der Berliner 
Univerſität geweſen, ſondern ſchließlich auch zum Segen für die 
deutſche Wiſſenſchaft vom Wirtſchaftsleben und ſeiner Entwicklung 
geworden. 

Dieſer tief im Weſen beider Männer liegende Unterſchied iſt 
durch ihre Ausbildung bedeutend gefördert worden. Während 
Schmoller in ſeiner Univerſitätszeit den ſtärkſten Einfluß durch den 
Geſchichtslehrer Max Duncker erfahren hat, iſt Wagner vom Studium 
der Rechtswiſſenſchaft ausgegangen. Immer hat er für die rechtliche 
Seite der wirtſchaftlichen Erſcheinungen lebhaftes Intereſſe und 
Verſtändnis gehabt und feinen Schülern immer wieder mit Nach⸗ 
druck ans Herz gelegt, ſie nicht zu vernachläſſigen. Keine anderen 
Probleme haben ihn ſo andauernd beſchäftigt, wie die des Privat⸗ 
eigentums und des Arbeitsvertrages: wie weit das Privateigentum 
zu rechtfertigen oder durch ſtaatliche Eingriffe zu beſchränken ſei, 
wie die Beſtimmungen des Arbeitsvertrages aus dem Bereiche indi⸗ 
vidueller Willkür zum Beſten der Geſamtheit befreit werden könnten. 
Ebenſo wie aus der privatwirtſchaftlichen Betrachtung eine volks⸗ 
wirtſchaftliche erwachſen ſei, müſſe auch die individualrechtliche durch 
eine ſozialrechtliche erſetzt werden. Stets wird Wagner unter denen, 
die eine Sozialifterung des Privatrechtes erſtrebten, einen Ehrenplatz 
einnehmen. 

Mit dem Intereſſe und Verſtändnis für rechtliche Fragen hat er 
ſich zugleich die logiſche und dialektiſche Schulung des Juriſten er⸗ 
worben und ſein Leben lang, ſogar in zunehmendem Maße, für Zer⸗ 
gliederungen und Unterſcheidungen ſowie für Begriffsbeſtimmungen eine 
ausgeſprochene Vorliebe gehabt. Die ganze Art, wie er eine Sache 
vertrat, erinnerte an den plaidierenden Juriſten. Der Ton ruhiger 
akademiſcher Erörterung iſt wohl das Ziel ſeines wiſſenſchaftlichen 
Strebens gewefen, im Grunde aber ſeinem Weſen fremd geblieben. 
Er mußte einen Gegner haben, um mit voller Wirkung eine Sache 
verfechten zu können. Erſt durch Widerſpruch gelangten die reichen 
Vorzüge ſeines Geiſtes zu ganzer Entfaltung. Aber dieſe Vorliebe 
für den ſcharfen geiſtigen Kampf machte ihn nie unfachlich. Stets 
waren es große Ziele, für die er ſtritt, und immer war er mit 
heißem Bemühen beſtrebt, dem Gegner volle Gerechtigkeit zuteil 
werden zu laſſen. Er half ihm geradezu, ſeine Gegengründe voll⸗ 


ſtändig zuſammenzubringen, und erſt dann, wenn der Gegner aufs 
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beſte verſchanzt zur Gegenwehr bereit war, dann ritt er mit freudigem 
Mut einen ſeiner kecken Angriffe. Erſt dann brachte er die Waff 
ſeines Scharfſinnes zur ſchneidigſten Wirkung. 
In ausgeſprochenem Gegenſatz zur aufbauenden Art des Ge⸗ 
ſchichtsſchreibers war Wagner nach Anlage und Ausbildung ein 
kritiſcher Geiſt. So viele groß angelegte Werke er geſchrieben hat, 
die ſchöpferiſche Freude des geſtaltenden Künſtlers iſt ihm wohl ſelten 
ganz rein zuteil geworden. Selbſt im Verfolgen poſitiver Gedanken⸗ 
gänge unterbricht er ſich immer wieder, um auf Seitenwegen noch 
kleine Nebenſträuße auszufechten, und ebenſo ſtellt er mit größter 
Gewiſſenhaftigkeit bei jedem Schritt feſt, mit wem er ſich ganz oder 
teilweiſe in Übereinſtimmung befindet. Schöpferiſches iſt ihm nicht 
fremd geweſen, aber das Kritiſch⸗Zergliedernde hat in ſeinem Weſen, 
trotz aller Gemütstiefe, und in ſeinen wiſſenſchaftlichen Leiſtungen, 
trotz aller poſitiven Verdienſte, vorangeſtanden. Seinen bohrenden 
Scharfſinn hat er ſyſtematiſch auf die überkommenen Lehren und 
Begriffe, auf Seiendes und Sein⸗Sollendes angewendet, dabei weder. 
andere, ſo hoch ſie ſtehen mochten, noch insbeſondere auch ſich ſelber 
ſchonend. 

Schon an den pſychologiſchen Grundlagen der Volkswirſchafts⸗ 
lehre hat er aufs ſtärkſte gerüttelt. Bisher baute man mit Adam 
Smith alles auf dem Selbſtintereſſe (selfinterest) auf; das war wohl 
ſchon als einſeitig bezeichnet worden; Adolf Wagner aber war der 
erſte, der aufs ſorgſamſte feſtzuſtellen ſuchte, welche Gründe das wirt⸗ 
ſchaftliche Handeln der Menſchen beſtimmen. Er zuerſt ſtellte der 
einfachen Lehre, die alles aus dem Triebe des Selbſtintereſſes ab⸗ 
leitet, eine umfangreiche Motivenlehre des wirtſchaftlichen Handelns 
gegenüber, die er ſelbſt für eine der wichtigſten Errungenſchaften 
ſeiner Gelehrtenarbeit gehalten hat. In ihr glaubte er die ſtärkſten 
Wurzeln unſeres heutigen Wirtſchaftsſyſtems und damit die ärgſten 
Täuſchungen des Sozialismus aufdecken zu können. In der Tat 
ſcheint mir, was Wagner hier grundlegend geleiſtet hat, noch nicht 
die gebührende Aufnahme in den feſten Beſtand unſeres volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Denkens und Wiſſens gefunden zu haben. | 

Dagegen iſt uns eine andere Unterſcheidung jo zum unentbehr⸗ 
lichen Mittel unſeres Denkens geworden, daß der Zuſammenhang 
mit Wagner faſt aus dem Bewußtſein geſchwunden iſt. Das iſt die 
Klärung des in der Volkswirtſchaftslehre umſtrittenſten Begriffes, 
des Kapitalbegriffes. Es iſt als die bedeutſamſte Einzelleiſtung von 
Adam Smith bezeichnet worden, daß er aus der Fülle der Güter die 
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der Erzeugung dienenden als beſonderen Wirtſchaftsfaktor heraushob 
und neben die Arbeit ſtellte; aber er hat dieſen Begriff noch nicht 
völlig geklärt, zwiſchen Erzeugung und Einkommen, Produktivität 
und Rentabilität noch nicht ſcharf unterſchieden und dadurch Ver⸗ 
wirrung hervorgerufen. Schon Wagners Lehrer Rau hatte dieſen 
Mangel erkannt, und Rodbertus, dem er nächſt Schäffle nach eigener 
Angabe am meiſten verdankte, hat auf die Urſache dieſes Mangels 
deutlich hingewieſen; aber Wagner war es doch vorbehalten, die 
beiden Arten des Kapitals klar herauszuarbeiten, die wir heute als 
etwas Selbſtverſtändliches unterſcheiden: das auf dem Privateigentum 
beruhende und Einkommen ſchaffende Kapital im geſchichtlich⸗recht⸗ 
lichen Sinne, das Privat oder Erwerbskapital genannt wird und 
das der Sozialismus beſeitigen möchte, und das unabhängig von 
jeder Rechtsform der Gütererzeugung dienende Kapital im reinwirt⸗ 
ſchaftlichen Sinne, das als Volks⸗ oder Produktionskapital bezeichnet 
wird und auch in einer ſozialiſtiſchen Gemeinſchaft nicht entbehrt 
werden kann. Daß uns dieſe Unterſcheidung heute ſelbſtverſtändlich 
erſcheint, iſt ein Beweis für ihre Bedeutung. Jeder wahre Fort⸗ 
ſchritt der Wiſſenſchaft zeichnet ſich aus durch den Vorzug des Ein⸗ 
fachen. ä N 
Noch ſelbſtändiger, eindringender und bedeutſamer hat Wagner 
feinen zergliedernden Scharffinn auf den Wirtſchaftsfaktor des Bodens 
angewendet. Die tiefgründige engliſche Lehre von der Bodenrente 
war aus den einfachen Verhältniſſen zur Zeit ihres Entſtehens heraus 
geſchaffen worden und vermochte deshalb nicht ohne weiteres den 
immer mannigfaltiger ſich herausbildenden Erſcheinungen des Lebens 
und ihren Anforderungen gerecht zu werden. Wagner hat ihren 
weiteren Ausbau vorgenommen. Er ging den verſchiedenen Ver⸗ 
wendungsarten des Bodens nach und unterſchied Wohnboden, land⸗ 
wirtſchaftlichen Boden, Waldboden, Bergwerksboden, Wegeboden und 
Gewäſſer ſcharf voneinander. Dieſer Mannigfaltigkeit der Bodenarten 
mußte auch eine Mannigfaltigkeit in den Rechtsformen des Boden⸗ 
beſitzes entſprechen. Für die eine Bodenart iſt das Privateigentum, 
für die andere das Gemeineigentum mehr geeignet. Bei jeder Boden⸗ 
art iſt ſorgſam zu prüfen, was das Geſamtintereſſe erfordert. Wie 
zur Erhaltung eines geſunden Bauernſtandes, des Hauptträgers in⸗ 
dividueller Volkskraft, das Privateigentnm an landwirtſchaftlichem 
Boden unentbehrlich iſt, ſo erſcheinen ihm ſtaatliche Beſchränkungen, 
die bis zur Beſeitigung des Privateigentums gehen können, überall 
dort geboten, wo der Boden einen Monopolcharakter trägt, wie bei 
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den Eiſenbahnen infolge der Koſtſpieligkeit ihrer Anlage, wie der 
Bergwerksboden infolge der Erſchöpflichkeit der Bodenſchätze, wie 
auch der ſtädtiſche Bauboden infolge ſeiner Lage. Dieſe tiefgreifenden 
Verſchiedenheiten darf die Rechtsordnung nicht unbeachtet laſſen, 
ſondern muß ſich ihnen anpaſſen. Sie iſt auch hier nichts Unab⸗ 
änderliches, muß vielmehr im ſelben Maße, wie die fortſchreitende 
Entwicklung neue Unterſchiede hervortreten oder Bedeutung gewinnen 
läßt, gewandelt werden. Die Grenzen des Staatsbeſitzes und der 
Staatstätigkeit können nicht grundſätzlich ein für allemal feſtgelegt 
werden. Sie nach den ſich verändernden Verhältniſſen im Wirtſchafts⸗ 
ſyſtem neu zu ziehen, iſt für jede Zeit eine der ſchwierigſten und 
wichtigſten Aufgaben. Dieſe tiefgründigen Darlegungen haben die 
deutſche Wiſſenſchaft über die ſcharfſinnige engliſche Lehre vom 
Bodenrentenproblem erhoben und bilden die wiſſenſchaftliche Grund⸗ 
lage, auf der die Bodenreformer, denen Wagner ſtets gerne ſeine 
Hilfe gewährt hat, ihre Forderungen aufbauen. 

Aber nicht dieſe und andere Einzellehren, ſo wichtig ſie auch 
ſein können, ſind es, die vor allem Wagners Namen in der Wiſſen⸗ 
ſchaft fortleben laſſen werden. Wagner hat vielmehr für große 
Geſamtgebiete die anerkannte Stellung eines führenden Spezialiſten 
in einem Maße, wie es in ſeiner Generation kaum einem anderen 
deutſchen Volkswirtſchaftslehrer beſchieden geweſen iſt, ſich zu erwerben 
gewußt. Schon in ſeinen erſten Arbeiten hat er den Weg ein⸗ 
geſchlagen, den er in ſeiner 60 jährigen Lehrtätigkeit mit bemerkens⸗ 
werter Beharrlichkeit feſtgehalten hat. Seine 1857 erſchienene Doktor⸗ 
Diſſertation handelte über das engliſche Notenbankweſen, und als er 
ein Jahr darauf, 23 jährig, an der neuen Wiener Handelsakademie 
ſeine Lehrtätigkeit begann, da widmete er ſich, neben den Bankfragen, 
alsbald den Währungs⸗ und Finanzproblemen des in Papiergeld⸗ 
wirtſchaft und Schulden ſteckenden Oſterreichiſchen Staates. Bereits 
1861 im Staatswörterbuch von Bluntſchli und Brater und bald 
darauf in dem von Reutzſch herausgegebenen Handwörterbuch der 
Volkswirtſchaftslehre iſt er als Hauptſachverſtändiger mit den Auf⸗ 
ſätzen über das Geld⸗ und Bankweſen und zum Teil auch über die 
Staatsfinanzen betraut worden. Was er dann in einem halben 
Jahrhundert auf dieſem erſt während ſeines Wirkens zu voller Ent⸗ 
wicklung gelangten Gebiete geleiſtet hat, läßt ſich hier im einzelnen 
nicht ausführen, ja kaum andeuten. Es ſei nur hervorgehoben, daß 
er erſt den Unterſchied zwiſchen Geld und Geldſurrogaten, zwiſchen 
Geld als Umlaufsmittel und Geld als Kapital und damit zwiſchen 
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Geldmarkt und Kapitalmarkt mit Schärfe erfaßt, das eigentliche 
Weſen des Papiergeldes klargelegt und insbeſondere, in dem er zu⸗ 
erſt Entwertung dem Metallgeld gegenüber und Wertverminderung 
allen Waren gegenüber deutlich voneinander ſonderte, eine geſchloſſene 
Agio⸗Theorie entwickelt hat. Vor allem hat er ſodann die Lehre 
vom Bankweſen in der deutſchen Literatur aus ihrer Verbindung 
mit den Geldtheorien losgelöſt und früh und eindringlich auf die 
großen Mängel der Peelſchen Bankakte aufmerkſam gemacht, und 
dadurch es in erſter Linie verhindert, daß die deutſche Bank⸗ 
geſetzgebung den fehlerhaften engliſchen Grundſatz der direkten Kon⸗ 
tingentierung der Notenausgabe angenommen hat. Zugleich hat er 
als erſter in Deutſchland, im Anſchluß an Fullarton, eine klare 
Einſicht in die Deckungsverhältniſſe der Notenbanken gewonnen und 
darauf hingewieſen, daß die Wechſeldeckung mindeſtens ſo wichtig 
wie die Bardeckung iſt, und daß dieſe allein für ſich nicht betrachtet 
werden ſollte; und nachdem er anfangs noch unter engliſchem Ein⸗ 
fluß für volle Bankfreiheit leidenſchaftlich eingetreten war, hat er 
ſpäter als Kämpfer für die heute im weſentlichen durchgeführte Zen⸗ 
traliſation des deutſchen Notenbankweſens vorangeſtanden. Allerdings 
iſt er gerade in Geld⸗ und Bankfragen nicht immer einer einſeitigen 
Stellungnahme entgangen. Man kann ſich heute nicht verhehlen, daß 
die doktrinäre Unbelehrbarkeit einzelner Goldwährungspolitiker ihn 
in den achtziger und neunziger Jahren zu einem zu weitgehenden 
Anſchluß an die bimetalliſtiſche Strömung hat hinreißen laſſen, und 
der gewaltigen neueren Entwicklung des privaten Bankweſens hat er 
ein volles Verſtändnis nicht mehr entgegengebracht. Er iſt der Noten⸗ 
bankpolitiker geblieben. Als ſolcher darf er aber den erſten Platz 
beanſpruchen. Sein 1873 erſchienenes Syſtem der Zettelbankpolitik 
iſt vielleicht noch immer das tiefdringendſte Werk, daß die deutſche 
Bankliteratur aufzuweiſen hat. 

Noch umfaſſender ſind Wagners Verdienſte auf dem Gebiet der 
Finanzwiſſenſchaft. Er hat ſie vor allem zu wiſſenſchaftlicher Höhe 
entwickelt. Der Verfaſſungsſtaat ſchuf dafür die Grundlagen. Bisher 
waren gerade die Staatsfinanzen vielfach in geheimnisvolles Dunkel 
gehüllt worden; erſt das Budgetrecht als Kern alles Verfaſſungs⸗ 
rechtes zog ſie in hellſte Beleuchtung; auf keinem anderen Gebiete 
haben amtliche Druckſachen und parlamentariſche Verhandlungen eine 
ſo große Bedeutung gewonnen. Dieſen neuen Rohſtoff der Wiſſen⸗ 
ſchaft nutzbar gemacht zu haben, kann vielleicht als Hauptinhalt der 
Lebensarbeit von Adolf Wagner bezeichnet werden. Dabei hat er ſich 


40 Hermann Schumader [40 


nicht auf die deutſchen Materialien beſchränkt, ſondern von vorn⸗ 
herein auch die fremden, vor allem die engliſchen und franzöſiſchen, 
zu ſeinen Arbeiten mit herangezogen und ſo den vergleichenden inter⸗ 
nationalen Geſichtspunkt in die Finanzwiſſenſchaft hineingetragen. 

Die Art aber, wie er dieſe unabſehbare Menge von Rohſtoff 
genutzt hat, kann als ſein größtes wiſſenſchaftliches und praktiſches 
Verdienſt bezeichnet werden. Adam Smith war von ſeinem indivi⸗ 
dualiſtiſchen Standpunkt aus zu keiner eigentlich wiſſenſchaftlichen 
Erfaſſung des Steuerweſens gelangt. Er hatte den Grundſatz ſpezieller 
Entgeltlichkeit aus dem Wirtſchaftsleben der Einzelnen auf die Be⸗ 
ziehungen des Staates zu den Einzelnen übertragen. Die deutſchen 
Kameraliſten hatten zwar gegenüber dieſer individualiſtiſchen Lehre 
vom gegenſeitigen Geſchäft ſich auf den Standpunkt des Staates, der 
Pflichten von ſeinen Bürgern fordert, geſtellt, aber die Finanzwiſſen⸗ 
ſchaft war bei ihnen eine für ſich ſtehende techniſche Lehre, die ſich 
aus zahlloſen einzelnen Zweckmäßigkeitsregeln zuſammenſetzte, geblieben. 
Wagner hat das Verdienſt, die Lehre von den Finanzen mit der 
Volkswirtſchaftslehre in die bisher fehlende unmittelbare Verbindung 
gebracht, auf dem erweiterten Gedanken des Wohlfahrtsſtaates auf⸗ 
gebaut und zu einem in ſich geſchloſſenen Syſtem zuſammengefaßt zu 
haben. Erſt damit hat er ſie in vollem Maße zur Wiſſenſchaft er⸗ 
hoben und ihr zugleich inhaltlich das kennzeichnende Gepräge dadurch 
gegeben, daß er ſeine ſozialpolitiſche Auffaſſung aus der Volkswirt⸗ 
ſchaftslehre auf die Finanzwiſſenſchaft übertrug. Als ſozialer Finanz⸗ 
politiker hat er wiſſenſchaftlich die große Miquelſche Steuerreform 
vorbereitet und iſt er zum eifrigen Vorkämpſer für den Bismarckſchen 
Plan eines Tabakmonopols und in letzter Zeit insbeſondere für die 
Wertzuwachsſteuer und die Erbſchaftsſteuer geworden. Viele ſind an 
der unmittelbaren Sozialreform beteiligt geweſen; die Durchdringung 
des Finanzweſens mit dem ſozialen Gedanken iſt das große Sonder⸗ 
verdienſt von Adolf Wagner. 

So ſchloſſen ſich Volkswirtſchaftslehre und Finanzwiſſenſchaft, 
Sozialpolitik und Finanzpolitik, die bisher zuſammenhanglos neben⸗ 
einander geſtanden hatten, bei Adolf Wagner zu einer großen Einheit 
zuſammen. Aber der bisherige Zuſtand wirkte doch nach. Faſt bis 
zum heutigen Tage hat die Vorleſung über Finanzwiſſenſchaft noch 
um ihre Gleichberechtigung mit den großen Vorleſungen über die 
allgemeine und ſpezielle Volkswirtſchaftslehre zu kämpfen. Darüber 
hat ſich Adolf Wagner, der lange die Finanzen wie auch das Geld⸗ 
und Bankweſen an der Univerſität allein behandelt hat, oft bitter 
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beklagt. Auch ſonſt find ihm Enttäuſchungen nicht erſpart geblieben. 
Die Richtung der Zeit war anfangs ſeinen wiſſenſchaftlichen Be⸗ 
ſtrebungen nicht günſtig. Nach dem voraufgegangenen philoſophiſchen 
Zeitalter hatte ſich der Blick auf das geſchichtliche Werden gerichtet. 
Ein Tatſachenhunger hatte insbeſondere die akademiſche Jugend er⸗ 
griffen. Man glaubte nicht Zeit zu haben für umſtändliche begriffliche 
Auseinanderſetzungen und weit ausholende Theorien. Da iſt Wagner 
von einem Gefühl des Alleinſtehens in der Wiſſenſchaft und in der 
Praxis manchmal gepackt worden. Aber dadurch ließ er ſich nicht 
irre machen. Unentwegt trat er weiter ein für das, was ihm als das 
Richtige erſchien, und er hatte das große Glück, daß die Entwicklung 
ſo ſchnell ſich vollzog und ſein Leben in friſcher Schaffenskraft und 
Erkenntnisluſt ſo lange währte, daß er auf dem Boden der geſchicht⸗ 
lichen Schule ſelbſt die Früchte reifen ſah, die heranzuziehen der 
eifrigen Arbeit ſeiner beſten Mannesjahre nicht immer gelungen war. 
Wagner iſt nicht der Begründer einer Schule geweſen. So viele be⸗ 
geiſtert ihm zugejauchzt, ſo viele größte Verehrung ihr Leben lang 
ihm geſchenkt haben, die wenigen, die ſeine Schüler genannt werden 
könnten, weichen in den weſentlichſten Grundanſchauungen ſcharf von⸗ 
einander ab. Sein Streben, jedem gerecht zu werden und zur vollen 
Entfaltung ſeiner Eigenart zu verhelfen, ließ Schulmeinungen ſchwer 
aufkommen. Aber das Große iſt ihm beſchieden geweſen, es zu er⸗ 
leben, wie die Wiſſenſchaft am Abend ſeines langen Lebens immer 
mehr dem von ihm die Jahrzehnte hindurch vertretenen Standpunkt 
ſich näherte. Als es darauf ankam, die zahlloſen Einzelergebniſſe der 
geſchichtlichen Forſchung zu einem neuen Geſamtbild zuſammenzu⸗ 
fügen, da entſtand unwillkürlich ein neuer Zug zur Syſtematiſierung 
und Theoretiſierung. Neben der Induktion beanſpruchte die Deduktion 
immer ſorgſamere Beachtung. Das muß mit hoher Befriedigung die 
heiße Jünglingsſeele des greiſen Kämpfers erfüllt haben. 

Aber auch wenn er keine Schule hatte, er muß es doch empfunden 
haben, wie weit ſein Einfluß reichte. Nicht viel Männer der Wiſſen⸗ 
ſchaft haben unmittelbar in ſo große Kreiſe gewirkt. Das ging nicht 
in erſter Linie von ſeiner Lehre aus. Seine Perſönlichkeit war es, 
die jene ſchwer zu kennzeichnende tiefe Wirkung im Leben und über 
das Grab hinaus ausgeübt hat. Es war der aufrechte, ritterliche 
Kämpfer für das Vaterland, für die Gerechtigkeit und die Wahrheit, 
der die Herzen bezwang. 

Sein Leben lang hat Adolf Wagner für Deutſchlands Größe 
heiß geſtritten und gerungen. Nicht nur bei faſt allen bedeutſameren 
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wirtſchaftspolitiſchen Wendungen in den deutſchen Geſchicken des 
letzten halben Jahrhunderts iſt er mannhaft zum Kampfe angetreten 
für das, was ſein ſtolzes Herz als Deutſchlands Wohl erkannt hatte; 
auch in den Fragen der großen Politik hat er in den Kriegen von 
1866 und 1870, in der Zeit der Schaffung unſerer Flotte und jetzt 
wieder im Weltkrieg ſein Wort mutig und wuchtig in die Wagſchale 
zu werfen verſucht. Wie packt uns noch heute ſeine berühmte, in 
vielen Auflagen erſchienene Streitſchrift für den Erwerb von Elſaß⸗ 
Lothringen aus dem Anfang des Krieges von 1870, in der er mit 
flammenden Worten gegen „die für uns Deutſche charakteriſtiſche 
Zaghaftigkeit“, die „ſelbſt heute nach den herrlichen Erfolgen der 
deutſchen Heere noch ziemlich verbreitet“ ſei, zu Felde zieht und die⸗ 
jenigen, die da rufen: „zeigen wir der Welt, daß wir nur für Haus 
und Herd fechten und keine Eroberungspolitik treiben“, darauf hin⸗ 
weiſt, daß es keinen weſentlichen Unterſchied für Deutſchland machen 
werde, „ob Rache bloß für die Niederlagen oder zugleich für die 
Gebietsverluſte“ verlangt werde, habe doch Frankreich „Rache für 
Sadowa“ vier Jahre lang geſchrien, nur weil es ſein „Preſtige“ ver⸗ 
dunkelt geſehen habe. Es werde ſeine Rachegedanken nur aufgeben, 
„wenn ihm die Macht fehlt, ſie zu verwirklichen“. „Sicherung finden 
wir nur in uns ſelbſt, in unſerer Macht, unſerer Einheit, tüchtiger 
militäriſcher Organiſation und in wenigſtens möglichſt guten Grenzen, 
da die Natur uns einmal jene vortrefflichen Naturgrenzen verſagte, 
mit welchen ſie die meiſten anderen Staaten unſeres Erdballes aus⸗ 
ſtattete.“ | | 

Was er damals als junger Mann verfochten hat, ward 
zur befeſtigten Überzeugung des Greiſes. Und wie er es in Be⸗ 
geiſterung und Dankbarkeit mit erlebt hat, daß aus den Schrecken 
des Krieges von 1870 die Erfüllung ſo vieler Wünſche der beſten 
deutſchen Herzen erwuchs, ſo erwartete er ähnliches auch vom 
jetzigen Kriege. In ſeinem ſchönen Aufſatz über die Entwicklung der 
europäiſchen Staatsterritorien und das Nationalitätsprinzip hatte er 
vor faſt fünfzig Jahren mit beſonderer Liebe die völkiſchen Probleme 
an unſerer Oſtgrenze erörtert, in die er als Profeſſor an der damals 
noch deutſchen Univerſität von Dorpat einen unmittelbaren Einblick 
gewonnen hatte; von unſeren Siegen im Oſten erwartete er jetzt die 
erſehnte und ſchon aufgegebene Löſung der Baltenfrage, der ſein 
letztes öffentliches Wort gewidmet war. Schon damals, vor faſt 
einem halben Jahrhundert, hatte er auf die Flamen, „die uralte 
Verbindung Belgiens mit Deutſchland, welche durch Lage, Boden⸗ 
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geſtaltung und Nationalität großenteils gerechtfertigt wird,“ hin⸗ 
gewieſen und es tief beklagt, „daß unſer Volk ſie ſo ſehr vergeſſen 
habe, daß eine Einverleibung dieſes Landes in Frankreich bei uns 
kaum ernſtlich Anſtoß findet;“ jetzt glaubte er an eine Verſelbſtändigung 
der Flamen, welche ſie aus der Romaniſierung erlöſe und dem 
Germanentum als altverdienten und zukunftsfrohen Stamm erhalte, 
und welche endlich auf belgiſchem Boden eine Regelung ſchaffe, die 
den natürlichen Verhältniſſen und Bedürfniſſen der Bevölkerung ent⸗ 
ſpricht und allein die Gewähr eines dauernden Friedens zu bieten 
vermag. Bis zum letzten Atemzug haben ſeine Gedanken und Wünſche 
dem Vaterlande gegolten und, ſo ſehr ſein Herz teilnahm an den 
Leiden des Krieges, ſo ſah er doch im gigantiſchen Ringen nicht nur 
eine dem deutſchen Volke unentrinnbar auferlegte Probe, ſondern 
auch die verſöhnende Vollendung für vieles, nach dem vaterländiſche 
Herzen ſich geſehnt hatten. Der unermüdliche Kämpfer für Deutſch⸗ 
lands Größe und Kraft erblickte in der erſtaunlichen Kette der deutſchen 
Siege von 1914—1917 den glanzvollen Abſchluß ſeines langen Lebens. 

Wagner war zugleich ein Kämpfer für die Gerechtigkeit. Für 
Schwache und Verkannte war er ſtets bereit, in die Breſche zu 
ſpringen. Die Anſicht, daß jemand zu Unrecht zurückgeſetzt werde, 
wurde für ſein Gefühl zu einem Anſpruch auf ſeine Freundſchaft. 
Und wie im kleinen des perſönlichen Lebens, ſo auch im großen. 
Niemand hat mutiger als er, ſobald er mit der damaligen traurigen 
Lage der unterſten Schichten der großſtädtiſchen Bevölkerung bekannt 
wurde, dem herrſchenden Liberalismus, der mit dem Wahlſpruch des 
laissez-faire den Starken und Rückſichtsloſen ungerecht in die Hände 
arbeitete, bekämpft, und niemand iſt wärmer für die Hebung des 
Arbeiterſtandes eingetreten und hat begeiſterter der Kaiſerlichen Bot⸗ 
ſchaft von 1881 zugeſtimmt. Er war der erſte Anreger der Be⸗ 
gründung des Vereins für Sozialpolitik, und wenn er ſpäter zeit⸗ 
weiſe ſich vom Verein löſte, ſo geſchah das, weil er volle Freiheit 
haben wollte im Verfolgen ſeiner Ziele. Denn Wagner, vorſichtigem 
Vermitteln abhold, beſchränkte ſich nicht auf die Kreiſe der Wiſſen⸗ 
ſchaft; er ſtürzte ſich unmittelbar hinein in das politiſche Getriebe. 

Ebenſo wie er gegen das Mancheſtertum und ſeine parteipolitiſche 
Verkörperung mutig ſich wandte, ſtritt er auch gegen die Über⸗ 
treibungen des Sozialismus und die Sozialdemokratie. Aber dieſer 
Kampf war von anderer Art. Hier ſtand er nicht einem Gegner, 
welcher der Anerkennung und der Macht ſich erfreute, ſondern, 
wenigſtens zunächſt, einem ſolchen, der verfolgt und unterdrückt 


44 Ä Hermann Schumader [44 


wurde, gegenüber. Hier war deshalb auch zu prüfen, wieweit die 
bisherige Stellungnahme in der Offentlichkeit und in der Regierung 
gerechtfertigt war. Das hielt er für eine Hauptaufgabe der Wiſſen⸗ 
ſchaft. Beim Verſuch ihrer Löſung ging er, wie er vor allem in ſeiner 
Rektoratsrede vom 15. Oktober 1895 ausgeführt hat, davon aus, daß 
das, was der Sozialismus fälſchlich zu Axiomen mache, in Wirklichkeit 
nur die großen Probleme ſeien, welche die Entwicklung des praktiſchen 
Lebens, namentlich der Technik, hervorgerufen habe. An dieſen 
Problemen, welche die Kritik des Sozialismus zuerſt aufgedeckt habe, 
könne natürlich auch die deutſche Wiſſenſchaft nicht vorübergehen. 
Bisher ſei es immer ihr Stolz geweſen, „jedes Problem zwiſchen 
Himmel und Erde, auf welches ſie ſtößt, vor ihr Forum zu ziehen“; 
wenn ſie daran nicht feſthalte, werde ſie „dem Sozialismus ohne 
Kampf das Feld überlaſſen“. Das war ganz und gar nicht Wagners 
Art. Unermüdlich iſt er in ſeiner Auseinanderſetzung mit dem 
Sozialismus geweſen. Nicht nur iſt er in Schriften immer wieder 
kritiſch auf ihn eingegangen, ſondern er iſt auch perſönlich den 
ſozialdemokratiſchen Führern, ganz beſonders dem Redemeiſter Auguſt 
Bebel, entgegengetreten. Dabei ſuchte er auch hier ſtets in ſtrenger 
Gerechtigkeit zu verfahren. Nie hat er Maßregeln, „nur weil ſie 
vom Sozialismus gefordert oder von Gegnern und dem großen 
Haufen „ſozialiſtiſch“ genannt wurden“, verworfen. Immer hat er 
ſich „unbefangener, aber ſorgfältiger Kritik“ befleißigt. Wenn etwas 
dieſer Kritik ſtandhielt, machte er keinen Hehl daraus; dann ver⸗ 
kündete er laut: der Sozialismus hat recht. „Aber bei weitem das 
meiſte beſteht — wie er ſelbſt geſagt hat — dieſe Prüfung nicht.“ 
Er wendet ſich ſcharf gegen die dialektiſche Methode von Karl Marx, 
wirft dem Sozialismus nicht nur Einzelheiten, wie „eine Unter⸗ 
ſchätzung der Unternehmerleiſtung“ vor, ſondern ſpricht auch all⸗ 
gemein von der „bodenloſen Leichtfertigkeit“, mit der er für ſeine 
Zwecke „weſensandere Menſchen“ annimmt, als es ſie gibt, je gegeben 
hat und aller Wahrſcheinlichkeit nach je geben wird. In dieſem 
pſychologiſchen Moment hat Wagner „den entſcheidendſten Grund 
gegen die Forderungen des Sozialismus“ erblickt. Nur ſein freier 
Bekennermut hat ihn in den Ruf gebracht, ein Freund des ſozial⸗ 
demokratiſchen Sozialismus zu ſein; in Wahrheit hat er dieſen 
Sozialismus nicht nur unermüdlich, ſondern auch erfolgreicher als 
ein anderer bekämpft. Gerade weil er ſo ſorgſam Berechtigtes und 
Unberechtigtes zu trennen ſuchte, konnte er die entſcheidenden ſchwachen 
Stellen jo wirkſam treffen. Wenn der Sozialismus als orthodoxe 
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Glaubenslehre heute in Deutſchland im Vergleich mit früheren Zeiten 
nur noch ſo wenig bedeutet, ſo iſt das zum nicht geringen Teil das 
Werk Adolf Wagners, und für ihn wie für die Sozialiſten iſt es 
ein rühmliches Zeichen, daß ſie dieſem Gegner faſt immer Achtung 
gezeigt haben. Max Schippel hat im Korreſpondenzblatt der Ge⸗ 
werkſchaften Deutſchlands vom 17. November 1917 ſogar erklärt: 
„Eine ſo ſcharf umriſſene Geſtalt und ſo große Verdienſte wird auch 
die Arbeiterklaſſe nicht vergeſſen.“ 

So führte Adolf Wagner einen heißen Geiſteskampf mit zwei 
Fronten. Kein anderer hat die Kraftaufgabe der Zeit, einen Aus⸗ 
gleich zwiſchen den großen Gegenſätzen des alten Liberalismus und 
des neuen Sozialismus zu ſchaffen, ſo allſeitig und tatkräftig an⸗ 
gepackt wie er. Er wußte, daß das menſchliche Wirtſchaftsſyſtem 
ſtets eine Miſchung von Individualismus und Kollektivismus dar⸗ 
ſtellt und daß dieſe Miſchung dem Wechſel unterworfen iſt. Die 
für ſeine Zeit nötige neue Miſchung, die allein den ſo dringend er⸗ 
forderten Ausgleich beider Anſchauungskreiſe ſchaffen konnte, war 
nur dadurch zu gewinnen, daß aus dem bekämpften Liberalismus 
und dem bekämpften Sozialismus beiderſeits das noch Giltige heraus⸗ 
gelöſt und auf der Grundlage einer ſtarken Staatsauffaſſung zu einem 
Syſtem zuſammengefaßt wurde. Dieſe neue Zuſammenfaſſung, die 
damals noch unerörterbar war und heute faſt ſelbſtverſtändlich er⸗ 
ſcheint, war das, was Wagner den Staatsſozialismus nannte und 
feine Gegner als „Katheder ſozialismus“ zu verhöhnen ſuchten. 

Zur Verwirklichung dieſer Gedanken hoffte er dadurch beitragen 
zu können, daß er die konſervative Partei, der er auch als Abgeord⸗ 
neter kurze Zeit angehört hatte, und das proteſtantiſche Chriſtentum, 
dem er unter dem Einfluß ſchwerer Lebensſchickſale in kindlicher 
Gläubigkeit ſich hingegeben hatte, für den ſozialen Gedanken zu ge⸗ 
winnen ſuchte. Darum nahm er ſo lebhaft teil an dem Evangeliſch⸗ 
ſozialen Kongreß und ſeinen Arbeiten, und darum ſchloß er ſich 
Adolf Stöcker an und ward ſogar neben ihm der zweite Vorſitzende 
der Berliner Gruppe der neuen chriſtlich⸗ſozialen Partei und der 
Ehrenpräſident der Geſamtorganiſation. 

Mit dem Kampf um Gercchtigkeit verband ſich aufs engſte der 
um Wahrheit. Das Feuer der Wiſſenſchaft loderte in Adolf Wagner 
in ſeltener Reinheit, und mit heiligem Ernſt hat er ſtets ſeines Lehr⸗ 
amtes gewaltet. Nie iſt er in den Verdacht gekommen, perſönlichen 
Zwecken zu dienen. Kleinliche Eitelkeit und Strebertum waren ihm 
fremd; und ſo pedantiſch er im Anführen von Gründen und im 
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Widerlegen von Gegengründen erſcheinen konnte, Rechthaberei war 
es nicht, die ſeine Haltung befeſtigte. Vielmehr war es ein ſtetes 
Gefühl hoher Verantwortung, das ihn erfüllte. Der Wiſſenſchaft 
glaubte er ſchuldig zu ſein, nichts zu verſchweigen. So ſteigerte ſich 
ſein Streben nach Wahrheit zum Mut des Bekenners, oft in heraus⸗ 
fordernder Weiſe. Manchmal hat er ſich und anderen Unbequem⸗ 
lichkeiten bereitet, manchmal auch die Wirkung ſeiner Rede durch 
allzu gewiſſenhafte Längen geſchmälert, aber gerade daraus leuchtete 
ſeine tapfere treue Mannesart, ſeine vorbildliche Perſönlichkeit her⸗ 
vor. Gerade dieſer allen ſichtbare Mangel an Berechnung und Vor⸗ 
ſicht machte ihn zum „großen Erzieher“; darin war es begründet, 
daß ſein Seminar, wo er ſeine Perſönlichkeit am freieſten entfalten 
konnte, für viele, wie Hermann Bahr es ſchön bekannt hat, zu „einem 
unvergeßlich fortwirkenden Erlebnis“ wurde. 

Ein ſolches unvergeßlich fortwirkendes Erlebnis iſt dieſer hoch⸗ 
gemute Kämpfer für Wahrheit und Gerechtigkeit, für Deutſchlands 
Größe und Ehre, für alle geworden, die ihm näher treten durften. 
Männer wie er ſind jedem Volke nötig, und Männer wie er ſind 
in jedem Volke ſelten. Wir müſſen daher in dankbarer Erinnerung 
ſein liebes Bild feſthalten, und ſeinen Einfluß über ſein Grab hinaus⸗ 
zutragen trachten. Wir wollen dem echt deutſchen treuen Manne 
deutſche Treue bewahren. Wir wollen ſeinem ritterlichen Vorbilde 
mannhaft nacheifern. So ehren wir am beſten und am meiſten in 
ſeinem Sinn ſein Andenken. 
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Die älteren deutſchen Kaufgilden und 
die der Nachbarländer 
Von Guſtav Schmoller 
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4. Flandern S. 61. 5. Skandinavien S. 66. 6. Deutſchland im allgemeinen 
S. 68. 7. Die Gilden in einzelnen deutſchen Städten S. 75. 8. Abſchluß 
S. 89. 


1 5 

I: den Vorwürfen, die man gegen K. W. Nitzſch erhoben hat, 

iſt derjenige, welcher ihm die Vereinigung der Hofrechtstheorie 
mit der Gildetheorie als Ausgangspunkt der Stadtverfaſſung vorhält, 
der ungerechtfertigſte. Es iſt eigentlich ſchon falſch oder übertrieben, 
von Nitzſch zu ſagen, er leite die Entſtehung der deutſchen Stadt⸗ und 
Ratsverfaſſung aus dem Hofrecht ab. Und Ahnliches gilt in bezug 
auf die ſogenannte Gildetheorie. Wenigſtens ſpricht Nitzſch es direkt 
aus!, „daß die Gilde keineswegs ihrer Entſtehung nach als Teil oder 
als Produkt der ſtädtiſchen Verfaſſung zu betrachten“ ſei. Er nennt 
ſie eine „ſelbſtändige und unabhängige Bildung, deren Zweck und 
deren Wirkſamkeit durch die Verleihung eines Stadtrechts ebenſo 
gefördert als beeinträchtigt werden konnte“. Deutlich betont Nitzſch 
in allen ſeinen Schriften, wo er vom Hofrecht und von der Gilde 
redet, daß er die beiden Inſtitutionen in verſchiedenen Teilen 
Deutſchlands und unter ganz verſchiedenen Lebensbedingungen ſich 
entwickeln ſieht. Und wo ſie zeitlich und örtlich zuſammentreffen, 
erinnert er in draſtiſcher Weiſe daran, daß die zwei großen Kräfte, 
die alles geſellſchaftliche Leben durch ihren Kampf und ihr zeitweiſes 
Zuſammenwirken beherrſchen, die führende Wirkung von oben und 
die aus Individuen und ihrem freien Zuſammenſchluſſe von unten 
aus ſich erhebende und geſtaltende, die Erklärung auch für Hofrecht 
und Gildeentwicklung enthalten. So bei der Erzählung?, daß 1211 
in Riga, als die deutſchen Kaufleute eine gilda communis aufrichten 


Anm. Guſtav Schmoller hatte in den letzten Jahren feine Unter⸗ 
ſuchungen über Entſtehung und Geſchichte der Städte wieder aufgenommen, und 
im Zuſammenhang hiermit ſind mehrere Sue un deren erfter hier 
zur Veröffentlichung kommt. 
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wollten, der Biſchof Albrecht das hinderte mit dem Hinweis darauf, 


derartiges ſei Fürſtenrecht. — Aber wenn nicht Nitzſch das Städte⸗ 


weſen aus den Gilden ableitete, ſo taten es andere. Und bis vor 


nicht zu langer Zeit geſchah dies in Deutſchland, in England, in 
Belgien. So dürfte es ſich wohl lohnen, darüber zu berichten, wie 
man dazu kam, die mittelalterliche Gilde für den Ausgangspunkt 
der Städte zu halten. Wir wollen dabei in dieſer Abhandlung 
auf die doch ziemlich verſchiedene, wenn auch in gewiſſer Beziehung 
einheitliche Entwicklung der Gilden, hauptſächlich der Kaufgilden, 
in den wichtigſten europäiſchen Staaten eingehen. Vorher iſt aber 
ein allgemeines Wort über ſie nötig, das am beſten anſchließt an 
die drei bedeutſamen Werke von Wilda (1831: Gildeweſen des Mittel⸗ 
alters), von Gierke (1868: Rechtsgeſchichte der deutſchen Genoſſen⸗ 
ſchaft) und von Karl Hegel (1891: Städte und Gilden der germa⸗ 
niſchen Völker im Mittelalter, 2 Bde. 189). — Sie bilden die Aus⸗ 
gangs⸗ und Wendepunkte für die Gildeerörterung nicht bloß in Deutſch⸗ 
land, ſondern mehr oder weniger auch für das Ausland. 

Wildas Buch über das Gildenweſen des Mittelalters hat die 
Bedeutung, daß es die taſtenden Verſuche der Zeit in bezug auf 
ein Verſtändnis der Gilden im Anſchluß an die Quellen zuſammen⸗ 
zufaſſen verſuchte. Doch kommt es über einen erſten Anlauf dazu nicht 
hinaus. Man hatte dieſe freien Genoſſenſchaften des 8. bis 14. Jahr⸗ 
hunderts auf heidniſche Gebräuche und Trinkgelage wie auf brüder⸗ 
liche Liebe und chriſtliche Elemente zurückgeführt; man ſah, daß es 
ſich um Sammlung von Beiträgen und Unterſtützungen in Not und 
Unglück, um gerichtliche Hilfe und eigene Rechtſprechung handele; 
man ſah ſchon, daß England und Dänemark die Erſcheinung vor 
allen zeigten. Wilda ſieht in den Gilden den Keim der Altbürger⸗ 
gemeinden wie der Stadtverfaſſung und der Zünfte; den Urſprung der 
letzteren aus dem Hofrecht (Eichhorn) lehnte er ab, betonte mit 
Nachdruck den Satz, der ihm dann oft nachgeſprochen wurde: Nicht 
aus der Unterordnung und Abhängigkeit, ſondern aus der Freiheit 
ſind die Zünfte hervorgegangen. Sein Buch iſt im ganzen ein gut⸗ 
gemeinter, idealiſtiſch⸗romantiſch gedachter, deutſchtümelnder Ber: 
ſuch, der in der wiſſenſchaftlichen Atmoſphäre von 1814—1830 
wurzelte und auf die Literatur 1831 — 1871 großen Einfluß gewann. 
Thierry benutzte die Wildaſchen Gedanken, um die angeblichen 
Aufſtände der keltiſchen Mittelklaſſen gegen die germaniſche Feudal⸗ 
ariſtokratie als liberale Schwurgenoſſenſchaften und Kern der Städte⸗ 


freiheit hinzuſtellen. Gierke und Brentano ſind noch ganz von 
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Wilda beeinflußt. Mag Wilda manches Schiefe neben Richtigem N 
geſagt haben. Immer hat er das große Verdienſt, das Material 
zuſammengefaßt zu haben und einen Verſuch gewagt zu haben, den 
realiſtiſchen Urſachen einer großen hiſtoriſchen Erſcheinung mit Eifer 
nachgegangen zu ſein. 

Otto Gierke ſtellt den geiſtigen Höhepunkt einer wiſſenſchaftlichen 
und praktiſchen Bewegung an, die in den 40 Jahren ihren 
Mittelpunkt in den deutſchen Univerſitätslehrern hatte, die man als 
Germaniſten bezeichnete. Sie wollten dem deutſchen Rechte wieder 
Ebenbürtigkeit neben dem römiſchen gewinnen, ſie vertieften ſich in 
die deutſchen Altertümer, wurden zugleich die politiſchen Führer 
ihrer Zeit. Ihr Haupt, Georg Beſeler, war der Lehrer Gierkes; von 
deſſen nationalen und politiſchen Idealen ging er aus. Selbſt das 
körperliche und geiſtige Bild eines Urgermanen, hatte er die 
Wiedergeburt Deutſchlands von 1848 —1866 in innerſter Seele mit⸗ 
erlebt. Nicht ohne einen Anflug von Romantik hatte er ſich in die 
deutſche Geſchichte und in die Quellen des deutſchen Rechts tiefer 
als die meiſten gelehrten Zeitgenoſſen verſenkt, wollte in ſeinem großen 
Lebenswerk (Das deutſche Genoſſenſchaftsrecht, 3 Bde. 1868 ff.) dem 
deutſchen Volke nicht bloß ſein Recht und ſeine Geſchichte verſtehen 
lehren, ſondern auch ihm zeigen, was ſein geiſtiger Genius unter 
den Völkern bedeute, woher er ſtamme, wohin er führe. 

Eine unermeßliche Aufgabe ſtand ſo vor ſeiner Seele; er konnte 
ſie nach dem Maße alles Menſchlichen natürlich nur teilweiſe, nur 
nach dem geiſtigen Horizont jener Zeit löſen. Aber ein großer 
Wurf, eine großartige Konzeption iſt ihm doch gelungen, indem er 
das ganze geſchichtliche, politiſche und ſoziale Leben Deutſchlands 
unter dem Geſichtspunkte der Genoſſenſchaft darſtellte, die geſamten 
deutſchen Staats⸗ und Rechtsinſtitutionen in ihrer hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklung, in ihrer Bedingtheit durch den germaniſchen Volksgeiſt 
in ihrer Wechſelwirkung vorzuführen unternahm. In magnis vo- 
luisse sat est. 

Der Wert ſeines großen Buches liegt nicht im einzelnen. Wir 
werden vielem, was er ſagt, heute nicht mehr oder nicht mehr ganz 
zuſtimmen. Aber eine der größten und wichtigſten Erkenntnisquellen 
hat er eröffnet, indem er die deutſchen politiſchen, die wirtſchaftlichen, 
die ſozialen Verbände durch die Jahrhunderte hindurch verfolgt und 
vergleicht, ihre Wirkſamkeit aufeinander unterſucht, ſie von innen 
heraus völker⸗ und individual⸗pſychologiſch zu verſtehen ſucht. 

Gierkes Werk ſtellt eine Syntheſe praktiſch . politiſcher 
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Ideale und gelehrter rechtshiſtoriſcher Forſchung dar. Wir haben 


hier nicht ſeine geſamten Ergebniſſe darzulegen und kritiſch nach 
dem heutigen Stand der Forſchung zu prüfen; auch nicht in bezug 
auf das Gildeweſen. Wir betonen nur, daß ſein Werk ein wich⸗ 
tiges Glied in der Entwicklung der Erkenntnis des mittelalterlichen 
Gildeweſens bildet, daß er den entſcheidenden Punkt in ſeiner Ent⸗ 
ſtehung aufdeckte: die Lockerung und Auflöſung der alten Sippen⸗ 
verbände, die in den Zeiten großer ſozialer, wirtſchaftlicher und 
rechtlicher Neubildung einen Erſatz vielfach in freien Einungen und 
Gilden ſuchten und fanden. — 

Iſt es bei Gierke auch mehr der hochgemute Idealismus eines 
politiſch liberal denkenden Mannes, der uns als der Kern ſeines 
Weſens entgegentritt, ſo ſteht Karl Hegel als der echteſte Typus 
des nüchtern vorſichtigen, gelehrten Spezialforſchers vor uns. Er 
hat im Beginn ſeiner Laufbahn uns mit ſeinem großen Werke über 
italieniſche Städtegeſchichte, am Schluſſe derſelben mit ſeinem 
Buche über Städte und Gilden der germaniſchen Völker im Mittel⸗ 
alter (2 Bde. 1891) beſchenkt. Beide zeichnen ſich gleichmäßig aus 
durch umfangreichſtes Studium, durch vorſichtig kritiſche Prüfung 
der Quellen und nüchternes Urteil. Hegel iſt überall der Mann der 
Tatſachen; er gibt nirgends geiſtvolle, weit ausgreifende Kon⸗ 
zeptionen; er iſt ganz ohne eine hiſtoriſche Phantaſie, die, um das 
Ganze zu erklären, kühne Vermutungen aufſtellt. Aber dafür kann 
man ſeinen Reſultaten auch faſt überall folgen. | 

Ein Seitenftüd zu ihm hat uns A. Doren geliefert: Unter⸗ 
ſuchungen zur Geſchichte der Kaufmannsgilden des Mittelalters (1893). 
Er war erſt ein Schüler Lamprechts, hat dann bei mir im Seminar 
das zuſammenfaſſende Büchlein geſchrieben, das in den weſentlichſten 
Reſultaten nicht weit von Hegel abſteht, aber doch ſelbſtändig und 
kritiſch Hegel wie Nitzſch gegenüber ſich verhält. Er bildet inſo⸗ 
fern eine gute Ergänzung Hegels, als er die ſozialen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Urſachen, die Hegel ganz fern liegen, mit heranzieht. 
Er wagt es auch, eine vergleichende Überſicht der Gildeentwicklung 
und ihrer Urſachen für England, Frankreich und Deutſchland zu 
geben und ſucht das Gegeneinanderwirken der ſtaatlichen Gewalten, 
des Rates und der Gilden zur Darſtellung zu bringen. 

Alle weitere Literatur iſt bei den einzelnen Hauptländern zu 
nennen. — 

Über den Begriff der mittelalterlichen Gilde bemerke ich ein⸗ 
leitend nur folgendes. Der mittelalterliche Sprachgebrauch, der wie 
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bei derartigen Begriffen in alter Zeit ſtets ein flüſſiger war, gab 
dieſe Bezeichnung allerlei freien Verbänden des 8. bis 15. Jahrhunderts, 
die zwar gewiſſer einheitlicher Züge nicht ganz entbehrten, in ihren 
Hauptzielen aber teilweiſe recht erheblich voneinander abwichen. 

Ihre gemeinſame Wurzel iſt die vorhin bei Gierke erwähnte: 
Die Gilden entſtanden mit der Auflöſung der alten Sippen⸗ 
verbände in den nordgermaniſchen Gebieten, wo Zuſammenwirken 
von Männern und Frauen, die nicht verwandt waren, in mancherlei 
Verhältniſſen nötig erſchien, zumal da, wo Staat, Gemeinde, Kirche 
noch keinen entſprechenden Erſatz der Geſchlechtsverbände zunächſt. 
ſchufen. Die Betreffenden verbanden ſich durch Eidſchwur und 
Bruderſchaftstrinken, feierten gemeinſame Mahle, ſuchten ſich in 
weitgehender Weiſe bei ſehr verſchiedenen Zwecken zu helfen. Doch 
haben manche derartige Verbände auch in den Gegenden und bei 
den Stämmen und Völkern, die die Bezeichnung Gilde ſonſt kennen, 
dieſe Bezeichnung nicht angenommen. Alle Namengebung des Mittel⸗ 
alters hat ja in gewiſſer Weiſe etwas Zufälliges. Prägnante, oft 
auch überlieferte Namen werden vom freien Sprachgenius primitiver 
Menſchen in recht verſchiedener Weiſe verwendet, dehnen ſich aus, 
ſchränken ſich ein, ohne daß man die realen Urſachen hiervon genau 
verfolgen kann. 

Die Hauptgruppen der Verbände, die da und dort vom 10. 
bis 15. Jahrhundert als Gilden bezeichnet wurden, ſind folgende: 

1. Die Bruderſchaften zu gegenſeitiger Unterſtützung und Hilfe 
in Not, Verlegenheit, vor Gericht; ſie haben meiſt eine Verbindung 
mit Altären und Kirchen; ſie ſind die Vorläufer des ſpäteren Hilfs⸗ 
kaſſenweſens und des Armenweſens. Von den engliſchen Gildeſtatuten, 
die Toulmin Smith! veröffentlicht hat, gehören die meiſten dieſer 
Gruppe an. | 

2. In vielen niederdeutſchen Städten haben die Handwerker⸗ 
genoſſenſchaften, die anderwärts als Zünfte, Amter, Innungen be⸗ 
zeichnet werden, ſich Gilden genannt, offenbar weil eine der Ur⸗ 
ſachen, die die Mitglieder zuſammenführte, Ahnlichkeit mit den 
oben genannten Gilden hatten. Wir gehen auf dieſe Art der Gilden 
ſo wenig näher ein, wie auf die unter 1. genannten. Uns beſchäf⸗ 
tigen hier nur 

3. die Gilden, welche ihre Mitglieder in den höheren ſozialen 
Schichten der mittelalterlichen, hauptſächlich ſtädtiſchen Geſellſchaft, 
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im Kreis der Kaufleute, Münzer, Schiffsbeſitzer, Bergwerks⸗, Haus⸗ 
und Grundeigentumsbeſitzer der Städte hatten. Ihnen eignet ein 
ariſtokratiſcher Zug, der ſich in Verbindung mit der beginnenden 
Klaſſenſcheidung bald auch als gemeinſame egoiſtiſche Klaſſenpolitik 
zeigt: Beſſerer Erwerb, Beherrſchung des Marktes, Beeinfluſſung 
der Preisbildung tritt von Anfang an hervor. Dieſe Art von 
Verbänden und Gilden zeigt ſich da und dort von erheblichem Ein⸗ 
fluß auf das beginnende ſtädtiſche Leben. Zwar haben ſie in der 
Hauptſache die ſtädtiſche Verfaſſung nicht geſchaffen, wohl aber haben 
ſie vielfach im guten und ſchlechten Sinne auf ſie eingewirkt. 

Ein Überblick über dieſe Art von Gilden in den verſchiedenen 
Ländern der mittelalterlich germaniſchen Völker iſt lehrreich, weil 
die Gilden dieſer Länder oft auf die Bildung ähnlicher Organiſationen 
anderwärts wirkten; daneben dürfen wir aber nicht vergeſſen, daß 
ohne direkte Beeinfluſſung aus den Nachbarländern, in verſchiedenen 
Gegenden gleiche Urſachen zu ähnlichen oder gleichen a 

geführt haben können. 


2 


In England treffen wir ſeit früher Zeit Gilden. Sie haben 
da eine große Rolle geſpielt. Eine erhebliche Literatur hat ſich im 
19. Jahrhundert an fie angeſchloſſen. Rechts- und Wirtſchafts⸗ 
geſchichte haben ſich an ihrer Erforſchung gleichmäßig lebendig be⸗ 
teiligt. Allerlei Publikationen verſuchten Licht zu bringen. So der 
oben erwähnte Toulmin Smith, zu deſſen Veröffentlichung Brentano 
die Einleitung ſchrieb: On the history and development of gilds, 
and the origin of trade unions. Einen großen Fortſchritt brachte 
der Amerikaner Charles Groß, der ſich in Göttingen zu der Unter⸗ 
ſuchung das nötige wiſſenſchaftliche Rüſtzeug geholt hatte: Seine 
Diſſertation „Gilda Mercatoria, Ein Beitrag zur Geſchichte der eng⸗ 
liſchen Städteverfaſſung“ 1883, bildete die Vorbereitung zu ſeinem 
großen Werke: Gild Merchants, 2 vol. 1890. Engliſche Rechts⸗ 
hiſtoriker wie Kemble, Merewether und Stephens (1835), W. Stubbs, 
deutſche wie Gneiſt waren auf das gleiche Thema eingegangen, 
wie viele Spezialſchriftſteller über einzelne Städte. Neuerdings hat 
K. Hegel in ſeinem ſchon erwähnten Werke der Frage eine zuſammen⸗ 
faſſende Studie von etwa 100 Seiten gewidmet. Wir werden auf 
Grund dieſer Literatur unſere heutige Kenntnis der Geſchichte der 
engliſchen Gilden kurz ſo zuſammenfaſſen können. 

Wir begegnen mancherlei Gilden in England ſchon in der 
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angelſächſiſchen Zeit: Freigilden, Rittergilden, Kaufmannsgilden, 
kirchliche Gilden; es ſind Schwurgenoſſenſchaften mit geſelligen Ten⸗ 
denzen, hauptſächlich aber mit der Abſicht, den Mitgliedern ſich da, 
wo die hergebrachte Hilfe der Verwandten fehlt, gegenſeitig zu helfen, 
ſich zu unterſtützen, Umlagen unter ſich zu machen !. 

In das hellere Licht der Geſchichte treten ſie mit der nor⸗ 
manniſchen Eroberung. Der monarchiſche zentraliſierte Staat 
ſucht Städte und Gilden ſeiner ſtrammen Organiſation einzufügen. 
Die Städte ſind damals noch klein und nicht zahlreich; nur London 
und York werden für dieſe Zeit zu etwa 10 000 Seelen geſchätzt. 
Ein großer Teil der Dörfer und Städte ſind nach der Eroberung 
halb zerſtört; nur zehn Städte hatten nach dem Domesday- book 
Mauern. Orte mit Burgen, um die herum eine Gemeinde ſich 
ſammelte, werden 80 gezählte. Sie erſcheinen als Hundertſchaften, 
die der Grafſchaftsverfaſſung gerichtlich und verwaltungsmäßig ein⸗ 
gefügt ſind. Die Zehntenſchaften, in die die Hundertſchaft zerfällt, 
werden manchmal auch Gilden genannt. Kemble betrachtet die Lon⸗ 
doner Frithgilde als ſolche. Erſt in der zweiten Hälfte des 12. Jahr⸗ 
hunderts blühen London, York, Lynn, Norwich und einige andere 
Städte mehr auf. In der Zeit der großen organiſchen Geſetzgebung 
der drei Eduarde, 1272 —1327, bildet ſich die Kirchſpielsverfaſſung 
und das Friedensrichteramt definitiv als der Kern der inneren eng⸗ 
liſchen Verwaltungsorganiſation aus. Damit war die Tatſache 
gegeben, daß eine kräftige lebendige Stadtverfaſſung nicht entſtehen 
konnte. Auch alle größeren Städte waren mehr Komplexe von einigen 
oder gar Dutzenden von Kirchſpielsgemeinden als einheitliche Städte. 
Die wichtigſten kommunalen Aufgaben blieben den Kirchſpielen, wie 


alles kommunale Steuerweſen, das Armen⸗, das Wegeweſen. Erſt 


die häufiger im 14. bis 17. Jahrhundert vorkommenden königlichen 
Inkorporationscharten gaben den Städten mit einer Mehrzahl Kirch⸗ 
ſpielen eine ſtärkere rechtliche Einheit, jo das Recht, Grundbeſitz zu 
erwerben, und die Pflicht, die von den Kirchſpielen nicht in die 
Hand genommenen Verwaltungszwecke feſter zu ergreifen. Die Or⸗ 
gane dieſer Städte ſind die Bürgerverſammlung, der Court leet, 
dann der Mayor und der Stadtrat (Common council). 

Die etwas größeren Orte, die meiſt als boroughs bezeichnet 
werden, die ſpäteren Städte, treten uns meiſt ſchon im 12. Jahr⸗ 


1 Kemble, The Saxons in England, 1849, II, 309; Schmidt, Die Ge- 
ſetze der Angelſachſen, 1858, S. 586. | 
2 Gneiſt, Engliſches Verwaltungsrecht. 2. Aufl. 1867, I, 133. 
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hundert mit einer Gilde entgegen. Hibbert! ſagt von dieſer Zeit, 
der Hauptunterſchied von Stadt und Land war, daß eritere a Mer- 
chant Gild beſaß. Im Anfang des 13. Jahrhunderts werden 
160 Städte ins Parlament geladen; für 92 davon ſind Gilden nach⸗ 
weisbar. Manche haben eine ſolche nicht, weil ſie gar keinen 
Handel hatten; andere können ſie verwirkt haben. Für London und 
die fünf großen Häfen der Süd⸗ und Oſtküſte ſind keine nachweis⸗ 
bar?. Vielleicht haben fie durch ihre Militärverfaſſung, ihren aus⸗ 
gebildeten Verteidigungsdienſt unter königlicher Leitung nn Platz 
für eine ſolche Entwicklung damals gehabt. 

Für die übrigen Orte, die zu Städten, das heißt 1 1 
Marktorten mit Handel und Gewerbe wurden, war in jenen Tagen 
des normanniſchen Kriegs- und Verwaltungsſtaates die Hauptfrage, wer 
die Pacht der königlichen Gefälle und Steuern übernähme, die ſogenannte 
firma burgi. Und dazu ſcheinen die gut organiſierten Gilden häufig 
am fähigſten geweſen zu ſein. Im übrigen wird vom 12. bis 14. 
Jahrhundert als das Charakteriſtiſche der Stadt folgendes regelmäßig 
angeführt. Die Stadt hat 1. eine eigene, von Grafſchafts⸗ und 
benachbartem Hundertſchaftsgericht unabhängige Gerichtsbarkeit, 
2. Zollfreiheit durch das ganze Reich, 3. die firma burgi, die Selbſt⸗ 
pacht der königlichen Gefälle, 4. das Marktrecht, 5. die Gilda Merca- 
toria, 6. die Selbſtwahl des ſtädtiſchen Vorſtandes, 7. den Aus⸗ 
ſchluß der königlichen Einmiſchung in die ſtädtiſchen Angelegenheiten. 
Eline ſichere Nachricht, wie die Gilden der Kaufleute entſtanden 
ſeien, iſt mit all dieſen Nachrichten nicht gegeben. Aber ſo viel iſt 
gewiß, daß ſie nicht entſtanden durch die königlichen Charters, ſon⸗ 
dern durch ſie nur ſpäter beſtätigt wurden, um ſie dem Polizei⸗ und 
Militärſtaat der normanniſchen Könige einzufügen und unterzuordnen, 
wie die Städte ſelbſt “. 

Je mehr wir uns die engliſchen Städte in ihrem Anfang zu 
denken haben erſt als die Vorſtädte einer Burg, ſpäter als ein 
Konglomerat von mehreren nebeneinanderliegenden, durch die 
. verwalteten Kirchſpielen, deſto 8 ii 


. IN. Hibbert, The Influence and Development of English Gilde 
1891, S. 12. 
2 Groß, Gild Merchants I, 2021. Auch in Exeter, Norwich, Nort⸗ 
hampton, deren Verfaſſung nach der Londoner eingerichtet iſt, fehlte die Gilde. 
3 Hibbert, a. a. O. S. 14, ſagt von den königlichen Charters: By this 
charters what had originally been a voluntary association became an exclusive 
body, to which trade was restricted. | Ä 
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der Schluß, daß einerſeits die ſtädtiſche Obergemeinde, anderſeits 
die Gilde, wo etwas ſtärkere Handelsintereſſen beſtanden, je geſon⸗ 
dert die Intereſſenten zuſammenfaßten, aber immer ſo, daß die 
Stadtverwaltung, zumal wo ſie königliche Charters erhalten hatte, 
das übergeordnete Organ wurde. Die Gilde iſt der Stadt unter⸗ 
geordnet, fie ſchwört, das Beſte der Stadt im Auge zu haben. 
Die Stadtorgane haben die Befugnis, ihre Ausſchlußrechte durch 
Zulaſſung (Lizenzen) von Nichtgildebrüdern zu durchbrechen. Zuerſt 
waren wohl auch vielfach die Intereſſenkonflikte zwiſchen Stadt und 
Gilde durch die Perſonalidentität von Gildealderleuten und Stadträten 
überbrückt. Eine volle Identität zwiſchen Gildebrüdern und Stadt⸗ 
bürgern war aber nicht oder nur ausnahmsweiſe vorhanden. Die 
Gilde nahm auch in England Auswärtige, dann die Klöſter uſw. 
auf. Wer nicht auf dem Markt verkaufen wollte, brauchte nicht 
Gildemitglied zu werden. Doch war auch in England die Aufnahme 
in die Gilde in älterer Zeit nicht erſchwert, das Eintrittsgeld ge⸗ 
ring. Groß! nimmt wie Nitzſch an, daß die Handwerker im 12. Jahr⸗ 
hundert teilweiſe zur Gilde zugelaſſen geweſen ſeien, ſpäter aber 
ausgeſchloſſen waren. Als ſelbſtändige Organiſationen treten uns 
die englifſchen Handwerkergilden erſt im 14. und 15. Jahrhundert 
entgegen. — ö F 
Wo Gilden beftätigt wurden, jagt das Privileg allgemein: 
Gildam mercatoriam cum hansa (Markt⸗Detailverkaufsrecht) et 
aliis consuetudinibus et libertatibus ad Gildam illam perti- 
nentibus. Dieſe Sitten waren nun freilich recht verſchieden. Im 
ganzen war wohl die häufigſte Umgrenzung die: Lebensmittel und 
fertige Konſumartikel durfte jeder Bürger kaufen, Rohſtoffe, die 
erſt zu verarbeiten waren, ſollte die Gilde im ganzen oder der 
einzelne Gildebruder kaufen, ſo Felle, Wolle, Vieh, Fiſch, Leder, 
Wein uſw. Dem Nichtgildemann war verboten, to keep shops 
on sell merchandise by retail. Ein ausgebildetes örtliches Fremden⸗ 
recht ergänzte die Schranken, die den übrigen Stadtbürgern entgegen⸗ 
ſtanden; Verbote oder willkürliche hohe Fremdenabgaben waren die 
Mittel dabei. Die Handwerker, die der Rohſtoffe bedurften, die in 
Verkaufsſtänden und Läden regelmäßig verkauften, waren ſo an⸗ 
gewieſen, Gildemitglieder zu werden. Doren faßt den Zweck der eng⸗ 
liſchen Gilde ſo zuſammen: Der lokale Markt ſollte zum Zweck 
eines einträglichen Detailhandels beherrſcht werden; ein Netz von 


1 Gild Merchants I, S. 265. 
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lokal abgegrenzten ſtädtiſchen Wirtſchaftsgebieten beherrſchte das 
Land; was in Deutſchland die Stadträte, erſtrebte in England die 
Gilde; nur die Markttage gaben eine etwas größere Freiheit; die 
Härten wurden durch zeitweiſes Eingreifen der Zentralgewalt 
und durch Prozeſſe gemildert. Die finanziellen Laſten, welche die 
Gilde trug, erſchienen Doren als eine Ausgleichung für ihr Monopol. 

Das Urteil von Groß iſt ungünſtiger; er ſtellt ſich mehr auf 
den heutigen freihändleriſch⸗liberalen Standpunkt: Die überwiegende 
Gewinnabſicht war das beherrſchende Ziel der Gildekaufleute , und 
viele Gilden entarteten mit der Zeit in einer ſehr tadelnswerten 
Form der Selbſtſucht. Die Gilden, ſagt er, wurden zu einer Ma⸗ 
ſchinerie der Unterdrückung ?. 

Die drei Könige mit Namen Eduard ſehen wir daher ſchon viel⸗ 
fach eingreifen. Die Klagen der Nachbarorte oder einzelner Klaſſen der 
Stadt werden vom Ende des 13. Jahrhunderts an immer ſtärker. 
Die Charta mercatoria für die fremden Kaufleute von 1303 iſt einer 
der ſtärkſten Schläge gegen die beſtehenden lokalen Vorrechte der 
Gildefaufleute?. Königliche Privilegien für Gilden hören gegen 
1300 ſo ziemlich auf. Die Stadtbehörden und die Stadtherren 
(Biſchöfe) gehen ſelbſt gegen die Kaufmannsgilden vor. Die Ein⸗ 
trittsgelder in die Gilde, früher ein paar Schillinge, ſind teilweiſe 
auf 100 emporgeſchraubt *. 

Eine erhebliche Schranke für die Gilden lag aber darin, daß 
ihre Gerichtsbarkeit beſchränkt war wie ihre Gewerbepolizei. Da⸗ 
neben gibt auch Groß zu, daß der Vorzug der Gilde⸗ gegenüber der 
Stadtverwaltung und der der königlichen Behörden geweſen jei®, in 
freierer Bewegung ſich den Verhältniſſen anzupaſſen und die Autonomie 
zu fördern. Ebenſo betont er aber, wie Aſhley, die Berechtigung und 
Notwendigkeit der königlichen Eingriffe; denn, ſagt er von der Gilde, 
ſie ſuchte blindlings die Konkurrenz auf ein Minimum zu reduzieren“, 
betrachtete alles, was wir jetzt Spekulation nennen, als ein Ver⸗ 
brechen; ſie erdrückte den Geiſt kühner Handelsunternehmung. 

Als Beweis der im ſpäteren engliſchen Mittelalter einander 
ſich bekämpfenden Tendenzen führen wir noch folgendes an. 

Ganze Städte haben ihre Freiheiten verloren auf Klagen der könig⸗ 
lichen Anwälte gegen injuriam, oppressionem et depauperationem 


1 Groß I, S. 36. 2 Daſ. S. 50. 
8 Hibbert, S. 20—30. Groß II, S. 160. 
s Groß I, S. 90—91, 98. 6 Daſ. I, S. 50. 
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populi durch die Gilde. In Norwich erfolgte ſchon 1268 eine 
königliche Entſcheidung, daß nulla Gilda de cetero teneatur in 
civitate ad detrimentum ejusdem civitatis!, In einer. Klage 
gegen die Gilde von Derby 1330 wird König Eduard II. gebeten, 
die Freiheiten der Gilde in ſeine Hand zurückzuziehen und ſie den 
Bürgern wiederzugeben, damit ſie nicht weiter gebraucht würden 
in oppressionem populi; ſie ſeien bisher in injuriam et depau- 
perationem des Volkes angewandt worden?. In einer Vereinbarung 
zwiſchen dem Biſchof von Norwich und dem Mayor und der Ge⸗ 
meinde von Lynn 1309 wird gegen die Gilde, welche 850 Mitglieder 
zählte und jährlich 300 — 400 2 einnahm, beſtimmt, daß von nun 
an alle ihre den Handel beſchränkenden Statute abgeſchafft ſeien, 
daß neue Statute über den Handel nicht ohne Zuſtimmung des 
Biſchofs erlaſſen werden ſollen “. 

Die Kämpfe über Derartiges zwiſchen Eduard I. und der Stadt 
London führten dazu, daß die Stadt 1285—1294 durch königliche 
wardens verwaltet wurde. Das geſchah zugunſten der einheimiſchen 
Handwerker und der fremden Kaufleute, zuungunſten der dort nur ent⸗ 
ſtandenen Spezialhandelsgilden, die weſentlich kaufmänniſch⸗kapi⸗ 
taliſtiſche Intereſſen vertraten, der Fiſchhändler und Schiffbeſitzer, 
der Wein⸗, Gewürz⸗, Eiſen⸗, Schnittwarenhändler; die Fremden 
konnten jetzt zum erſten Male länger als 40 Tage bleiben. Sobald 
London ſeine Selbſtverwaltung wieder hatte, kamen die alten Klagen 
aufs neue. Eduard I. antwortete 1303 mit der bereits erwähnten 
Charta mercatoria; die Fremden erhielten den erwünſchten freien 
Verkauf, zahlten dafür höhere Zölle. Die Kämpfe über dieſe An⸗ 
ordnung dauerten 50 Jahre lang fort. Eduard II. gab zuerſt nach, 
dann ſiegte das Königtum wieder; ähnlich Eduard III., welcher 
1335, 1343 und 1353 zur Gildepolitik Eduards I. zurückkehrte“. 

Es war die Tradition kapitaliſtiſcher und monopoliſtiſcher Art, 
welche urſprünglich in den einheitlichen Kaufgilden der Städte, ſpäter 
in den großen Londoner Kompagnien, hauptfächlich den 12 ſogen. 
Livery Compagnies, weiterhin der Staplergeſellſchaft, bei den 
merchant adventures des 15. bis 17. Jahrhunderts zutage traten. 
Unwin jagt: „Die Blüte der Handelskompagnien 1450 —1550 iſt 
eine Analogie zur Blüte der alten Kaufgilden von 1100 — 1300. 


1 Groß J, S. 85 u. II, S. 189. 

2 Daſ. II, S. 51. 

3 Daſ. II, S. 151—155. 

4 W. Aſhley, Introduction to Engl. econ. history (1888) I, S. 106 ff. 
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Unwin! hat in zwei wertvollen Büchern uns die ſpäteren 
Gilden, hauptſächlich die Londoner, ſowie die Entſtehung der an ſie 
ſich anſchließenden Patente und Monopole unter den beiden Stuarts 
bis zur Revolution geſchildert. Durch dieſe Organiſationen wurde 
die ganze engliſche Volkswirtſchaft des 16. und 18. Jahrhunderts 
von einem Netze halb gildenartiger, halb aktiengeſellſchaftsartiger 
Organiſationen überzogen, welche gegen große Zahlungen und An⸗ 
leihen an die Staatsgewalt Monopole und Privilegien erhielten, 
teilweiſe Großes leiſteten, aber mehr und mehr doch die übrigen 
Klaſſen ausbeuteten, und daher die öffentliche Meinung und die 
Wiſſenſchaft des 17. bis 18. Jahrhunderts zu einem Kampfe gegen 
ſie herausforderte. Ein Teil derſelben fiel erſt mit der Städte⸗ 
ordnung von 1835. Von 1776— 1876 dauerte der Kampf für freie 
Konkurrenz, Vernichtung der alten Monopolorganiſationen. Die 
heute noch beſtehende engliſche Abneigung gegen Kartelle hat 
. Ache u 


3 Ä | 

Die franzöſiſche Geſchichtſchreibung hatte mit A. Thierry (Werke 
von 1827 und 1840 ff.) und beeinflußt von Wildas Buch und von 
gewiſſen Raſſetheorien (römiſche, germaniſche, galliſche Einflüſſe) 
ſchiefe Lehren über Stadtentwicklung und Gildeweſen aufgeſtellt, die 
teilweiſe ſchon von Guizot bereinigt wurden; dann aber wurden ſie 
durch die Forſchungen von A. Giry (von 1877 an) und anderen, 
hauptſächlich von A. Luchaire (1890 des communes frangaises 
à l’Epoque des Capetiens directs) auf den richtigen ſtreng wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Boden zurückgeführt. 

Im Mittelpunkt der franzöſiſchen Forſchungen ſteht die Frage 
nach dem Weſen der normanniſchen und ſonſtigen franzöſiſchen „ge= 
ſchworenen Kommunen“, die man früher als revolutionäre 
Siege des Bürgertums oder gar der Demokratie oder der Kelten 
über die feudalen älteren Einrichtungen, über die germaniſche Ariſto⸗ 
kratie gefeiert hatte; keltiſche Gilden ſollten über germaniſche Bar⸗ 
baren Herr geworden ſein. 

Die franzöſiſchen ſtädtiſchen Verfaſſungsänderungen, die man 
unter dem Namen „die Kommunen“ zuſammengefaßt hat, treffen 


1 G. Unwin, Industrial Organization in the 16. and 17. centuries, 1904 
(darüber dieſes Jahrbuch XXXII (1908), S. 792 ff.) und G. Unw in, The 
Gilds and 1 of London, 1908 wa . Jahrbuch XLI n 
S. 458). | 
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wir ſeit Anfang des 12. Jahrhunderts zum Beiſpiel in Noyon, 
St. Quentin, Laon, Cambrai (damals deutſch). Weistümer über 
Stadtrechte, königliche Charten, Abmachungen zwiſchen Königen 
(Herzögen) und den Stadtbehörden geben uns die erwünſchten 
Einblicke, wie die ſogenannten Kommunen die Stadtverfaſſungen 
im 12. und 13. Jahrhundert beeinflußt haben. Es fehlen 
dabei revolutionäre Bewegungen zwar nicht, ebenſowenig der 
Einfluß von Kaufmannsgilden; Konflikte zwiſchen dem Königtum 
und den lokalen fürſtlichen Gewalten (Herzöge, Biſchöfe uſw.) ſpielen 
natürlich auch mit. Der Schwerpunkt der damaligen Veränderungen 
liegt aber in dem Abkommen zwiſchen den durch Beſchwörung ge⸗ 
einten Bürgerſchaften der Städte und den höheren Gewalten des 
Herzogs, Biſchofs, Königs, die ſich auf gewiſſe Rechte der Stadt und 
Pflichten derſelben erſtreckten. Die Städte Rouen und La Rochelle 
ſtehen dabei im Vordergrunde. Rouen war der Hauptwaffenplatz 
der normanniſchen Herzöge; ſpäter war die Stadt bald in eng⸗ 
liſchem, bald in franzöſiſchem Beſitz; die wechſelnden Herren mußten 
Rouen für ſich zu gewinnen ſuchen. So erhielten die Bürger das 
Vorrecht für die Fahrt nach Irland, ihre Gildekaufleute erhielten 
Abgabenfreiheit in London; weitere Rechte bekam Rouen 1174 bis 
1399. Aus derſelben Zeit und aus denſelben Urſachen ſtammen die 
Vorrechte für La Rochelle. Die den beiden Städten erteilten Charten 
und „Kommunen“ wurden für viele andere Städte das Vorbild. 
Das Weſentliche war dabei, daß die Städte gegen die Ver⸗ 
pflichtung guter Befeſtigung und erheblicher Kriegshilfe für ihre 
Herren gewiſſe kommunale Selbſtverwaltungs⸗ und bürgerliche Frei⸗ 
heitsrechte erhielten: Ratsverfaſſung, Einfluß auf die Gerichte, 
Erlaubnis zum Bau des Beffroi (Stadtturms), ſpäter des Rathauſes, 
eigenes Siegel, Schutz der Stadt durch die Fürſten wurden in den 
Charten eingeräumt gegen das Verſprechen der Treue und des 
Kriegsdienſtes. Der Stadt wird gewiſſermaßen das Recht einer 
Seigneurie Collective eingeräumt; dieſe Gunſt erhält ſie oft auch 
gegen erhebliche ſofortige Geldzahlungen an den König; ſie mußten 
dieſelben häufig im 13. und 14. Jahrhundert wiederholen und ſtei⸗ 
gern. Die ſelbſtändigen ſtädtiſchen Organe aber find nicht ſowohl 
durch die Kommunen und Charten geſchaffen, als durch ſie im 
Anſchluß an die ältere Gerichtsverfaſſung weitergebildet worden. 
Die aus der Karolingiſchen Zeit ſtammende königliche Gerichts⸗ 
verfaſſung, das königliche Recht, die Gerichtsbezirke zu ordnen, die 
Schöffen zu ernennen, bildeten den Ausgangspunkt der ſtädtiſchen 
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nordfranzöſiſchen Entwicklung. Innerhalb derſelben hatten die 
ſtädtiſche Ariſtokratie, die Grundbeſitzer und die Kaufleute ſich zu 
organiſieren verſtanden, in Gilden, Bruderſchaften, Unterſtützungs⸗ 
vereinen (amities, carites). In dieſen Verbänden haben dieſelben 
Perſönlichkeiten den Ausſchlag wie im Schöffenamt und im ſpäteren 
Stadtrat gegeben. Die kaufmänniſchen Gilden und Korporationen 
nahmen auch in anderen Städten, wie in Valenciennes, in Paris 
und Rouen, eine nicht unbedeutende Stellung ein, vereinzelt jo, daß 
ein ſo vorſichtiger Forſcher wie Giry ſagen konnte: Die Gilden be⸗ 
ſtanden vor der kommunalen Periode!; er nimmt für St. Omer 
an, ſie hätten ſich ſchon gebildet, ſolange nur die ſich hier ſammelnden 
Einwohner unter der Abtei ſtanden, ohne eine Stadtgemeinde zu 
bilden. Einige Urkunden aus dem 12. und 13. Jahrhundert ließen 
ſich ſo erklären, als ob alle Bürger der Stadt der Gilde angehört 
hätten (S. 282). An anderer Stelle (S. 275 ff.) ſpricht Giry ſich 
jo aus: A n’en pas douter e’etait leur association (gilda) qui 
était devenue la communa, Jedenfalls jagt er: Städte und 
Gilden entwickelten ſich beide vom 10. bis 12. Jahrhundert; im Jahre 
1125 iſt die Gilde in St. Omer eine fertige Kaufmannsorganiſation 
innerhalb der Stadt; letztere iſt der weitere, die Gilde der engere 
Begriff; dieſelben Perſonen waren in der Stadt wie in der Gilde 
maßgebend. Aber wir werden doch nur ſagen können: die Gilde er⸗ 
warb große Privilegien (S. 284), jedoch war ſie nicht an Stelle des 
regierenden Schöffenrats getreten. Unter der glücklichen vierzig⸗ 
jährigen Regierung Flanderns durch den Grafen Thierry erhält die 
Gilde mancherlei Gunſt; er ſchenkt ihr zum Beiſpiel 1151 den Platz 
zur Gildhalle; aber die Gewalt ſeines Reichsrats, des Chatelain, 
wie die Gewalt der Schöffen, ſpäter die des Bailli, der den Chate⸗ 
lain erſetzt, ſind, neben den Rechten der Abtei, doch noch die maß⸗ 
gebende Gewalt in der Stadt. Die Einſetzung der Baillis erfolgte, 
weil die Rechtſprechung des Chatelains zu gewalttätig geweſen war; 
1179 erfolgte das Reglement über die Miniſterialen, qui moderno 
tempore ballivi appellantur. Neben dem Schöffenſenat erſcheinen 
ſeit 1206 die jurati als eine Art Vertretung der Gemeinde (S. 156). 
Die Schöffen, nicht die Gilde, ſchaffen die große eingehende Handels⸗ 
geſetzgebung von St. Omer unter Zuſtimmung des Bailli, ſie legen 
die Steuern um, ernennen den Steuererheber und den Makler 
(S. 284); fie vermieten große Teile der Gildhalle (S. 288). 


1 Histoire de la ville de St. Omer, 1877, S. 278. 
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In Paris könnten wir viel eher als etwa in dem flandriſ chen 
St. Omer, das erſt im 14. Jahrhundert unter die franzöſiſchen 
Könige kam, von einer Herrſchaft der Korporation der Kaufleute 
über die Stadt ſprechen. Aber die Stadt hatte doch ſchon in älteſter 
Zeit einen königlichen Richter in ihrem Grafen. Der große Auf⸗ 
ſchwung von Paris unter Philipp Auguſt (1180—1229) iſt dem 
König zu danken, er läßt die Stadt pflaſtern, er umgibt ſie mit 
Mauern und Türmen; 1190 hat die Stadt einen königlichen Prevöt 
als Richter und Vorgeſetzten. Die organiſierte Kaufleutekorpo⸗ 
ration erhält 1220 eine gewiſſe Gerichtsbarkeit über Maß und Ge⸗ 
wicht, das Recht die Ausrufer zu ernennen; die Kaufleute werden 
1204 und 1220 als Hanſekaufleute bezeichnet, womit ihre gildeartige 
Verfaſſung gemeint iſt. Ihr Haupt, der Prevöt des marchands mit 
ſeinen vier Schöffen, wird von den Mitgliedern auf 2 Jahre gewählt, 
vom König beſtätigt. Dieſe Behörde erhielt vom 13. bis 14. Jahr⸗ 
hundert ſteigende Verwaltungsbefugniſſe. Ihre Verwaltung, ſagt 
Hegel !, umfaßte die geſamte Handelszufuhr und Verſorgung der 
Hauptſtadt mit Lebensmitteln und allem Bedarf; ſie erſtreckte ſich 
auf Herſtellung der Wälle und Befeſtigungen, Stadttore, Kais, 
Waſſerleitung, überhaupt auf die Bau- und Straßenpolizei, auf die 
Armenpflege mit der Sorge für die Hoſpitäler und andere wohl⸗ 
tätige Anſtalten, auch die Aufbringung von Steuern, Hilfen und 
Darlehen für Hof und Staat. Dabei erwähnt aber Hegel die Haupt⸗ 
ſache nicht: Die mercatores Parisienses de acqua hatten den 
Mittelpunkt ihrer Tätigkeit in der Schiffahrtspolitik auf der Seine, 
in den Händeln und Verträgen, die darüber mit anderen Städten 
ſie und ihre Korporation unter königlicher Vermittlung ſchloſſen; ſie 
wirkten als großartiges Handelskartell?; die Macht, welche ſie ſo 
erwarben, iſt wohl auch die Urſache, daß ihr Prevöt gleichſam 
Pariſer Oberbürgermeiſter wurde. Die 24 Prud' hommes, die ihm 
1296 beigegeben werden, wirkten als Stadtrat 1. Die Pariſer Gilde 
wurde ſo zu einer Stütze der Krone, wurde aber zugleich von ihr 
ſtets in die Schranken zurückgewieſen, die einer ſolchen großen 
Kapitalmacht gegenüber errichtet werden müſſen, wenn ſie nicht ent⸗ 
arten ſollte. Sie wurde 1382 vorübergehend vom Königtum auf⸗ 
gehoben. Daß ſie ſo zeitweiſe die Macht der Regierung fühlen 
mußte, gibt die Erklärung, daß ſie ſo lange (bis 1789) ohne zu ſtarke 
Mißbräuche ihren Einfluß behaupten konnte. 


1 II, S. 192. 
2 Pigeon neau, Histoire du commerce de la France, I, ©. 177188. 
2 Doreu, ©. 65 ff. | 
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Indem wir oben die Gilde von St. Omer erwähnten, haben 
wir ſchon auf Flandern übergegriffen. Die weſtflandriſchen Städte 
Arras, Valenciennes, Ypern, St. Omer, Lille uſw. ſtanden ur⸗ 
ſprünglich als flandriſche Orte unter denſelben Grafen wie Gent, 
Brügge uſw. Die flandriſche große gräfliche Gewalt hatte im 10. 
und 11. Jahrhundert an. geographiſcher Ausdehnung und innerer 
Stärke außerordentlich zugenommen, und neben Volkscharakter und 
Gunſt der geographiſchen Lage hat dieſe ſtarke Grafengewalt mit 
ihrer Tendenz auf Befriedung des Landes und auf Städteförderung 
den großen wirtſchaftlichen Aufſchwung des Landes, die frühe 
Blüte von Arras, Valenciennes, Lille, Gent, Ypern, Brügge herbei⸗ 
führen helfen. Hauptſächlich in Flandern treffen wir vom 11. 
und 12. Jahrhundert an kaufmänniſche Gilden; ſie haben dann aber 
auch in Brabant, Lüttich und anderen öſtlichen Teilen der Nieder⸗ 
lande nicht gefehlt. Neuerdings haben hauptſächlich die Unterſuchung 
von Hermann van der Linden und die Geſchichte Belgiens von 
Pirenne volle Klarheit über die niederländiſche Gildenentwicklung 
gebracht!, während die früheren Arbeiten von Warnkönig⸗Gheldorf, 
von Wouters und Leon van der Kindere nicht durchaus glückliche Ver⸗ 
ſuche in dieſer Richtung gemacht hatten?“. 

Wir werden heute ſo ſagen können: eine ſeltene Gunſt der geo⸗ 
graphiſchen Lage verlegte die Schnittpunkte der mittel⸗ und nord⸗ 
europäiſchen Handelszüge in die flandriſch⸗brabantiſch⸗niederländiſchen 
Landſchaften. Die zahlreichen Waſſerverbindungen und die günſtigen 
Landwege ſchufen hier große Handels- und Gewerbeſtädte, machten 
aus dieſen Städten den wirtſchaftlichen Mittelpunkt von England, 
Skandinavien, Frankreich und Deutſchland. Eine ſtarke Nach⸗ 
wirkung der fränkiſch⸗karolingiſchen Gerichtsverfaſſung, dann die Aus⸗ 
bildung territorialer Fürſtengewalten (Flandern, Brabant, Holland, 
Lüttich uſw.) gaben dieſen Gebieten früh eine auskömmliche poli⸗ 


1 Pirenne, Geſchichte Belgiens, deutſch von Arnheim, 3. Bde. 
1859—1907; A. van der Linden, Les gildes marchandises dans les Pays- 
bas 1896. 

2 Darüber Hegel II, S. 118: Warnkönig, Flandriſche Staats⸗ und 
Rechtsgeſchichte, 3. Bde. 1835—42, franzöſiſche Überfegung von Gheldorf, 
5. Bde. 1835—64; A. Wouters, Les gildes communales au onzième siècle, 
1874, in Bulletins de l’Ac. roy. de Belgique, 2. Ser., Bd. 37, S. 704; 
Derf., Les libertés communales 1878; Leon van der Kindere. Le siecle 
des Arteveldes 1879. 
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tiſche Ordnung. Der frühe Beginn ſolcher politiſch⸗ſtaatlicher Ge⸗ 
walt machte auch eine frühe ſtädtiſche wie die freiheitliche ländliche 
Entwicklung möglich. Der Handel erblühte hier ſeit dem 10. Jahr⸗ 
hundert; ſeit dem 11. und 12. treffen wir Kaufgilden, auch carites, 
fraternites, confreries, amities, Hanſen genannt; fie ſpielen vom 
12. bis 14. Jahrhundert eine erhebliche Rolle. 

Die fürſtliche Regierung, ihre örtlichen Vertreter und Gerichts⸗ 
vorſtände, urſprünglich die Chatelains, d. h. die Vorſteher der gräf⸗ 
lichen Burgen, ſpäter die an ihre Stelle tretenden Baillis, neben 
ihnen die ſie umgebenden Schöffen, die bald zugleich die örtliche Ver⸗ 
waltung beſorgten, waren in der Hauptſache die Führer und Träger 
der aufkeimenden ſtädtiſchen Entwicklung. Neben ihnen, nicht durch ſie, 
entſtehen die Gilden, die freien Vereinigungen der Kaufleute; die 
Groß- und die Kleinkaufleute ſind noch nicht geſchieden, ebenſowenig 
die Kaufleute und die Handwerker, daher ſind zuerſt auch Handwerker 
mit in den Gilden, während ſie ſpäter mehr und mehr hinaus⸗ 
gedrängt werden. Alle möglichen Elemente ſtrebten urſprünglich 
in die Gilden. Es iſt charakteriſtiſch, daß in St. Omer ſchon im 
11. Jahrhundert den Rittern und Geiſtlichen der Eintritt in die 
Gilden verboten wird. Die Gildegenoſſen organiſieren die gemein⸗ 
ſamen Marktfahrten nach außen, wie ſie den heimiſchen Markt be⸗ 
einfluſſen, vielfach beherrſchen. Die Bürger oder Poorter (Hafen⸗ 
bürger, wie ſie zuerſt meiſt genannt werden) der aufkommenden Orte 
ſind nie ganz identiſch mit den Gildebrüdern. Sie haben urſprüng⸗ 
lich keine gerichtlichen und politiſchen Rechte, aber ihre einfluß⸗ 
reichen Mitglieder ſind bald mehr und mehr identiſch mit den 
Schöffen. Wo die Gilden zahlreich und mächtig werden, wo ſie 
freiwillig an Wall und Graben mitbauen, ein Gildehaus errichten, 
das auch als Rathaus benutzt wird, wo ſich ihre Vorſteher als 
ſtädtiſche Schatzmeiſter nützlich machen!, da bekommen ſie ſteigenden 
Einfluß oder gar die wirtſchaftliche Führung der Stadt in die 
Hand. Wo ſie gar durchſetzen, wie in Brügge, daß niemand Schöffe 
wird, der nicht der nach London handelnden Gilde angehört, da 
werden ihre Vorſteher neben Rat und Schöffen zu wichtigen Stadt⸗ 
organen. Aber ſie ſind nicht der Kern der Stadt oder des Stadt⸗ 
rats. Wohl nirgends wird man ſagen können, die Stadt als ſolche 
ſei aus der Gilde erwachſen. Aber die Gilde bildet ein Element 
der Ordnung, der Zucht, des Fortſchrittes, wie Pirenne ſagt; freilich 


1 Pirenne, a. a. O. I, S. 204. 
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bald auch ein Element des Machtmißbrauchs, der Klaſſenherrſchaft, 
der Ausbeutung der übrigen Stadt⸗ und der umliegenden Land⸗ 
bewohner. Der Graf, ſeine Beamten ſeine Schöffen bilden hier⸗ 
gegen einen gewiſſen Schutz, wenigſtens da, wo es der Gilde nicht 
gelingt, dieſe höheren Organe moraliſch und wirtſchaftlich zu be⸗ 
herrſchen. Mit der Beſeitigung der Lebenslänglichkeit der Schöffen, 
mit ihrer jährlichen Neuwahl im 13. Jahrhundert, wird der Gilde⸗ 
einfluß auch hier eher gewachſen ſein. Immer betont Pirenne, daß 
in Flandern der Einfluß der Gilde infolge der ſchnellen und großen 
wirtſchaftlichen Entwicklung bald abgenommen habe, während der⸗ 
ſelbe in Brabant noch im 14. Jahrhundert zunahm. Auch der poli⸗ 
tiſche Sieg der Demokratie in den flandriſchen Städten (1250 — 1350) 
trug zur Einſchränkung der Gildemacht natürlich bei. 

Den Höhepunkt der flandriſchen Gildeentwicklung bildet die flan⸗ 
driſche Hanſe in London, an der 17 Städte und ihre nach London 
und England überhaupt handelnden Bürger teilnahmen. Sie mono⸗ 
poliſierte den flandriſchen Handel nach England; er wurde von dem 
Hausgrafen aus Brügge geleitet. Die ganze ausführliche gewerb⸗ 
liche Geſetzgebung in St. Omer aus dem 13. Jahrhundert iſt nicht 
von der Gilde, ſondern vom Schöffenſtuhl erlaſſen. Die flan⸗ 
driſche Hanſe brachte es aber nicht, wie ſpäter die deutſche, zu 
einer Faktorei in London, weil von 1200 an die Engländer viel mehr 
nach Brügge als die flandriſchen Kaufleute nach London fuhren. 
Die außerordentliche Entwicklung der Wollinduſtrie in Flandern 
ſteigerte die ſozialen Gegenſätze, brachte der Gilde wohl einen 
erheblichen Einfluß auf die gewerbliche Ordnung der Stadt, aber im 
ganzen bleibt doch dem Schöffenſtuhl die eigentliche Führung der 
Stadt und der Gewerbe; die Führer der Gilde und der Stadt ſind 
häufig dieſelben boni homines, dieſelben poorterij majores der Stadt. 
Immer haben die Weber, Walker, Färber und ſonſtige Tuchhand⸗ 
werker, zuletzt 1250 — 1320 in den flandriſchen Städten den Aus⸗ 
ſchlag gegeben. Sie haben die Siege über Frankreich herbeigeführt, 
während die Ariſtokratie franzöſiſch geſinnt war. Sie haben ſich trotzig 
einen erheblichen Anteil am Regiment erkämpft und ſo der Gilde 
mehr und mehr ihre Übermacht genommen, teilweiſe dabei unterſtützt 
von den Fürſten und ihren Organen. Die Handwerker ſelbſt aber 
waren in ſich geſpalten. Die Tuchinduſtriellenzünfte wurden in 
der Regel von dem ſogenannten kleinen Gewerbe bekämpft; die Weber 
und die Walker ſtanden ſich oft ſchroff und blutig gegenüber; 

beide tuchgewerbliche Hauptgruppen bekämpften die Landweber aufs 
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heftigſte, veranſtalteten förmliche kriegeriſche Streifzüge, um die 
ländlichen Webſtühle zu zerſtören. Nirgends ſo wie in Flandern 
zeigte ſich bald, daß gilden⸗ und zunftmäßige Organiſationen, ſo 
heilſam ſie in ihren Anfängen waren, ebenſo raſch in engen und 
brutalen Egoismus umſchlugen und der über ihnen ſtehenden Rats⸗ 
oder Staatsgewalt bedurften, um in den fürs Ganze nötigen Schranken 
gehalten zu werden. Aus dieſen Tatſachen erklärt es ſich auch ein⸗ 
fach, warum die Handwerkerkorporationen und die flandriſchen Grafen 
häufig gegen die Patrizier und die Gilden zuſammenhalten; die Hand⸗ 
werker forderten die Abſchaffung der Gildeprivilegien, dann die Be⸗ 
rechtigung für jedermann, Wolle einzuführen, auch wenn er nicht 
der Londoner Hanſe angehörte; das erreichten ſie auch!. Wenn eine 
monarchiſch⸗szentraliſtiſche Politik 1280 —1320 in Flandern trium⸗ 
phierte, ſo war dies ſo natürlich, wie es verſtändlich wird, daß die 
Patrizier Hilfe beim König von Frankreich ſuchten, den die Hand⸗ 
werker haßten und bei Kortrik aufs Haupt ſchlugen. | 

Während im 13. Jahrhundert die flandriſchen Städte, haupt⸗ 
ſächlich Brügge und Gent, den Höhepunkt ihres Reichtums erreichen, 
ſtehen fie unter einer relativ ſtarken Fürſtengewalt, welche für Er⸗ 
haltung liberaler wirtſchaftlicher Grundſätze eintritt; die Privilegien 
für die deutſchen Kaufleute, die Oſterlinge, von 1252 zeigen es?: 
ſie dürfen ſich in Damme niederlaſſen, ſie zahlen mäßige Zölle und 
Maklergebühren; freie Abreiſe trotz Schulden wurde ihnen zugeſichert; 
kein Stapelrecht und kein Strandrecht ſoll ſie hindern im freien Ver⸗ 
kehr. Ohne dieſe liberale Fürſtenpolitik gegen Gilde und Zünfte 
hätten Gent und Brügge damals wohl nicht 80 000 Seelen erreicht '. 

Mochten alſo die flandriſchen Gilden ſich verariſtokratiſieren, 
mochten ſie die regierenden Schöffen da und dort beeinfluſſen, zur 
alleinherrſchenden Macht wurden ſie nicht. 

Auch nicht in Brabant, obwohl ſie da die ſtädtiſchen Re⸗ 
gierungen noch mehr als in Flandern beeinflußten. Sie ſpielen da 
— zumal in Brüſſel und Löwen — länger als in Flandern eine 
große Rolle; ſie bleiben lange für alle Tüchtigen, die von unten 


emporſtiegen, offen, und dadurch geſunder, ſtehen aber auch unter 


einer ihre Mißbräuche bekämpfenden, noch ſtärkeren und moderneren 
Staatsgewalt, der herzoglich burgundiſchen. Die Tuchgilden in 
Brüſſel und Löwen erreichen freilich, daß die Ordnung der Haus⸗ 


1 Pirenne, a. a. O. III, S. 424. 2 Daſ. I, S. 298. 
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induſtrie ganz den Gilden überlaſſen wird!; aber dafür iſt die Gilde 
dem Schöffenſtuhl untergeordnet. Pirenne fagt?: Die Gilde hat im 
14. Jahrhundert ſo feſte Wurzeln innerhalb der Brabanter Stadt⸗ 
verfaſſung gefaßt, daß ſie den demokratiſchen Erſchütterungen zu 
widerſtehen vermag. Es entſtehen in Brabant im 14. Jahrhundert 
ſogar neue Gilden in verſchiedenen kleinen Städten. Und die alten 
haben ſich mit Regierung und Schöffentum einerſeits, den Zünften und 
Handwerkern anderſeits ziemlich lange erträglich auseinandergeſetzt. 

Die Brabanter Gilden — zumal die in Brüſſel und Löwen — 
beſtehen aus Tuch⸗ und Wollhändlern und Tuchfabrikanten. An ihrer 
Spitze ſtehen meiſt zwei Dekane oder majores, die von dem ſtädtiſchen 
Schöffenrat ernannt ſind. Zu jeder Anderung des Gilderechtes be⸗ 
dürfen ſie der Zuſtimmung der ſtädtiſchen Schöffen und Geſchworenen. 
Aber ihr Gericht kontrolliert die ganze Gewebeinduſtrie. Ihre ge⸗ 
ſchworenen Meſſer und Sergents zeichnen die richtig befundenen Tuche. 
Auch der Herzog griff ein; er beſtätigte 1289 die Reglements der 
Gilde. In Löwen iſt die Gilde ſelbſtändiger gegenüber der Stadt, 
aber ihre Statuten bedürfen auch der herzoglichen Genehmigung. 

Wenn Pirenne betont, daß die Brabanter Gilden eine größere 
Anpaſſungsfähigkeit als die flandriſchen zeigten und ſich ſo länger 
erhielten; wenn er die gute burgundiſche Verwaltung in der erſten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts durch Philipp den Guten betonte, ſo 
hebt er doch daneben hervor, daß die Gilden nur ſo lange blühten, 
als die ſtädtiſche Tuchinduſtrie geſund blieb, daß ſie in Brüſſel und 
Löwen ſich von 1385 an der Auflöſung näherten, daß das Patriziat 
ſich jetzt auch nach unten abſchloß. Karl V. hob die Vorrechte der 
Gilden 1532 auf. Die Lage der Tuchmacher wurde dadurch freilich 
nicht beſſer. 

5 

Haben wir im vorſtehenden uns den heutigen Stand der wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Forſchung in bezug auf das engliſche, franzöſiſche und 
niederländiſche Gildeweſen klar gemacht, ſo iſt, ehe wir zum deut⸗ 
ſchen kommen, noch ein Wort über das ſkandinaviſche, ee 
das däniſche einzuſchieben. 

Von ihm gingen einſt die Unterſuchungen Wildas aus (1831). 
Eine große Literatur hat ſich daran angeſchloſſen. Neuerdings hat 
der deutſche Rechtshiſtoriker Pappenheim wohl Abſchließendes über 
Skandinavien geliefert. Seine Bücher über die altdäniſchen Schutz⸗ 


1 Daſ. I, S. 324. 2 Daſ. III, S. 60. 
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gilden (1885) und über ein altnordiſches Schutzgildenſtatut (1886) 
ſcheinen mir die Fragen vollends geklärt zu haben. Hegel hat den 
ſkandinaviſchen Gilden und Stadtrechten den größeren Teil ſeines 
erſten Bandes (S. 123—457) gewidmet. 

Entſprechend der gegenüber Weſt⸗ und Mitteleuropa ſpäteren 
Entwicklung treffen wir die ſkandinaviſchen Gilden ſehr viel ſpäter 
als dort. Sie ſind in den däniſchen Städten ſehr verbreitet, in 
Dänemark vom 12., in Norwegen und Schweden vom 14. Jahr⸗ 
hundert an vorhanden; nach Schweden ſcheinen ſie von Dänemark 
aus gekommen zu ſein. Ob in Dänemark engliſche Einflüſſe mit⸗ 
gewirkt haben, darüber wird geſtritten. Neben den Schutz⸗, Unter⸗ 
ſtützungs- und kirchlichen Gilden ſtehen die kaufmänniſchen doch in 
erſter Linie. 

Pappenheim betrachtet die ſtädtiſche Gilde in der Hauptſache 
als die Vorläuferin der Stadtverfaſſung. Wo ſich ein reger kauf⸗ 
männiſcher und Seeverkehr mit der Beteiligung der am Orte von 
alters her Wohnenden und den Neuzugezogenen bildete, der Stadt⸗ 
gerichtsbezirk aber aus dem Landgerichtsbezirk noch nicht ausgeſchieden 
war, da bildete ſich als Vorläuferin und Vorkämpferin die Stadt⸗ 
gerichtsbarkeit der Gilde der am Verkehr Beteiligten mit ihrer be⸗ 
ſonderen Gildegerichtsbarkeit. Die Gildhalle iſt deshalb häufig älter 
als das Rathaus. Das Königtum hatte alle Urſache, die Gilde in 
dieſer älteren Zeit zu befördern. So frei wir uns die erſte Bildung 
der ſtädtiſchen Gilden zu denken haben, „den Beſtrebungen der 
Gilden gegenüber, welche Ordnung und Recht unter der eng zuſammen 
wohnenden, aus verſchiedenen Elementen beſtehenden ſtädtiſchen Be⸗ 
völkerung durchzuführen und den Städten Schutz gegen Vergewaltigung 
ſeitens der ländlichen Bevölkerung zu gewähren ſuchten, konnte ſich das 
Königtum kaum anders als wohlwollend verhalten“ “. Erſt in einer 
ſpäteren Phaſe der Entwicklung, als die Städteverfaſſung mit ihrem 
Rat entſtanden war, die Gilden mächtig und anmaßend geworden 
waren, erſchien ein Kampf der Könige gegen ſie häufig angezeigt; 
ſie ſollten auch nicht zu eigenmächtig, nicht Staaten im Staate 
werden. Im 11. Jahrhundert „lag die ſtraffe Rechtsordnung, welche 
die zuſammengewürfelten Stadtbewohner beherrſchte, ebenſo ſehr im 
Intereſſe der Ordnung und des Königtums, wie es im 13. beiden 
zuwiderlief, daß ſie eine engere Gemeinſchaft von Bürgern zu einem 
beſonderen, politiſche Bedeutung beanſpruchenden Verbande ver⸗ 


Pappenheim, Altnordiſches Schutzgildeſtatut, S. 123. 
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einigte“ ; die Stadt⸗ und Ratsverfaſſung erfegte mehr und mehr die 


Gildeverfaff ung. 


Hauptſächlich der däniſche König Knut beſchützte die Gilden, ſo 


1182—93 die Flensburger Knutsgilde. Zahlreiche Gilden mit dieſem 
Namen entſtanden; Mitte des 13. Jahrhunderts treten 18 Knuts⸗ 
gilden zu einem Verbande zuſammen, der ſeinen Sitz in Skanör auf 
Schonen hatte. Wo an einem Orte mehrere Gilden entſtanden, 
nannte man die älteſte und Hauptgilde das summum convivium. 
Vielfach wird dieſe Bezeichnung aber überhaupt für die Gilden der 
Stadt gebraucht. Die Aufnahme der Handwerker in die Gilde hört 
auch in Dänemark ſpäter auf. Im 14. und 15. Jahrhundert tritt 
das Leben und die Wirkſamkeit der Gilde in Dänemark ganz zurück. 
„Die Blutrache verſchwindet und damit ein Hauptzweck der Gilden.“ 
Teilweiſe wurden die Gilden von den Königen verboten. 


6 


Über das deutſche Gildeweſen hat vor allem Nitzſch in der 
letzten Zeit ſeines Lebens, von 1879 an, eine Reihe von Unter⸗ 
ſuchungen angeſtellt; ſie ſind teilweiſe erſt nach ſeinem Tode ver⸗ 
öffentlicht worden?. Nicht unangefochten, ſtehen ſie doch ſo im 
Mittelpunkte unſerer neueſten Erkenntnis, daß wir von ihnen aus⸗ 
gehen. Bei ſeiner Darſtellung iſt nicht zu vergeſſen, daß ſie der 
Zeit von 1870 —82 entſtammt, Nitzſch alſo alle Arbeiten über Gilden 
aus ſpäterer Zeit nicht kennen konnte, ſo zum Beiſpiel die Arbeiten 
von Pappenheim, die von Pirenne und van der Linden. 

Wir gehen zuerſt im Anſchluß an Nitzſch auf die deutſche 
Gildeentwicklung im allgemeinen ein, um nachher noch auf die ein⸗ 
zelnen Städte zu kommen, in denen die Kaufgilde nachweislich eine 
Rolle ſpielte, und über deren innere Geſchichte wir einigermaßen 
unterrichtet ſind. 

Nitzſch geht aus von der großen Verſchiedenheit der mittel⸗ 
alterlichen ober⸗ und niederdeutſchen Handels⸗ und Verkehrsentwicklung. 
In Oberdeutſchland beſteht ſeit der Römerzeit ein nicht unbedeutender 


1 Pappenheim, a. a. O. S. 135. 

2 Es handelt ſich um folgende Arbeiten: 1. über die niederdeutſchen Ge⸗ 
noſſenſchaften des 12. bis 13. Jahrhunderts. Monatsberichte der Akad. 1879; 
2. Über die niederdeutſchen Kaufgilden, daſ. 1880; 3. Die niederdeutſche Kauf⸗ 
gilde. Zeitſchrift f. Rechtsgeſch., germ. Abt. Sav.⸗Stiftung XIII, 1890; 4. Die 
niederdeutſchen Verkehrseinrichtungen neben der Kaufgilde, daſ. XV, 1893. Ich 
zitiere dieſe vier Abhandlungen mit N. I, N. II, N. III, N. IV. | 
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Handel, ein Marktweſen, ein gewiſſer Geldverkehr. Auch nach der 
Störung durch die Völkerwanderung erhalten ſich die alten Handels⸗ 
wege, erneuert ſich die Verbindung mit Italien; uralte Beziehungen 
knüpfen ſich neu, uralte Kunſtfertigkeit erhält ſich da und dort; 
reiche und koſtbare Produkte kommen vom Süden; Markt und Jahr⸗ 
markt ſind wohl nie ganz verſchwunden, werden in der Kaiſerzeit 
neu belebt, ſchließen ſich an alte Rechtſatzungen und Gewohnheiten 
an; die kaiſerliche, die biſchöfliche Gewalt, ſeit dem 12. Jahrhundert 
auch die der weltlichen Fürſten, ſpielt hier in bezug auf Kaufmanns⸗ 
recht, Markt und Münze eine führende Rolle. | 
Ganz anders in Niederdeutſchland. Auch da fehlt bei den 
germaniſchen Stämmen Verkehr, Kaufmannſchaft und Markt nicht 
ganz. Der byzantiniſch⸗arabiſche Handel reicht bis nach der Oſt⸗ 
ſee und von da nach den angelſächſiſchen Märkten; aber er ver⸗ 
ſchwindet oder tritt zurück mit den großen Wanderungen und Ver⸗ 
ſchiebungen der Stämme. Immerhin entwickeln ſich nach und nach 
germaniſche Schiffahrt und Seeraub. Anderſeits dringen nach und 
nach binnenländiſche Wanderer mit Waren von Süden her gegen 
die Nord⸗ und Oſtſee vor. Die Rohprodukte des Waldes und des 
häuslichen Fleißes der Bauern finden Abſatz. Aber es fehlen die 
feſten Rechtstraditionen des Marktes, der Seeraub verſchwindet noch 
nicht; die Fahrten ſind gefährlich. „Der Kaufmann und ſein Gut 
ſteht den althergebrachten einfachen und ſchwerfälligen Inſtituten 
des Landrechts faſt unverſtan den gegenüber 1.“ 

Die an der See ſitzenden Germanen werden gleichſam von ſelbſt 
zu Schiffahrt und Händel hingedrängt, und auch die niederſächſiſchen 
Binnenlandsbauern beginnen Handel zu treiben; man dringt vom 
10. bis 12. Jahrhundert nach Oſten und Norden vor, Pelze und 
Rohſtoffe zu holen, Tuche und andere gewerbliche Produkte aus⸗ 
zuführen. f 

Was war natürlicher, als daß, wie anderwärts, an der Nordſee 
ſich geſchworene Schutzbrüderſchaften und Reiſegeſellſchaften bildeten, 
um zu Hauſe den Markt zu organiſieren und draußen ſich gemein⸗ 
ſam zu ſchützen und zu unterſtützen. Wo Schafzucht und Tuch⸗ 
macherei, wo Handel und Krämerei ſich entwickelten, brauchten die 
Teilnehmenden eine gemeinſame Ordnung. Wo aus mehreren be⸗ 
nachbarten Bauernſchaften, wie in Stendal und anderwärts, eine 
Anzahl Marktteilnehmer und Marktfahrer ſich in gemeinſamen 
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Intereſſen fanden, bildete ſich naturgemäß ein Zuſammenſchluß 
derſelben. | 

So entitanden die deutſchen Gilden. Große öffentliche Ge⸗ 
walten, die Markt und Handel organiſieren, leiten, ihnen rechtlichen 
Schutz leihen konnten, fehlten in dieſen niederdeutſchen Gebieten im 
9. und 10. Jahrhundert faſt noch ganz oder überwiegend. Die 
bäuerliche Gemeinde, das Gericht und die Polizei des Bauermeiſters 
verſagten. Der Bauermeiſter brannte wohl das Zeichen in Maße 
und Gewichte ein, aber ſein Urteil reichte eben nur ſo weit, als 
der einfache Bauernverſtand entſcheiden konnte. Jetzt bedurfte man 
der Sachkunde des Kaufmanns, des Schiffsführers, der der Wege 
und der fremden Märkte Kundigen. Die Handeltreibenden, am Ver⸗ 
kehr Teilnehmenden, über die bäuerliche Tätigkeit Hinausgewachſenen 
fanden ſich zuſammen und regelten ihre gemeinſamen Angelegen⸗ 
heiten. Sie nannten ſich Gilde, mit einem Worte, das bei allen 
nordgermaniſchen Stämmen feit! lange heimiſch war und das jetzt 
und hier die typiſche Bedeutung der Kaufmannsgilde erhielt !. 

Die deutſche Kaufmannsgilde iſt daher faſt nirgends von einer 
höheren Gewalt gegründet und privilegiert. Sie iſt weſentlich älter 
als die große deutſche Städtebildung, welche im 12. Jahrhundert 
einſetzt. Die Gilde ſtellt ſich in der Ottoniſchen und Saliſchen Zeit 
neben die Bauernſchaft als Ordnerin der Verkehrsbedürfniſſe. Sie 
hatte kein Bedürfnis, ihre Rechte ſchriftlich zu fixieren. Wir haben 
von vielen daher nur dürftige Kunde. Die Gilden fehlen im ganzen 
in Süddeutſchland, aber auch im Norden da, wo, wie zum Beiſpiel 
in Hildesheim, große Biſchöfe, wie Bernward, den Verkehr früher 
ordneten, oder wo ſie frühe durch andere Gewalten unterdrückt wurden. 
Immer haben wir Kunde oder wahrſcheinliche Anhaltspunkte, daß 
ſie in Thiel, Groningen, Middelburg, Köln, Dortrecht, Dortmund, 
Höxter, Lemgo, Menden, Bremen, Göttingen, Münſter, Soeſt, Kaſſel, 
Braunſchweig, Osnabrück, Magdeburg, Stendal, Salzwedel und 
anderen Orten beſtanden. Und Nitzſch ſagt daher wohl mit Recht: 
Das ganze Gebiet des deutſchen Verkehrs von London bis Riga er⸗ 
ſcheine gleichmäßig als ein Feld für ſolche Genoſſenſchaften; am 
ausgebildetſten treffen wir ſie in dem ſächſiſchen Lande, da hier die 
Biſchöfe am ſpäteſten ſich um den Verkehr kümmerten. Sie treten 
erſt gegen 1200 in das hellere Licht der Geſchichte. Und von da 
an folgt auch die Zeit der Ausbildung der Ratsverſaſſung, welche 
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nach und nach die Gilden in den Hintergrund ſchiebt, aufſaugt oder 
beſeitigt. Daher die ſpärliche Kunde von ihnen und der nicht allzu 
große Einfluß. | 

Der Kitt, der die Gilde zuſammenhält, iſt weder bäuerlich- 
agrariſcher und markgenoſſenſchaftlicher Art, noch durch örtliches 
Zuſammenwohnen bedingt; ſie nimmt auch mancherlei Leute aus 
anderen Orten auf. In Groningen verlangt die Gilde nicht, daß 
der Eintretende Bürger ſei oder Bürgerſchaft erwerbe, daß er Eigen 
habe, ſondern nur, daß er ein halbes Jahr Rauch und Licht gehabt 
habe. Am wenigſten baut ſie ſich auf gemeinſames Blut und Ver⸗ 
wandtſchaft auf, ſie hat viele neuzugezogene Mitglieder. Ihr Haupt⸗ 
zweck iſt ja im Anfang, durch ihre Genoſſenſchaft Leuten, die nicht 
Verwandte ſind, den Schutz zu ſichern, den ſonſt althergebrachter⸗ 
weiſe die Verwandtſchaft durch Hilfe der Blutsfreunde vor Gericht 
oder in jeder Not gab. — 

Sie iſt eine Schwurgenoſſenſchaft von Marktteilnehmern am 
Ort und von Marktbeſuchern fremder Orte, die ſich einen Aldermann 
oder Gildemeiſter gewählt haben, die ſich Ordnungen gaben, „um 
ſich gegenſeitig gegen die Gefahren zu ſichern, die des Kaufmanns 
Leib und Gut, zu Land und zu Waſſer, auf dem Markt und vor 
dem Gericht ausgeſetzt war“ !. 

Die Gefahren waren am größten bei n und 
Fahrten über Meer, auf den fremden Märkten: daher die Beſtim⸗ 
mungen der Groninger Kaufmannsgilde?: wo ſechs Genoſſen außer 
Landes ſind an demſelben Orte, ſollen ſie einen Aldermann wählen 
und auf der Morgenſprache Recht finden, mit Appellation an die 
heimiſche Morgenſprache. Der deutſche Kaufmann in der Fremde 
ſoll den angeklagten Gildebruder von der Herberge auf den Markt 
und von da wieder in die Herberge bewaffnet geleiten, ihn mit ſeiner 
Waffe, ſeinem Eide und ſeinem Zeugniſſe zur Seite ſtehen, ſeine 
Flucht, wenn er des Totſchlags ſchuldig, zu Land und zur See 
unterſtützen?. Nitzſch fügt bei, in folder Sitte lag ein Sieg 
über die natürliche Geſchäftseiferſucht der Kaufleute untereinander. 
Dieſe Schulung, die den anderen europäiſchen Völkern damals viel⸗ 
fach fehlte oder weniger ausgebildet war, erſcheint Nitzſch auch als 
eine Haupturſache der hanſeatiſchen Handelsblüte. 

Befriedigte die Gilde mit dieſer Ordnung der gemeinſamen 
Fahrten in die Fremde einen Hauptzweck ihrer Exiſtenz, ſo erwuchs 
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dieſe Ordnung, ihr Geiſt, ihre Sitte doch zunächſt und überwiegend 
zu Hauſe, auf dem heimiſchen Markte, wo die Gildebrüder ein be⸗ 
ſtimmtes Verhältnis der Unterordnung unter ihre Beſchlüſſe und 
dem Vorſteher ein großes Zwangs⸗ und Gerichtsrecht ausgebildet 
haben. Sie hatten dieſes Recht wohl meiſt in langen Verhandlungen 
mit den neben⸗ und übergeordneten Gewalten errungen, waren ſo zu 
ihren Statuten gekommen. Es liegt nahe, daß dabei die Reſultate, 
obwohl im ganzen einheitlich, doch ſich im einzelnen vielfach ver⸗ 
ſchieden geſtalten konnten. Man wird ſich den Verlauf etwa ſo 
vorſtellen können. 

Ihr Vorbild war gewiß die Dorfverfaſſung, die Leitung der 
Gemeinde durch Bauermeiſter und Burding, das freie ſchieds⸗ 
richterliche Verfahren und die beſchränkte Strafgewalt des Bauer⸗ 
meiſters. Dieſer ſelbſt aber konnte nicht die neuen kaufmänniſchen 
Elemente regieren wie die Bauerſchaft; von Handel und Verkehr 
verſtand er nichts; ſeine Preisſetzung auf dem Markte hätte den 
Händlern nicht genügt. Dazu waren andere Perſönlichkeiten nötig. 

Wir haben uns die Entſtehung der Kaufgilde in jener Zeit zu 
denken, da die Hausarbeit mancher Bauern Abſatz ſuchte, da manche 
Bauern anfingen, halb zu Handwerkern, halb zu Händlern zu wer⸗ 
den, da einzelne fremde Kaufleute mal durchkamen, auch mal 
dauernd am Orte hängen blieben und von Kauffahrten erzählten, da 
man anfing, am Orte Markt zu halten und zu verſuchen, andere 
Märkte auͤfzuſuchen. Da lag es nahe, daß die unternehmungs⸗ 
luſtigſten der Bauern aus mehreren benachbarten Gemeinden ſich zu⸗ 
ſammenfanden und gemeinſame en und gemeinſame 
Marktfahrten zu bedenken anfingen. 

Es war die Zeit, da die Geldwirtſchaft begann einzudringen, 
da Handel und Handwerk, Großhandel, Kleinhandel und Hökerei, 
da einzelne Handwerke die erſten Anſätze machten ſich zu ſcheiden, 
und doch noch nicht ſo geſchieden waren, wie im 13. bis 15. Jahr⸗ 
hundert; die Zeit, in der neue Märkte in größerer Zahl ſich als 
nötig zeigten, in welcher zahlreiche Städtegründungen dann im 
12. bis 13. Jahrhundert begannen. 

In dieſer Zeit wurden, was zuerſt rein private Verabredungen 
über Markt und Reiſe waren, nach und nach bindende Ordnungen 
für die Mitglieder der Gilde und die Außenſtehenden. Was zuerſt 
beliebige Aufnahmen neuer Genoſſen geweſen, daraus wurde ein 
dauernd anerkanntes Aufnahme⸗ und Gildeerbrecht. Was urſprüng⸗ 
lich freie Schiedsſprüche der Aldermannen der Gilde waren, daraus 
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wurde ein dem Volks⸗ und Dorfgericht nachgeahmtes gerichtliches 
Verfahren, das ſich natürlich in feſten Grenzen gegenüber der 
Bauerngemeinde, dem Grafen⸗ und Hundertſchaftsgericht hielt, aber 
durch die Macht der Gilde immer mehr Anerkennung außer bei den 
einzelnen Schwurgenoſſen auch bei den bäuerlichen Nachbarn, bei 
fremden Händlern, den hohen Behörden uſw. ſich erwarb. 

Nitzſch! ſagt: Ein Zwang zum Eintritt und eine ausſchließliche 
Berechtigung zum Verkehr läßt ſich nicht nachweiſen. Aber geübt 
wurde der Zwang tatſächlich: wer nicht Mitglied war, wurde nicht 
zur Handelsfahrt mitgenommen, konnte nicht am Markte unbehelligt 
teilnehmen. Das Münzrecht haben die deutſchen Gilden wohl nie 
gehabt oder beanſprucht (auch in den anderen Staaten fehlt es an 
Anhalt dafür), aber die Kontrolle von Maß und Gewicht, Fleiſch⸗ 
ſchau und Marktpolizei haben ſie da und dort erreicht, wie ſie 
mannigfach die Verleihung des Innungsrechts, alle Satzungen über 
Kauf und Verkauf, die Überwachung des Tuch⸗, Vieh⸗, Wein⸗ und 
Getreidehandels, vielleicht auch bald des Brauweſens da und dort 
in Anſpruch genommen und ausgeübt haben; derartiges hatte zum 
Beiſpiel in Köln die Richerzeche bis Ende des 14. Jahrhunderts in 
der Hand; darin lag eine ungeheure wirtſchaftliche Macht. Nitzſch 
ſagt: Die Analogie der engliſchen und däniſchen Gilde ſpricht dafür, 
daß die deutſchen urſprünglich auch Polizei und Gerichtsbarkeit in 
Handelsſachen im Platzverkehr gehabt haben. 

Die Ge⸗ und Verbotsrechte der Gilde treten häufig unter dem 
Worte der „Hanſe“ auf. Da alle ſolche Gebote beſonders die 
Nichtgenoſſen treffen, ſo iſt es verſtändlich, daß man das Hanſerecht 
und ähnliches (zum Beiſpiel auch das Stapelrecht) möglichſt durch 
höhere Verleihung zu befeſtigen verſucht hat. Das Hanſerecht — 
als ſelbſtändiger Begriff, jagt Nitzſch? — erleichterte weſentlich die 
Möglichkeit, das Gilderecht zur Geltung zu bringen. In Göttingen 
gibt das Gilderecht die Befugnis zum Großhandel, das Hanſerecht 
die zum Detailverkehr, beides erteilt die Gilde?. In der Regel aber 
bezeichnet man mit der Hanſe das Teilnahmerecht an den Handels⸗ 

fahrten nach und den Handel an beſtimmten auswärtigen Plätzen. 
Die Groninger Gilde hat eine Hanſe in Köln, Utrecht und anderen 
Orten“. Ein königlich engliſches Privileg von 12675 ſagt: Bur- 
genses et mercatores Colonie hausam suam habent; an dieſe 
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Londoner Hanſe bekam dann auch die Hamburger und Lübecker teil. 
Wo ſolche Hanſen im Ausland beſtehen, wird häufig auch eine Gild⸗ 
halle erwähnt, wie in London. Wo verſchiedene deutſche Städte 
eine Hanſe an demſelben fremden Marktplatz haben, vereinigen ſie 
ſich. Man ſieht, wie dieſe Einrichtungen an der Wiege des im 
13. Jahrhundert entſtandenen hanſeatiſchen Bundes ſtehen. 

Nitzſch! glaubt, für einzelne Orte auch annehmen zu können, daß 
das Stapelrecht und ähnliche Monopole aus dem Rechte der Hanſe 
hervorgegangen ſeien. Ex bezeichnet überhaupt die Ausbildung des 
Hanſerechts als die zweite höhere Entwicklung der Gilde. Mit 
ihm erhielten, ſagt er, die Gilden eine feſte Stellung inmitten der 
weiteren Verkehrsbewegung ihres Platzes; es war die Zeit der ſpä⸗ 
teren Konflikte mit der fürſtlichen Gewalt?. 

Wie das an den einzelnen Orten geſchah, darüber hat Nitzſch 
eine Reihe von Spezialunterſuchungen angeſtellt. Wir kommen 
darauf weiterhin zurück. Wir führen hier nur noch an, wie er ſich 
die Fortbildung gegen 1200 denkt. 

Es handelt ſich um die entſcheidende, kritiſche Zeit, das aus⸗ 
gehende 12. und das 13. Jahrhundert, jener Zeit des großen 
Aufſchwungs der norddeutſchen Städte. Das Verſchwinden der 
alten Gilden, ſagt Nitzſch', hängt pofitiv und negativ mit dieſem 
Aufſchwung zuſammen. Die fürſtliche Gewalt der Biſchöfe und 
neben ihr die königliche Gewalt und die der Laienfürſten hatte 
1150—1250 in Markt⸗, Münz⸗ und Handelsſachen in die Stadt⸗ 
verfaſſung eingegriffen; ſie hatten abſichtlich eine Reihe neuer Städte mit 
neuen Inſtitutionen gegründet; die Ratsgewalt war teils aus der 
Gilde, teils neben ihr und gegen ſie entſtanden. Nitzſch ſagt nichts 
davon, daß wahrſcheinlich die egoiſtiſchen Mißbräuche der Gilde 
daran mit ſchuld ſeien. Aber er betont“, daß die Gilden in der 
Zeit des ſteigenden Handels, zumal in den großen Städten, zurück⸗ 
treten; daß ſie mehr nur in den kleineren ſich erhalten haben. Im 
ganzen tritt der Stadtrat mit ſeinen Ordnungen, ſeiner Markt⸗ 
verfaſſung, ſeiner Pflege des Außenhandels an die Stelle der 
Gilde ö. 

Wie im einzelnen dieſe große Veränderung erfolgt ſei, welche 
Urſachen im einzelnen dabei mitwirkten, darüber hat Nitzſch 
allerlei Vermutungen aufgeſtellt. Das Material darüber iſt aber 
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ungewöhnlich karg. Erſt für das 14. und 15. Jahrhundert liegen 
wieder aus vereinzelten, hauptſächlich kleinen Städten Nachrichten 
über Rats⸗, Gilde⸗ und Innungsweſen vor. Dieſe hat Nitzſch haupt⸗ 
ſächlich geſammelt und daraus Schlüſſe auch für die ältere Zeit 
gezogen: er unterſucht hauptſächlich die Materialien aus Groningen, 
Göttingen, Münſter, Osnabrück, Stendal, Lemgo, Menden, während 
er auf eine Unterſuchung derſelben Dinge in Köln, Dortmund, Gos⸗ 
lar, Kaſſel uſw. nicht eingeht. Dabei ſteht die ſchon im 13. Jahr⸗ 
hundert an manchen Orten brennend gewordene Frage im Vorder⸗ 
grund, ob und wodurch die früher in der Kaufmannsgilde befind⸗ 
lichen Handwerker verdrängt werden, zu beſonderen Korporationen 
werden. Wir wiſſen bereits, daß Nitzſch annimmt, ſie ſeien mit 
ſteigender Arbeitsteilung, mit den zunehmenden Intereſſengegenſätzen 
zwiſchen den vornehm gewordenen Kaufleuten, Gewandſchneidern und 
reicheren Elementen der Gilde gegenüber den handarbeitenden kleinen 
Gewerbetreibenden dazu genötigt worden. 


7 


Wenden wir uns nach dieſen allgemeinen Bemerkungen über die 
deutſchen Kaufgilden nun noch zu den einzelnen, von denen wir freilich nur 
eine kleine Zahl, über die wir einigermaßen unterrichtet ſind, heraus⸗ 
greifen können, ſo wird das weſentlich dazu beitragen, unſere Vor⸗ 
ſtellungen von ihnen noch anſchaulicher zu geſtalten. Wir faſſen 
zunächſt die Kölner Richerzeche ins Auge, von der freilich ſtrittig iſt, 
ob ſie eine eigentliche Gilde geweſen ſei. 

Daß die Kölner Kaufleute im 12. Jahrhundert eine Gildhalle 
in London erwarben, iſt urkundlich bezeugt. Daß der Erwerb dieſer 
Niederlage und der daran ſich knüpfenden Rechte nicht wohl denkbar 
iſt ohne eine gildeartige Organiſation der Kölner Kaufleute zu 
Hauſe, liegt nahe. Daß dann im 13. und 14. Jahrhundert eine 
große Organiſation der Kölner Ariſtokratie uns begegnet unter dem 
Namen der Richerzeche, iſt ebenſo ſicher. Der Streit dreht ſich aber 
darum, ob ſie eine Kaufmannsgilde geweſen ſei. Die verſchiedenen 
Gelehrten, die über ſie ſchrieben, haben in ihr alles mögliche ge⸗ 
ſehen !: Hüllmann erklärte fie für Reichsleute, Arnold für eine 
Gilde Altfreier, aus welcher auch die Schöffenbrüderſchaft hervor⸗ 
gegangen ſei, Gierke und Maurer für eine geſchworene Schutzgilde, 
aus der die altfreie Marktgemeinde herausgewachſen, Heusler für 
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die Geſamtheit der im burggräflichen Gericht Tchöffenbar : freien 
Leute, nenne man ſie nun Altfreie oder freie Miniſterialen oder Zen⸗ 
ſualen, Nitzſch für hofrechtliche Amtsleute des Erzſtiftes und der 
anderen Stifter Kölns. All das beruht auf der früheren unvoll⸗ 
kommenen Erfaſſung des Problems. Heute werden wir zunächſt 
folgendes ſagen müſſen. 

Zugegeben iſt allgemein, daß die zwei wichtigſten Kölner kauf⸗ 
männiſchen Spezialorganiſationen, die Gewandſchneider (die Herren 
unter Gaddemen) und die Weinbrüderſchaft in der Richerzeche be⸗ 
griffen ſind, ebenſo daß das Recht zum Weinhandel von ihr erteilt 
wird; ferner daß ſie die Organiſation der Kölner Ariſtokratie, der 
geſamten reichen Leute der Stadt war; ſie umfaßte im 14. Jahr⸗ 
hundert 361 Mitglieder. Auch das wird allgemein zugegeben, daß 
die Richerzeche verſtanden hatte, die ganze Kölner Handels⸗, Gewerbe⸗ 
und Zunftpolitik zu beherrſchen; ſie erteilte Zunftrecht und Innungs⸗ 
ſtatute, fie ſetzte alle Innungsobermeiſter ein, kurz, fie verfolgte die Zwecke 


und erreichte die Ziele, welche überall ſonſt die zur Stadtherrſchaft 


gelangten Kaufmannsgilden verfolgten. Die Vorwürfe, die der 
Erzbiſchof ihr 1258 machte, ſind die einer mißbräuchlichen Aus⸗ 
nutzung ihrer Handelsherrſchaft: Beſtechlichkeit bei den Wahlen 
und ähnliches. „In der Richerzeche verkörperte ſich — ſagt Hegel — 
die Geſchlechterherrſchaft in ihrer verwerflichſten und abſtoßendſten 
Weiſe.“ 

Weiſen die Mißbräuche ihrer Herrſchaft von 1200—1370 doch 
weſentlich auf eine genoſſenſchaftlich abgeſchloſſene, bereits entartete 
Kaufmannsariſtokratie, ſo lenkten die eingehenderen Unterſuchungen, 


die ſich an die Schreinsurkunden und an die Kölner Parochien und 


Teilgemeinden anſchloſſen, ſcheinbar zunächſt von dieſer Spur ab. 
Ihre zwei jährlich gewählten Vorſteher, die Bürgermeiſter und deren 
Beirat, die ſogenannten verdienten Amtleute (die früheren Bürger⸗ 
meiſter) ſind die Vorſteher der Martinspfarre, des am Rhein ge⸗ 
legenen Stadtteils; und die Geſamtheit ihrer Mitglieder, die unver⸗ 
dienten Amtleute, werden Offhiciales genannt, fie ſelbſt Fraternitas. 
Mit dieſem Worte werden häufig die Kölner Sondergemeinden be⸗ 
zeichnet. Diejenigen unter ihren Mitgliedern, welche als unverdiente 
Amtleute gelten, haben je nach ihrer Perſönlichkeit, je nach den 
Gaſtereien und Ehrenpflichten, die ſie erfüllen, ſichere Anwartſchaft 
auf die Amtsſtellungen. Zu den weſentlichſten Pflichten der ver⸗ 
dienten Amtleute, hauptſächlich ihrer Spitze, der Bürgermeiſter, 
gehört die Wahrnehmung der freiwilligen Gerichtsbarkeit, die ſchrift⸗ 
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liche Beurkundung aller Grundſtücksgeſchäfte. Daher heißt die 
ſpäter als Richerzeche bezeichnete Fraternitas das Amt auf dem 
Bürgerhauſe; daher ſtammt ihre Tätigkeit in bezug auf die ganze 
wirtſchaftliche Polizei. In der Parochie der Martinspfarre ſitzt ja 
urſprünglich aller kölniſche Handel, alles Gewerbe der Stadt. 

Das Rätſel ſcheint alſo darin zu liegen, daß die Lokalbehörden 
der Martinsgemeinde zugleich die führenden Spitzen der Kölner 
Kaufmannswelt waren und deshalb die Träger der Gewerbepolitik 
wurden. So entſtand eine Organiſation, deren überwiegende Mehr⸗ 
heit in der Martinsgemeinde ſaß, erſt nach und nach auch Mit⸗ 
glieder aus der Außengemeinde aufnahm; der führenden Spitze 
dieſer Organiſation fiel die Doppelaufgabe zu, Lokalbehörde eines 
Stadtteils und zugleich klaſſenmäßige Kaufmannsorganiſation zu 
ſein reſp. zu werden. 

Zunächſt hat Hegel auf dieſe Möglichkeit hingewieſen; es wurde 
ihm von Lieſegang zunächſt ſehr widerſprochen. Später aber haben 
die geſamten Unterſuchungen von Höniger, Kruſe, Lieſegang, Joa⸗ 
chim, Lau und von Löſch darauf hingeführt, dieſe Annahme, haupt⸗ 
ſächlich durch die genauere Darlegung des Schreinsweſens, zu be⸗ 

ſtätigen. Die Frage iſt alſo heute die: Iſt es denkbar, daß das 
kaufmänniſche Patriziat der Martinspfarre im Anſchluß an die 
Gerichtsverwaltung derſelben, wie fie ſchon im 12. Jahrhundert 
beſtand, zu einer Genoſſenſchaft wurde, die eine ähnliche Zuſammen⸗ 
ſetzung hatte, eine ähnliche Politik verfolgte, wie in anderen Städten 
die großen kaufmänniſchen Gilden? Wir können dieſe Frage ſicher 
bejahen. Es iſt wohl denkbar, daß man dieſen Perſonenkreis im 
12. Jahrhundert häufig Gilda mercatoria nannte, ſpäter allgemein 
mit dem urſprünglichen Spitznamen Richerzeche bezeichnete. 

Die Tatſache, daß auf einigen erhaltenen Aufnahme⸗ oder Mit⸗ 
gliederverzeichniſſen eine zeitgenöſſiſche Schreiberhand „gilda merca- 
toria“ ſchrieb, iſt alſo nicht der entſcheidende Beweis für den Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen der ſpäteren Richerzeche und der Fraternitas 
der Martinspfarre. Wohl aber iſt ihre kaufmänniſche Zuſammen⸗ 
ſetzung, iſt ihre Gewerbe⸗ und Handelspolitik im 14. Jahrhundert 
ein Beweis, daß ſie innerlich und nach ihrer Politik in der Groß⸗ 
ſtadt Köln das war oder wurde, was in anderen Städten die 
Kaufmannsgilde darſtellte !. 


1 Aus der Literatur ſei angeführt: Hegel, Verfaffungsgeſchichte von Köln 
im Mittelalter, 1877 (Separatabdruck aus den Städtechroniken, Bd. XII); 
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Der kleine Ort Menden bei Köln ift ſeit 1270 ſtädtiſches Ge⸗ 
meinweſen. Im Jahre 1372 zerſtörte eine Feuersbrunſt alle Do⸗ 
kumente; aber ihr Hauptinhalt wurde dahin verzeichnet: Die drei 
Amter der Krämer, der Wollweber und der Schneider haben be⸗ 
ſondere Amtsmeiſter, aber alle drei zuſammen bilden die Große 
Gilde, und an ihrer Spitze ſtehen zwei Gildemeiſter. Dieſe haben 
Maß und Gewicht, die Fleiſchbeſchau und die Fleiſchpreisſetzung unter 
ſich. Die Mitglieder der Großen Gilde haben zugleich das Recht, 
Schlächter⸗ und Hökerwaren feilzubieten. Dieſe Rechtszuſtände 
haben ſich bis ins 17. Jahrhundert erhalten. Nitzſch ſchließt aus 
ihnen, das Städtchen habe nie einen großen Handel gehabt; wohl 
aber eine erhebliche Tuchmacherei und Kramhandel, die urſprünglich 
in einer einheitlichen Gilde vereinigt geweſen ſeien, vielleicht ſchon 
ehe der Ort Stadtrecht erhielt. Auch das Recht aller Mitglieder 
der Großen Gilde, Fleiſch im einzelnen’ zu verkaufen und Hökerei zu 
treiben, laſſe ſich jo am leichteſten erklären !. 


Aus der Tatſache, daß im 12. Jahrhundert eine Reihe nieder⸗ 
rheiniſcher Dorfgemeinden Kaufleute hatten, die mit be⸗ 
nachbarten Orten Übereinkünfte über Zollfreiheit ſchloſſen, glaubt 
Lieſegang ſchließen zu dürfen, daß ſie vorübergehend vor ihrer Ver⸗ 
wandlung in Städte Kaufmannsgilden gehabt hätten, die im 13. Jahr⸗ 
hundert mit dem Eingreifen der Fürſten und der neuen Stadt⸗ 
verfaſſung überflüſſig wurden?. Bei mehreren derſelben handelte es 
ſich bei der Stadtverfaſſung um den Zuſammenſchluß von zwei bis 
vier Bauerſchaften, die vor der Stadtbildung in der Gilde für 
ihre Handelsanfänge einen Vereinigungspunkt geſucht hätten. 


Ennen, Geſchichte der Stadt Köln J, S. 458 ff., Kruſe, Die Kölner Richer⸗ 
zeche, Zeitſchrift f. Rechtsgeſch., Abt. IX, S. 132— 209; Lieſegang, Zur Ver⸗ 
faſſungsgeſchichte der Stadt Köln, daſ. IX, S. 1-61; Derſ., Die Sonder⸗ 
gemeinde Kölns, 1885; Fr. Lau, Entwicklung der kommunalen Verfaſſung und 
Verwaltung der Stadt Köln bis zum Jahre 1396, 1898; H. Joachim, Die 
Gilde als Form der ſtädtiſchen Gemeindebildung, Weſtdeutſche Zeitſchrift f. Ge⸗ 
ſchichte u. Kunſt, Bd. 26, 1907; H. von Löſch, Die Kölner Kaufmannsgilde 
im 12. Jahrhundert, Weſtdeutſche Zeitſchrift f. Geſchichte u. Kunſt, Erg.⸗Heft 12, 
1904; R. Höniger, Die älteſte Urkunde der Kölner Richerzeche. Meviſſen⸗ 
Feſtſchrift 1891; F. Philippi, Die Kölner Richerzeche, Mitteilungen aus dem 
Inſtitut f. öſterr. Geſchichtsforſchung 32, Heft 1, S. 87—112; Keuſſen, 
Weſtdeutſche Zeitſchrift f. Geſchichte u. Kunſt 28, S. 465 ff. 

1 Nitzſch, Abh. I von 1879, S. 21; Abh. IV von 1891, S. 39—43. 

2 E. Lieſegang, Recht und Verfaſſung von Rees, Weſtdeutſche Zeitſchr. 
f. Geſchichte u. Kunſt, Erg.⸗Heft VI, 1900, S. 8, 44—45. 
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In der Altſtadt Braunſchweig“!, welche ſchon im 12. Jahr⸗ 
hundert eine bedeutende Handelsſtadt (Hegel) war, beſtand eine Gilde 
der Münzer, Wechſler und Kaufleute; aus ihr war der Rat 
hervorgegangen. Vier andere, neben der Altſtadt gelegene Weich⸗ 
bilder hatten ſich im 12. und 13. Jahrhundert mit ihr ver⸗ 
einigt; aber nicht ohne Widerſpruch und Schwierigkeiten, ſo daß 
es 1292 zum erſten Aufſtand kam. Hänſelmann meint, man hätte 
die Vereinigung mit der Verheißung neuen und beſſeren Rechts 
ſchmackhaft gemacht. Jetzt aber „maßen auf den Märkten überall 
die Gildemeiſter nach und wogen nach, wardierten die Waren, ſetzten 
Bürgern und Bauern den Kauf; es traf am läſtigſten den Klein⸗ 
handel mit alltäglichen Lebensbedürfniſſen, der in den Händen Un⸗ 
zünftiger, der Ackerbürger, Gärtner und Höker lag. Eine ſolche 
Kontrolle legte die Möglichkeit und den Verdacht parteilicher Hand⸗ 
habung zugunſten der Gildegenoſſen nahe“. 

Erkennt man bei den dürftigen Nachrichten über den Aufſtand 
von 1292 das einzelne nicht näher, iſt aus der Nachricht, daß elf 
Gildemeiſter hingerichtet wurden, nichts Sicheres zu ſchließen, die 
Tatſache ſcheint doch aus der Überlieferung hervorzugehen, daß die 
einſeitige und egoiſtiſche Handhabung der Marktpolizei durch die 
Gildeintereſſenten den Aufſtand von 1292 hervorgerufen hat. | 


Der Ort Göttingen? ift 1200 vom Pfalzgraf Heinrich, dem 
Sohne Heinrichs des Löwen, zur Stadt erhoben worden. Sie iſt 
bis ins 19. Jahrhundert eine Landſtadt von mäßigem Umfang ge⸗ 
blieben, obwohl ſie im Mittelalter Mitglied des hanſeatiſchen Bun⸗ 
des war. Sie hat früh eine Kaufmannsgilde gehabt, die man die 
Große Gilde nannte, nachdem im 14. und 15. Jahrhundert die Tuch⸗ 
macher, die Schuhmacher, die Bäcker und die Leineweber ſich auch 
als ſogenannte Gilden organiſiert hatten, andere Handwerker, wie 
die Schmiede und Schneider, zu Innungen geworden waren. Die 
ratsfähigen Geſchlechter ſind die Mitglieder der Großen Gilden. 
Beſchlüſſe in Gildeſachen erfolgen durch Rat und Gilde zuſammen 
oder nur durch die letztere. Von den beiden Gildemeiſtern der 


! Hänſelmann, Städtechroniken. Braunſchweig 1868, I, Einl. S. XXVI ff. 
und Derf., Das Schichtbuch. Geſchichten von Ungehorſam und Aufſtand in 
Braunſchweig 1292—1574, 1886. 

2 Über die Göttinger Gilde vgl. Hegel, Städte und Gilde II, S. 405 
bis 414; Nitzſch, Gildeaufſatz III, S. 29—39 und IV, S. 387 ff.; Doren, 
Kaufmannsgilden, S. . 
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Großen Gilde ift je einer Ratsherr; der Rat ernennt die Gilde⸗ 
meiſter. Bei Streitigkeiten zwiſchen der oberen Gilde und den an⸗ 
deren, ſowie gegenüber Fremden entſcheidet der Rat. Nitzſch nimmt 
an: dieſer Verfaſſungszuſtand erklärte ſich dadurch, daß urſprünglich 
die Große Gilde allen Handel und Gewerbe treibenden Bürgern offen 
ſtand. Zimmerer, Goldſchmiede und Krämer, halb Handwerker, halb 
Händler, konnten noch im 15. Jahrhundert beitreten reſp. die Hanſe 
erwerben. Alle in der Kaufgilde Berechtigten durften zugleich Zimmerer⸗ 
werk, Goldſchmiedearbeit und Apothekerei betreiben. Die Große Gilde 
verleiht das Hanſerecht und beherrſcht damit das ganze Verkehrsrecht 
der Stadt. „Die Gilde mit dem Rate wacht über die Grenzen 
zwiſchen Kaufmannſchaft, Kramhandel und Hökerei ſowie zwiſchen 
denen des Gilderechts und der Hanſe“, jagt Schmidt“. Auf die 
Einwände Dorens gegen die Auffaſſung Nitzſchs über die Göttinger 
Gilden einzugehen, iſt hier nicht der Platz. 


In Goslar? hatte der unter Otto I. begonnene Bergbau 
auf Kupfer, Blei und Silber und die Bevorzugung des Ortes als 
kaiſerlicher Aufenthalt durch die ſächſiſchen, ſaliſchen und ſtaufiſchen 
Könige eine ſehr frühe ſtädtiſche Entwicklung herbeigeführt, obwohl 
die leitende Spitze der Stadt bis ins 13. Jahrhundert der dort 
befindlichen königlichen Domänen⸗ und Pfalzverwaltung blieb. Sie 
hinderte aber nicht einen glänzenden Aufſchwung der Stadt haupt⸗ 
ſächlich ſeit Konrad II. Von 1050 —1150 entſtehen vier Pfarr⸗ 
kirchen; im Jahre 1074 ſchon hat die Stadt Wall und Graben. 
Wir treffen neben den Bergwerks⸗ und Hüttenbeſitzern (den montant 
und silvani) eine Kaufmannsgilde und allerlei Handwerker: sutores, 
fabri, pistores, carnifices. Die Bevölkerung wird als unruhig, 
hochfahrend, unbändig geſchildert, was wohl mit der raſch ent⸗ 
ſtandenen wirtſchaftlichen Blüte in Zuſammenhang zu bringen iſt. 
Von der Kaufgilde iſt überliefert, daß fie von Konrad II. (1024 — 1039) 
Privilegien erhalten habe. Sein Sohn, Heinrich III., erteilt 1038 

den Quedlinburger Kaufleuten das Recht der Goslarer. Dieſe 


1 Göttingen im Mittelalter, Hanſiſche Geſchichtsblätter 1878. 
2 Über Goslar iſt zu vergleichen: Weiland, Goslar als Kaiſerpfalz, 
Hanſiſche Geſchichtsblätter 1884, S. 1—36; Derſ., Die Rats⸗ und Gerichts⸗ 
verfaſſung von Goslar im Mittelalter, daſ. 1888, S. 11-60. Dann: Wolf⸗ 
ſtieg, Verfaſſungsgeſchichte von Goslar bis zur Abfaſſung der Statuten und des 
Bergrechts, 1885. Daneben: Cl. Neuburg, Goslars Bergbau bis 1532, 1892. 
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Goslarer Gilde hatte ſeit Anfang des 12. Jahrhunderts die Auf⸗ 
ſicht über den Marktverkehr mit Lebensmitteln und das Gericht 
darüber. Sie nennt ſich ſpäter Wandſchneider⸗ und Wortgilde. 
Ein kaiſerlicher Villicus iſt in älterer Zeit, ſpäter ein Reichsvogt, 
an der Spitze von Bezirk und Stadt geſtanden; aber er iſt im 
13. Jahrhundert ein vom König dazu ernannter Bürger der Stadt. 

Weiland vermutet, die Anfänge einer freien Stadtverfaſſung 
ſeien auf Heinrich den Löwen zurückzuführen, unter dem die Stadt 
1152—1169 ſtand. Dann wäre wohl auch der ſpäter auftretende 
Stadtrat durch ihn geſchaffen worden. Daß er in ſteigendem Maße 
die Stadtregierung in die Hand bekam, der Kaufgilde die Markt⸗ 
polizei abgenommen hatte, zeigt das 1219 der Stadt durch 
Friedrich II. verliehene Stadtrecht. Es hebt im Art. 38 alle Einungen 
und Gilden auf mit Ausnahme der der Münzer . Dieſes Verbot 
wird zwar ſchon 1223 von ſeinem Sohne, König Heinrich, wieder 
aufgehoben (mit Ausnahme des Verbots für die Zimmerleute und 
Weber) ?. Aber eine naheliegende Vermutung geht doch dahin, 
daß von der Zeit Heinrichs des Löwen an der Stadtrat dauernd 
die Oberhand über die weſentlich mit dem Gewandſchnitt beſchäf⸗ 
tigte Kaufmannsgilde hatte. Weiland betont mit Recht, daß aller 
Wahrſcheinlichkeit nach die anderen einflußreichen Elemente der Stadt, 
die Miniſterialen, die reich gewordenen Silvani und Montani, auch 
ein Teil der emporgekommenen Handwerker nicht mehr zufrieden 
waren mit der Rechtſprechung der Kaufgilde und eben deshalb der 
Rat als Vertretung der ganzen Stadtbürgerſchaft im Gegenſatz zu 
der Kaufgilde die Macht bekam. 

Der Rat der Stadt Goslar hat ſich dann im 14. Jahrhundert 
mehr und mehr in den Beſitz des Bergwerkes geſetzt; er hat nicht 
nur die Regalrechte und den Bergzehnten, ſondern auch zu einem 
erheblichen Teile das Gewerkſchaftseigentum erworben. Und wenn 
das weſentlich geſchah, um das Bergwerk, das durch die Schwierigkeit, 
des Waſſers Herr zu werden, bedroht war, zu retten, die wirtſchaftliche 
Macht, die er dadurch erwarb, war doch ſehr groß, ſo daß vollends 
in dieſer fpäteren Zeit niemand neben ihm an Macht und Einfluß 
in Goslar aufkommen konnte. Die Gilde ſpielt in dieſer ganzen 
ſpäteren Zeit der befeſtigten Ratsverfaſſung keine Rolle mehr. 


1 Keutgen, Urkunde, S. 182. 
2 Daſ. S. 183. 
8 Siehe Anm. 2 S. 34. 
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In dem 965—1246 raſch erblühten Bremen tritt, nach der 


Geſchichte der Stadt von W. von Bippen ebenſo, wie vielfach ſonſt, uns 


vor dem Rate eine Kaufmannsgilde entgegen 1. Bippen ſagt, nach⸗ 
dem er die Ratstätigleit 1225—1246 geſchildert: „Wahrſcheinlich 
beſtand ſchon früher als 1246 ein Marktgericht in den Händen eines 
Kollegiums, das von und aus der Kaufmannsgilde der Hanſe ge⸗ 
wählt wurde, und unter dem Vorſteher derſelben, dem Hansgrafen, 
der die Verwaltungsgeſchäfte wahrnahm, die mit dem Markte ver⸗ 
bunden waren, die Inſtandhaltung der Straßen, der Schlachte⸗, der 
Löſch⸗ und Ladeplätze, des Fahrwaſſers, wahrſcheinlich auch die Er⸗ 
hebung des Marktzolles.“ Von der Zeit vor 1181 meint Bippen, 
„Kaufmannshanſe und Bürgerſchaft war dem Weſen nach identiſch“. 
Aber die Zahl der Bürger, die nicht zur Hanſe gehörten, wuchs 


hauptſächlich ſeit dem Privileg des Kaiſers von 1186. „Weder 


das Marktgericht, an dem alle Bürger intereſſiert waren, noch die 


ſtädtiſchen Verwaltungsgeſchäfte konnten noch länger einſeitig nur 


von der Kaufmannsgilde wahrgenommen werden. Dieſer verblieb 
wahrſcheinlich, was in erſter Linie nur dem Kaufmann diente, die 
Unterhaltung der Fahrwaſſer und der Löſch⸗ und Ladeeinrichtungen; 
die Verwaltungsgeſchäfte aber, an denen die ganze Bürgerſchaft inter⸗ 
eſſiert war, insbeſondere Straßen und ſtädtiſche Grundſtücke, gingen 
an den von den Bürgern jährlich gewählten Ausſchuß über, der 
vor allem das Marktgericht wahrnahm.“ 

Von dem Siege des Erzbiſchofs über die Stadt (1246)? ſagt 
Bippen: „Dem Rat verblieb gemeinſam mit dem erzbiſchöflichen 
Vogte das Gericht in Marktſachen, über falſchen Kauf, über Maß 
und Gewicht.“ Nach den ſpäteren Unruhen zu Anfang des 14. Jahr⸗ 
hunderts wurden 1322 alle Bruderſchaften und Gildſchaften gänzlich 
aufgehoben. | 

Sind dieſe Nachrichten für die uns beſchäftigende Frage auch 
recht unvollſtändig, ſo viel erhellt doch aus ihnen, daß in Bremen 


wie in einer Reihe von anderen norddeutſchen Städten mehr und 


mehr der Rat als das berufene allgemeine Organ der Stadt über die 
Kaufmannsgilde ſiegte. 


1 I, 1892, S. 124—128, 381—383. 
2 Bippen I, S. 381: judex vel advocatus cum consulibus judicet super 


furto, quod frequenter fit in mensura, iniquis ponderibus et aliis, que libere 


et statore exigunt equitatem. 
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Dortmund war frühe ein bedeutender Handelsort. Seine 
Kaufleute werden im Jahre 1000 ſchon neben denen von Mainz 
und Köln genannt; der Ort gilt ſchon im 10. Jahrhundert als 
der wichtigſte Markt Weſtfalens. Eine Gilde, die ſogenannte Reinolds⸗ 
gilde, begegnet uns, von der der Hiſtoriker der Stadt, Frensdorf, ſagt, 
ihre Mitglieder ſeien Kaufleute geweſen, die zugleich Großgrundbeſitzer 
und als ſolche vor den übrigen Klaſſen der Einwohner bevorzugt 
geweſen ſeien. Ein Stadtrat tritt urkundlich daneben erſt im 
13. Jahrhundert auf, er wird 1240 zuerſt genannt. 

Hegel nennt die Reinoldsgilde ein Ebenbild der Kölner Richer⸗ 
zeche. Ihre Mitglieder trieben Wein⸗ und Tuchhandel. Rat und 
Gilde erſcheinen ſich ſehr naheſtehend. Was zwei Gildebrüder aus⸗ 
ſagen, gilt ſoviel, als was zwei Ratsmänner ausſagen. Gilde⸗ und 
Rathaus iſt identiſch. Frensdorf meint, die Funktionen der Gilde 
ſeien ſpäter auf den Rat übergegangen. Die Gildemitglieder werden 
auch als „erbhaftige Leute“ bezeichnet; es ſind wohl weſentlich die 
einſtigen Großbauern, die durch Handel reich geworden ſind. 

Die Rechte des Grafen ſind bis 1343 an den Rat überge⸗ 
gangen. Neben der Großen Gilde ſtehen ſechs gewerbliche Gilden, 
die eine Vereinigung bilden, in dem Lohnhaus (Gerberhaus) ihr ge⸗ 
meinſames Feſteſſen halten. Die Vereinigung hat ſtrenge Gewalt 
über die ſechs einzelnen Gilden. 

Der Rat (der Erbſaſſen), die Große Gilde und die vereinigte 
Sechsgilde erſcheinen als die drei Mächte in der Stadt; die Erb⸗ 
ſaſſen beſetzten zuerſt wohl ganz überwiegend die Ratsſtühle, von 
1260 an und ſpäter, nach allerlei Kompromiſſen, behielt ſie doch 
immer erheblichen Einfluß !. 


Osnabrück? iſt im 12. Jahrhundert aus der Zuſammen⸗ 
faſſung mehrerer Bauernſchaften, hier Laiſchaften genannt, zur Stadt 


! Über die Dortmunder Reinoldsgilde iſt zu vergleichen: Frensdorf, 
Dortmunder Statuten und Urteile, 1882; Nitzſch III, S. 45; Hegel, 
a. a. O. II, S. 361—372; Doren, a. a. O. S. 91 ff. n 

2 Siehe Philippi, F., Die älteſten Osnabrückiſchen Gildenurkunden, 
1890; Derſ., Geſchichte der Osnabrückiſchen Stadtverfaſſung, Hanſiſche Ge⸗ 
ſchichtsblätter VI, 1891, S. 153 f.; Derſ., Die älteſte Entwicklung der Stadt 
Osnabrück bis zu ihrem Zuſammenſchluß mit der Neuſtadt, Mitteilungen des 
Hiſtor. Vereins zu Osnabrück XVII, 1892; Derſ., Zur Entwicklung der weſt⸗ 
fäliſchen Biſchofsſtädte, 1897; Derſ., Handwerk und Handel im deutſchen 
Mittelalter, Mitteilungen des Inſtituts für öſterr. Geſchichtsforſchung XXV, 
S. 113 ff. f N 
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erwachſen. Der Biſchof und eine Anzahl geiſtlicher Stifter find 
dabei das führende, herrſchende Element. Der Umfang, den die Stadt 
1250 erreicht hatte, blieb in der Hauptſache derſelbe bis ins 19. Jahr⸗ 
hundert. Als neben den Bauern Kaufleute und Handwerker empor⸗ 
kamen, iſt aus ihrem Kreiſe die Gilde entſtanden; ſie pachtete ge⸗ 
meinſam Verkaufsſtände auf dem Markte, gewann Gericht und 
Polizei in Gewerbeſachen ſowie die niedere Gerichtsbarkeit bei Vergehen 
ihrer Gildebrüder. Der Stadtrat iſt wohl aus den Ausſchüſſen 
der Laiſchaften erwachſen, hatte offenbar in älteſter Zeit nicht das 
Intereſſe, dieſe Dinge in die Hand zu nehmen. Später ſehen wir 
elf Handwerksämter, die aber in gewiſſen Beziehungen noch eine 
Einheit bilden. Es liegt nahe anzunehmen, daß ſich die elf Amter 
aus der urſprünglich einheitlichen Gilde durch Spaltung gebildet 
haben. 


Aus Münſter! fehlen uns alle älteren Urkunden; nur eine 
Rechtsaufzeichnung für Bielefeld von 1326 hellt die Verfaſſung 
etwas auf: Die Schöffen des Gerichts ſind zugleich die Ratsmänner 
der Stadt, die aus ſechs Bauernſchaften, Laiſchaften, zuſammen⸗ 
gewachſen iſt. Siebzehn Gilden, jede mit zwei zuerſt gewählten, 
ſpäter vom Rat geſetzten Gildemeiſtern an ihrer Spitze, bilden 
zuſammen eine einheitliche Körperſchaft, die von zwei Alterleuten 
geleitet wird. Rat und vereinigte Gilden, Rathaus und Schuhhaus, 
ſtanden ſich, ſagt Hegel, wie zwei Mächte in der Stadt gegenüber, 
die ſich jedoch nach der Überlieferung des 13. Jahrhunderts mit⸗ 
einander vertrugen. Das Schuhhaus iſt der Mittelpunkt der ſieb⸗ 
zehn Gilden, wo Streitigkeiten zwiſchen Gilde und Gilde ent⸗ 
ſchieden wurden. Das „gemeine Volk der Stadt hat ſeine Zuflucht 
zu der gemeinen Gilde“, heißt es in einer alten Aufzeichnung. Nitzſch 
glaubt nun aus den Überlieferungen (hauptſächlich von 1352) 
ſchließen zu ſollen, daß urſprünglich (vor 1200) eine Geſamt⸗ 
gilde der Handwerker und der Kaufleute und Wandſchneider 
beſtand, die ſich ſpäter ſchied. Die Kaufleute und Wand⸗ 
ſchneider blieben mit dem Rat beim Rathaus, wo die Wage ſtand. 
Die Schuhmacher wären bei der Sezeſſion dies einzige Handwerk 
geweſen, das ein geeignetes Haus beſaß; dahin ſiedelten die Hand⸗ 
werker über, die erſt nach der Sezeſſion ſich in die einzelnen Amter 
geſchieden hätten. Die Wandſchneider erhielten erſt 1455 ein be⸗ 


1 Nitzſch III, S. 49—60; Hegel II, S. 372—382 (München). 
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ſonderes Privileg; die Wahl ihrer Gildemeiſter geſchah auf dem 
Rathaus, nicht wie bei den anderen Gilden auf dem Schuhhaus. 
Erſt 1492 traten die Wandſchneider dem Verbande der ſiebzehn 
Gilden bei. 

N Die Hypotheſe von Nitzſch bezeichnet er ſelbſt nur als eine 
„Vermutung“, aber ſie iſt jedenfalls denkbar und möglich. Er fügt 
bei: Die Dortmunder Gildegeſchichte mit der Vereinigung der ſechs 
wichtigſten Handwerkergilden zu einer einheit lichen Korporation mache 
ſie wahrſcheinlich. 

Wenn wir ſo in Osnabrück und Münſter Städte ſehen, in 
welchen wir Gilden wahrnehmen, die in urkundlich beglaubigter 
Zeit keine Kaufleute mehr in ſich ſchließen, ſondern nur eine Anzahl 
Handwerker, während wir ſonſt häufig ſehen, daß die Kaufleute und 
Gewandſchneider, die währſcheinlich urſprünglich auch die am Orts⸗ 
markt verkaufenden und an den Reiſen der Gilden teilnehmenden 
Handwerker umfaßten, ſich ihrer ſpäter entledigt hatten, ſo iſt das 
wohl verſtändlich. Die Differenzierung konnte je nach Macht⸗ und 
Perſonenverhältniſſen dazu drängen, entweder die Kaufleute oder die 
Handwerker aus der Gilde zu verdrängen. Auch je nach dem ſicher 
ganz verſchiedenen Zahlenverhältnis der Kaufleute und der Hand⸗ 
werker konnte der Entwicklungs⸗ und Ausſcheidungsprozeß da und 
dort ein verſchiedener ſein. 


In Magdeburg, einem alten Handelsplatz zum Verkehr zwiſchen 
Germanen und Slaven, hat Otto I. eine Benediktinerabtei geſtiftet 
und der Kirche den königlichen Bann verliehen, damit die Juden 
und die anderen dort weilenden Kaufleute Schutz und Rechtſprechung. 
fänden. Magdeburg wird raſch die große ſächſiſche Stadt (prae- 
cipua Saxoniae urbs), erhält ſchon 997 Stadtmauern. Ihr und 
Goslars Recht wurden 1065 den Quedlinburger Kaufleuten ver⸗ 
liehen. Im 12. Jahrhundert ſind Gewandſchneider und Krämer 
ſchon organiſiert; eine Urkunde von 1183 beſagt, daß kein Einhei⸗ 
miſcher und kein Fremder Gewand ſchneiden ſoll, es ſei denn, ‚dat 
he orer innige sie togefüget‘. Der damalige Erzbiſchof Wichmann 
hat noch andere officia von Handwerkern gegründet reſp. genehmigt. 
Nitzſch vermutet, Wichmann habe aus der urſprünglichen kaufmänni⸗ 
ſchen Geſamtgilde die Gewandſchneider und die Krämer als beſondere 
Korporationen abgezweigt. Damit würde übereinſtimmen, daß das 
Schöffenkollegium, das im weſentlichen die Stadt regierte, haupt⸗ 
ſächlich aus den Großkaufleuten beſtand, die jetzt höher ſtehen als 
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Gewandſchneider und Krämer, aus den größeren Grundeigentümern 
hervorgegangen, zu dieſen in. Gegenſatz gekommen waren. Eine 
Entwicklung ähnlich wie in Stendal, wo auch Großhändler und 
Gewandſchneider bis 1231 getrennt beſtehen, erſt damals vereinigt 
wurden. 

Magdeburg machte im 12. Jahrhundert, trotz großer Brände, 
erhebliche wirtſchaftliche Fortſchritte; es erlebte bis 1220 eine wei⸗ 
tere Ausdehnung ſeiner Stadtmauern, erhielt einen Umfang von 
1200 Ruten, während Köln damals 1527 hatte. Das Stadtrecht 
von 1188, von Erzbiſchof Wichmann nach einem der großen Brände 
verliehen, deutet Kämpfe zwiſchen dem regierenden Schöffenrat und 
dem Burding der Bürger an: die „stulti“ werden verwieſen, die 
„meliores“ nicht ſo anzugreifen und zu hindern. Es hängt wohl 
mit dieſen Konflikten zwiſchen Bürgern und Schöffenkollegium zu⸗ 
ſammen, daß wir im 13. Jahrhundert neben den acht lebensläng⸗ 
lichen Schöffen dem Stadtrat von zwölf jährlich gewählten Rats⸗ 
mannen begegnen, von denen vier allerdings noch Schöffen ſind. 
Der Stadtrat verleiht jetzt das Innungsrecht. Und die Ratsmannen 
haben die Gewalt, über allen Meinkauf zu richten. Man hat ver⸗ 
mutet, die Gewandſchneider und die Krämer hätten den Umſchwung 
herbeigeführt (Lieſegang), indem ſie damals an die Spitze der Gegner 
der Schöffenariſtokratie getreten ſeien. Iſt dieſe Annahme richtig, ſo 
liegt es auch nahe, daß die Gewandſchneidergilde, wie ſie gewöhnlich 
heißt, ihre Vorrechte dabei vollſtändig rettete. Es wird dann aber 
auch verſtändlich, daß bald darauf die Gewandſchneider und Krämer, 
ſich von den Handwerkern trennend, zur Schöffenariſtokratie über⸗ 
gehen und im 14. Jahrhundert die verhaßten Gegner des Handwerks 
geworden ſind, das ihre Verkaufsſtände verbrennen wollte. 

Hagedorn berichtet, daß die Gewandſchneidergilde ſich des Stadt⸗ 
ſiegels bedient habe. An ſchweren inneren Kämpfen zwiſchen den 
verſchiedenen Elementen der Stadt fehlte es in der ganzen Folgezeit 
nicht. Im Jahre 1301 werden zehn Innungsmeiſter auf Urteil von 
Erzbiſchof und Rat auf dem Markte lebendig zur Strafe verbrannt !. 


1 F. W. Hoffmann, Geſchichte der Stadt Magdeburg, 2. Aufl. von 
G. Hertel u. F. Hülße; A. Hagedorn, Verfaſſungsgeſchichte der Stadt Magde⸗ 
Burg bis zum Ausgang des 13. Jahrh. Geſchichtsbl. für Stadt und Land 
Magdeburg, Bd. 16—20 (1881—88); Laband, Magdeburger Rechtsquelle, 1869. 
Lieſegang, Zur Verfaſſungsgeſchichte von Magdeburg, Forſch. zur brandenb.⸗ 
preuß. Geſch. III, 1890; Stöckert, Beiträge zur Verfaſſungsgeſchichte der Stadt 
Magdeburg, 1888 (Gymnaſialprogramm). 
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Wir verfolgen dieſe Entwicklung hier aber nicht weiter, da ſie keine 
weitere Aufklärung über das Gildeweſen bringt. 


Von Stendal wiſſen wir, daß das Dorf 1151 Marktrecht und 
allerlei Privilegien nach Magdeburger Recht von dem Markgrafen 
erhielt !, daß die Stadt 1215 Befreiung von der beſchwerlichen 
burggräflichen Jurisdiktion erwarb?. Die Stadt hatte günſtige 
geographiſche Lage, die Elbfurt bei Tangermünde war nahe, allerlei 
Straßen kreuzten ſich in Stendal. Die Stadt muß ſich raſch ent⸗ 
wickelt haben; 1215 ſchon wird ein Rat von zwölf Perſonen er⸗ 
wähnt; 1227 werden die Fleiſchbänke und 13 Verkaufskammern 
unter dem Kürſchnerhauſe vom Markgrafen der Stadt gegen Be⸗ 
zahlung überlaſſen “. 

Im Jahre 1231 begegnen wir zwei gildeartigen Organifationen, 
der mercatores und der pannicidae®, welche von den beiden Mark⸗ 
grafen zu einer gemeinſamen Gilde vereinigt werden; dabei wird 
das Monopol der Gewandſchneider im Gewandhauſe der Gilde von 
den Markgrafen beſtätigt und das Magdeburger Gewandſchneider⸗ 
recht ihr erteilt. Die Aufnahme in die Gilde wird ſo geordnet: 
Söhne von Mitgliedern zahlen 5 sh, andere Bürger 1 Talent, Fremde 
30 sh, Handwerker 1 Pfund Gold; daneben haben letztere ihr 
Handwerk abzuſchwören. Die Tuchmacher ſollen ſo vom gewinn⸗ 
bringenden Tuchausſchnitt ferngehalten werden; ſie erhalten dafür 
vom Rat 1233 das ſelbſtändige Innungsrecht, ſowie das alleinige 
Recht des Tuchwebens auf ein bis zwei Webſtühlen. Jede Vorſchrift 
über die Art des Tuchmachens ſoll vom Rate genehmigt ſein. 

Das Kaufhaus der Markgrafen wird der Stadt 1243 abge⸗ 
treten®. Im Jahre 1251 erläßt der Rat eine Ordnung über das 
Tuchmachen mit Beſtimmungen über die Breite des Tuches und 
ähnliches. Mit dem raſchen Aufblühen der Stadt ſteigern ſich die 
Streitigkeiten zwiſchen den divites und pauperes, die die Mark⸗ 
grafen 1285 zu ſchlichten ſuchen“; alle Innungsſtatute ſollen dem Rat 
zur Genehmigung vorgelegt werden; weder die divites noch die pau- 
peres ſollen eine promissio unter ſich machen. Die divites werden 
hauptſächlich die Mitglieder der Kaufmanns⸗ und Gewandſchneider⸗ 
gilde und mit ihnen zuſammenfallend die patriziſchen Ratsgeſchlechter 


1 Riedel, Corpus Const. March. I, 15, S. 6. 
2 Daſ. S. 7. 3 Daſ. S. 7. 4 Daſ. S. 8. 
5 Daſ. S. 9—10. 6 Daſ. S. 11. 1 Daſ. S. 34. 
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geweſen fein; in die Gilde werden mehr und mehr auch Geiſtliche und 
Edelleute der Umgegend aufgenommen. Die ſeefahrenden Kaufleute 
bildeten eine beſondere Abteilung derſelben. Lieſegang nimmt an, im 
14. Jahrhundert ſeien auch wohlhabend gewordene Stendaler Bürger 
in größerer Zahl aufgenommen worden: „Gildebrüder, die die 
Gilde nicht gebrauchten.“ 

Im Jahre 1299 erhalten die Krämer (Institores), im Jahre 
1309 die Leineweber, 1312 die Kürſchner Innungsrecht. Die Stadt 
tritt 1321 in den Bund der Städte und Lande der Altmark. Von 
1328—1332 find uns die Beſchlüſſe der Gewandſchneidergilde er⸗ 
halten!; es wird immer wieder angemerkt, wenn die „gilda fortiter 
est bibata“. Der ſteigende Wohlſtand der Stadt zeigt ſich an ihren 
Geld⸗ und Kreditgeſchäften mit ihren Fürſten, an der Erwerbung 
der Münze, an den wachſenden geiſtlichen Stiftungen. Markgraf 
Ludwig verſpricht Stendal 1344, Vögte des Landes nur nach ihrem 
und anderen Städten und der Markſchaft Rate zu ſetzen ?. 

Im Jahre 1344 —1345 kommen allerlei innere Kämpfe und Rei⸗ 
bungen mit dem bayriſchen Landesherrn zu einem Abſchluß; was voraus⸗ 
gegangen, welche Bedeutung die neue Stadtverfaſſung hatte, läßt 
ſich aus den Urkunden nicht ganz ſicher erkennen; aber eine Demo⸗ 
kratiſierung iſt zu vermuten. Magdeburger Recht und Schöffentum 
ſollen bleiben. Im jährlich wechſelnden Rat ſollen zwei Wand⸗ 
ſchneider, zwei Tuchmacher, zwei Krämer, ein Korſenwerker, ein 
Knochenhauer und zwei andere Bürger ſitzen. Der Rat ſoll nicht 
ohne Einverſtändnis mit den Gilden verfahren; keine Gilde ſoll 
der anderen in ihre Rechte greifen. Im Jahre 1350 kommt ein 
Vergleich über Rückkehr vertriebener Bürger zuſtande, 1351 ein Ab⸗ 
kommen mit dem Fürſten, daß die Schöffenbank auf ewig beim 
Rate bleibe; 1360 folgt die volle Verſöhnung des Markgrafen mit 
der Stadt. Die Verſchmelzung der Schöffenbank mit dem Rate 
bedeutet wohl den Sieg der Gewandſchneider⸗ über die ältere 

Schöffenariſtokratie. 

Ich verfolge die weitere Entwicklung in den Stendaler Ver⸗ 
faſſungs⸗ und Klaſſenkämpfen hier nicht, weil fie weniger das Gilde⸗ 
weſen als die Stellung des Rats an ſich und der ſtädtiſchen Organe 
zur fürſtlichen Gewalt betreffen. Nach Götze unb Lieſegang ſcheint 
es Be a“ die Anderung 1345 die Bedeutung der Gewand⸗ 


1 Riedel, Corpus Const. March. I, 15, S. 82—88. 
2 Daſ. S. 118. 3 Daſ. S. 118—126. 
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ſchneidergilde ſehr verminderte, ihren Einfluß im Rate dem der Tuch⸗ 
macher und Krämer gleichſtellte. Bei Gelegenheit des Tuchmacher⸗ 
aufſtandes von 1429 erfahren wir nur, daß der Kurfürſt den konſer⸗ 
vativen, vornehmen Gewandſchneidern ein Zeugnis ausſtellt, ſie ſeien 
an der Sache unſchuldig. Ahnliches geſchieht nochmal 1488 nach dem 
Aufſtande über das Biergeld l. 

In den anderen, etwas größeren altmärkiſchen Städten treffen 
wir auch Gewandſchneidergilden. So in Salzwedel?, wo ſie ſchon 
1233 das Monopol des Gewandſchnittes im Kauf⸗ und Rathaus 
haben; die Gewandſchneider ſind das beherrſchende Patriziat, die 
übrigen Innungen haben nicht viel zu bedeuten, Rat und Gilde 
beherrſchen gemeinſam die Stadt“. Auch in Perleberg und Neu⸗ 
ruppin find ariſtokratiſche Gewandſchneidergilden “. 5 | 


8 


Gewiß bleiben alle die hier angeführn Tatſachen über die 
Gildenſchaften Deutſchlands und die der geſamten Nordſeegebiete 
bruchſtückartig; gewiß iſt auch die Entwicklung in England, Nord⸗ 
frankreich, den Niederlanden, Skandinavien und Norddeutſchland 
keineswegs ganz durch die gleichen Urſachen bedingt. 

Aber immerhin zeigen dieſe Gebiete vom 8. bis 15. Jahrhundert 
gewiſſe übereinſtimmende Züge in ihrer Gildeentwicklung, die wir 
etwa dahin zuſammenfaſſen können: überall ſehen wir Gilden, und 
als die bedeutendſten erſcheinen die Kaufgilden. Im weſentlichen 
gehen die Kaufgilden der Stadtverfaſſung voraus; dieſe Kaufgilden 
haben vielfach zuerſt auch Handwerker umfaßt, die gewerbliche Pro- 
dukte auf die Märkte brachten, ſuchen ſie aber ſpäter aus ihrem 
Kreiſe zu entfernen. An einzelnen Orten treten die Kaufleute aus 
und laſſen die Handwerker unter ſich, die ſich dann in die einzelnen 
Gewerbe teilen. 

Neben den Kaufgilden treffen wir häufig bloß Unterftügungs- 
gilden, die an Kirchen und Altäre ſich anlehnen; bald auch ſolche, 


1 Riedel, Corpus Const. March. I, S. 414. 

2 Über Stendal: Riedel, Codex Dipl. Brandenb. A. B. 15. Urkunden 
der Stadt Stendal, 1858; Götze, Urk. Geſchichte der Stadt Stendal, 1873; 
Lieſegang, Die Kaufmannsgilde von Stendal, Forſch. 3. brandenb. u. preuß. 
Geſchichte III, S. 1—57 (1890). | 

3 Daſ. S. 378 ff. 

4 Vergleiche über die Gewandſchneider überhaupt F. Philippi, Der Ge⸗ 
wandſchnitt in den deutſchen Städten des Mittelalters. Deutſche Lit.» Zeitung 
1916, 12. Auguſt, Nr. 32 u. 33. 
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die Handwerker einer beſtimmten Art umfaſſen und erſt ſpäter obrig- 
keitliche Genehmigung erhalten, wie die Kölner Bettziechenweber im 
Jahre 1149. Das Gildeweſen erſcheint ſo auch als eine der Ur⸗ 
ſachen, die zur Zunftentwicklung führt. 

Dieſe ſelbſt iſt aber im ganzen ſpäter als die Ausbildung der 
Kaufgilden. Daß man im 12. Jahrhundert auf drei deutſche Urkunden 
von Kaufgilden fünf ſolche von Handwerkern findet, beweiſt deshalb 
gar nichts, weil das ganze ältere Gildeweſen überwiegend auf freier 
Vereinsbildung beruhte, keiner Genehmigung bedurfte. Die Be⸗ 
hauptung Belows!, daß die Bildung von Handwerkerverbänden älter 
ſei als die von Kaufmannsgilden, entbehrt jeder Begründung, iſt 
für einen Kenner der Überlieferung faſt unbegreiflich. 

Daß ih der ſpäteren Zeit manche Handwerksinnungen ſich Gilden 
nennen, wie ſchon früher Kaufmannsgilden auch ab und zu Innungen 
genannt werden, beweiſt ſachlich gar nicht viel, iſt bloß ein Ergebnis 
eines ſchwankenden Spkachgebrauches. 

Die Verſchiedenheit der Gilden⸗, hauptſächlich der Kaufgilden⸗ 
entwicklung in den verſchiedenen Ländern und Gegenden geht zurück 
auf wirtſchaftliche und ſtaatliche Urſachen, auf die zeitlich verſchiedene 
Entſtehung des Handels, der Geldwirtſchaft, der Arbeitsteilung, 
dann auf die verſchiedene Entwicklung der ſozialen Schichtung, 
endlich auf die verſchiedene Ausbildung der Rechts⸗ und Staats⸗ 
verfaſſung. . | 

Daß die Kaufgilden im ganzen den Send be ks gert um 
1 bis 3 Jahrhunderte vorausgehen, beruht auf der Tatſache, daß der 
Handel in den betreffenden Ländern älter iſt als das ſelbſtändige 
Marktgewerbe, daß die Kaufgilden im ganzen einer Zeit angehören, 
deren Arbeitsteilung und Technik viel unentwickelter waren, als 
die Zuſtände des 13. bis 15. Jahrhunderts. Es kommt hinzu, 
daß die Elemente, aus denen ſich die Kaufgilden bildeten, im 


ganzen höheren ſozialen Schichten angehörten, als diejenigen ſind oder 


waren, aus denen das Handwerk hervorging. Und es iſt eine Er⸗ 
fahrung aller ſozialen Klaſſengeſchichte, daß die oberen Klaſſen früher 
und leichter ſich organiſieren als die unteren. Die unteren Klaſſen 
haben in den Zeiten, um die es ſich hier handelt, meiſt erſt im 
Anſchluß an kirchlich gefärbte Unterſtützungsverbände (wie zum Bei⸗ 
ſpiel die Kölner Bettziecher 1149) den Weg zur Vereinsorganiſation 


1 Die Bedeutung der Gilden für die deutſche A Hildebrands. 
Jahrb. 3. F. 3. Bd. (1892) S. 56—68. 
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gefunden. Auch auf dieſem aber find ihnen die größeren Grundbeſitzer 
und die Kaufleute vorausgegangen; bei ihnen war aber ebenſo ſtark 
das Geſelligkeitsbedürfnis, der Wunſch des Gildam bibendi. 

Die Kaufgilden ſind im ganzen älter als der Rat und die Rats⸗ 
verfaſſung, vielfach auch als die eigentliche intenſive Stadtbildung. 
Sie fehlen da oder ſind da nicht zu Leben und Kraft gekommen, 
wo die öffentlichen und kirchlichen Gewalten relativ frühe für 
Markt⸗ und Handelseinrichtungen geſorgt haben. Es war falſch oder 
übertrieben, Stadt⸗ und Ratsverfaſſung ſowie Zunftweſen aus den 
Gilden im weſentlichen ableiten zu wollen. Aber einen erheblichen 
Einfluß hat die Kaufgilde überall auf dieſe ſpäteren Inſtitutionen gehabt, 
wo ſie ſich kräftig vor ihnen entwickelt hatte. 

Je älter eine ſtädtiſche Entwicklung iſt, deſto eher treffen wir 
Gilden oder gildeartige Organiſationen — alſo zum Beiſpiel ſolche 
in Goslar und Köln, nicht aber in Lübeck und in vielen öſtlichen 
Städten; vielfach ſehen wir ſie in Weſtfalen und bis nach Branden⸗ 
burg, aber nicht in Schleſien. Das Fehlen in Süddeutſchland geht 
auf die in den dortigen aufkommenden Städten frühe vorhandenen 
kaiſerlichen, biſchöflichen, fürſtlichen Verwaltungstendenzen zurück, 
auf die frühe biſchöfliche oder fürſtliche Marktverwaltung. Die 
dortigen kaufmänniſchen oder miniſterialiſchen, ariſtokratiſchen Elemente 
haben in anderer Form als in der von Gilden ſich ihren Einfluß und 
ihre Machtbetätigung verſchafft. 

Man hat die Gilden nach ihrer Entdeckung durch Wilda lange 
überſchätzt; man meinte, ſie hätten als Ergebnis der freien Ver⸗ 
einigung nur edle, gute Zwecke verfolgt. Sie hatten ihre ſchönen 
und guten Züge; aber die Kaufgilden haben, als ariſtokratiſch ſich 
abſchließende Kreiſe, früh auch einen naiven Egoismus entwickelt. 
Staat wie Kirche mußten ſie bald ebenſo bekämpfen und einſchränken, 
wie die unteren von ihnen mißhandelten Klaſſen ſich gegen ſie erhoben 
und ſie bekämpften. 

Als man realiſtiſcher anfing, das Gildeproblem zu unterſuchen, 
als die ſpezifiſch rechtsgeſchichtliche Forſchung nachgewieſen hatte, 
welchen Einfluß die Gerichtsverfaſſung, die Bildung der Gerichts⸗ 
ſprengel, die herrſchaftliche Amterverfaſſung auf die Stadtbildung 
ausgeübt hatte, glaubte man eine zeitlang allen Gildeeinfluß auf die 
Stadtentwicklung leugnen zu ſollen. Below ging ſo weit, die Gilden 
aus der mittelalterlichen Geſchichte faſt ganz hinauswerfen zu wollen. 
Nitzſch ſteht auf dem entgegengeſetzten Standpunkt, und vorſichtige 
Forſcher ſind ihm in der Hauptſache gefolgt, wie Joachim, H. v. Löſch, 
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Doren, Pappenheim. Die Forſchung in den anderen Kultur⸗ 
ſtaaten iſt eher bei einer Überſchätzung der Gilden ſtehengeblieben. 

Hegel und Zeumer ſind immer mehr auf einem unparteiiſchen 
Standpunkt in der Gildefrage geblieben, ſo ſehr auch Hegel geneigt 
war, Nitzſch, den er nicht begreifen konnte, anzugreifen. 

Die Geſchichte der ſpäteren Gildeentwicklung iſt beherrſcht von 
den Tendenzen der oberen Gewalten, die egoiſtiſchen Klaſſenmiß⸗ 
bräuche der Kaufgilden zu beſchränken oder zu beſeitigen. Man 
verſtand zunächſt, den ſtädtiſchen Räten, die von 1180 — 1400 ſich 
in Deutſchland ausbildeten, einen unparteiiſcheren Charakter zu geben, 
als ihn die Kaufgilden hatten. Wo das nicht gelang, wo die Räte 
von dem Egoismus der Gilden beherrſcht wurden, ganz mit ihnen 
zuſammenfielen, da erhoben ſich die Stadtgemeinde und die neu⸗ 
entſtandenen Handwerke gegen die Klaſſenherrſchaft der Gilden. Und 
die fürſtlichen Gewalten griffen bald ebenſo ein, hatten bald aber 
ähnlich gegen die Mißbräuche einer Herrſchaft der Zünfte über die 
Gilden⸗ und Ratsariſtokratie aufzutreten. Starke königliche Gewalten 
haben vor allem in England und Frankreich eingewirkt. Aber auch 
in den Niederlanden und Deutſchland waren ſie tätig. 

Von 1400 —1600 verſchwinden mehr und mehr die alten Kauf⸗ 
gilden, wenigſtens nach ihrer übermächtigen egoiſtiſchen Intereſſen⸗ 
politik. Das, was man jetzt als Kaufgilden in Deutſchland bezeichnete, 
hatte wenig Ahnlichkeit mit den alten Kaufgilden. In England 
freilich behauptete ſich bis ins 18. ee ihr Einfluß, aber 
‚auch ihre Mißbräuche. 
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des Landtages 
Von Oberbürgermeiſter Koch ⸗Kaſſel 
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ch will die Frage, wo die Schuld liegt, daß wir uns jetzt mitten 

in dem Weltkriege mit einer Umgeſtaltung der grundlegenden 
Beſtimmungen unſeres Verfaſſungsweſens zu beſchäftigen haben, nicht 
aufwerfen und nicht fragen, ob die Schuld bei denen liegt, die vor 
dem Kriege jegliche Wahlreform verweigert oder bei denen, die von 
jeher eine radikale Löſung gefordert haben; ich will auch nicht fragen, 
ob die Schuld bei denen liegt, die mitten im Kriege ungeſtüm die 
Bewilligung des neuen Wahlrechtes gefordert, oder bei denen, die es 
während des Krieges für richtig gehalten haben, ſchon jetzt jegliches 
Zugeſtändnis auch für die Zeit nach dem Kriege rückhaltlos ab⸗ 
zulehnen. Heute ſcheint es mir lediglich darauf anzukommen, die 
Frage zu entſcheiden, ob das Wohl des Staates in höherem Maße 
gefährdet iſt, wenn die Vorlagen der Staatsregierung angenommen 
oder wenn ſie abgelehnt oder wenn ſie hintangehalten werden. Ich 
will auch keine Wahlrechtsorthodoxie treiben und die Frage hier nicht 
erörtern, ob aus Grundſätzen der allgemeinen Gerechtigkeit heraus, 


1 Vortrag in der Deutſchen Geſellſchaft 1914 in n am Montag, den 
7. . 1918. 
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aus naturrechtlichen Erwägungen, wie fie den Rouſſeauſchen Gedanken⸗ 
gängen zugrunde liegen, die Reformen wünſchenswert ſind. Wer 
ſich gewöhnt hat, ſich den Staat nicht als aus dem Kontrakt der 
einzelnen zuſtandegekommen vorzuſtellen, ſondern ihn betrachtet als 
ein großes, lebenskräftiges Gebilde, das ſein Recht in ſich ſelbſt 
trägt, der wird nicht fragen, ob das Wahlrecht idealen Geſichts⸗ 
punkten, ſondern ob es den Rückſichten des Staatswohls und den 
Staatsnotwendigkeiten entſpricht. 

Wenn wir Grundſätze darüber aufzuſtellen haben, in welcher 
Weiſe in einem modernen Staate, wie dem preußiſchen, die Mit⸗ 
beſtimmung des Volkes am Staatsleben geregelt ſein ſoll, ſo ſcheinen 
mir zwei Geſichtspunkte in erſter Linie in Frage zu kommen: Es 
ſcheint mir erforderlich zu ſein, daß keine der großen Bevölkerungs⸗ 
ſchichten bei der Mitbeſtimmung über das Geſchick des Staates außer 
Betracht bleibt, völlig rechtlos iſt. Es ſcheint mir zum andern not⸗ 
wendig zu ſein, daß nicht eine einzelne große Schicht, und mag es 
auch die Maſſe ſein, die Geſchicke des Staates allein in der Hand 
hält. Dieſe beiden Geſichtspunkte wird man unter keinen Umſtänden 
außer acht laſſen dürfen. Daneben wäre es allerdings unrichtig, 
wenn man wiederum dieſe Geſichtspunkte zu doktrinären Grundſätzen 
erheben würde und aus ihnen allein heraus die Entſcheidung träfe. 
Ein von außen gefährdeter Staat, wie der preußiſche, kann ſich den 
Luxus nicht geſtatten, dauernd große Teile des Volkes in grund⸗ 
ſätzlichem Gegenſatz zum Staatsleben zu ſehen und wird ſich bei der 
näheren Ausgeſtaltung des Wahlrechtes immer bemühen müſſen, die 
Grundſtimmungen, die im Volke vorhanden ſind, in Rückſicht zu ziehen. 

Wenn wir nun aus den vorſtehenden Hauptgeſichtspunkten heraus 
das gegenwärtige preußiſche Wahlrecht betrachten, fo 
müſſen wir zugeben, daß es ihnen nicht gerecht wird. Der Steuer⸗ 
zenſus als alleiniger Maßſtab der Wahlberechtigung erſcheint ver⸗ 
altet. Ich gehe nicht auf die geſetzestechniſche Seite der Frage ein. 


Bismarck hat ſelbſt im Jahre 1864 in der bekannten Rede, die man 


nicht ganz zu Recht als ſein Bekenntnis in der Wahlrechtsfrage an⸗ 
ſieht — er hat ſeine Anſchauungen je nach den Staatsnotwendig⸗ 


keiten zu modeln gewußt —, von der verfehlten Technik des be⸗ 


ſtehenden Wahlrechtes ein ſo klares Bild gegeben, daß man nur 
darauf zu verweiſen braucht. Die Technik ließe ſich nun gewiß ver⸗ 
beſſern. Aber auch dann würde dieſes Wahlrecht dem heutigen 
Empfinden nicht mehr entſprechen. Die Anſchauungen von dem Werte 
der Steuerzahlung als dem einzigen oder wichtigſten Beitrage, den 
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der einzelne zum Staatsleben leiſtet, haben ſich bereits vor dem 
Kriege gewandelt. Es gibt eine mittelbare Mitwirkung am Auf⸗ 
blühen des Staates, die mit der ſteuerlichen Leiſtungsfähigkeit nichts 
zu tun hat, und die hoch zu werten wir uns mit Recht gewöhnt 
haben. Zudem hat die Entwicklung Deutſchlands zu einem kapital⸗ 
reichen Wirtſchaftskörper es mit ſich gebracht, daß ein großer Teil 
des Kapitalbeſitzes nicht mehr in den Bauernhöfen und Gewerbe⸗ 
unternehmen angelegt iſt, in denen der Kapitaliſt als Grundbeſitzer 
oder Gewerbeunternehmer arbeitet, vielmehr iſt das Kapital zum 
großen Teile Rentnerkapital geworden, das andere für ſich arbeiten 
läßt. Kapitaliſten und Unternehmer werden mehr und mehr ver⸗ 
ſchiedene Perſonen, und es wäre ſchlimm, wenn wir dahin kommen 
würden, daß eine Schicht von Rentnern, die andere für ſich arbeiten 
läßt, in immer höherem Maße zur Entſcheidung bei unſeren Staats⸗ 
geſchäften berufen wäre. | 

Aber alle dieſe Erwägungen, die im Laufe der Zeit eine Anderung 
des Wahlrechtes immer notwendiger gemacht haben würden, ſind 
durch den Weltkrieg überſtürzt worden. Der Krieg iſt ein Um⸗ 
werter aller wirtſchaftlichen Werte geworden in einem unerhörten 
Maße. Bis weit in die Kreiſe der höheren Beamten und der Ge⸗ 
lehrten hinein iſt der Wert ihres Einkommens herabgedrückt worden. 
Ihr Daſein wird ſich nach dem Kriege unter Bedingungen abwickeln, 
die man vor einigen Jahrzehnten faſt als proletariſch angeſehen 
hätte; und ſie werden in eine noch kritiſchere Stimmung gegen die 
Staatseinrichtungen verſetzt werden, wenn ſie nunmehr auch noch 
dadurch benachteiligt werden, daß ſie in eine tiefere Wahlſchicht 
hinabſinken. Der Stolz, der dieſen Bevölkerungsſchichten innewohnt 
und ihnen erhalten bleiben muß, wird ſie nicht für die Erwägung 
empfänglich machen, daß es bei Wahlrechtsfragen nicht auf die 
Stellung des Einzelnen, ſondern auf das Wohl des Ganzen an⸗ 
komme. Solche Lehre der Entſagung findet bei den Betroffenen kein 
Ohr. Sie werden ſich einfach auch in dieſer Beziehung als vom 
Staate vernachläſſigt fühlen. Dieſe Stimmung wird um ſo nach⸗ 
haltiger ſein, als umgekehrt der Krieg ſo viel neugebackenen und 
unerfreulichen Reichtum mit ſich gebracht hat, daß der Aufſtieg dieſer 
Schichten von allen anderen mit Unwillen bemerkt werden und es uns 
allen unerträglich ſein würde, wenn Leute, die ſich während des Krieges 
ihren Reichtum erworben haben, uns aus den oberſten Klaſſen der 
Wahlberechtigten verdrängen würden. Am ſchlimmſten werden dieſe 
Empfindungen, wie oft betont, bei den zurückkehrenden Kriegern auf⸗ 
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treten, die vergleichen werden, was fie für ihre Leiſtungen im Schützen⸗ 
graben an ſtaatlicher Anerkennung erhalten gegenüber denjenigen, 
die während der Kriegszeit in der Heimat an ſich gedacht haben. 
Bei den zurückkehrenden Kriegern denkt man im allgemeinen nur an 
die großen Maſſen. Es handelt ſich aber bei den zurückkehrenden 
Kriegern, die durch das beſtehende Wahlrecht benachteiligt werden, 
nicht nur um die Maſſen, ſondern, nachdem die Blüte unſeres Schwert⸗ 
adels mit ihren geborenen Führereigenſchaften im erſten Jahre dieſes 
Krieges in den Tod geſunken iſt, gerade auch um die Leute, die 
ſtandhaft und erfolgreich an ihre Stelle getreten ſind und heute die 
Kompagnien führen und einen großen Teil der Bataillons führer ſtellen, 
an alle die Poſtaſſiſtenten und Volksſchullehrer, Studenten und Hand⸗ 
lungsgehilfen, die ſich draußen als Führer bewähren, die aber, wenn 
ſie zurückkehren, nur eine ſchwache Ausſicht haben, nach langem 
Mühen ſich eine gute ſoziale Stellung zu erringen, oder ſchon jetzt 
wiſſen, daß ſie daheim dauernd nur eine beſcheidene bürgerliche 
Stellung vorfinden werden. Dieſe Perſonen werden ohnehin das 
Gefühl haben, daß ſie gegenüber den Zuhauſegebliebenen, die in⸗ 
zwiſchen vorangekommen ſind, weitaus im Nachteil ſind. Geſellt man 
nun noch zu der körperlichen oder wirtſchaftlichen Benachteiligung 
eine Zurückſetzung in der Frage des Wahlrechts, ſo wird das zur 
Folge haben, daß dieſe Perſonen, die ſich im Schützengraben als 
Führer bewährt haben, es als eine Degradation empfinden werden, 
wenn man ſie in der Politik in eine untergeordnete Stellung zurück⸗ 
drängen will, und daß ſie, die Führer des Volkes bleiben wollen 
und werden, Führer gegen den Staat werden, wenn ſie nicht Führer 
für den Staat ſein können. Ein Staat, der vielleicht die Gegner⸗ 
ſchaft des Proletariats noch ertragen könnte, kann es nicht ertragen, 
wenn ſich weite Kreiſe der Intelligenz und eine höhere ſoziale Schicht, 
die unzufrieden ſein zu müſſen glaubt, mit dem Proletariat ver⸗ 
binden. Ich bin der Meinung, daß diejenigen, die ſich einer Fort⸗ 
entwicklung des Staates widerſetzen, vielleicht ohne den Krieg das 
Steuerwahlrecht noch einige Zeit zu halten vermocht hätten, daß ſie 
aber einen ausſichtsloſen Kampf aufnehmen würden, wenn ſie heute 
noch daran feſthalten. 

Anderſeits werden wir alle an das Wagnis, ſo darf ich es be⸗ 
zeichnen, des allgemeinen, gleichen und unmittelbaren 
Wahlrechts nicht leichten Herzens herangehen. Das allgemeine, 
gleiche und unmittelbare Wahlrecht wird ſich am beſten bewähren 
in Ländern mit einer gleichmäßigen wirtſchaftlichen Zuſammenſetzung 
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der Bevölkerung. In Bauernländern, wo ſich in einfachen Verhält⸗ 
niſſen die Anſprüche an den Staat im weſentlichen darauf beſchränken, 
daß er die Bevölkerung vor Hammeldiebſtählen oder Frauenraub 
ſchütze, und in fortgeſchrittenen Verhältniſſen darauf erſtrecken, daß 
er gute Wege und gute Schulen unterhalte, wird man mit dem 
gleichen Wahlrecht leicht und gut auskommen. Denn hier verlangt 
niemand mehr von dem Staate, als er ſelbſt dem Staate zu leiſten 
bereit iſt. Auch in Ländern, deren natürliche Bodenſchätze und deren 
noch unvollendete Entwicklung jedem einzelnen einen wirtſchaftlichen 
Aufſtieg nach ſeiner Fähigkeit und Geſchmeidigkeit ermöglichen, wie 
in Amerika, wird ein ſolches Wahlrecht viel leichter erträglich ſein. 
Ich erinnere mich, in den Erinnerungen von Karl Schurz von einem 
Geſpräch geleſen zu haben, das er bei ſeinem Beſuch in Deutſchland 
mit Bismarck führt, in dem ſich Bismarck etwas ſpöttiſch über die 
mangelhaften Verwaltungsleiſtungen der Farmer und Trapper im 
weſtlichen Amerika äußert und ihm Schurz erwidert, daß er die 
Überlegenheit des preußiſchen Berufsbeamtentums durchaus anerkenne, 
daß es aber für die Zufriedenheit der Bevölkerung nun einmal viel 
weniger darauf ankomme, ob die Sache gut oder ſchlecht gemacht 
werde als darauf, ob ſie es ſelbſt mache. Aber dann macht Bismarck 
den ſchwerer zu widerlegenden Einwurf, daß man in Amerika mit 
dieſen Verhältniſſen ſo lange auskommen werde, als jedem die Mög⸗ 
lichkeit gegeben ſei, ohne den Staat in Anſpruch zu nehmen, wirt⸗ 
ſchaftlich voranzukommen, daß aber in engeren und ſchwierigeren 
Verhältniſſen dieſes Syſtem ſchwere Gefahren für den Staat in ſich 
berge. Hier ſtecken in der Tat die Schwierigkeiten des Problems 
für uns. Die Aufgaben, die uns obliegen, ſind weſentlich andere 
als in Bulgarien oder Argentinien. Goethe ſagt in „Wilhelm Meiſter“, 
daß es für uns darauf ankomme, aus den Töchtern gute Mütter 
und aus den Söhnen gute Diener zu erziehen — Diener ſelbſt⸗ 
verſtändlich nicht im Sinne perſönlicher Abhängigkeit, ſondern in 
dem Sinne, daß es für die weitaus meiſten unter unſeren Volks⸗ 
genoſſen in der beſcheidenen Stellung, in die wir ſie ſtellen können, 
weniger darauf ankommt, daß ſie in der Kritik und in dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Vorwärtsdrängen groß ſind als darauf, daß ſie in treuer 
Pflichterfüllung tun, was von ihnen verlangt wird. 

Solange man dem deutſchen Volke weder Grenzen geben kann, 
die der Mehrheit der Bevölkerung die bäuerliche Siedlung ermög⸗ 
licht, noch wirtſchaftliche Zukunftsmöglichkeiten, die eine unbeſchränkte 


wirtſchaftliche Kraftentfaltung eines jeden Tüchtigen zulaſſen, bietet 
Schmollers Jahrbuch XLII I. 
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das gleiche Wahlrecht für uns größere Gefahren als in glücklicheren 
Ländern. Denn bei uns wird dieſes Wahlrecht für weite Be⸗ 
völkerungsſchichten in erſter Linie als Mittel benutzt werden, um 
ſich mittels des Staates beſſere Daſeinsbedingungen zu verſchaffen: 
höhere Gehälter, unentgeltliche Fürſorgeeinrichtungen und Bildungs⸗ 
gelegenheiten und Ähnliches. Mag ſich dieſes Mittel auf die Dauer 
auch als untauglich erweiſen, weil ſich die Volkswirtſchaft bei dieſem 
Raubbau erſchöpfen muß, ſo wird dieſer innere Zuſammenhang von 
den Wählern doch immer wieder verkannt werden und der Stimm⸗ 
zettel am leichteſten demjenigen zufliegen, der die Quellen unſeres 
ſtaatlichen Wohlſtandes unbekümmert um die Dauer ihrer Ergiebig⸗ 
eit ausſchöpft. Je enger unſere Grenzen und je geringer unſere 
wirtſchaftlichen Hoffnungen, um ſo gefährlicher iſt deshalb das gleiche 
Wahlrecht, und es iſt im Grunde genommen eigenartig, daß gerade 
diejenigen, die die Erweiterung der deutſchen Grenzen und den Auf⸗ 
ſtieg der wirtſchaftlichen Macht Deutſchlands in dieſem Kriege am 
wenigſten erwarten und erhoffen, in der Wahlrechtsfrage optimiſti⸗ 
ſcher ſind als diejenigen, die ſich von dieſem Kriege eine gewaltige 
Förderung der deutſchen Zukunft verſprechen. Mir ſcheint das gleiche 
Wahlrecht erträglicher in einem großen als in einem kleinen Deutſch⸗ 
land, und ich wundere mich immer, daß es etwas wie Gozial- 
imperialismus oder imperialiſtiſche Demokratie in Deutſchland faſt gar 
nicht zu geben ſcheint. 

Eine weitere Gefahr des gleichen Wahlrechtes mag man darin 
ſehen, daß es eine gewiſſe Verflachung des öffentlichen Lebens mit 
ſich bringt. Wer jemals in einer Volksverſammlung wirtſchaftliche 
Dinge zu erörtern gehabt hat, etwa den Bimetallismus in 10 Minuten 
abgetan hat, wird ſich mit Schaudern ſeiner eigenen Oberflächlichkeit 
erinnern, wie ich denn ſelbſt vor einem Kreiſe wie dem Ihren mich 
faſt bangen muß, das heute zu erörternde Problem in einer Stunde 
durchzuſprechen; er wird ſich ſagen müſſen, daß die Wahrheit viel 
zu kompliziert iſt, um ſie der Menge vorzutragen, und daß er ſie 
unendlich vereinfachen muß, um ſie mundgerecht zu machen. Wer 
aber erſt einmal gezwungen iſt, die feinen Konturen des Antlitzes 
der Wahrheit durch einige kräftige Striche zu vergröbern, der wird 
ſich bald auch nicht mehr ſcheuen, dieſe Striche in etwas anderer 
Richtung zu ziehen, als es dem Urbilde entſpricht und der Hörer⸗ 
ſchaft ein Zerrbild zu geben. Denn die Lüge iſt unendlich viel ein⸗ 
facher als die Wahrheit. Im Zuſammenhang damit bietet eine be⸗ 
ſondere Schwierigkeit der Umſtand, daß die Verhältniſſe, die der 
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Beurteilung des Wählers unterliegen, um ſo unüberſehbarer für 
ihn werden, je verwickelter die ſtaatlichen Aufgaben und je größer 
die Anteilnahme des Staates an dem Wirtſchaftsleben wird. Ob 
man dieſen Umſtand dadurch wettmachen kann, daß man das Maß 
des Verſtändniſſes des Wählers durch eine verbeſſerte Vorbildung 
ſteigert, iſt immerhin zweifelhaft. Denn das mangelnde Verſtändnis 
beruht in den meiſten Fällen nicht in einem Mangel an Vorbildung, 
wie ſich denn in den unteren Schichten mit einfacher Schulbildung 
immer Leute finden, die ſich einen Überblick über alle dieſe Dinge 
zu eigen machen, ſondern vielmehr in einem Mangel an natürlicher 
Anlage. Der Anſpruch, über alle Angelegenheiten des öffentlichen 
und wirtſchaftlichen Lebens mitreden zu können, iſt in allen Schichten 
der Bevölkerung mit dem Schwinden des Autoritätsglaubens ge⸗ 
ſtiegen, die Fähigkeit dazu aber eher im Sinken als im Steigen 
begriffen. Aber das ſind Bedenken, die jeder Volksvertretung an⸗ 
haften und ſich auch, wenn man zu einem anderen Wahlrecht 
greift, nicht beſeitigen laſſen. Ohne Mitwirkung oder verſtändnisvvolle 
Anteilnahme der breiten Maſſen den Staat zu regieren, iſt heut⸗ 
zutage bei jedem Wahlrecht auf die Dauer unmöglich. Nun werden 
allerdings die Verhältniſſe, die der Beurteilung des Staatsbürgers 
unterliegen, um ſo unüberſehbarer für ihn, je verwickelter die ſtaat⸗ 
lichen Aufgaben und je größer die Anteilnahme des Staates an dem 
Wirtſchaftsleben werden. Allein mit einer verbeſſerten Schulbildung 
vermag man das Maß des Verſtändniſſes des Wählers nicht zu ver⸗ 
beſſern. Denn das mangelnde Verſtändnis beruht in den meiſten 
Fällen nicht in einem Mangel an Schulbildung, wie ſich denn in 
den unteren Schichten mit einfacher Schulbildung immer Leute finden, 
die ſich einen Überblick über alle dieſe Dinge zu eigen machen, ſon⸗ 
dern vielmehr in einem Mangel an natürlicher Anlage. Noch weniger 
vermag die Volksverſammlung der politiſchen Erkenntnis nennenswert 
zu nützen. Hier liegt eine der größten Aufgaben für die Zukunft, 
und die richtigen Mittel ſind ſchwerlich ſchon gefunden. Wir müſſen 
uns klar machen, daß es eines ſyſtematiſchen Aufbaues der Erkenntnis 
durch Fortbildungseinrichtungen, Zeitungsartikel und Aufklärungs⸗ 
ſchriften, ſowie einer ſtärkeren Miſchung des Verkehrs zwiſchen den 
einzelnen Bevölkerungsſchichten bedarf, um hier Abhilfe zu ſchaffen. 
Wenn uns das nicht gelingt, wird die Maſſe dem Staate immer 
mehr entfremdet und unſer ſtaatlicher Zuſammenhalt bleibt von 
außen und von innen her gefährdet, ganz gleichgültig, welches 


Wahlrecht wir haben. | 
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Die außenpolitiſche Gefahr des gleichen Wahlrechtes fürchte ich 
nicht. Für die Widerſtandsfähigkeit eines Volkes kommt es nicht 
auf die Geſinnung der Regierungen und Parlamente, ſondern auf 
die Geſinnung des Volkes ſelbſt an. Weder die nationale Geſinnung, 
noch der Chauvinismus eines Volkes ſind von der Verfaſſung ab⸗ 
hängig. Frankreichs Revolutionsheere haben für die Gewinnung der 
natürlichen Grenzen Frankreichs gekämpft, und Oſterreichs Kaiſerhaus 
hat ſich durch voreilige Friedensſchlüſſe Jahrhunderte hindurch aus⸗ 
gezeichnet, längſt bevor es Parlamente gab. Für die Widerſtands⸗ 
fähigkeit eines Staates im Kriege iſt die Straße gefährlicher als das 
Parlament, und daß die Straße bei einem ungleichen Wahlrecht 
länger ruhig bleibt als bei einem gleichen, wird niemand behaupten. 


Die Gefahr der Lauheit liegt im Volkscharakter, der Volksgeſinnung 


und der Volkserziehung begründet. Für das preußiſche Wahlrecht 
aber kommt hier noch in Betracht, daß die Schickſale Deutſchlands 
nicht vom preußiſchen Abgeordnetenhauſe, ſondern von den Organen 
des Reiches zu entſcheiden ſind. 

So ſchwere Bedenken man aber auch gegen das gleiche Wahl⸗ 
recht erheben mag, ſo kann niemand verkennen, daß man es in dieſer 
Frage mit einem brennenden und unauslöſchlichen Wunſche weiteſter 
Bevölkerungsſchichten zu tun hat. Der Deutſche iſt ſeiner inneren 
Natur nach viel demokratiſcher geſinnt als der Romane, der großen 
Schaugeprängen, wie Korſofahrten, Fürſtenempfängen oder Gala⸗ 
vorſtellungen mit großem Behagen zuſchaut, während der Deutſche 


® 


über ſolche Schaufpiele im Grunde fpottet oder ſich ärgert. So liegt 


dem Romanen auch in letzter Linie nur daran, auf der großen poli⸗ 
tiſchen Bühne ſich von einigen hervorragenden Menſchen Schauſpiele 
geben zu laſſen, während der ernſtere Deutſche beſtrebt iſt, ſeine eigene 
Meinung zur Geltung zu bringen. Jeder einfache deutſche Mann 
hat das Verlangen, an irgendeiner Stelle im Staate die Gleichberech⸗ 
tigung aller durchgeſetzt zu ſehen und ebenſo behandelt zu werden 
wie der erſte. Dieſem Verlangen ſich auf die Dauer zu entziehen, 
wird ſchwer ſein, und es wird für den, der der Maſſe nicht alles 
ausliefern will, richtig erſcheinen, dieſem Wunſche zu entſprechen, 
aber Vorſorge dafür zu treffen, daß dieſe Stelle nicht die einzige iſt, 
die über die Geſchicke des Staates entſcheidet. Darüber wird der 
einfache Staatsbürger viel eher mit ſich reden laſſen, als über die 
Verweigerung der Gleichberechtigung. 

Ehe ich aber endgültig Stellung nehme, laſſen Sie mich zunächſt 
prüfen, ob die Bedenken, die gegen das gleiche Wahlrecht zu erheben 
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ſind, ſich durch die Einführung eines ungleichen Wahlrechtes oder 
durch eine zweckmäßige Ausgeſtaltung des gleichen Wahlrechtes be⸗ 
ſeitigen laſſen. 

Das viel erörterte und viel gerühmte Mehrſtimmenwahl⸗ 
recht ſcheint mir kein brauchbares Mittel zur Erlangung günſtiger 
Verhältniſſe zu ſein. Der Zweck eines ſolchen Mehrſtimmenwahl⸗ 
rechtes iſt es, das Übergewicht der Maſſe zu verringern. Den 
Grund findet man entweder in der höheren Bedeutung oder in 
dem größeren Verſtändnis einzelner Kreiſe für den Staat. Leider 
find beide Geſichtspunkte ſchwer geſetzlich zu faſſen. Es gibt 
keine allgemein gültigen Tatſachen, aus denen ich den Wert oder 
das Verſtändnis des Einzelnen für den Staat feſtſtellen könnte. 
Denn das Leben iſt bunt und mannigfaltig, und allein das 
Leben iſt es, das dem Einzelnen Bildung und Wert verleiht. 
So halten denn auch die Merkmale, wegen deren man dem Ein⸗ 
zelnen mehrere Stimmen geben will, der Prüfung ſchwerlich ſtand. 
Sie ſind teilweiſe für den erſtrebten Zweck gleichgültig, wie das 
Alter (das übrigens zunächſt eine Begünſtigung der Nichtfeldzugs⸗ 
teilnehmer bedeutet), oder wie die Teilnahme am Feldzug (wobei die 
Zurückſetzung des wegen ſeiner hervorragenden Brauchbarkeit Rekla⸗ 
mierten hinter jeden Etappenſoldaten auch nicht gerade berechtigt er⸗ 
ſcheinen will), oder wie die Kinderzahl (die das Proletariat geradezu 
begünſtigt). Andere Geſichtspunkte wiederum, die dem erſtrebten 
Zwecke näherkommen, erſcheinen ſchwer erträglich oder bedeuten nichts 
anderes als eine Wiederherſtellung der Bevorzugung des Steuer⸗ 
zahlers in verſteckter Form. Wenn man zum Beiſpiel für eine ſelb⸗ 
ſtändige Niederlaſſung eine weitere Stimme gibt, ſo würde eine ſolche 
Beſtimmung für diejenigen, die aus dem Feldzuge zurückkommen und 
vielfach ihre Selbſtändigkeit oder die Hoffnung auf Selbſtändigkeit 
eingebüßt haben, einen beſonderen Stachel bedeuten. Es hat außer⸗ 
dem nicht die geringſte innere Berechtigung in einer Zeit, wo das 
Aufkommen eines neuen Mittelſtandes, nämlich eines Mittelſtandes 
der gewerblichen Angeſtellten, eines der beſten und glückverheißendſten 
Zukunftszeichen iſt, einen ſolchen Angeſtellten gegenüber einer jeden 
kleinen Ladentiſchexiſtenz, wie ſie Profeſſor Weber nennt, zurückzuſetzen. 
Man kann unmöglich einen Hauſierer mit mehr Stimmen verſehen 
als den Prokuriſten eines Bankhauſes oder den Schuhflicker gegen- 
über dem techniſchen Direktor einer Großfirma bevorzugen. Man 
kann auch nicht, wie das vorgeſchlagen iſt, demjenigen eine zweite 
Stimme geben, der mehrere Arbeiter beſchäftigt. Denn es iſt nicht 
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einzuſehen, warum derjenige, der durch die Arbeit feiner Feder oder 
auf andere Weiſe ſein Brot verdient, zurückſtehen ſoll hinter den⸗ 
jenigen, der eine größere Anzahl Angeſtellter, etwa in einer Weiber⸗ 
kneipe oder in einem Damenorcheſter, beſchäftigt. Man kann auch 
den Geſichtspunkt der Bildung nicht in die Erörterung ziehen, weil 
es niemand verſtehen würde, wenn ein heruntergekommener Winkel⸗ 
advokat, weil er in früherer Zeit einmal ſein Abiturium gemacht 
hat, vor einen durch eigene Kraft hochgekommenen Gewerbetreibenden 
geſtellt würde. Man wird mir vielleicht einwenden, daß ich hier 
Ausnahmen als Beiſpiele vortrage und daß man mit der Regel 
rechnen müſſe. Aber gerade eine gerechte Regel findet man nicht, 
weil ſie nicht zu finden iſt. Man beſeitigt eine Gleichheit und ſchafft 
eine Ungleichheit, die letzten Endes niemandem gerecht wird, und ich 
behaupte, daß wir alle eine Gleichheit viel eher ertragen können, als 
eine Ungleichheit, die wir als ungerecht empfinden und durch die 
wir uns gegen andere, die ſchlechter ſind als wir, zurückgeſetzt fühlen. 
Um ein kleines Beiſpiel dafür anzuführen, braucht man nur an die 
beſonderen Zulagen bei der Lebensmittelverſorgung zu erinnern, die 
mehr böſes Blut erregt haben, als jede Gleichmäßigkeit hätte erregen 
können. Daß kein Mehrſtimmenwahlrecht auch nur eine weſentliche An⸗ 
näherung an die Gerechtigkeit bringt, geht aus der einfachen Erwägung 
hervor, daß niemand es wagt, hervorragenden Leuten ſo viele Stimmen 
zu verleihen, wie es ihrem Verdienſt oder ihrem Verſtändnis entſpricht. 
Gibt man den aus dem Feldzuge Zurückgekehrten eine Mehrſtimme, 
dann bekommt Hindenburg ebenſo gut nur eine Mehrſtimme wie 
jeder Feldbäcker, und wenn für die Beſchäftigung einer Anzahl Ar⸗ 
beiter eine Mehrſtimme gewährt wird, ſo wird Krupp jedem Karuſſell⸗ 
beſitzer gleichgeſtellt. Man kann aber nicht dem Einzelnen nach ſeiner 
Bedeutung 10, 100 oder 1000 Stimmen geben, weil kein Richter⸗ 
kollegium der Welt dieſe Frage abwägen kann. Die Wägung der 


Bedeutung des Einzelnen gehört an eine andere Stelle, in die Erſte 


Kammer; in der Zweiten Kammer kommt man bei den Verſuchen 
über Stückwerk nicht hinaus. Die ganze Sache führt letzten Endes 
nur dazu, daß man blindlings einem Teile der Wähler Mehr⸗ 
ſtimmen zuteilt in der Hoffnung, das Parlament weniger radikal zu 
machen. Was iſt aber damit genützt, wenn in den Preußiſchen Land⸗ 
tag ſtatt 100 nur 70 oder 80 Sozialdemokraten einziehen? Die Zu⸗ 
ſammenarbeit mit ihnen wird um ſo unerträglicher ſein, ſo daß der 
Vorteil dadurch wieder aufgewogen wird. Die leidenſchaftliche Er⸗ 
regung in der Bevölkerung aber wird nicht aufhören. 
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Was das Berufswahlrecht angeht, ſo habe ich ſelbſt vier 
Jahre lang der Bremiſchen Bürgerſchaft unter einem Berufswahl⸗ 
recht angehört, und ich muß ſagen, daß ein ſolches Wahlrecht doch 
zu den wenigſt erfreulichen Erſcheinungen gehört. Jedes Berufs⸗ 
wahlrecht hat zur Folge, daß jeder Stand in erſter Linie diejenigen 
Perſonen wählt, die als unerſchrockene und unentwegte Vertreter 
ihres Berufes gelten. Wer ſich als der von ſeinem Stande Gewählte 
in irgendeiner Frage den Anſchauungen ſeines Standes nicht fügt, 
iſt völlig vereinzelt und findet nirgends Rückhalt. Daraus ergibt 
ſich in den meiſten Fällen ein geſchloſſener Kampf der einen Gruppe 
gegen die andere, der ein gedeihliches Zuſammenarbeiten erſchwert 
oder unmöglich macht. In den Verhältniſſen Bremens mit ſeiner 
alten ſoliden Ehranſchauung und Heimatsliebe mochten ſich ſolche 
Übelſtände noch in geringerem Umfange bemerkbar machen. Immer⸗ 
hin war das Ergebnis auch hier, daß ein Parlament mit ſo viel 
Intelligenzen, daß ſie genügt hätten, um die Verwaltung von ganz 
Preußen mit zu übernehmen, ſchwierig in der Zuſammenarbeit war 
ſich häufig in Reibungen und Kämpfen erſchöpfte und ſich nur in 
ganz großen Fragen zu einem einmütigen Zuſammengehen gewinnen 
ließ. Die alten Ständehäuſer waren nicht dazu da, um das Recht 
zu ſchaffen und zu ſichern, ſondern um ſich ihre Rechte zu ſchaffen 
und zu ſichern, und wenn man heute in Preußen ein ſolches Berufs⸗ 
parlament aus dem Nichts herausſchaffen würde, jo würde wiederum 
der Kampf nicht um die Förderung der Staatsintereſſen, ſondern um 
die Förderung der Berufsintereſſen gehen und zu einer Verbitterung 
zwiſchen den Berufsſtänden führen. Außerdem erſchöpft die Zu⸗ 
gehörigkeit zu einem Berufe nicht das Intereſſe am Staate. Das 
gilt noch mehr als für das Reich für Preußen mit ſeinen Kultur⸗ 
aufgaben in bezug auf Schule, Kirche und ſeinen wirtſchaftlichen 
Aufgaben auf dem Gebiete des Siedlungsweſens und des Verkehrs. 
Vor allen Dingen aber iſt das Berufswahlrecht im preußiſchen Ab⸗ 
geordnetenhauſe deswegen verfehlt, weil doch über dem Abgeordneten⸗ 
haus eine Erſte Kammer beſtehen ſoll, die mehr oder minder auch 
aus Berufsgruppen zuſammengeſetzt iſt. Setzt man die Zweite Kammer 
auch aus Berufsgruppen zuſammen, ſo ſcheint mir das die Erſte 
Kammer bedeutungslos zu machen oder wenigſtens in ihrer Bedeutung 
herabzuſetzen. Endlich aber kann ein Berufswahlrecht einer Radikali⸗ 
ſierung des Parlamentes nur dann vorbeugen, wenn man die höheren 
Berufe bevorzugt und die Berufe, denen die Maſſen angehören, 
zurückſetzt. Wenn ein Vorſchlag, den der Prinz Löwenſtein neulich 
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in einer Druckſchrift gemacht hat, behauptet, daß man durch eine 
proportionale Zuteilung der Abgeordneten an die einzelnen Berufe 
einer Radikaliſierung des Abgeordnetenhauſes vorbeugen könnte, ſo 
iſt das ein Trugſchluß, der ſich daraus erklärt, daß er alle gehobenen 
Induſtriearbeiter in der Unternehmerklaſſe und alle Landarbeiter in 
der Klaſſe der Landwirte mit wählen läßt, ohne der Befürchtung 
Raum zu geben, daß die Wahlen dieſer beiden Klaſſen dadurch in 
einem für ihn ungünſtigen Sinne beeinflußt werden könnten. Was 
an dieſem ganzen Vorſchlage richtig und gut iſt, iſt der Wunſch, 
daß jede wichtige Gruppe (nicht nur jeder Beruf), die es im Volke 
gibt, in der Volksvertretung vertreten ſein möge. Das erreicht man 
aber beſſer nicht auf dieſem Wege, ſondern auf dem alten längſt⸗ 
bekannten Wege der Verhältniswahl. 

Ich bekenne mich als ein unbedingter Freund der Verhältnis⸗ 
wahl, die mir lieb und wertvoll geworden iſt, nachdem ich in einer 
oldenburgiſchen Induſtrieſtadt mit einer auf Grund des allgemeinen, 
gleichen und unmittelbaren Wahlrechtes gewählten Gemeindevertretung 
zuſammengearbeitet habe, deren Wahlen ſich in den erſten drei Jahren 
nach dem Mehrheitsſyſtem und in den letzten fünf Jahren nach dem 
Verhältniswahlſyſtem abwickelten. Gleich günſtige Erfahrungen habe 
ich mir von Berufsgenoſſen aus Bayern, Württemberg und Baden 
berichten laſſen. Die Verhältniswahl bietet Vorzüge für die Wähler, 
für die Abgeordneten und für die leitende Stelle. — Für die Wähler⸗ 
ſchaft beſteht der Hauptvorteil darin, daß Minderheiten nicht un⸗ 
vertreten bleiben, ſo daß zum Beiſpiel eine Stadt wie Köln, die heute 
durch drei Sozialdemokraten im Landtage vertreten ſein würde, nach 
der Verhältniswahl einen Sozialdemokraten, einen Liberalen und 
einen Zentrumsmann hineinſchicken würde. Daß die Minderheiten 
vertreten find, hat den außerordentlichen Wert für ſie, daß fie nicht 
dauernd in eine ſtarke Verdroſſenheit hineingedrängt werden, wie ſie 
ſich bei den Reichstagswahlen der oberen Schichten in den deutſchen 
Großſtädten vielfach bereits bemächtigt hat. Die Verhältniswahl 
hat weiter den Vorzug, daß ſich der Wahlkampf zwiſchen den Par⸗ 
teien mäßigt, weil ſie nicht mehr um Sein oder Nichtſein kämpfen, 
ſondern es ſich nur um ein Mehr oder Minder in der Vertretung 
handelt. Auch fallen die unerfreulichen Stichwahlen weg. — Der 
Hauptwert der Verhältniswahl beſteht aber nicht für die Wähler, 
ſondern für die Stellung der Abgeordneten ſelbſt. Sie ſind un⸗ 
abhängiger von den Augenblicksſtrömungen bei ihren Wählern, als 
ſie es bei der Mehrheitswahl ſind. Ich habe ſelbſt ſieben Jahre 
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lang im oldenburgiſchen Landtage als Vertreter einer oldenburgiſchen 
Induſtrieſtadt geſeſſen und bin, ſeitdem ein radikaler Mitbewerber 
aufgetreten war, immer nur mit einer geringen Mehrheit gewählt 
worden. Ich muß bekennen, daß es ein kitzliges Gefühl iſt, wenn 
man in einer ſolchen Lage zu Fragen Stellung zu nehmen hat, von 
denen man weiß, daß man damit entweder die Arzte oder die Natur⸗ 
heilkundigen, entweder die Konſumvereine oder die Kleinhändler, ent- 
weder die Wirte oder die Abſtinenzler kopfſcheu machen muß und 
dadurch riskiert, daß die 51% der Wähler, denen man ſeine Wahl 
verdankt, auf 49 %o herabſinken. Dabei kann auch ein feſter Cha⸗ 
rakter in die Verſuchuͤng kommen, ſeine Abſtimmung — wie ſagt 
man? — nach taktiſchen und nicht nach prinzipiellen Geſichtspunkten 
einzurichten, und ich muß bekennen, daß ich — ich war damals zu⸗ 
nächſt erſt 26 Jahre alt — dieſer Verſuchung nicht immer wider⸗ 
ſtanden habe. Nun gebe ich gewiß zu, daß unſere Abgeordneten 
gefeſtigtere Naturen ſind. Fern ſei es von mir, ihnen zuzutrauen, 
daß ſie ebenſo verfahren würden; aber was iſt die Folge? Die Folge 
pflegt zu ſein, daß ſich der Abgeordnete durch ſolche Abſtimmungen 
zwar nicht bei dem Kern der eigenen Mehrheit, die ihn in das Parla⸗ 
ment geſchickt hat, mißliebig macht, aber bei einem der kleinen Mehr⸗ 
heitsſplitter, die für ſeine Wahl den Ausſchlag gaben, und daß er 
deshalb einem anderen Bewerber den Platz räumen muß, ſo daß 
gerade unſere mittleren Parteien, die nicht in beſtimmten Wahlkreiſen 
feſte Mehrheiten hinter ſich haben, außerordentliche Schwierigkeiten 
haben, ihren Führern ſichere Wahlkreiſe zu ſchaffen. So müſſen 
bedeutende Männer, wie Baſſermann, von Mannheim nach Schleſien 
und von Schleſien nach dem Niederrhein gehen, um einen Wahlkreis 
zu bekommen. Es ſteht hinter ſolchen Männern eine zahlreiche Menge 
Anhänger. Sie ſind nur an einer Stelle nicht ſo dicht geſät, daß 
der betreffende Bewerber, wenn er ſich durch ſein Auftreten irgend⸗ 
welche Gegnerſchaft, zum Beiſpiel bei den Nachbarparteien, zugezogen 
hat, noch durchkommen könnte. So iſt man ohne die Verhältnis⸗ 
wahl in den ſtreitigen Wahlkreiſen immer darauf angewieſen, Per⸗ 
ſonen zu Bewerbern zu machen, deren Hauptwert darin beſteht, daß 
ſie politiſch noch völlig unbeſcholten ſind und nach keiner Seite an⸗ 
zuſtoßen Gelegenheit hatten. Schließlich aber haben wir über alle 
Parteiunterſchiede hinweg doch ein Intereſſe daran, daß die Partei 
der Klugen und Mannhaften in den Parlamenten geſtärkt wird. 
Wie ein kleiner Stimmungsumſchlag wirken kann, dafür iſt das 
beſte Beiſpiel Baden bei den Reichstagswahlen 1897 und 1900. 
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1897 haben die badiſchen Nationalliberalen mit 44 %o Tämtlicher 
abgegebenen Stimmen 9 der 14 badiſchen Wahlkreiſe erobert. 1900 
fielen fie auf 34% und verloren ſämtliche badiſchen Wahlkreiſe, 
trotzdem noch nach wie vor weite Kreiſe der Bevölkerung national⸗ 
liberal geſinnt blieben. Das ſind Zufallsergebniſſe, die bei der Ver⸗ 
hältniswahl ausgeſchloſſen find. — Aber auch für die Regierung 
und damit für das Staatsweſen ſelbſt ſcheint mir die Verhältnis⸗ 
wahl von großem Vorteile zu ſein, zunächſt ſchon deswegen, weil 
die Parteiſtärken innerhalb des Parlaments viel weniger ſchwanken 
und die Regierung mit der Fortdauer einer verläßlichen Mehrheit 
deshalb eher rechnen kann, namentlich aber deswegen, weil die Ver⸗ 
hältniswahl die Verhandlungsfähigkeit der parlamentariſchen Führer 
ſtärkt. Denn es verhandelt ſich beſſer mit Leuten, die feſt in ihren 
Sitzen ſitzen als mit ſolchen, die wackeln. Man ſoll nicht immer 
auf die Führer des Volkes ſchelten, als ob das Volk ſelbſt leichter 
zu behandeln wäre als ſie. Ohne Vermittlung der politiſchen Führer 
läßt ſich mit dem Volke überhaupt nicht verhandeln, und ſie ſind in 
kritiſcher Lage oft eher zur Einſicht und Verſtändigung geneigt, als 
ein irregehendes Volk. Aber ſie dürfen deshalb auch nicht von jeder 
Augenblicksſtrömung innerhalb des Volkes abhängig ſein. Wenn 
Bismarck ſchon in den achtziger Jahren darüber geklagt hat, wie 
ſchwer mit den nationalliberalen Führern zu verhandeln ſei, weil 
ſie ſich zu abhängig von ihren Wählern fühlten — ich erinnere an 
das bittere Wort von den Karlchen⸗Mießnick⸗Politikern —, fo find 
die Verhältniſſe in dieſer Richtung gewiß nicht glücklicher geworden. 
Bei der Verhältniswahl weiß jede politiſche Partei, daß ihr eine 
Haltung, die im Augenblicke nicht volkstümlich iſt, höchſtens ein paar 
Sitze, nicht aber die Exiſtenz koſten kann, und wird ſich der Ver⸗ 
nunft eher erſchließen. Damit wird auch die Regierung und der 
ganze Staat unabhängiger von den Strömungen des Augenblicks. — 
Es gibt hier wie bei allen anderen Fragen Leute, die deswegen eine 
ablehnende Haltung zur Verhältniswahl einnehmen, weil die Sozial⸗ 
demokraten dieſem Wahlſyſtem zugeneigt ſind. Sie überſehen dabei, 
daß die Haltung der Sozialdemokratie ſich ſchon daraus erklärt, daß 
ſich hier das Intereſſe der ſozialdemokratiſchen Führer mit denen 
aller anderen einflußreichen Perſönlichkeiten deckt. Auch die haben 
nicht die geringſte Freude daran, von jeder radikalen Stimmung 


‚ innerhalb der Wählerſchaft umgeriſſen zu werden. 


Auch mit Rechenkünſten, daß dadurch zehn Sozialdemokraten 
mehr in den Landtag einziehen würden, iſt der Frage nicht bei⸗ 
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zukommen. Denn es kommt zunächſt nicht darauf an, wie viele 
Sozialdemokraten im Landtage ſitzen, ſondern ob mit ihnen zu arbeiten 
iſt, und noch viel mehr kommt es darauf an, ob ſich die anderen im 
Landtage vertretenen Parteien ſo unabhängig und ſtark gegenüber 
Strömungen in der Wählerſchaft fühlen, wie das nur irgend möglich 
iſt. — Wenn ferner gegen die allgemeine Einführung der Verhältnis⸗ 
wahl geſagt wird, daß damit die Sozialdemokratie auf das flache 
Land eindringen würde, ſo ſcheint es mir politiſch noch gar nicht 
unvorteilhaft, wenn die Sozialdemokratie genötigt wird, bei ihrer 
Wahlagitation auf die Bedürfniſſe des flachen Landes mehr Rück⸗ 
ficht zu nehmen als bisher. — Wenn weiter gegen die Verhältnis⸗ 
wahl das Bedenken geltend gemacht wird, als ob es die Wähler 
von den politiſchen Parteien zu ſehr abhängig machte, ſo ſcheint mir 
eine größere Abhängigkeit als nach dem Mehrheitsſyſtem überhaupt 
nicht möglich zu ſein. Denn nach dem Mehrheitsſyſtem' muß ſich 
jeder, der in ſeinen Anſchauungen von den großen politiſchen Par⸗ 
teien abweicht, ſagen, daß ſeine Sache ausſichtslos iſt, während die 
Verhältniswahl mit ihren großen Wahlkreiſen es ihm ohne weiteres 
ermöglicht, wenn auch nur ein Bruchteil der Wähler ſeine An⸗ 
ſchauungen teilt, ſie durch Entſendung mindeſtens eines Abgeordneten 
zur Geltung zu bringen. 

Auf die techniſchen Bedenken gegen die Verhältniswahl 
will ich mit Rückſicht auf die Zeit nur mit ein paar Worten ein⸗ 
gehen. Gegen die gebundene Liſte, die dem Wähler nicht das Recht 
gibt, von der Vorſchlagsliſte abzuweichen, iſt geſagt worden, daß ſie 
den Wähler zu ſehr in die Hand der Partei gäbe. Wenn einer 
kleinen Gruppe von Wählern das Recht der Einreichung einer Vor⸗ 
ſchlagsliſte eingeräumt iſt, ſo wiegt dieſes Bedenken nicht allzuſchwer. 
Denn bei der Mehrheitswahl iſt es ein noch viel ausſichtsloſeres 
Beginnen, wenn eine kleine Mehrheit ſich durchzuſetzen verſucht. 
Gegen die Freigabe der Liſte, die es jedem Wähler ermöglicht, eine 
ihm mißliebige Perſon von der Liſte zu ſtreichen, hat man mit Recht 
eingewandt, daß dadurch einige wenige Wähler in die Lage geſetzt 
werden, einen bewährten Bewerber, den die große Mehrheit der 
Wähler an erſter Stelle auf die Liſte geſetzt hat, ins Hintertreffen 
zu bringen. Es iſt in der Tat ein ſtarkes Stück, wenn ein Be⸗ 
werber, der an erſter Stelle auf die Vorſchlagsliſte geſetzt wird, des⸗ 
halb ungewählt bleibt, weil vier oder fünf Wähler ihn von der Liſte 
ſtreichen und dadurch erreichen, daß alle anderen auf der Liſte 
Stehenden ihm vorgezogen werden. Ein ſolcher Zuſtand iſt um ſo 
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bedenklicher, weil er in verbitterten Parteiverhältniſſen ſogar dazu 
führen kann, daß einige wenige Wähler einer feindlichen Partei die 
Liſte köpfen, indem ſie dieſe Liſte nach Ausſtreichung der Führer 
wählen. Aber hiergegen hat man längſt Auswege gefunden, wie ſie 
in der Denkſchrift der Badiſchen Regierung über die Einführung der 
Verhältniswahl bei den Wahlen der Zweiten Kammer der Stände⸗ 
verſammlung von 1913 eingehend dargeſtellt ſind. Vor allen dieſen 
Verfahren aber verdient weitaus den Vorzug das glänzende Syſtem, 
das in Frankfurt a. M. durch den Bürgermeiſter Luppe bei den 
Gewerbegerichtswahlen zur Einführung gebracht iſt. Hier ſtellt man 
ſich mit Recht auf den Standpunkt, daß jeder Wähler berechtigt iſt, 
einen Bewerber von der Liſte zu ſtreichen oder an andere Stelle zu 
ſetzen, nimmt aber anderſeits an, daß derjenige Wähler, der die 
Reihenfolge der Vorſchlagsliſte beibehält, nicht nur will, daß die 
auf ſeiner Liſte enthaltenen Perſonen möglichſt alle gewählt werden, 
ſondern auch will, daß ſie in der von ihm gegebenen Reihenfolge ge⸗ 
wählt werden. Sollte nur ein Bewerber durchkommen, ſo will er, 
daß es der von ihm an erſter Stelle geſchriebene Bewerber iſt. Da 
alſo alle Wähler, die keine Veränderung an der Reihenfolge vor⸗ 
nehmen, offenbar mit der Reihenfolge der Vorſchlagsliſte einverſtanden 
ſind, ſo kann eine ſolche Streichung den Bewerber erſt dann von 
ſeiner Stellung verdrängen, wenn die Mehrheit der Wähler ihm eine 
andere Stelle gegeben hat. Sind 500 Stimmen auf eine Liſte ab⸗ 
gegeben und haben von dieſen 400 den an erſter Stelle ſtehenden 
Führer der Partei an dieſer Stelle gelaſſen, ſo geht daraus hervor, 
daß die Mehrheit ihn nicht von ſeiner Stelle verdrängt zu wiſſen 
wünſcht. Haben dagegen 300 von den 500 Wählern ihm dieſe Stelle 
nicht eingeräumt, ſo geht daraus hervor, daß die Mehrheit mit der 
Reihenfolge der urſprünglich aufgeſtellten Liſte nicht einverſtanden iſt 
und ſie abgeändert zu wiſſen wünſcht. Es findet alſo gewiſſermaßen 
eine doppelte Abſtimmung der Wähler ſtatt, indem ſie zunächſt ſich 
zu einer Liſte bekennen und alsdann innerhalb dieſer Liſte ſelbſtändig 
eine Wertung der Bewerber vornehmen. Auf dieſe Weiſe kann jeder 
Parteidruck gebrochen werden, wenn eine überwiegende Gruppe der 
Wähler mit ihm nicht einverſtanden iſt. Ohne einen Diſziplinbruch 
zu begehen, kann eine diſſidierende Gruppe innerhalb einer Partei 
feſtſtellen, ob ſie Mehrheit hinter ſich hat. Die Regelung iſt logiſch 
und praktiſch, und es empfiehlt ſich, bei Einführung der Verhältnis⸗ 
wahl das Frankfurter Verfahren einzuführen. — Man hat weiter 
der Verhältniswahl den Vorwurf gemacht, daß ſie deswegen nicht 
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ganz gerecht ſei, weil ſich bei der Zuteilung der Sitze an die Par⸗ 
teien Brüche ergeben, And es in der Tat je nach dem eingeführten 
Syſtem verſchieden ſein kann, wer den letzten Sitz erhält. Aber die 
Zuteilung des letzten Sitzes tritt in ihrer Bedeutung völlig dahinter 
zurück, daß ſelbſt bei dem ungerechteſten Verhältniswahlſyſtem alle 
übrigen Sitze gerecht verteilt ſind. Wenn es je nach dem Syſtem 
zwiſchen zwei Parteien zweifelhaft iſt, ob die eine fünf und die 
andere drei, oder beide Parteien je vier Sitze erhalten ſollen, ſo iſt 
jede der beiden Zuteilungen immer noch unendlich vies gerechter, als 
wenn nach der Mehrheitswahl eine Partei alle Sitze und die andere 
gar keinen Sitz erhalten würde. — Man hat vielfach die Verhältnis ⸗ 
wahl auch wegen der Schwierigkeit, das Wahlergebnis zu errechnen, 
als zu verwickelt bezeichnet. Nichts verkennt mehr den Seelenzuſtand 
der Wähler als dieſer Beweggrund. Nur einmal alle fünf Jahre 
kommen ſie in die Lage, ihren Stimmzettel abzugeben. Der Akt iſt 
für ſie von außerordentlicher Bedeutung. Sie finden gewiß nichts 
darin, daß die Errechnung des Wahlergebniſſes Schwierigkeiten ver⸗ 
urſacht, und immer wird ein großer Teil von ihnen ſich auch die 
Mühe machen, das Ergebnis nachzurechnen. Schließlich aber iſt die 
genaue Errechnung des Wahlergebniſſes auch nicht Sache des Ein⸗ 
zelnen, ſondern des Wahlvorſtandes, der damit fertig werden kann. 

Will man aber die Verhältniswahl nicht für das ganze 
Land, ſo ſollte man ſie mindeſtens für die großen Städte und 
für die gemiſchtſprachlichen Bezirke einführen. Denn es erſcheint 
mir ein unerträglicher Gedanke, daß zum Beiſpiel der preußiſche 
Oſten keinen Vertreter der deutſchen Minderheit in den Landtag ent- 
ſenden ſoll. Es iſt ebenſo unerfreulich, daß aus den großen Städten 
zwar die Maſſen Vertreter entſenden, die beſonders wertvollen höheren 
großſtädtiſchen Schichten aber unvertreten bleiben. Hier, wo der 
Notſtand am größten iſt, muß man ihm durch das Verhältniswahl⸗ 
recht unter allen Umſtänden abhelfen. — Perſönlich ſehe ich allerdings 
einen Fortſchritt darin, wenn das Verhältniswahlrecht allgemein ein⸗ 
geführt wird. 

Soweit man die Verhältniswahl nicht will, bedauere ich, daß 
man die Stichwahl in vollem Umfange beibehalten hat. Es wird 
immer nur hervorgehoben, wie bedenklich die Stichwahl wegen des 
zweiten Wahlganges iſt, weil dieſer dazu führt, daß man das kleinere 
Übel wählen muß. Aber viel bedenklicher iſt fie noch wegen der 
erſten Wahl, weil jede Partei von vornherein genötigt iſt, ſich danach 
umzuſehen, ob ſie ihren Kandidaten überhaupt in die Stichwahl 
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bringen kann, und ſich, wenn ihr das zweifelhaft erſcheint, mit einer 


Nachbarpartei zu verbinden hat, damit ſie nicht beide bei der Stich⸗ 
wahl ausfallen. So vermögen Nachbarparteien niemals ohne Ge⸗ 
fährdung der gemeinſamen Intereſſen ihre Kräfte zu meſſen und feſt⸗ 
zuſtellen, wer denn eigentlich der Stärkere iſt. Mir ſcheint das 
bayriſche Syſtem, das hinter die erſte Wahl eine zweite Wahl ſtellt, 
in der jeder berechtigt iſt, demſelben Bewerber, den er im erſten 
Wahlgange gewählt hat, oder auch einem anderen, der mehr Aus⸗ 
ſicht hat, ſeing Stimme zu geben, weitaus den Vorzug zu verdienen. 
Bei dieſem Syſtem iſt die erſte Wahl eine Probewahl, die einen 
klaren Überblick über das Kräfteverhältnis im Wahlkreiſe gibt, 
während der Wähler bei der zweiten Wahl die Möglichkeit, aber 
nicht die Notwendigkeit hat, ſich auf den Boden der Wirklichkeit zu 
ſtellen und Kompromiſſe zu ſchließen. 

Eine weitere Frage, die in der Wahlrechtsvorlage angeſchnitten 
iſt, iſt die der Wahlkreiseinteilung. Ich bin der Anſicht, daß 
dieſe Frage nicht in demſelben Maße dringend iſt wie die Abänderung 
des Wahlrechtes. Sie ſchafft nicht in derſelben Weiſe fühlbare und 
ſichtbare Ungerechtigkeiten. Der Wähler muß immer erſt wieder be⸗ 
ſonders daran erinnert werden, daß für ihn deswegen eine Ungleich⸗ 
heit beſteht, weil er einem Wahlkreiſe angehört, der eine größere 


Wählermaſſe hat als andere. Immerhin wird man es für berechtigt 


halten, daß diejenigen großen Unterſchiede, die zurzeit beſtehen, aus 
der Welt gebracht werden, indem man den Wahlkreiſen mit mehr 
als 250 000 Einwohnern eine weitere Stimme zubilligt. Welche 
ſtaatsmänniſchen Erwägungen aber dazu geführt haben, feſtzulegen, 
daß Wahlkreiſe, die künftig einmal dieſe Einwohnerzahl erreichen, 
mechaniſch eine Vermehrung der Abgeordneten erhalten ſollen, iſt 
mir unklar. Solche Geſchenke zu gewähren, hätte man getroſt einer 
ſpäteren Zeit überlaſſen können, die doch ſchließlich auch noch etwas 
zu gewähren haben muß. Warum man heute bereits einem polni⸗ 
ſchen Wahlkreiſe in Oberſchleſien garantieren will, daß er mehr pol⸗ 
niſche Abgeordnete in das Parlament zu entſenden hat, wenn ſeine 
Einwohnerzahl gewachſen iſt, bleibt mir unfaßlich. Man könnte die 
Entwicklung ruhig abwarten. 

Weiterhin kommt nun in Frage, ob man das Wahlrecht dadurch 
verbeſſern kann, daß man beſtimmte Wahlausſchließungs⸗ 
gründe einführt. Auch dieſe werden nach meiner Erfahrung er⸗ 
heblich leichter getragen als eine Klaſſifizierung des Wahlrechts. 
Wenn man der großen Mehrheit das Recht zu wählen gibt, kann 
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man Minderwertige ausſchließen, ohne daß man die Mehrheit kränkt. 
Ja, man wird in vielen Fällen die Erfahrung machen, daß die Aus⸗ 
ſchließung ſolcher Minderwertigen auch von den einfachen Wählern, 
die billig denken und auf ihre geordneten Verhältniſſe ſtolz ſind, ge⸗ 
billigt oder ſogar gefördert wird. Daß man die beim Reichstage 
geltenden Wahlausſchließungsgründe wieder eingeführt hat, iſt des⸗ 
halb ohne weiteres als richtig anzuerkennen. — Ich halte es auch 
für erträglich, wenn die Regierung an der Bedingung der dreijährigen 
Staatsangehörigkeit feſthält. Bedauerlich iſt nur, daß nach dem 
geltenden Rechte ſich die Staatsangehörigkeit ſo manchen Mannes 
ſchwer feſtſtellen läßt, weil ſie weder durch Geburt in einem Bundes⸗ 
ſtaate noch durch einen noch ſo langen Wohnſitz innerhalb des Bundes⸗ 
ſtaates erworben wird, ſondern ſich vererbt. Hieraus werden ſich in 
der Praxis manche Schwierigkeiten ergeben. — Sehr zweifelhaft iſt 
dagegen das Erfordernis eines einjährigen Wohnſitzes innerhalb der 
Gemeinde. Man tut das anſcheinend, um Wahlſchiebungen vor⸗ 
zubeugen. Aber das wäre durch Einführung der Verhältniswahl, 
bei der keine Partei ein Intereſſe daran hat, ihre Stimmen in dem 
einen Wahlkreiſe zu gunſten des Stimmenverhältniſſes in einem 
anderen Wahlkreiſe zu verringern, viel beſſer auszuſchließen. Im 
übrigen aber iſt nicht recht einzuſehen, warum ich deswegen ein 
ſchlechterer Preuße ſein ſoll, weil ich im Intereſſe meines beſſeren 
Fortkommens meinen Wohnſitz von Elberfeld nach Barmen oder von 
Frankfurt nach Berlin verlege. Man wird den Grundſatz bei den 
heimkehrenden Kriegern wohl oder übel alsbald durchbrechen müſſen. 
Man wird auch darüber hinaus mit dieſem Grundſatze manche 
Schichten beſonders hart treffen, die zu den beſten Staatsbürgern 
gehören, aber durch ihren Beruf zu einem häufigen Wechſel des 
Wohnſitzes gezwungen ſind. Zwingt doch der Staat ſelbſt einen 
großen Teil ſeiner eigenen Beamten durch häufige Verſetzungen, ihr 
Gewerbe im Umherziehen zu betreiben. Es kann deshalb auch höchſt 
zweifelhaft ſein, ob dieſer Ausſchlußgrund politiſch klug iſt. — 
Viel eher ſcheint es mir berechtigt, diejenigen vom Wahlrechte aus⸗ 
zuſchließen, die ihre Staats⸗ oder Gemeindeſteuerpflicht jahrelang nicht 
erfüllen. Es iſt ein geſunder Gedanke, daß derjenige, der nicht in 
irgendeiner Form an dieſer ſtaatlichen Pflicht teilnimmt, auch vom ſtaat⸗ 
lichen Recht ausgeſchloſſen ſein ſoll. Gewiß gibt es manche Perſonen, 
deren Einkommen unter der Staatsſteuergrenze bleibt. Man könnte 
ihnen dadurch helfen, daß man ihnen das Recht gibt, durch Zahlung 
des niedrigſten Steuerbetrages einen Beitrag zum Staate zu leiſten. 
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Man könnte auch denen, die Invaliden⸗ oder Kriegsrente beziehen 
und alſo durch frühere Leiſtungen ihre Pflicht gegen die Allgemein⸗ 
heit erfüllt haben, das Wahlrecht belaſſen. Es handelt ſich aber in 
erſter Linie um die vielen Drückeberger namentlich unter den Jung⸗ 
geſellen, die bei der Steuerzahlung unpfändbar befunden werden und 
ſich alſo ihrer Leiſtung zum Staate mutwillig entziehen. In jeder 
Großſtadt werden das mindeſtens 4—5 % ſämtlicher Wahlberechtigten 
ſein. — Weiterhin ſcheint es mir ein durchaus beachtenswerter 
Geſichtspunkt, daß man Leuten, die in den letzten Jahren wegen 
ſchwerer Vergehen beſtraft ſind, für abſehbare Zeiten das Wahlrecht 
entzieht. Die wenigen Perſonen, denen das Wahlrecht wegen Ent⸗ 
ziehung der bürgerlichen Ehrenrechte jetzt ſchon genommen wird, 
ſpielen keine Rolle. Es gibt eine große Reihe anderer Verbrechen 
und Vergehen, die im Volksbewußtſein als entehrend empfunden 
werden. Mir iſt es immer als ein unmoraliſcher Gedanke erſchienen, 
daß man jemanden zur Wahl zuläßt, der wegen eines Sittenverbrechens 
mit mildernden Umſtänden zu einem Jahre Gefängnis beſtraft wurde 
und nun noch, ehe er die Strafe antritt, Gelegenheit nimmt, durch 
einen Stimmzettel zum Ausdruck zu bringen, daß ihm die ganze 
Richtung nicht paßt. Vorausſetzung der Wirkſamkeit einer ſolchen 
Beſtimmung würde allerdings ſein, daß die Staatsanwaltſchaft ihre 
Strafliſten den Wahlbehörden zugänglich macht, was heute nicht der 
Fall iſt, ſo daß heute auch die Entziehung des Wahlrechtes wegen 
Ehrverluſtes faſt nur auf dem Papier ſteht. 

Das ſind die Geſichtspunkte, die ich in der Wahlrechtsfrage 
geltend zu machen habe. Ich komme zu dem Ergebniſſe, daß eine 
Ablehnung des allgemeinen, gleichen und unmittelbaren Wahlrechtes 
und ſeine Erſetzung durch andere Gebilde ſachlich eher nachteilig als 
vorteilhaft iſt und nicht geeignet ſein würde, dem dringenden Ver⸗ 
langen, das die Bevölkerung nach dem gleichen Wahlrechte erhebt 
und nach dem Kriege in erhöhtem Umfange erheben wird, Genüge 
zu leiſten. Jeder Wahlrechtskampf hat ſchließlich doch mit der 
Demokratiſierung des Wahlrechtes geendet. Ich bin anderſeits der 
Anſicht, daß die Vorlage der Regierung durch die Einführung der 
Verhältniswahl und durch andere Abänderungen weſentlich verbeſſert 
werden kann. Trotzdem iſt das Ergebnis gewiß nicht ideal. Würde 
ein ſolches Abgeordnetenhaus allein über die Geſchicke des Staates 
zu entſcheiden haben, ſo würde es der Bedeutung der einzelnen Be⸗ 
völkerungsſchichten für den Staat nicht im vollen Maße gerecht, und 
es würde ein ſtarker Reſt von Zweifeln übrig bleiben, ob bei dieſem 
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einen Haufe die Geſchicke des Staates gut aufgehoben wären. Aber 
ſchließlich darf ein Großſtaat überhaupt nicht wie eine Landgemeinde 
von einer einzigen Körperſchaft, deren Mehrheit plötzlich wechſeln 
kann, in ſeinen Schickſalen endgültig abhängig gemacht werden. Viel⸗ 
mehr bedarf es unter allen Umſtänden noch weiterer zur Mitent⸗ 
ſcheidung berufener Stellen. Das Vorhandenſein ſolcher Stellen wird 
von der Bevölkerung viel eher ertragen als die Verkürzung der 
eigenen Wahlrechte. Ein nach allgemeinen und gleichen Wahlen 
gebildetes Abgeordnetenhaus wird aber alsbald ein nicht nur erträg⸗ 
liches, ſondern brauchbares und dem Staatswohl entſprechendes Organ, 
wenn neben dieſer Stelle, die berufen iſt, den allgemeinen Volkswillen 
gleichmäßig und entſprechend der Kopfzahl zum Ausdruck zu bringen, 
andere Stellen vorhanden ſind, die ergänzend, een und mäßigend 
wirken. 

Zu dieſen Stellen gehört vor allen Dingen die Erſte Kammer. 
Ich meine, daß bei der Beurteilung der Reform die Bedeutung nicht 
hinreichend erkannt worden iſt, die einer Reform des Herrenhauſes 
beizumeſſen iſt. Wir bedürfen neben einem Parlament der Be⸗ 
gehrenden eines Parlamentes der Gewährenden. Wir dürfen die 
Bevölkerung nicht nur zuſammenfaſſen in ihrer Eigenſchaft als Nutz⸗ 
nießer am Staate, ſondern auch in ihrer Eigenſchaft als Schaffende 
und Schöpferiſche im Staate, als Träger unſeres Kultur: und Wirt⸗ 
ſchaftslebens. Jedes aus allgemeinen Wahlen zuſammengeſetzte Parla⸗ 
ment wird ſeine Kritik in erſter Linie gegen die Regierung und 
gegen die führenden Organe des Staats⸗ und Wirtſchaftslebens 
richten. Denn ſo verlangt es der Wähler, der wünſcht, daß er für 
den Unmut, den er in den vielen kleinen Kämpfen und Beſchwerden 
des öffentlichen Lebens angeſammelt hat, in ſeinem Abgeordneten 
ein Sprachrohr findet. Solche Kritik gehört zu den Beſtandteilen 
des parlamentariſchen Lebens. Mag man ihre Kleinlichkeit und Ge⸗ 
häſſigkeit manchmal bedauern, ſie iſt im ganzen doch wichtig und 
notwendig. Notwendig weniger um der Dinge willen, die ſie zur 
Sprache bringt, als um derjenigen Dinge willen, die aus Furcht 
vor ſolcher Kritik von vornherein unterbleiben. Aber ebenſo not⸗ 
wendig wie eine Kritik an den oberen Schichten der Bevölkerung iſt 
eine Kritik an der Maſſe, und in einer Zeit, wo jemand, der die 
Redewendung braucht, „er ſchimpft wie ein Fuhrmann“, ſich alsbald 
einen ſcharfen Proteſt der beteiligten Intereſſenvertretung zuzieht, 
wie das vor einigen Jahren geſchehen iſt, wird man nicht mehr in 
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ſolche Kritik ausgiebig und rückhaltlos übt und feiner Stellungnahme 
zu Geſetzesvorlagen öffentlich zugrunde legt. Gelingt es, aus erleſenen 
Kräften der Nation ein Parlament zuſammenzuſtellen, das ebenſo 
unabhängig nach unten iſt, wie es das Volkshaus nach oben iſt, ſo 
iſt damit ein geeignetes Gegengewicht gegen das Volkshaus geſchaffen. 

Ein beſonderer Wert einer Erſten Kammer beſteht auch darin, daß 
den maßgebenden Elementen der Zweiten Kammer ihre Stellung er⸗ 
leichtert wird. Manche Umſtände, die einer Abſtimmung zugrunde 
liegen, laſſen ſich im Volkshaus ſchwer der Offentlichkeit verſtändlich 
machen. Durch das Vorhandenſein einer Erſten Kammer wird es 
den Abgeordneten erleichtert, im Intereſſe des Zuſtandekommens eines 
Geſetzes einer Beſtimmung zuzuſtimmen, die zwar geſund iſt, die aber 
der Allgemeinheit verſtändlich zu machen nicht immer leicht iſt. So 
manche Beſtimmung wird in der Zweiten Kammer nur mit der Be⸗ 
gründung, daß die Zuſtimmung der Erſten Kammer ſonſt nicht zu 
erlangen wäre, eine Mehrheit finden. Das Odium fällt der Erſten 
Kammer zur Laſt, die es ertragen kann. . 

An einem aber muß feſtgehalten werden: ſoll nicht ein unendlich 
zermürbender Kampf zwiſchen den beiden Kammern entſtehen, ſo muß 
dafür geſorgt werden, daß die Erſte Kammer ſich einer gewiſſen 
kühlen Zurückhaltung gegen die Einzelheiten der Geſetzgebung be⸗ 
fleißigt, wie das zurzeit der Fall iſt. Die Erſte Kammer darf 
nicht den Ehrgeiz haben, geſetzliche Kleinarbeit, namentlich auf dem 
Gebiete der Intereſſenpolitik, zu treiben. Sie muß es immer als 
ihre Aufgabe anſehen, anregend, abwägend und nachprüfend zu wirken, 
ohne ſich in endloſe Auseinanderſetzungen und in politiſchem Klein⸗ 
kampf zu verlieren. . 
| Wenn das gegenwärtige Herrenhaus nicht immer feine Aufgabe 
erfüllt hat, ein ebenbürtiges und doch erträgliches Gegengewicht gegen⸗ 
über dem Abgeordnetenhaus zu ſein, ſo liegt das nicht daran, daß 
es nicht gute geſetzgeberiſche Arbeit leiſte. Im Gegenteil, die kri⸗ 
tiſche Sonde, die das Herrenhaus an die Vorlagen der Staats- 
regierung anlegt, iſt infolge des Umſtandes, daß es Sachverſtändige 
auf den meiſten Gebieten hat, häufig ſcharf und wird von den 
Regierungskommiſſaren nicht ſelten mehr gefürchtet als die des Ab⸗ 
geordnetenhauſes. Ich erinnere aus der Gegenwart nur an die faſt 
allgemein anerkannte Verbeſſerung des Wohnungsgeſetzes durch die 
Herrenhauskommiſſion. Es liegt auch nicht daran, daß aus dem 
Herrenhauſe nicht großzügige und treffliche Anregungen herauskämen 
— es darf unter vielen anderen nur an die Reden eines Adickes 
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erinnert werden —, ſondern daran, daß es politifch jo einfeitig 
zuſammengeſetzt iſt, daß es ſich durch einzelne Handlungen und 
Willensäußerungen, namentlich auf dem hochpolitiſchen Gebiete, immer 
wieder weiten Kreiſen der Bevölkerung entfremdet. Hat das Herren⸗ 
haus doch zwei Fraktionen, deren eine, die man kurz, ohne ihr Un⸗ 
recht zu tun, als agrarkonſervativ bezeichnen kann, zwei Drittel der 
Herrenhausmitglieder umſchließt, während die zweite Fraktion, die 
nur ein knappes Drittel umfaßt, nur durch den Umſtand zuſammen⸗ 
gehalten wird, daß keines ihrer Mitglieder ganz ſo agrarkonſervativ 
iſt wie die der anderen Fraktion. Dieſe „neue“ Fraktion birgt in 
ſich Konſervative wie Linksfreiſinnige, Klerikale und Freidenkende, 
Schutzzöllner und Freihändler, ehemalige Miniſter und Oberbürger⸗ 
meiſter, Kaufleute und Latifundienbeſitzer, Gelehrte und Feudale. 
Und alle dieſe Richtungen und Stände bedeuten zuſammen nur eine 
Minderheit, die ſich nur inſoweit zur Geltung bringen kann, als es 
ihr der gute Wille und das Entgegenkommen der Rechten zugeſteht. 
Dabei erkenne ich aber an, daß namentlich in allen formalen Fragen 
der Takt und die Loyalität der Rechten zu groß iſt, um die Linke 
niederzuſtimmen oder zu vergewaltigen. Bei einer ſo einſeitigen 
Zuſammenſetzung wird niemand ſagen dürfen, daß nach heutigen 
Begriffen das Herrenhaus ein Spiegelbild der lebendigen geiſtigen, 
wirtſchaftlichen und kulturellen Kräfte, die unſer Volk leiten, genannt 
werden darf. Darin beſteht der Grund, daß das Herrenhaus nicht 
denjenigen Boden gewinnen kann, den ſich andere Erſte Kammern 
längſt erworben haben. Es darf nur an Baden, Heſſen und auch 
Bayern und Elſaß⸗Lothringen erinnert werden. Daß auch in Frank⸗ 
reich der Senat ſeine Rolle ſpielt, und daß er in den Vereinigten 
Staaten — wenn auch unter ganz anderen Vorausſetzungen gebildet — 
der Zweiten Kammer ſogar überlegen iſt, mag nur als Beweis dafür 
angeführt werden, daß faſt noch kein großes Volk der Welt verſucht 
hat, eines ſolchen regulierenden Faktors zu entraten. 

Wenn ich vorſtehend die Aufgaben der Erſten Kammer kurz 
umriſſen habe, ſo iſt unumwunden zuzugeben, daß es für die Regierung 
heute nicht leicht iſt, eine Erſte Kammer zu bilden, die dieſen An⸗ 
forderungen gerecht wird. Man hat zu lange an dem Beſtehenden 
ſtarr feſtgehalten und ſich damit, wie in ſo vielen Dingen, der 
Möglichkeit einer organiſchen Fortentwicklung beraubt. Man muß 
beinahe aus dem Nichts ſchaffen anſtatt ſich geſchichtlich Gewordenem 
und pflegſam Weiterentwickeltem anpaſſen zu können. Immerhin 
muß gejagt werden, daß die Vorlage der Regierung die Verhältniſſe 
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im ganzen annehmbar zu geſtalten verſucht, wenn auch im einzelnen 
noch manche weitgehende Kritik möglich und notwendig iſt. ö 

Gelungen zu ſein ſcheint mir zunächſt einigermaßen die poli⸗ 
tiſche Kräfteverteilung innerhalb der Erſten Kammer. Wenn 
der Grundbeſitz nach meiner Schätzung in Zukunft in der Erſten 
Kammer mit einem Drittel der Sitze vertreten ſein wird, ſo liegt 
das wenigſtens nicht hinter der äußerſten Grenze desjenigen, was 
ertragen werden kann, wenn auch eine weitere Herabdrückung erwünſcht 
erſcheint. Unrichtig erſcheint mir aber, daß eine Vertretung des 
vierten Standes, alſo der Arbeiterſchaft, völlig fehlt. Wenn zur 
Ergänzung auf die königliche Berufung hingewieſen wird, ſo kann 
das, ſolange dieſe Berufung völlig frei iſt und deshalb auf die Be⸗ 
rufung von Arbeitern völlig verzichtet werden kann, nicht genügen. 
Ich würde es für falſch halten, wenn die Erſte Kammer dadurch, 
daß die Arbeiterſchaft ihr völlig fehlte, von vornherein in einen aus⸗ 
geſprochenen Gegenſatz zu dieſem Stande käme. Es muß dafür ge⸗ 
ſorgt werden, daß auch eine Anzahl hervorragender Vertreter der 
arbeitenden Schichten der Bevölkerung in dieſer Kammer daran ge⸗ 
wöhnt wird, die Dinge von dem anderen Geſichtspunkte aus an⸗ 
zuſehen. Durch die Aufnahme von Arbeitern wird eine Brücke von 
den Anſchauungen der Erſten Kammer zu denen der Zweiten Kammer, 
in der ſie zahlreich vertreten ſein werden, geſchlagen. 

Biel bedenklicher erſcheint mir an der Vorlage der Staats⸗ 
regierung der andere Grundſatz, daß ſie in viel größerem Umfange, 
als dies erforderlich erſcheint, die Zugehörigkeit zur Erſten Kammer 
von Wahlen, zum großen Teil ſogar von Wahlen auf Zeit, ab⸗ 
hängig macht. Jede Wahl bringt politiſche und wirtſchaftliche Ver⸗ 
pflichtungen gegen die Wähler mit ſich. Bei jeder Wahl werden 
die Bewerber nicht nur auf ihre Tüchtigkeit und Entſchloſſenheit, 
ſondern namentlich darauf angeſehen, ob ſie die Anſchauungen haben, 
die ſie zu waſchechten Vertretern ihrer Wählergruppe machen. 
Solche Wahlen köpfen die Individualitäten, und das erſcheint mir 
für die Erſte Kammer, die eigene Köpfe enthalten ſoll, beſonders be⸗ 
denklich zu ſein. Ganz bedenklich aber werden ſolche Wahlen, wenn 
ſie, wie es vielfach vorgeſehen iſt, ganz kleinen Gruppen anvertraut 
werden, ſo daß die Zahl der Wähler noch nicht doppelt ſo groß iſt 
wie die Zahl der Gewählten. Wenn zum Beiſpiel 19 Reichs⸗ 
unmittelbare 10 zu wählen haben, ſo wird es ſchlechterdings darauf 
hinauskommen, daß die liberalen Großgrundbeſitzer völlig aus der 
Erſten Kammer verſchwinden, während ich ihre Zugehörigkeit aus 
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einer ganzen Reihe von Gründen, auch, wie die Verhältniſſe nun 
einmal liegen, wegen des Zuſammenhanges der Krone mit dem 
Parlamente für erwünſcht gehalten habe. Wenn 10 katholiſche 
Biſchöfe 5 in die Erſte Kammer zu entſenden haben, ſo iſt das 
ebenſo bedenklich. Ganz ſchlimm liegt die Sache für die Städte. 
Wir haben jetzt 51 Städtevertreter im Herrenhauſe, künftig ſollen 
73 Städte, nämlich die 51, die jetzt einen Herrenhausſitz haben, und 
die 22 Städte über 50 000 Einwohner, die noch keinen Sitz im 
Herrenhauſe haben, einen Wahlkörper bilden, aus dem 36 Vertreter 
in die Erſte Kammer gewählt werden. Das wird zu nichts anderem 
führen als dazu, daß es eine Partei derjenigen Städte gibt, die in 
der Erſten Kammer ſitzen, und eine derjenigen, die gern hinein 
möchten. Bei jeder Neuwahl wird man ſich zudem den Bewerber 
darauf anſehen, ob er den Anſchauungen der Mehrheit derjenigen, 
die bereits in der Erſten Kammer ſitzen, entſpricht. Heute arbeiten 
die Oberbürgermeiſter zwar trotz ihrer verſchiedenartigen Grund⸗ 
anſchauungen im Herrenhauſe vortrefflich zuſammen, weil ſie eine 
hoffnungsloſe Minderheit ſind; in Zukunft aber werden ſie ſich bei 
Abſtimmungen je nach ihren radikaleren oder gemäßigteren Anſchau⸗ 
ungen viel häufiger trennen. Es beſteht daher die Gefahr, daß die 
Wahlen politiſch werden und zum Beiſpiel die klerikale Minderheit 
unvertreten bleibt. Es iſt auch die Gefahr vorhanden, daß der 
Weſten und Oſten der Monarchie ſich befehden, und daß ein Kampf 
zwiſchen den Städten unter 100 000 Einwohnern, die die Mehrheit 
bilden, und den größeren Städten entſteht. Wenn zum Beiſpiel 
eine Stadt wie Cöln, einen neuen Oberbürgermeiſter wählt, jo wird 
ſie zweifellos ein bis zwei Jahrzehnte warten müſſen, bis ſie den 
Oberbürgermeiſter in die Erſte Kammer hineinbekommt. Denn die 
Städte von 50— 100 000 Einwohnern werden nicht daran denken, 
Cöln zu bevorzugen, und werden einen Bewerber präſentieren, der 
bereits ſeit langer Zeit als Oberbürgermeiſter einer Mittelſtadt auf 
die Berufung in die Erſte Kammer wartet. Nun iſt gewiß nicht 
geſagt, daß ſich der Oberbürgermeiſter von Cöln in allen Fällen 
beſſer zum Vertreter in der Erſten Kammer eignet als der von 
Königshütte oder von Oberhauſen oder von Harburg. Aber man 
wird doch ſagen dürfen, daß dieſe im Weſten führende Stadt mit 
ihren vielſeitigen Intereſſen nicht unvertreten ſein darf, und daß 
die Warte, auf der der Oberbürgermeiſter von Cöln geſtellt iſt, eine 
ſo hohe iſt, daß er alsbald berufen iſt, in der Erſten Kammer mit⸗ 
zuwirken. Der Umſtand, daß die Bürgerſchaft von Cöln einen 
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ſolchen Mann zum Leiter ihrer Stadtverwaltung berufen hat, ſollte 
zu ſeiner Qualifikation genügen, und es nicht noch einmal einer 
Wahl mit ihren Zufälligkeiten und Eiferſüchteleien bedürfen. Wir 
Oberbürgermeiſter alle aber, die wir künftig in der Erſten Kammer 
ſitzen werden, werden uns nicht mehr in demſelben Sinne wie bisher 
als die Vertreter unſerer eigenen Stadt, ſondern als die Vertreter 
der Anſchauungen der 73 Berufsgenoſſen anſehen müſſen, die uns 
ihrerſeits das Vertrauen geſchenkt haben, uns in die Erſte Kammer 
zu entſenden. Würde man die Sache vom Standpunkt der Ober⸗ 
bürgermeiſter aus anſehen, ſo müßte man der Neuregelung deswegen 
zuſtimmen, weil ein Oberbürgermeiſter, der ſich einmal einen Sitz 
in der Erſten Kammer errungen hat, für die eigene Stadt ein be⸗ 
ſonders ſchätzbares Oberhaupt iſt, das zu verlieren ihr ſchmerzlich 
ſein würde. Aber gerade deswegen ſcheinen ſich hier die Intereſſen 
der Städte und der Oberbürgermeiſter zu ſcheiden und die Intereſſen 
der Städte den Vorzug zu verdienen. Noch ſchlimmer ſteht es mit 
den 72 Vertretern der Selbſtverwaltung, die aus Wahlen des Pros 
vinziallandtages hervorgehen ſollen. Das bedeutet eine Politiſierung 
des Provinziallandtages und der Kreiſe und Städte, die Vertreter 
in den Provinziallandtag wählen. Wenn heute ein Kreistag den 
Bürgermeiſter der Kreisſtadt und zwei Angehörige des Kreiſes in 
den Provinziallandtag entſendet, ſo denkt er doch nicht daran, ob 
und in welcher Weiſe er durch ſolche Wahlen die ſtädtiſche oder 
ländliche Wahlkurie ſtärken und beeinfluſſen wird. Handelt es ſich 
aber künftig darum, daß irgendein mißliebiges Mitglied der Erſten 
Kammer, das in der ſtädtiſchen oder ländlichen Wahlkurie gewählt 
war, nach der überwiegenden Meinung der Kreisangehörigen unter 
keinen Umſtänden wieder in die Erſte Kammer gewählt werden ſoll, 
ſo beſteht die drohende Gefahr, daß ein ſonſt tüchtiger Mann nicht 
wieder in den Provinziallandtag hineingeſchickt wird, weil er als 
Wahlmann zur Erſten Kammer nicht das Vertrauen der Mehrheit 
des Kreistages hat. Auch werden die kleineren Städte, die ganz 
gewiß nicht ohne jede Vertretung im Herrenhauſe ſein ſollen, keine 
Sicherheit haben, daß die Provinziallandtage ſie bei den Wahlen 
irgendwie berückſichtigen. Das gilt namentlich für den Weſten. Auf 
alle Fälle aber bleiben die Wahlen der Provinziallandtage reine 
Zufallsergebniſſe, und ſolche ſind nicht dazu angetan, den richtigen 
Mann in die Erſte Kammer zu ſchicken und das Vertrauen in die 
richtige Zuſammenſetzung des Herrenhauſes zu ſtärken. — Nun gebe 
ich zu, daß Wahlen zum Herrenhaus nicht in allen Fällen zu ver⸗ 
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meiden ſein werden. Ich bin aber der Anſicht, daß ſie in der Vor⸗ 
lage auch auf Fälle ausgedehnt ſind, in denen ſie unnötig ſind, und 
daß ſie eingeſchränkt werden könnten. 

Zunächſt wird man in vielen Fällen, wie bisher, die Zugehörig⸗ 
keit zur Erſten Kammer mit dem Amt, der Stellung oder dem 
Stande verknüpfen können, dem der Betreffende angehört. Hierher 
gehört die Vertretung der großen Städte. Die 36 größten Städte 
Preußens auszuſondern, ſollte nicht ſchwer ſein, und wenn eingewandt 
wird, daß ihre Bedeutung ſich ändert, ſo wird doch kein Geſetz für 
Jahrhunderte gemacht. Es beſteht durchaus die Möglichkeit, nach 
zwei oder drei Jahrzehnten eine Nachprüfung der Beſtimmungen 
vorzunehmen. Daneben würden 36 Vertreter der übrigen Städte 
allerdings zu wählen ſein, aber nicht durch die Provinziallandtage, 
ſondern in der Weiſe, daß man die Städte der verſchiedenen Pro⸗ 
vinzen zu einem Wahlkörper ad hoc vereinigt, was bei der Selten⸗ 
heit ſolcher Ergänzungswahlen keine beſonderen Umſtände macht. 
Übergangsweiſe würde ſich empfehlen, die 15 Oberbürgermeiſter, die 
ſonſt jetzt ausſcheiden müßten, ſolange den einzelnen Provinzen noch 
anzurechnen, als ſie ihr Amt beibehalten, ſo daß zunächſt ſtatt 36 nur 
21 zu wählen ſein würden. Ebenſo würde ich zum Beiſpiel für 
die Biſchöfe und Standesherren es für richtig halten, daß beſtimmten 
Biſchofsſitzen und Familien die Zugehörigkeit eingeräumt und anderen 
ſie genommen würde. Es handelt ſich letzten Endes doch nicht um 
Rechte einzelner, ſondern um das Staatswohl. Auch für die Ver⸗ 
tretung der größten Kaufmannsunternehmungen ließe ſich der Grund⸗ 
ſatz aufſtellen, daß die Leiter der allergrößten preußiſchen Unter⸗ 
nehmungen das Recht auf Zugehörigkeit zur Erſten Kammer hätten. 
Dafür, wie die Größe des Unternehmens feſtzuſtellen wäre, ließe ſich 
ein Maßſtab (wie Arbeiterzahl, Einkommenſteuer) leicht finden. Wo 
mehrere Leiter vorhanden ſind, könnte es dem Unternehmen ſelbſt 
überlaſſen bleiben, den Vertrauensmann zu beſtimmen. Bei ſeinem 
Tode wäre erneut feſtzuſtellen, ob ſein Unternehmen einem anderen 
inzwiſchen gewachſenen den Platz räumen muß. Wenn auf dieſe 
Weiſe ein einzelnes Unternehmen ausnahmsweiſe einen nicht ganz 
ſo tüchtigen Mann in die Erſte Kammer entſenden würde, ſo iſt es 
ſchließlich nicht einmal erwünſcht, daß jedes Mitglied der Erſten 
Kammer eine führende Rolle einzunehmen wünſcht. — Für beſonders 
wertvoll würde ich es halten, wenn der Grundſatz aufgeſtellt würde, 
daß jeder preußiſche Miniſter, der eine beſtimmte Zeitlang ſein Amt 
innegehabt hat, der Erſten Kammer angehört. Dadurch würde ver⸗ 
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mieden, daß ſo manche wertvollen Kräfte, die in parlamentariſch 
regierten Ländern auch nach der Beendigung ihrer Miniſterſchaft an⸗ 
regend und fördernd auf das politiſche Leben der Nation einwirken, 
bei uns in das Meer der Vergeſſenheit verſinken. Ebenſo würde ich 
es für durchaus erwägenswert halten, daß man, anſtatt die Handels⸗ 
kammern und Landwirtſchaftskammern wählen zu laſſen, den Präſi⸗ 
denten dieſer Kammern einen Sitz in der Erſten Kammer einräumt. 

Weitere Grundſätze, durch die die Wahlen vermieden werden 
könnten, ſind, daß aus der in Frage kommenden Gruppe die 
Alteſten der Erſten Kammer angehören, oder daß zwiſchen den 
verſchiedenen zur Repräſentation Berufenen alterniert wird. Auch 
dieſe Grundſätze könnte man bei den Biſchöfen, den Adelsfamilien 
und anderen mehr zur Vermeidung zu vieler Wahlen anwenden. 
Die Vorlage aber geht ganz an dieſen Löſungen vorüber. 

Ferner wäre es möglich, in allen denjenigen Fällen, wo man 
beſtimmte Berufsgruppen vertreten ſein laſſen will, einen Wahlmodus 
aber ſchwer finden kann, dem Könige das Recht der Berufung 
nach beſtimmten Merkmalen zu geben, wie das die Vorlage 
während einer hoffentlich recht lang bemeſſenen Übergangszeit für 
die Berufung der größten Handelsherren vorſieht. Auf dieſe Weiſe 
ließe ſich eine geſicherte und befriedigende Vertretung nicht nur von 
Kaufleuten, ſondern auch von Künſtlern, Gelehrten, Arzten, Schrift⸗ 
ſtellern und Schriftleitern ſchaffen. Die Krone hat ein viel zu großes 
Intereſſe an einer maßvollen und verſöhnlichen Zuſammenſetzung der 
Erſten Kammer, als das man eine einſeitige Ausübung dieſes Rechtes 
befürchten müßte. 

Daneben bleibt dann allerdings für diejenigen Fälle, in denen 
aus einer größeren Anzahl Wahlberechtigter Abgeordnete in die 
Erſte Kammer zu entſenden ſind, die Wahl unentbehrlich. Aber 
in ſolchen Fällen ſollte man den geſetzlich berufenen Vertretern der 
Berufsgruppen die Wahl einräumen, anſtatt, wie das die Vorlage 
bei den ſogenannten großen Vertretern des Handels und der Induſtrie 
tut, Intereſſenverbänden, die zu bezeichnen Königlicher Verordnung 
vorbehalten bleibt, das Wahlrecht einzuräumen. Eine ſolche Kon⸗ 
ſtruktion erſcheint mir ſchon aus rechtlichen Gründen ſehr bedenklich. 
Ferner aber werden ſolche Vertretungen, ganz abgeſehen davon, daß 
ſie ſich nicht nur über Preußen, ſondern über das ganze Reich er⸗ 
ſtrecken, viel mehr als die Handelskammern mit ihren ausgleichenden 
Tendenzen geneigt ſein, ſtramme Vertreter ihrer beſonderen Intereſſen 
zu entſenden. | 
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Eine Ergänzung der Zuſammenſetzung der Erſten Kammer aus 
Wahlen möchte ich aber noch in ganz anderer Beziehung vorſchlagen. 
In Frankreich ſcheint der Zuſtand, daß Parlamentarier, die des manch⸗ 
mal gehäſſigen und aufreibenden Streites in der Zweiten Kammer 
müde ſind und ſich den Zufälligkeiten eines Wahlkampfes nicht mehr 
unterwerfen wollen, in den Senat übertreten, von außerordentlich 
günſtiger Wirkung zu ſein. Die Erſte Kammer gewinnt dadurch an 
parlamentariſcher Erfahrung, und die Anſchauungen zwiſchen beiden 
Kammern werden ausgeglichen. Ich würde empfehlen, daß man am 
Schluſſe jeder Wahlperiode eine gewiſſe Anzahl von Parlamentariern 
durch Wahlen der Zweiten Kammer, die nach dem Grundſatze der 
Verhältniswahl ſtattzufinden hätten, aus der Zweiten in die Erſte 
Kammer hineinwählte. Das würde beiden Kammern nützlich ſein. 

Wir haben die Fragen, wie eine politiſch einſeitige Zuſammen⸗ 
ſetzung der Erſten Kammer zu vermeiden ſei und wie Wahlen nach 
Möglichkeit beſchränkt werden müßten, erörtert. Als letzten Geſichts⸗ 
punkt über die Zuſammenſetzung der Erſten Kammer behandle ich 
die Frage, ob man die Erſte Kammer zu einer Berufskammer 
machen ſoll. Ich warne davor, in dieſer Hinſicht zu weit zu gehen. 
Wenn man die Frage ſo ſtellt, ob die Erſte Kammer eine Berufs⸗ 
kammer oder ein Staatsrat ſein ſoll, ſo ſcheint mir das zweite den 
Vorzug zu verdienen. Selbſtverſtändlich müſſen die großen Stände 
und Bevölkerungsſchichten in der Erſten Kammer vertreten ſein. Aber 
ſie dürfen nicht überwiegen, und es müſſen mindeſtens in dem gleichen 
Umfange unabhängige und unparteiiſche Vertreter der Allgemeinheit, 
Männer von Erfahrung und Bildung, der Erſten Kammer angehören. 
Die Zugehörigkeit zu einem beſtimmten Berufe ſoll dann jemand in 
die Erſte Kammer bringen, wenn der Betreffende ſich durch eine ge⸗ 
ſchickte und erfolgreiche Ausübung ſeines Berufes Erfahrung und 
Augenmaß erworben hat, nicht aber deswegen, damit er nunmehr 
dieſen Beruf in der Erſten Kammer vertritt. Eine Erſte Kammer, 
die eine Berufskammer wäre, würde in ewigen Konflikten mit der 
Zweiten Kammer ſtehen, weil ſie ſich mindeſtens in demſelben Um⸗ 
fange wie dieſe um den Kleinkram der Geſetzgebung kümmern würde. 
Man kann einem von der Neigung zur Intereſſenvertretung an⸗ 
gekränkelten Hauſe nicht ein zweites gegenüberſtellen, das ganz auf 
der Intereſſenvertretung beruht. Es würde geradezu ein verſchlech⸗ 
ſerter Ableger der Zweiten Kammer fein. Mit der Autorität der 
Erſten Kammer wäre es vorbei, wenn darin Leute ſäßen, die ſich 
bei jeder Frage auf den Standpunkt der Berufsgenoſſen, die ſie ge⸗ 
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wählt haben, einftellen müßten, und die zu einer Frage, wie etwa 
dem Siebenuhr⸗Ladenſchluß oder der Beſteuerung der Konſumvereine 
deswegen unbedingt ihre Stimme erheben würden, weil ihre Berufs⸗ 
genoſſen anderen Tages in der Zeitung zu leſen wünſchen, daß ihr 
Vertreter mannhaft ihre Intereſſen wahrgenommen hat. Man mache 
aus der Erſten Kammer eine Kammer erfahrener und über Sonder⸗ 
intereſſen erhabener Männer, aber nicht eine Berufskammer. 

Nun noch einige Worte über den numerus clausus. Dem 
Könige ſoll durch die neue Vorlage das Recht, Herrenhausmitglieder 
zu ernennen, beſchränkt werden auf die Zahl von 150. Man will 
vermeiden, daß der König durch ein radikales Abgeordnetenhaus und 
parlamentariſch regierende Miniſter zu einem Pairſchub gedrängt 
wird. Die Frage, wie es bei Konflikten zwiſchen den beiden Kammern 
zu halten ſei, iſt in allen Parlamenten der Welt nicht voll gelöſt. 
In England hat ſie bekanntlich dahin geführt, daß man das Veto 
der Erſten Kammer in ein ſuͤſpenſives verwandelt hat. Bei uns hat 
man ſich ſehr einfach geholfen, indem man die Frage überhaupt nicht 
gelöſt hat. Man hat die Erſte Kammer der Zweiten gegenüber nicht 
ſchwächen wollen und hat ſie nun ſogar ſtärker gemacht als dieſe. 
Denn die Zweite Kammer kann durch den König aufgelöſt werden, 
während die Erſte Kammer nach den noch geltenden Rechtsbeſtim⸗ 
mungen — die übrigens nicht ganz klar ſind — zwar auflösbar zu 
ſein ſcheint, aber deswegen, weil die meiſten Mitglieder nicht von 
Zeitwahlen abhängen, infolge einer Auflöſung ſich tatſächlich nicht 
ſehr verändern würde. Der Pairſchub iſt das höchſte Schieds⸗ 
richteramt, das der König hat, und ich meine, daß derjenige, 
der das Vertrauen hat, daß wir nicht blindlings in die parla⸗ 
mentariſchen Verhältniſſe des Weſtens hineinſegeln werden, keine 
Veranlaſſung hat, dem Könige dieſes Recht zu nehmen. Es iſt 
undenkbar, eine Reform, die König und Volkshaus Jahrzehnte hin⸗ 
durch für unumgänglich halten, an dem Widerſtande einer Erſten 
Kammer, über deren Wirken und Tätigkeit wir noch kein Urteil haben, 
dauernd ſcheitern zu laſſen. Solche Regelung fordert zum Staats⸗ 
ſtreich heraus. Ich wäre durchaus damit einverſtanden geweſen, wenn 
man das Recht des Pairſchubs etwa in der Form beſchränkt hätte, 
daß er nur dann zuläſſig iſt, wenn eine Dreiviertelmehrheit der 
Zweiten Kammer eine Vorlage angenommen hat, die das Herrenhaus 
abgelehnt hat, oder wenn durch drei Wahlperioden hindurch die 
Zweite Kammer an einer von der Erſten Kammer verworfenen Vor⸗ 
lage feſthält. Aber irgendwie, ſcheint mir, muß aus rein rechtlichen 
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Gründen eine Stelle vorhanden fein, die einen Konflikt befeitigt, der 
das ganze Volk durchtobt. — Vielleicht ließe ſich auch das Recht des 
Pairſchubs entbehren, wenn man beſtimmen würde, daß eine Vorlage 
Geſetz wird, die die Zweite Kammer durch drei Wahlperioden hin⸗ 
durch mit Dreiviertelmehrheit annimmt. Der Zeitaufſchub und die 
gehäufte Mehrheit ſichern, daß ſich übereilte Augenblicksſtrömungen 
nicht durchſetzen. Auch wird alsdann in den meiſten Fällen die 
Zweite Kammer ſchon verſuchen, den Zeitaufſchub und die Unſicher⸗ 
heit künftiger Wahlen zu vermeiden, und alsbald eine Verſtändigung 
mit der Erſten Kammer ſuchen. Die Erſte Kammer ihrerſeits aber 
wird zu einer ſolchen Verſtändigung bereit ſein, weil ſie nicht, wie 
nach der Vorlage der Regierung, für alle Zeiten die Sicherheit hat, 
ſouverän ihren Willen durchſetzen zu können. — Ob, wie es neuer⸗ 
dings empfohlen worden iſt, das Durchzählen durch beide Kammern 
ein ausreichendes Mittel iſt, um zu einem endgültigen Ergebnis zu 
gelangen, ſcheint mir zweifelhaft. Immerhin mag es neben den 
anderen vorgeſchlagenen Maßnahmen als Verſuch, alsbald zu einer 
Einigung zu gelangen, dem Geſetze eingegliedert werden können. 

Von beſonderer Wichtigkeit für eine Verſtändigung zwiſchen den 
beiden Kammern ſcheint mir der Gedanke der Verſtändigungs⸗ 
ausſchüſſe zu ſein. Allerdings beſchränkt er ſich in der Regierungs⸗ 
vorlage auf einen Fall, in dem er kaum irgendeine Bedeutung hat, 
indem die Erſte Kammer das Recht haben ſoll, in Verhandlungen 
mit der Zweiten Kammer über die Wiederherſtellung einer Etats⸗ 
poſition einzutreten, die die Zweite Kammer der Regierung abgelehnt 
hat. Das Vertrauen, daß es den freiwilligen Regierungskommiſſaren 
der Erſten Kammer eher gelingen möge als den Regierungsvertretern, 
in einem ſolchen Verſtändigungsausſchuſſe die Regierungsvorlage 
wiederherzuſtellen, mag recht ehrenvoll ſein. Ich glaube aber nicht, 
daß es begründet iſt, namentlich da die Mitglieder der Erſten Kammer 
gerade bei der Etatsberatung keine anderen Rechte gegenüber der 
Zweiten Kammer erhalten ſollen, als den Etat im ganzen abzulehnen. 
Das iſt ein Drohmittel, durch das die Mitglieder der Zweiten Kammer 
im Verſtändigungsausſchuſſe ſchwerlich zur Nachgiebigkeit veranlaßt 
werden können. Aber ſolche Verſtändigungsausſchüſſe wären erwünſcht 
in allen Fällen, wo die beiden Kammern ſich dauernd über ein Geſetz 
nicht einigen können, wo es ein zweites oder drittes oder viertes 
Mal von der einen Kammer zu der anderen hin⸗ und hergeſchoben 
wird. Hat heute das Abgeordnetenhaus in einem Geſetzentwurf eine 
Beſtimmung abgelehnt, und wünſcht das Herrenhaus ſie wieder⸗ 
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hergeſtellt zu ſehen, ſo treten zur Verteidigung des Abgeordneten⸗ 
hauſes immer nur die Regierungskommiſſare auf, die ihre eigene 
Vaterſchaft verleugnen müſſen, um im Intereſſe des lieben Friedens 
und des Zuſtandekommens des Geſetzes dem Herrenhaus gut zuzureden, 
gegen die Faſſung des Abgeordnetenhauſes keine Schwierigkeiten zu 
machen. Viel richtiger würde es ſein, wenn in allen Fällen, in denen 
man über Beſtimmungen einer Geſetzesvorlage im Plenum beider 
Häuſer zu verſchiedenen Abſtimmungen gelangt iſt, ein gemeinſamer 
Ausſchuß beider Häuſer zur Verſtändigung zuſammenträte. Dadurch 
würden oft Jahre der Beratung geſpart werden und die Geſetze zwar 
nicht ihres Kompromißcharakters ganz entkleidet werden, aber immer⸗ 
hin weniger von Zufallsergebniſſen abhängig ſein als bisher. 

Im ganzen hoffe ich, daß es gelingen wird, die Erſte Kammer 
ſo zuſammenzuſetzen, daß ſie ein wertvoller und gleichberechtigter, 
wenn auch zurückhaltender Faktor der Geſetzgebung wird. Nur würde 
ich das Herrenhaus nicht mehr als Herrenhaus, ſondern als Erſte 
Kammer bezeichnet zu ſehen wünſchen. In der Abſchaffung ſolcher 
nicht mehr ganz zeitgemäßen Bezeichnungen ſollte man der allgemeinen 
Meinung entgegenkommen, um in der Sache da, wo es nottut, um 
ſo eher feſt zu ſein. 

Als dritter Faktor iſt die Krone zu nennen. Es bedarf keiner 
weiteren Ausführung, denn es beruht auf der Verfaſſung, wenn ich 
der Erwartung Ausdruck gebe, daß die Krone ein gewichtiger Faktor 
innerhalb des Staatslebens bleiben wird. Die Stellung der Krone 
tſt aber nicht abhängig von dem Wahlrechte, das für das Abgeordneten⸗ 
haus gilt. Englands Könige ſind nicht von den Volksmaſſen, ſondern 
von dem Parlament eines reich gewordenen Großbürgertums geſtürzt, 
und Napoleon I. und faſt noch mehr Napoleon III. haben ihre faſt 
unumſchränkte Herrſchaft ſtets auf ein durch breite Maſſen gewähltes 
Parlament zu ſtützen gewußt. Niemals iſt die Krone in Deutſchland 
ſo mächtig geweſen, wie unter Bismarck gegenüber dem Reichstage mit 
ſeinem allgemeinen gleichen und unmittelbaren Wahlrecht und niemals 
ſo ſchwach wie vor Bismarck gegenüber dem Dreiklaſſenparlament 
in Preußen. Wenn die Krone ihr Anſehen richtig zur Geltung zu 
bringen weiß, wird ſie immer das Heer und das geſamte Beamten⸗ 
tum bis zum letzten Militäranwärter hinter ſich haben. In letzter 
Linie aber bemißt ſich die Macht der Krone nach den Wurzeln, die 
ſie in der Bevölkerung hat. Sie iſt ſo ſtark, wie ihr Träger und 
ſeine Berater es als Perſönlichkeiten ſind. Daraus ergibt ſich und 
hat ſich in allen Perioden preußiſcher Geſchichte ergeben, daß die 
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Macht der Krone, ſchon längſt bevor es Parlamente gab, verſchieden 
ſtark war. 

Die Frage, wie die drei Faktoren, Krone, Herrenhaus und Ab⸗ 
geordnetenhaus, untereinander die Macht verteilen werden, läßt 
ſich im voraus nicht löſen. Darüber wird ſich nach dem Kriege eine 
Auseinanderſetzung und hoffentlich ein Ausgleich zwiſchen dieſen drei 
Stellen herbeiführen laſſen. Der Buchſtabe des Geſetzes iſt tot und 
gewinnt erſt Leben durch die Handhabung. Auch Bismarck hat, als 
er die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes und des Reiches ergehen 
ließ, nach eigenem Geſtändnis die Tragweite der Beſtimmungen nicht 
überſehen können und in den Kreiſen zünftiger Verfaſſungslehrer 
Kopfſchütteln über die Neubildung erregt. Erſt die Perſönlichkeiten 
werden der Neuregelung die Färbung oder den Inhalt geben. Daß 
wir heute im Reiche unter Zuſtänden leben, die ſo ziemlich alle 
Schattenſeiten des Parlamentarismus aber faſt keine einzige ſeiner 
Lichtſeiten mit ſich gebracht haben, iſt unverkennbar. Möge es nach 
dem Kriege ohne ſklaviſche Anpaſſung an weltliche Verhältniſſe ge- 
lingen, im Reiche und in Preußen eigene Formen des verfaſſungs⸗ 
mäßigen Zuſammenlebens zu finden. 

Nun noch ein Wort über das Verhältnis dieſer Verfaſſungs⸗ 
reform zu dem Gemeindeweſen. Ich habe in der Gemeinde⸗ 
verwaltung unter den verſchiedenſten Wahlrechten, auch dem gleichen 
Wahlrecht, gearbeitet und bin der Meinung, daß ſich die meiſten 
kommunalen Fragen, wenn auch nicht alle, mit jeder Stadtvertretung 
löſen laſſen. Papierene Gedankengänge ſetzen ſich in der Stadt⸗ 
verwaltung, wo es ſich faſt immer um Dinge handelt, die jeder 
einzelne mit geſundem Menſchenverſtand überſehen kann, viel ſchwerer 
durch, als in den unüberſichtlichen Verhältniſſen eines Großſtaates. 
Das geltende Gemeindewahlrecht hat den Vorzug vor dem ſtaat⸗ 
lichen Wahlrecht, daß eine Unterdrückung irgendeiner Schicht der 
Bevölkerung nicht ſtattfindet, weil die Wahlen unmittelbare ſind 
und infolgedeſſen jede der drei Schichten ihre Vertreter in die 
Stadtverordnetenverſammlung entſendet. Trotzdem bin ich der 
Meinung, daß ſich das Gemeindewahlrecht nicht aufrecht erhalten 
läßt, weil es ſich allein auf dem Steuerzenſus aufbaut. Wenn 
man es aber abſchafft, ſo wird man genau wie im Staate dahin 
wirken müſſen, daß ſich der Einfluß der Maſſen und der der führenden 
Bevölkerungsſchichten die Wage halten. Ob das in der Form ge⸗ 
ſchieht, daß man neben der Stadtverordnetenverſammlung eine be⸗ 
ſondere Vertretung beruft, mag zweifelhaft ſein. Der Magiſtrat, 
der aus den Wahlen der Stadtverordnetenverſammlung hervorgeht, 
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iſt jedenfalls als eine ſolche Vertretung nicht anzuſehen. Vermutlich 
wird es ſich empfehlen, in einer Weiſe, über die ich mich heute nicht 
näher auszulaſſen habe, diejenigen Schichten, die in Preußen zum 
Abgeordnetenhauſe wählen und diejenigen, die zur Erſten Kammer 
berufen werden, zu gemeinſamer Arbeit in der Stadtverordneten⸗ 
verſammlung zu verſchmelzen. 

Eine Betrachtung der verfaſſungsmäßigen Zuſtände Preußens 
kann an dem Verhältnis Preußens zum Reiche nicht vorüber⸗ 
gehen. Daß nach dieſer Richtung durch die Neuregelung eine Ver⸗ 
ſchlechterung eintreten könnte, wird niemand behaupten können. Man 
mag ein Feind oder Freund der gegenwärtigen parlamentariſchen 
Verhältniſſe Preußens ſein, jedenfalls liegt auf der Hand, daß ſie 
das Zuſammenarbeiten mit dem Reiche erſchweren. Wenn der An⸗ 
ſpruch erhoben wird und auch erhoben werden muß, daß der preußiſche 
Miniſterpräſident in Perſonalunion mit dem deutſchen Reichskanzler 
leben ſoll, ſo ſteht er bei dem Dualismus der beiden Parlamente 
vor einer Aufgabe, die von vornherein faſt unlöslich erſcheint, und 
er muß ſich immer fragen, ob er ſein Schifflein nicht entweder zu 
nahe zur Skylla des Reichstages oder zur Charybdis des preußiſchen 
Landtages heranſteuert. Dieſer Zuſtand beſſert ſich durch die An⸗ 
gleichung des Landtages an den Reichstag. Daß aber der Reichs⸗ 
tag als ſolcher durch die Veränderung des preußiſchen Wahlrechtes 
radikaler werden würde, wird niemand behaupten. Im Gegenteil 
iſt zu erwarten, daß dem Verhältnis der Krone zum Reichstage 
durch die Veränderung in Preußen ein Stachel genommen werden 
wird. Iſt aber die Entwicklung in Deutſchland wirklich ſo radikal, 
wie viele behaupten, ſo hilft uns die Zuſammenſetzung des preußiſchen 
Abgeordnetenhauſes nicht, weil der Reichstag doch alles kurz und 
klein ſchlagen würde, und zwar um ſo mehr und um ſo erbitterter, 
je weniger das preußiſche Wahlrecht reformiert iſt. An einem Fort⸗ 
ſchreiten radikaler Geſinnung in Deutſchland wird man aber für die 
nächſte Zeit überhaupt zweifeln können, da die ruſſiſche Revolution 
ſich in ſolche Wirrnis verſtricken wird, daß ſie ihre Anziehungskraft 
verlieren und auf die Dauer abſchreckend wirken wird, wie wir denn 
auch bei der viel milderen franzöſiſchen Revolution dieſelbe Erfahrung 
gemacht haben. Jedenfalls ſcheint mir in den Beziehungen Preußens 
zum Reiche die Vorlage zu einer Verſöhnung der Gegenſätze zu führen. 
Mag man aber ſonſt zu der Geſetzesvorlage ſtehen, wie man 
will, der ausſchlaggebende Grund für ihre Einführung ſcheint mir 
der zu ſein, daß der König ſich mitten in dieſem großen Welt⸗ 
kriege für dieſe Vorlage eingeſetzt hat. Ihre Zurückziehung 
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oder ihr Nichtzuſtandekommen müßte zu ebenſo ſchweren Erſchütte⸗ 
rungen führen, wie ſie Preußen in den Jahrzehnten nach dem Frei⸗ 

heitskriege durchgemacht hat, Erſchütterungen, wie ſie ſchon im Hin⸗ 
blick auf Deutſchlands Machtſtellung in der Welt niemand dem 
Preußiſchen Staate zumuten kann. Ich denke dabei gar nicht ſo 
ſehr an die Zeit während des Krieges. Wenn auch die Opferwillig⸗ 
keit weiter Kreiſe der Bevölkerung nun einmal von der Löſung dieſer 
Frage abhängig ſein mag, ſo kann ich mir doch immerhin die Möglich⸗ 
keit denken, daß der Krieg ohne die Löſung dieſer Frage zu Ende 
geführt werden kann. Aber was iſt damit gewonnen, wenn es uns 
gelingt, die Reform bis über das Ende des Krieges hinaus zu ver⸗ 
zögern? Ich bin keine ängſtliche Natur, aber wenn ich mir ſagen 
ſoll, daß die ungeheueren wirtſchaftlichen, finanziellen, kulturellen und 
ſozialen Aufgaben, die wir nach dem Kriege zum Wiederaufbau 
Deutſchlands zu leiſten haben, von den führenden Schichten geleiſtet 
werden ſollen ohne bereitwillige Mitwirkung und unter der heftigſten 
Kritik der Mehrheit des Volkes, ſo ſcheint mir das eine Aufgabe 
zu ſein, bei der der führenden Minderheit zuzugehören als ein freud⸗ 
loſes Geſchäft erſcheint. — Wie ſoll ſich die Sache eigentlich weiter⸗ 
entwickeln, wenn das gleiche Wahlrecht jetzt nicht zuſtande kommt? 
Entweder kommt in ſtarker Abweichung von der Vorlage der Krone 
ein Kompromiß zuſtande mit einer Mehrheit des Abgeordnetenhauſes. 
Dann werden einige Sozialdemokraten weniger in der Zweiten Kammer 
ſitzen, die aber um ſo lauter an das Verſprechen der Krone erinnern. 
Oder die Vorlage ſcheitert überhaupt. Dann wird ihre Wieder⸗ 
einbringung mit ſteigender Heftigkeit immer wieder gefordert. Was 
ſoll die Krone in beiden Fällen tun? Sie kann entweder erklären, 
daß ſie die Vorlage auf Einführung des gleichen Wahlrechtes nicht 
wieder aufnimmt. Dann wird ſich die ganze Verbitterung und die 
ganze Wut der Maſſe gegen die Krone richten, ſie wird belaſtet mit 
dem Odium, keine Wahlrechtsvorlage zuſtande bringen zu wollen und 
wird ſich dauernd in den ſchärfſten Gegenſatz zu allen reformfreund⸗ 
lichen Kreiſen der Bevölkerung ſetzen. Oder die Krone bleibt feſt 
und wiederholt andauernd ihre Vorlage. Dann ergibt ſich für Preußen 
die merkwürdige Konſtellation, daß die Regierung dauernd gemeinſam 
mit den radikalen Kreiſen der Bevölkerung in Widerſpruch ſteht zu 
den oberen Schichten der Bevölkerung, eine Konſtellation, die mir 
auf die Dauer geradezu unhaltbar erſcheint. Man kann ſich den 
Konſequenzen dieſer Betrachtungsweiſe nicht dadurch entziehen, daß 
man behauptet, die Krone habe ſich dieſes Verſprechen abringen 
laſſen. Zunächſt ſcheint mir das zweifelhaft. Denn das Verſprechen 
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liegt in der Richtung derjenigen Willenskundgebungen, die die Krone 
ſeit Beginn des Krieges von ſich gegeben hat, und wenn die Vor⸗ 
lage im Laufe des Krieges beſtimmter und mit früherem Termin 
angekündigt worden iſt, als das zunächſt beabſichtigt war, ſo kann man 
in der langen Dauer des Krieges recht wohl den Grund dafür er⸗ 
blicken. Aber ganz davon abgeſehen, ſcheint es mir gerade für die⸗ 
jenigen, die eine ſtarke Monarchie wollen, nicht erträglich, die Schwäche 
der Krone als Grund anzuführen. Denn die Krone wird nicht da⸗ 
durch geſtärkt, daß man fie jetzt wieder auf die andere Seite herüber⸗ 
zuziehen verſucht. 

Mir ſcheint es kein ſtaatserhaltendes, ſondern ſtaatsverwirrendes 
Prinzip zu ſein, eine unhaltbare Baſtion zu verteidigen. Man ſchwächt 
dadurch die Verteidiger und ermutigt die Angreifer. Man ſtempelt 
zu einem Siege des Angreifers, was ein Gebot der Strategie war. 
Fürchtet man einen alles überflutenden Radikalismus, ſo läßt ſich 
auf einer neuen und breiteren Kampfſtellung beſſer kämpfen als auf 
dieſer verlorenen. Vorausſetzung iſt aber, daß man ſich rechtzeitig 
und nicht fluchtartig in dieſe Kampfſtellung zurückzieht. Schmoller 
hat einſt mit Recht geſagt, daß es die größte Weisheit des Reform⸗ 
politikers iſt, nicht zu ſpät zu kommen. 

Eins aber ſcheint mir ſicher zu ſein, Preußen iſt durch die Ein⸗ 
führung des neuen Wahlrechtes ebenſowenig verloren, wie es an den 
Steinſchen Reformen, an der Einführung der Verfaſſung und an 
der Gründung und dem Ausbau des Reiches durch Bismarck zugrunde 
gegangen iſt. Jedesmal war dies umſonſt befürchtet. Die größten 
Zeiten Preußens ſind immer die geweſen, in denen es ſich zu den 
Geboten einer neuen Zeit bekannt hat, ohne reſtlos darin aufzugehen. 
Preußen mag im übrigen Deutſchen Reiche nicht beliebt ſein, daß 
aber die übrigen deutſchen Stämme ſeit der Reichsgründung mehr 
von Preußen haben übernehmen müſſen, als Preußen ſeinerſeits auf⸗ 
gegeben hat, iſt gewiß. So wird ſich Preußen über alle Umgeſtal⸗ 
tungen hinweg ſeine innere Eigenart erhalten, weil ſie ſich heute tief in 
die geiſtige und ſittliche Auffaſſung des deutſchen Volkes eingegraben 
hat. Und ſchließlich kommt es bei der Frage, wohin unſere Zukunft 
geht, nicht auf die Geführten — und dazu gehören in letzter Linie 
auch die Parlamente —, ſondern auf den Führer an. Wir haben Be⸗ 
weiſe dafür, daß diejenigen, die keine Führer ſind, mit jedem Parla⸗ 
ment Schiffbruch erleiden. Erſteht uns aber ein wirklicher politiſcher 
Führer, ſo wird er ſich durchzuſetzen wiſſen. Mögen dem deutſchen 
und dem preußiſchen Volke bald ſolche Führer beſchieden werden. 
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1. Einfegung eines Kgl. Kommiſſars für die Vorbereitung 
der Verwaltungsreform 


urch den Allerhöchſten Erlaß vom 19. Januar 1917, der den 
D jetzigen Miniſter des Innern Dr. Drews, damals noch Unter⸗ 
ſtaatsſekretär in dem Miniſterium, an deſſen Spitze er jetzt ſteht, 
zum Königlichen Kommiſſar für Vorbereitung der Verwaltungsreform 
ernannt hat, iſt die Frage der Verwaltungsreform wieder einmal in 
den Vordergrund der politiſchen Erörterung getreten, und es kann 
mit Sicherheit die Behauptung aufgeſtellt werden, daß die Frage 
aus der politiſchen Erörterung nicht wieder verſchwinden wird, ehe 
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fie einer endgültigen und befriedigenden Löſung zugeführt worden 
iſt. Trotzdem ſich die Verwaltungsreform noch ganz im Anfangs⸗ 
ſtadium der Entwicklung befindet, hat ſie ſchon eine lange Geſchichte 
aufzuweiſen. Der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Januar 1917 bedeutet 
nicht nur den Beginn einer wichtigen Etappe, ſondern auch den 
Abſchluß einer ſolchen. Gleichzeitig wurde nämlich die durch den 
Allerhöchſten Erlaß vom 7. Juni 1909 eingeſetzte Immediatkommiſſion 
zur Vorbereitung der Verwaltungsreform aufgelöſt. Vielleicht iſt 
es bedeutungsvoll, daß bereits bei der Vorbereitung der Verwaltungs⸗ 
reform die urſprünglich einer Kommiſſion geſtellten Aufgaben nach 
acht Jahren einem einzelnen Beamten übertragen worden iſt. Mancher 
wird geneigt ſein, hierin einen Sieg des bureaukratiſchen Syſtems 
über die Kollegialverfaſſung zu erblicken. Der ehemaligen Immediat⸗ 
kommiſſion ſind mancherlei troſtreiche Nachrufe gehalten worden, ihr 
iſt beſcheinigt worden, daß ſie „fleißige und nützliche“ Arbeit geleiſtet, 
viel „wertvolles Material“ zuſammengebracht habe. Doch hört man 
aus allem nur das „Nein“ heraus, nämlich, daß ſie nicht die Er⸗ 
wartung erfüllt habe, die man urſprünglich auf ſie geſetzt hatte. 
Mit Recht iſt aber geſagt worden, daß dieſer Mißerfolg nicht Schuld 
der Kommiſſion ſei. Es iſt eine alte Erfahrung, daß eine ſo viel⸗ 
köpfige und heterogene Kommiſſion, ſelbſt wenn ihr — wie in dieſem 
Falle — die beſten und feinſten Köpfe angehören, keine poſitive Leiſtung 
hervorbringen kann. Solche Kommiſſionen zeitigen mehr oder weniger 
ein Kompromiß. Kompromiſſe ſind oft zweifellos nützlich, es iſt 
aber unmöglich, etwas zuſtande zu bringen, wenn das Kompromiß 
gleich in das Anfangsſtadium eines großen Werkes gelegt wird. 
Auch das Bürgerliche Geſetzbuch verdankt ſein Entſtehen einer der⸗ 
artigen Kommiſſion, die auf Anregung eines ſo erfahrenen und ge⸗ 
wandten Parlamentariers wie Miquel ähnlich wie die Immediat⸗ 
kommiſſion aus Praktikern, Gelehrten und Parlamentariern zuſammen⸗ 
geſetzt war. Aber im großen Gegenſatz zur Immediatkommiſſion 
fand die Kommiſſion für das Bürgerliche Geſetzbuch ſchon den voll⸗ 
kommen fertigen, unter dem beherrſchenden Einfluſſe Windſcheids 
entſtandenen erſten Entwurf zu einem Bürgerlichen Geſetzbuch vor, 
den fie nur einer Kritik zu unterwerfen und umzuarbeiten hatte. 
Hinzu kam, daß für die Vertretung der königlichen Staatsregierung 
vor der Immediatkommiſſion, an deren Arbeiten faſt alle Reſſorts 
intereſſiert waren, keine Sondernormen aufgeſtellt waren, daß die 
königliche Staatsregierung alſo auch hier den Grundſatz der Ein⸗ 
heitlichkeit und Geſchloſſenheit wahren mußte. Einheitlichkeit der 
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Staatsregierung heißt aber bei einem großen Reformwerk, in das 
alle Reſſorts hineinſpielen, nichts anderes, als daß jedes Reſſort die 
Möglichkeit hat, die Vorlage eines Geſetzentwurfes, der ihm nicht 
paßt, zu verhindern. Durch die Immediatkommiſſion wurde alſo 
das alte Übel des Reſſortpartikularismus in keiner Weiſe unſchädlich 
gemacht oder ausgeſchaltet. Den Erörterungen in der Immediat⸗ 
kommiſſion gingen vielmehr in gewohnter Weiſe kommiſſariſche Be⸗ 
ratungen der einzelnen Reſſorts voran, in denen man ſich zu einigen 
verſuchte. Es iſt klar, daß dabei ſchon mancherlei nützliche An⸗ 
regungen ohne weiteres unter den Tiſch fielen. Inſofern bedeutet 
der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Januar 1917 einen großen Fort⸗ 
ſchritt, da er den Königlichen Kommiſſar ausdrücklich von den Feſſeln 
jeder Zuſtändigkeits⸗ und Reſſortrückſicht befreit. „Ich ordne an, 
daß dieſer Beamte befugt ſein ſoll, Auskünfte von Behörden zu er⸗ 
bitten, ſowie ſich ſeine Mitarbeiter, die nötigenfalls von anderen 
Dienſtgeſchäften zu befreien ſind, ſelbſtändig auszuwählen, und daß 
weder er noch ſeine Mitarbeiter bei ihren Arbeiten an die Weiſungen 
ihrer Vorgeſetzten gebunden ſind.“ Zur Entſchuldigung der Immediat⸗ 
kommiſſion muß aber noch ein weiteres geſagt werden. Es haben 
diejenigen recht behalten, die gleich bei ihrer Einſetzung der damaligen 
Zeit den Beruf zu einer wirklich großzügigen und durchgreifenden 
Verwaltungsreform abſprachen. Ein großes Reformwerk bedarf nicht 
nur der Männer, die fähig ſind, neue ſchöpferiſche Gedanken zu 
faſſen, ſondern auch einer Zeit, die reif iſt für ſolche Gedanken und 
durchgreifende Anderungen. Die Zeit muß dem ganzen Unternehmen 
die nötige Schwungkraft leihen. Ernſt von Meier hebt in ſeinem 
geiſtreichen Buch über die Reform der Verwaltungsorganiſation unter 
Stein und Hardenberg! die auf den erſten Blick verblüffende Tat⸗ 
ſache hervor, daß ſowohl Stein wie Hardenberg bereits vor 1807 
in leitenden Stellungen im alten Preußen tätig geweſen, aber vor 
dem gewaltigen Stoße von 1806 nicht irgendwie mit reformatoriſchen 
Plänen hervorgetreten ſeien. Mit Blitzes helle durchleuchtet eine 
Außerung des Geheimen Staatsminiſters Struenſee, die Meier be⸗ 
berichtet, die Sachlage für einen Reformator, der, bevor die Zeit 
reif iſt, reformieren will: „Wie will man A, B und C von den 
Mißbräuchen überzeugen? Das hängt von 10 antiquen Etats, 
20 Regiſtraturen, 50 Verfaſſungen, 100 Privilegien und unzähligen 
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perſönlichen Rückſichten ab, welche alle miteinander ich allein, da ich 
nicht Premierminiſter bin, und mein einzelnes Departement zu ſehr 
mit der allgemeinen Schreiberei verflochten iſt, nicht umändern und 
wegräumen kann.“ Dieſer Ausſpruch zeigt, welche unendlichen 
Schwierigkeiten ſich einem Reformator von ſeiten der widerſtrebenden 
Mächte, denen das Geſetz der Beharrung ungeahnte Kräfte verleiht, 
entgegentürmen, wie all ſeine Gedanken und Anregungen mit Gründen 
totgeſchlagen werden. Und Gründe ſind bekanntlich feil wie Brom⸗ 
beeren, namentlich für einen Bureaukraten, der ſich gegen ihm un⸗ 
liebſame Neuerungen wehrt, die ihm vielleicht eine Vermehrung der 
Arbeiten bringen oder gar, wenn er ein hochgeſtellter Bureaukrat iſt, 
das Amt, an deſſen Spitze er präſidiale Wonnen genießt, beſeitigen 
könnten. Der Reformator kann nicht alle Verwaltungszweige von 
Grund aus beherrſchen, darum wird ihm in den Details immer der 
eingefuchſte Bureaukrat über ſein, und für einen Bureaukraten ſetzt 
ſich die ganze Verwaltungstätigkeit und das geſamte Staatsweſen 
nur aus Details und Spezialreglements zuſammen. So ergibt ſich 
ſchon das Idealbild eines großen Verwaltungsreformators. Einmal 
muß er genau den gegenwärtigen Zuſtand der Geſetzgebung und 
Verwaltung kennen, auf der anderen Seite muß ihn dieſe Kenntnis 
und die langjährige Praxis des Beſtehenden nicht, wie dies ſo oft 
der Fall iſt, blind machen gegen die Mißſtände, er muß ſich die nötige 
Vorurteilsloſigkeit und Vorausſetzungsloſigkeit bewahrt haben, daß 
er ſich bei allem Überkommenen fragt, ob es zweckmäßig und ver⸗ 
nünftig iſt, ob es nicht auch einfacher und anders zu machen geht, 
ja er muß vorausſetzungslos ſein bis zu dieſer für manchen Beamten 
geradezu revolutionären Geſinnung, daß er ſich fragt, ob eine Staats⸗ 
tätigkeit, mit deren Erledigung noch Hunderte von Beamten beſchäftigt 
ſind, überhaupt noch nötig iſt. Trotzdem darf er kein ungeſchicht⸗ 
licher Rationaliſt ſein, muß vielmehr unendliches Verſtändnis haben 
für hiſtoriſch Überkommenes und für organiſche Weiterentwicklung. 
Das ſind widerſprechende Eigenſchaften, die ſich ſelten in einem 
Kopfe zuſammenfinden. Das Amt erfordert aber mehr, es erfordert 
rückſichtsloſe Energie und doch wieder diplomatiſches Geſchick im 
Gewinnen widerſtrebender Elemente, in ſchonender Behandlung von 
Empfindlichkeiten und Eiferſüchteleien. 

Der Königliche Kommiſſar hat es zweifellos beſſer als ſeine 
Vorgängerin. Denn die Zeit iſt nunmehr gekommen. Der Krieg 
und der mehr als dreijährige Kriegszuſtand hat auch den ärgſten 
Philiſter daran gewöhnt, die größten Umwälzungen gelaſſen hinzu⸗ 
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nehmen und das zu tun, was er noch vor wenigen Jahren, manch⸗ 
mal vor Tagen, für unmöglich gehalten hätte. Eine Verwaltungs⸗ 
reform dedarf aber auch eines leitenden Gedankens, unter dem das 
ganze Werk ſteht. Man hat behauptet, daß nach einem Naturgeſetz 
Preußen alle Jahrhundert einmal eine große Verwaltungsreform er⸗ 
leben müßte. Um es zu beweiſen, iſt man zurückgegangen bis auf 
die Einſetzung des Geheimen Staatsrats durch den Kurfürſten 
Joachim Friedrich im Jahre 1604. 1723 hat Friedrich Wilhelm J. 
das Generaldirektorium eingeſetzt und die bisher getrennten Kriegs⸗ 
kommiſſariate und Kammerverwaltungen zu den Kriegs- und Domänen⸗ 
kammern zuſammengeſchloſſen. 1807 haben wir die Stein⸗ Harden⸗ 
bergſche Reorganiſation. All dieſe Verwaltungsreformen haben 
zweifellos eine beſtimmte Aufgabe zu löſen gehabt. Die Stein⸗ 
Hardenbergſche Reorganiſation ſteht unter dem Zeichen der Selbſt⸗ 
verwaltung Friedrich Wilhelms I. Reform bedeutet die Beſeitigung 
des Dualismus zwiſchen den bisher ſelbſtändigen Polizei⸗ und 
Finanzbehörden. Was iſt aber der Schlachtruf für die jetzige Ver⸗ 
waltungsreform, unter welchem Zeichen ſteht ſie? Der Demokrati⸗ 
ſierung? Der Parlamentariſierung? 8 


II. Organiſation der Staatsverwaltung in der Provinz 


Die bisherigen öffentlichen Erörterungen der Probleme der 
Verwaltungsreform haben die Sachlage ſchon ſoweit geklärt, daß 
man bereits klar ſieht, um welche Punkte der ſpätere Kampf haupt⸗ 
ſächlich entbrennen wird. 

In erſter Linie ſteht hier die Frage, ob die Doppelinſtanz in 
der Provinz, das Nebeneinander von Oberpräſident und Regierungs⸗ 
präſident — eine Eigentümlichkeit Preußens, die wir in keinem 
anderen Staate vorfinden — weiter fortbeſtehen ſoll oder nicht, und 
gegebenenfalls welche dieſer beiden Behörden geopfert werden ſoll. 
Bei Beantwortung der erſten Frage muß man meines Erachtens 
zunächſt rein experimentell vorgehen und unter iſolierender Aus⸗ 
ſchaltung aller anderen Momente die Unterſuchung nur darauf richten, 
ob man, wenn jetzt die preußiſche Monarchie völlig neu einzurichten 
wäre, auch dieſe beiden Inſtanzen ſchaffen würde. Kommt man zu 
einem negativen Reſultat, dann ſind die anderen wichtigen Momente, 
die bei ſolchen Fragen unbedingt mitzuſprechen haben (Tradition, 
Gewohnheit uſw.) wieder einzuſchalten, damit weiter unterſucht 
werden kann, ob auch unter ihrem natürlichen Einfluß das zum: 
der Unterſuchung dasſelbe bleibt. 
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Ich wage zu behaupten, daß, wenn wir nicht aus früherer Zeit 
dieſe Einrichtung überkommen hätten, niemand jetzt auf den Gedanken 
verfallen würde, in der Provinz zwei ‚obere Staatserwaltungs⸗ 
organe einzuſetzen. 

Über die Gründe, die in der großen Zeit der Umgeſtaltung 
Preußens vor 100 Jahren zu dieſer Eigentümlichkeit geführt haben, 
ſind wir genau unterrichtet. Die Einrichtung der Oberpräſidien be⸗ 
ruht auf dem Publikandum, betreffend die veränderte Verfaſſung 
der oberſten Staatsbehörden der preußiſchen Monarchie, vom 16. De⸗ 
zember 1808 und führt zurück auf die Vorſchläge, die der ſpätere 
Staatsminiſter Altenſtein in ſeiner Denkſchrift d. d. Riga, den 
11. November 1807 gemacht hat. Wenn bei dem damaligen Neu⸗ 
aufbau der preußiſchen Staatsverwaltung an Stelle der bisherigen 
Provinzialminiſter für den geſamten Staat zuſtändige Fachminiſter 
eingeſetzt wurden, jo waren die für jede Provinz einzuſetzenden Ober⸗ 
präfidenten in gewiſſer Hinſicht als ein Erſatz für die bisherigen 
Provinzialminiſter gedacht. Für die Einſetzung von zwei Provinzial⸗ 
inſtanzen — Oberpräſident und Regierung — waren folgende Ge⸗ 
ſichtspunkte maßgebend: 

1. Bei den damaligen Verkehrsverhältniſſen hielt man es für 
ausgeſchloſſen, daß eine wirkſame Kontrolle der Verwaltung der 
Regierungen von den Miniſtern und ihren Räten von Berlin 
aus ausgeübt werden könnte. Daß dieſe Anſicht für die 
damalige Zeit nicht unzutreffend war, wird einem plaſtiſch vor 
Augen geführt, wenn man zum Beiſpiel in den Erinnerungen 
des ſpäteren erſten Regierungspräſidenten des Arnsberger Be⸗ 
zirkes, Keßler lieſt (Leben des Kgl. Preuß. Wirkl. Geh. Rats 
G. W. Keßler, Leipzig 1853), wie er auf ſeinen Inſpektions⸗ 
reiſen als Miniſterialdirektor der damaligen Domänen⸗ und 
Forſtabteilung des Finanzminiſteriums monatelang unterwegs 
war, in den elendeſten Gaſthäuſern übernachten und, um das 
ihm anvertraute Reſſort kennen zu lernen, ſeine Reiſen auf 
ſechs Jahre verteilen mußte. Mit der Entwicklung des modernen 
Eiſenbahn⸗, Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Fern ſprechweſens hat ſich 
das alles ſo gründlich geändert, daß man heutzutage ſchneller 
von Berlin in die einzelnen Provinzialhauptſtädte fährt, als 
früher von der Regierungsbezirkshauptſtadt in entlegene Kreiſe. 

2. Man war der Anſicht, daß die Regierungspräſidenten mit 
Arbeit und Aktenſtudien ſo überlaſtet ſeien, daß ihnen nicht 
genügend freie Zeit bleiben würde, um Initiative und neue 
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Ideen zu entwickeln ſowie ſich durch häufiges Reiſen in der 
Provinz und Fühlungnahme mit den Provinzialeingeſeſſenen 
über die Stimmung der Bevölkerung, ihre Beſchwerden und 
Wünſche zu unterrichten. „Ein Mann, der im wirklichen Leben 
tätig handeln und etwas leiſten fol, muß nicht zuviel zu 
ſchreiben haben“ (Schreiben Schrötters an Stein vom 15. Auguſt 
1808 ). Auch dieſer Grund dürfte gegenwärtig nicht mehr 
überzeugend ſein. Bei zweckmäßiger Organiſation und Arbeits⸗ 
teilung muß ſich der Chef jeder Behörde auf die Leitung be⸗ 
beſchränken und ſich nicht in bureaukratiſchem Akten⸗ und 
Kleinkram verlieren. Wenn er die ihm beigegebenen Dezer⸗ 
nenten und Abteilungsleiter in richtiger Weiſe heranzieht und 
überhaupt ſeine Aufgabe richtig auffaßt, muß er genügend 
Zeit finden, um innig Fühlung nehmen zu können mit dem 
allgemeinen Leben in der Provinz. 

3. Man glaubte, daß der Regierungspräſident ſich durch die Er⸗ 
füllung der ihm obliegenden Aufgaben auf dem Gebiete der 
Polizei, der Kommunalaufſicht und des Schulweſens durch 
Zwangsmaßregeln bei den Provinzialeingeſeſſenen unbeliebt 
machen würde. Um das Vertrauen der Provinzialeingeſeſſenen 
zu der Staatsregierung aufrecht zu erhalten, ſei darum neben 
ihm unbedingt ein weiterer Beamter notwendig, der mit keinerlei 
Aufgaben ſo mißliebiger Natur betraut ſei. Gewiß liegt dem 
ein ſtaatsmänniſcher Gedanke zugrunde, der unſer ganzes 
Staatsleben durchzieht: die Verteilung und Ausbalanzierung 
der Kräfte des einheitlichen Staates auf die verſchiedenſten 
Behörden bewirkt es, daß je nach der anvertrauten Aufgabe 
die eine Behörde mehr als hartherzige Vertreterin des gierigen 
Staates und die andere mehr als Anwalt und Tribun des 
Volkes erſcheint. Trotzdem erſcheint mir der Gedanke ziemlich 
primitiv, der Provinz zwei Beamte zu geben, von denen der 
eine mehr die rauhe und kratzende Eigenſchaft der preußiſchen 
Wolljacke darſtellen ſoll und der andere ihre wärmende Eigen⸗ 
ſchaft. Ein wirklich geborener Verwaltungsbeamter, ein 
Mann, der alſo auch über den nötigen Takt verfügt, wird es 
zu erreichen wiſſen, daß ſich die Bevölkerung auch den harten 
und unbequemen Notwendigkeiten des Staatslebens fügt, ohne 
daß deswegen ein perſönlicher Groll gegen den anordnenden 
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Staatsbeamten zurückbliebe, der feiner weiteren gedeihlichen 
Tätigkeit bei der Bevölkerung hindernd im Wege ſtände. 
Dieſe hiſtoriſche Exkurſion führt danach glatt zu einem ver⸗ 
neinenden Ergebnis, doch gibt ſie noch kein rechtes Bild, wie ſich 
das Nebeneinanderwirken von Oberpräſident und Regierungspräſident 
in der Praxis geſtaltet. Denn die Stellung des Oberpräſidenten iſt 
gegenüber den Abſichten, die den Reformatoren von 1808 vorgeſchwebt 
haben, eine ganz andere geworden, teils durch die machtvollen Per⸗ 
ſönlichkeiten, die in der Blütezeit des altpreußiſchen Beamtentums, 
in den Jahren des abſterbenden abſoluten Königstums dieſes Amt 
verwaltet haben, die Vincke, Sack uſw., teils durch die großartige 
Entwicklung der provinziellen Selbſtverwaltung und ſchließlich auch 
rein willkürlich und unorganiſch durch die Reorganiſationsgeſetzgebung 
der ſiebziger und achtziger Jahre. n 
Wenn ich die Namen großer preußiſcher Verwaltungsbeamten 
höre, wie die eben genannten, ſo wird es mir jedesmal klar, daß 
nicht nur dem Mimen die Nachwelt keine Kränze flicht. Wer weiß 
heutzutage noch etwas von der Wirkſamkeit Sacks, wer weiß, daß 
bereits zur Zeit des abſoluten Königstums ein bürgerlicher Ober⸗ 
präſident Sack an die Spitze der als beſonders rückſtändig⸗feudal 
geltenden Provinz Pommern geſtellt worden iſt? Ich bin überzeugt, 
daß, wenn heutzutage wieder einmal ein bürgerlicher Beamter zum 
Oberpräſidenten von Pommern ernannt würde, die Zeitungen dies 
ebenſo als Ereignis ohne Vorgang darſtellen würden, wie ſie die Er⸗ 
nennung Zimmermanns zum Staatsſekretär des auswärtigen Amts 
gefeiert haben, ohne etwas zu ahnen von der langjährigen Wirkſam⸗ 
keit des ehemaligen Theologen und kronprinzlichen Erziehers Ancillon 
an der Spitze des preußiſchen auswärtigen Miniſteriums. Wer hat 
die Bücher geleſen, die der einſtmalige Oberpräſident Baſſewitz über 
die Zuſtände in der Kurmark während der verſchiedenen Epochen 
ſeiner Wirkſamkeit geſchrieben hat? Und doch entwerfen ſie ein noch 
immer intereſſantes und anſchauliches Bild über die ſo ganz anderen 
Aufgaben der Verwaltung in damaliger Zeit. Mich überkommt dann 
immer das Bedauern, daß unſere Zivilverwaltung ganz im Gegen⸗ 
ſatz zum Militär ſo wenig tut zum Ruhme der Großtaten ihrer 
eigenen behördlichen Ahnen, während ſich alltäglich blinder Haß nicht 
nur damit begnügt, von der lebenden Generation der preußiſchen 
Verwaltungsbeamten bis zur Unkenntlichkeit entſtellte Karikaturen zu 
entwerfen, ſondern auch die Leiſtungen der Verwaltung der Ver⸗ 
gangenheit herabſetzt. Der Generalſtab der Armee hat ſeine kriegs⸗ 
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geſchichtliche Abteilung, bei den Zivilbehörden erfüllt niemand eine 
ähnliche Aufgabe. Man überläßt es dem Zufall, daß ſich mal ein 
Berufshiſtoriker für die Taten einer dieſer Perſönlichkeiten intereſſiert, 
der vielleicht vollkommener als ein Beamter die geſchichtlichen Zu⸗ 
ſammenhänge darſtellen kann, dem dafür aber meiſtens das praktiſche 
Verſtändnis für Behördenorganiſation und Verwaltungsaufgaben fehlt. 
Selten ſind leider Perſönlichkeiten wie Ernſt von Meier, der in ſo 
glücklicher Weiſe Praxis und Wiſſenſchaft, Geſchichte und Rechts⸗ 
gelehrſamkeit in ſich vereinigte. | 

Doch ſo verlockend eine Schilderung der Wirkſamkeit dieſer 
großen Beamten wäre, zurück von den Perſönlichkeiten zu dem ab⸗ 
ſtrakten Oberpräſidenten! Neben der Vertretung der Staatsregierung 
gegenüber den Generalkommandos und den Biſchöfen war ihnen ur⸗ 
ſprünglich nur die Vertretung des Staates gegenüber den Provinziaͤl⸗ 
ſtänden als inhaltlich ziemlich bedeutungsloſe erſtinſtanzliche Aufgabe 
zugedacht, während die Fülle der Verwaltungsgeſchäfte ausſchließlich 
bei den Regierungen konzentriert war. Kommunale Stände waren 
damals kaum in jeder Provinz vorhanden, ihre Aufgabe erſchöpfte 
ſich im weſentlichen in der Verwaltung von alten Vermögensmaſſen 
und Stiftungen, von Feuerſozietäten, Kreditinſtituten und ähnlichem. 
Man vergleiche damit die jetzigen provinziellen Selbſtverwaltungen 
mit ihrem Heer von Beamten und ihren Millionen⸗Etats. Zu ihren 
Aufgaben gehört nicht nur der Bau und die Unterhaltung von 
Chauſſeen, ſondern das gefamte außerordentliche Armenweſen mit 
zahlloſen Irren⸗, Taubſtummen⸗, Blindenanſtalten, die Fürſorge⸗ 
erziehung, das Korrigendenweſen, die Pflege von Kunſt und Wiſſen⸗ 
ſchaft, Meliorationen uſw. Nach der ganzen Entwicklung, die unſer 
öffentliches Leben in den letzten Jahrzehnten genommen hat, kann 
mit Sicherheit vorausgeſagt werden, daß die Bedeutung der Kom⸗ 
munalverbände unſerer Provinzen immer mehr ſteigen wird. Für 
die Löſung großer wirtſchaftlicher Aufgaben hat ſich ein ganz neuer 
Typ herausgebildet in Form der gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Betriebe 
und der gemeinſamen Unternehmungen unter Beteiligung von Staat, 
Prooinzen und Kreiſen. Ich erinnere an den Ausbau der ſchleſiſchen 
Hochwaſſerflüſſe, bei denen die Provinz Schleſien die Unternehmerin 
geweſen, der Staat ſich aber mit 60 Millionen beteiligt hat. Aus 
dem Kleinbahnfonds zahlt der Staat grundſätzlich nur Unterſtützungen, 
wenn ſich die Provinzen und die Kreiſe in gleichem Ausmaß be⸗ 
teiligen. Bei all dieſen Fragen muß der Oberpräſident als Staats⸗ 
aufſichtsbehörde des Kommunalverbandes mitwirken, während an dem 
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Grundſatz feſtgehalten wird, daß die ſtaatshoheitlichen Fragen, die 
bei all dieſen Projekten mit hineinſpielen, weiter beim Regierungs⸗ 
präſidenten verbleiben. Hieraus ergeben ſich ganz unhaltbare Zu⸗ 
ſtände. Schon die Durchführung der Staatsaufſicht über den Pro⸗ 
vinzialverband durch den Oberpräſidenten führt zu Schwierigkeiten. 
Bei der Beaufſichtigung der Fürſorgeerziehungsanſtalten, der Irren⸗ 
häuſer, der Taubſtummenanſtalten uſw. tritt die kommunalaufſicht⸗ 
liche Seite ganz zurück. Im Vordergrunde ſtehen ſchultechniſche und 
medizinal polizeiliche Geſichtspunkte, die aber an ſich zur Zuſtändig⸗ 
keit des Regierungspräſidenten gehören. Man hat ſich damit ge⸗ 
holfen, daß man, inſoweit die Provinzialverbände in Frage kommen, 
dieſe Zuſtändigkeiten dem Regierungspräſidenten genommen und dem 
Oberpräſidenten übertragen hat. Der Oberpräſident hat aber wieder 
keine ſachverſtändigen techniſchen Räte, muß ſie ſich alſo von dem 
Regierungspräſidenten zu dieſem Zwecke leihen. Anders iſt es wieder 
bei der landespolizeilichen Prüfung der waſſertechniſchen Projekte der 
Provinz. Iſt bei dieſen Projekten der Staat, wie dies meiſtenteils 
der Fall iſt, durch die Gewährung von Zuſchüſſen beteiligt, ſo iſt 
der Oberpräſident tatſächlich der entſcheidende Vertreter der Staats⸗ 
gewalt, bezüglich der landes polizeilichen Prüfung iſt er aber nach 
der geſetzlich geordneten Zuſtändigkeit von der Zuſtimmung des ihm 
nachgeordneten Regierungspräſidenten abhängig. 

Auch die rechtliche Stellung, welche die Stein⸗Hardenbergiſche 
Reform dem Oberpräſidenten im Rahmen der Behördenorganiſation 
zugedacht hatte, iſt im Laufe unſerer verwaltungsrechtlichen Entwick⸗ 
lung völlig anders geworden. Nach der urſprünglichen Abſicht, wie 
ſie dargelegt iſt in dem Publikandum vom 18. Dezember 1808 und 
noch feſtgehalten wird in der Verordnung vom 30. April 1815 wegen 
verbeſſerter Einrichtung der Provinzialbehörden und in der Inſtruktion 
für die Oberpräſidenten vom 23. Oktober 1817, ſollte der Ober⸗ 
präſident keine Zwiſcheninſtanz zwiſchen den höheren Behörden und 
den Kammern (Regierungen) etablieren, er ſollte vielmehr „nur in 
dem Verhältnis eines Beobachters und Reviſors der Kammern und 
eines perpetuierlichen Kommiſſarii der Oberbehörde geſtellt werden“ 
(Schrötter in einem Schreiben an Stein vom 19. November 1808). 
Die noch jetzt in Geltung befindliche Inſtruktion für die Oberpräſi⸗ 
denten vom 31. Dezember 1825 beſtimmt zwar ebenfalls, daß es 
nicht die Abſicht ſei, die Oberpräſidenten an der Detailverwaltung 
der Regierungen teilnehmen zu laſſen, doch wird den Oberpräſidenten 
ausdrücklich die Befugnis zuerkannt, Beſchwerden über Verfügungen 
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der Regierungen, die bei ihnen eingehen, anzunehmen, zu prüfen 
und, ſofern ſie nach den beſtehenden Geſetzen und Beſtimmungen be⸗ 
gründet ſind, auf ihre Erledigung hinzuwirken. Darin lag bereits 
der Anſatz zur Schaffung einer neuen Inſtanz, die dem Publikum 
allerdings nur nach Belieben zur Verfügung geſtellt wurde, da ſie 
nicht eingehalten zu werden brauchte, bevor die Zentralbehörden an⸗ 
gerufen werden durften. Denn die Zentralbehörden wurden weder 
als letzte Inſtanz ausgeſchaltet, noch auch nur in die Stellung einer 
zweiten Beſchwerdeinſtanz gegen Verfügungen und Beſcheide der Re⸗ 
gierungen verſetzt. Auf dieſe Weiſe war für das Publikum eine 
Befchwerdeſtelle mehr geſchaffen und es lediglich von der Entſchließung 
des Publikums abhängig gemacht, wann der Oberpräſident berufen 
ſein ſollte, ſich um die größten Kleinigkeiten der laufenden Verwal⸗ 
tung zu kümmern und in ſie hineinzureden, denn ſeine Zuſtändigkeit 
war nicht grundſätzlich feſtgelegt, ſondern von der Vorausſetzung ab⸗ 
hängig gemacht, daß Beſchwerden bei ihm eingehen. An ſolchen Be⸗ 
ſchwerden hat es aber niemals und nirgends gefehlt. Schon im 
Jahre 1854 fällt der Freiherr von Wolzogen in ſeinem Buche über 
Preußens Staatsverwaltung das Urteil: „ſo aber wurden die Ober⸗ 
präſidenten eine nur wenig wirkende Mittelinſtanz zwiſchen Regierung 
und Miniſterium, die nicht ſelten der Vielregiererei und Geſchäfts⸗ 
weitläufigkeit bloß Vorſchub geleiſtet und zugleich zur Verſchwächung 
des Anfehens und des Einfluſſes des Regierungskollegiums beigetragen 
hat.“ Seitdem iſt dieſer Zuſtand durch die Reorganiſationsgeſetze der 
ſiebziger und achtziger Jahre noch erheblich verſchärft worden. Ur⸗ 
ſprünglich war die Staatsregierung von dem Gedanken ausgegangen, 
daß zum Schluſſe des ganzen Reorganiſationswerkes die Regierungs⸗ 
inſtanz beſeitigt würde. Wenn auch die Staatsregierung dieſen Ge⸗ 
danken iu der großen Denkſchrift des Miniſters Grafen Fritz Eulen⸗ 
burg zur Provinzialordnung von 1875 wieder hatte fallen laſſen, ſo 
ſtanden doch die maßgebenden Führer im Parlament unter dem Ein⸗ 
druck dieſes Gedankens und ſtrebten auf ſeine Verwirklichung hin. 
Infolgedeſſen übertrugen dieſe Geſetze in ſcharfem Gegenſatz zu den 
alten Grundſätzen dem Oberpräſidenten viele eigene Zuſtändigkeiten, 
da man meinte, es lohne ſich nicht, dieſe noch auf die zum Eingehen 
beſtimmten Regierungen zu übertragen. Ferner verfolgte man mit 
dem Ausbau der Oberpräſidialinſtanz die gleichzeitige Erreichung 
zweier ſich widerſprechender Ziele: man wollte nämlich einerſeits zur 
Entlaſtung der Miniſterien dezentraliſieren, anderſeits gemäß 
den damaligen Anſchauungen zur Sicherung des denkbar vollkommenſten 
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Rechtsſchutzes möglichſt viele Inſtanzen ſchaffen. So kam der jetzige 
völlig unorganiſche Zuſtand zuſtande, daß der Oberpräſident in kom⸗ 
munalen Aufſichtsſachen und bei polizeilichen Verfügungen echte Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz iſt, obgleich ihm weder die laufende Polizeiaufſicht noch 
die laufende Kommunalaufſicht unterſteht. Man mache ſich dieſen 
unlogiſchen Zuſtand klar: der Oberpräſident mit ſeinen wenigen 
Räten hat weder die eingehende Sachkenntnis, wie ſie in den Mini⸗ 
ſterien infolge der ſehr weitgehenden Arbeitsteilung beſteht, noch die 
Praxis, wie ſie bei der Regierung durch die ſtändige Befaſſung mit 
den laufenden Geſchäften der Polizeiaufſicht und der Kommunal⸗ 
aufſicht erworben wird; ſoweit techniſche Fragen in Betracht kommen, 
iſt er von jedem techniſchen Beirat entblößt, der dem Regierungs⸗ 
präſidenten für alle in Betracht kommenden techniſchen Zweige zur 
Verfügung ſteht. Trotzdem iſt er die höhere Inſtanz. Um dieſe In⸗ 
ſtanz nicht zur reinen Farce werden zu laſſen, müſſen oft geradezu 
Seiltänzerkunſtſtücke verübt werden. Sobald es ſich um techniſche 
Fragen handelt, zieht der Oberpräſident entweder einen zweiten tech⸗ 
niſchen Rat derſelben Regierung heran, über die ſich das Publikum 
beſchwert hat, oder, wenn die Regierung nur einen Rat des be⸗ 
treffenden techniſchen Zweiges hat, einen Rat einer benachbarten Re⸗ 
gierung. Auf dieſe Weiſe wird ein Kollege zum Richter und Super⸗ 
reviſor des anderen, oder es wird ein Richter herangezogen, der über 
keinerlei Kenntniſſe der Verhältniſſe verfügt. Die Beſtimmung des 
§ 7 des Zuſtändigkeitsgeſetzes, daß die Aufſicht des Staates über 
die Verwaltung der ſtädtiſchen Gemeindeangelegenheiten in höherer 
und letzter Inſtanz von dem Oberpräſidenten geübt werden ſollte, 
beruhte einfach auf einem Gedankenirrtum und auf einer Verwechſlung 
von Staatsverwaltung und Gerichtsbarkeit. Bei der Gerichtsbarkeit 
haben wir es mit unabhängigen Gerichten zu tun, bei der Verwal⸗ 
tung aber ſtets mit abhängigen Behörden, die einem oberſten Ver⸗ 
waltungschef unterſtehen, der ſeinerſeits wieder Mitglied einer ein⸗ 
heitlichen Staatsregierung iſt, die in einem konſtitutionellen Staate 
dem Parlamente gegenüber die Verantwortung für den guten Gang 
der Verwaltung trägt. Die Abſchneidung einer Inſtanz im Zivil⸗ 
oder Strafprozeß erhöht oder vermindert nicht den Grad der Unab⸗ 
hängigkeit der Gerichte, bei der Verwaltung würde ſie aber den nach⸗ 
geordneten Behörden eine mit ihrer Stellung ganz unvereinbare Un⸗ 
abhängigkeit geben. Da aber die Befugnis des oberſten Verwaltungs⸗ 
chefs zur Anweiſung der nachgeordneten Stellen immer bleiben muß, 
kann er ſich gegenüber begründeten Beſchwerden niemals auf den 
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rein formalen Standpunkt zurückziehen, daß die Entſcheidung der 
nachgeordneten Stelle nach dem oder dem Paragraphen endgültig ſei. 
Er muß alſo trotz allem prüfen, ob die Beſchwerde begründet oder 
unbegründet iſt, und der Paragraph ſtellt ſich als ein totgeborenes 
Kind heraus !. 

Alle Praktiker und Theoretiker ſind ſich darin einig, daß es eine 
der oberſten Aufgaben der Verwaltungsreform iſt, dieſen Wirrwarr 
zu beſeitigen. Nur über das „Wie“ beſtehen ſehr erhebliche Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten. 

Das der alten Immediatkommiſſion von der Staatsregierung 
vorgeſchriebene Programm, das auch jetzt noch nachdrücklich von dem 
jetzigen Chefpräſidenten der Oberrechnungskammer, Wirkl. Geheimen 
Rat Holz, verfochten wird, ſah das Heil darin, daß das Ober⸗ 
präſidentenamt von allen Schlacken, die ſich im Laufe des letzten 
Jahrhunderts angeſammelt haben, befreit und in ſeiner alten „Rein⸗ 
heit“ wiederhergeſtellt würde. Eine derartige Reform kleinſten Aus⸗ 
maßes mag für die Zeit vor dem Kriege, der wir den Beruf zu 
großen Reformen abgeſprochen haben, durchaus angemeſſen geweſen 
ſein. Die jetzige Zeit verlangt aber mehr. Ich ſehe ganz davon 
ab, daß die Rückwärtsſchraubung hiſtoriſcher Prozeſſe — als ſolchen 
faſſe ich die Entwicklung des Oberpräſidentenamtes auf — äußerſt 
ſchwierig iſt. Auch 1807 erhoffte mancher das Heil darin, daß die 
alten Inſtitutionen Friedrich Wilhelms J. „in ihrer Reinheit“ wieder 
hergeſtellt würden, ohne daß er hiermit durchgedrungen wäre. Eine 
ſolche Wiederherſtellung würde zwar den Unſinn der inſtanzmäßigen 
Zuſtändigkeiten des Oberpräſidiums befeitigen, das Nebeneinander 
und Gegeneinander bei Erledigung der mit der provinziellen Selbſt⸗ 
verwaltung zuſammenhängenden Aufgaben würde aber bleiben. 
Hiermit iſt aber auch mit gewiſſen Imponderabilien zu rechnen. 
Allein die Tatſache, daß es nur 12 Oberpräſidenten, dagegen 
36 Regierungspräſidenten gibt, bringt es mit ſich, daß für die Be⸗ 
ſetzung der Oberpräſidentenpoſten eine beſſere Ausleſe möglich iſt, 
und daß dieſe Poſten daher faſt ſtets mit hervorragenden Perſön⸗ 
lichkeiten beſetzt ſind. Würde man auch jetzt die hiſtoriſche Ent⸗ 
wicklung zurückſchrauben wollen, ſo würde es doch ſpäter allein durch 
das Schwergewicht der mit dieſem Amt betrauten Perſönlichkeiten 
dahin kommen, daß ſie ohne Rückſicht auf Beſtimmungen „in regem 
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Tatendrang“ ſich aus dem Geſchäftskreis anderer Behörden das 
Dankbarſte und Bedeutungsvollſte als Erſatz für die Beſchränktheit 
der eigenen Funktionen aneignen (Wolzogen, a. a. O. S. 76). 

Radikaler iſt ſchon der Vorſchlag, der zuerſt vom Neſtor der 
preußiſchen Verwaltungsbeamten, dem jedem Jünger der preußiſchen 
Verwaltung durch die verdienſtvolle Herausgabe eines altbewährten 
Handbuches wohlbekannten Grafen Hue de Grais, gemacht worden 
iſt. Er will die Oberpräſidenten ganz beſeitigen und nur die 
Regierungen beſtehen laſſen, die Aufſicht über den Provinzialverband 
und die Vertretung der Staatsregierung gegenüber den General⸗ 
kommandos und den Biſchöfen dem Regierungspräſidenten am Sitz 
der Provinzialverwaltung übertragen. Damit würde aber dieſem 
Regierungspräſidenten, ob man ihn durch Beilegung eines anderen 
Titels auszeichnet oder nicht, eine gegenüber den übrigen Regierungs⸗ 
präſidenten der Provinz ſehr gehobene Stellung beigelegt werden. 
Sein Machtbereich würde über den Bezirk ſeiner Regierung hinaus⸗ 
reichen, und es würde damit kaum mehr erreicht werden, als die 
Wiederherſtellung des durch das Landesverwaltungsgeſetz beſeitigten 
Zuſtandes, daß der Oberpräſident zugleich Präſident der an ſeinem 
Dienſtorte beſtehenden Regierung iſt, nur daß das Verhältnis um⸗ 
gekehrt wäre, indem der Präſident einer Regierung zugleich als 
Oberpräſident fungierte. In ähnlicher Richtung, doch auf anderer 
Grundlage, bewegt ſich der Plan von Lotz (Schmollers Jahrbuch, 
26. Jahrgang, S. 227). Er will aus der jetzt durch die Regierungen 
verkörperten allgemeinen Verwaltung zahlloſe Spezialverwaltungen 
herausſchälen, die beſonderen Amtern mit Zuſtändigkeit für die ganze 
Provinz übertragen werden ſollen. Der Regierungspräſident behält 
außer ſeinem Titel nur noch die Kommunalaufſicht und die Landes⸗ 
polizei. Über dem ganzen ſchwebt ein Statthalter. Hierbei würde 
die alte Regierung in keiner Weiſe fortgeſetzt werden. „Von all⸗ 
gemeiner Verwaltung“ könnte dabei nicht mehr die Rede ſein; 
ſie würde nichts als eine weitere Spezial behörde ſein und nichts 
ſelbſt zu verwalten, ſondern nur in andere Verwaltungen 
rektifizierend, kontrollierend und korrigierend einzugreifen und 
dreinzureden haben. Eine ſolche Behörde müßte von ſelbſt degenerieren. 
Ein tatkräftiger Mann würde die Leitung dieſer Behörde wohl nur 
kurze Zeit ertragen oder ſelbſt Schaden an ſeiner Spannkraft und 
ſeinen geiſtigen Fähigkeiten nehmen. 

Ein neuerdings hervorgetretener Plan bewegt ſich auf mittlerer 
Linie. Er will unter Aufrechterhaltung der Doppelinſtanz von Ober⸗ 
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und Regierungspräſident in der Weiſe vereinfachen, daß mehrere 
— etwa drei bis vier — Provinzen unbeſchadet ihrer kommunalen 
Selbſtändigkeit unter einem Oberpräſidenten zuſammengefaßt werden. 
Das erheblich erweiterte Arbeitsgebiet würde eine ſchärfere Trennung 
der Zuſtändigkeiten zwiſchen beiden Inſtanzen von ſelbſt herbeiführen. 
Ich halte dieſen Gedanken, bei dem unverkennbar die Analogie der 
militäriſchen Generalinſpekteure vorgeſchwebt hat, für wenig glücklich. 
Es liegt im Zuge der Zeit, die Übertragung militäriſcher Einrichtungen 
auf zivile Verhältniſſe zu empfehlen. Überall begegnet man auch 
bei zivilen Organiſationsfragen dem Hinweis darauf, daß ſich die eine 
Einrichtung bei der Mobilmachung oder im Kriege bewährt habe, 
die andere nicht. Ich halte es aus dieſem Grunde für richtig, hier 
ein paar allgemeine Worte über dieſe militäriſchen Muſter zu ſagen. 
Für das Militär iſt der Krieg die einzig große und allein maßgebende 
Bewährungsprüfung. Das ganze Daſein des Militärs iſt auf den 
Krieg zugeſchnitten, ihre ganze Arbeit auch in Friedenszeiten iſt nur 
eine Vorbereitung für den Ernſtfall des Krieges. Anders die zivilen 
Verwaltungsbehörden. Ihre eigentliche Aufgabe iſt Friedensaufgabe. 
Die Organiſation der Zivilbehörden lediglich auf den Mobilmachungs⸗ 
und Kriegsfall zuzuſchneiden, wäre vollkommen verfehlt. Die Organi⸗ 
ſation muß ſich richten nach den Erforderniſſen ihrer normalen 
Wirkſamkeit, d. h. der Friedenstätigkeit; ſelbſtverſtändlich darf ſie im 
Kriege nicht „verſagen“, ſie darf alſo nicht mit Fehlern behaftet ſein, 
die ihr die Erfüllung ihrer beſonderen Aufgaben im Kriege erſchwert 
oder unmöglich macht. Wir können aber unmöglich die Behörden 
dauernd im Kriegszuſtande laſſen. Im übrigen vollzieht ſich die 
Tätigkeit der Zivilbehörden und der militäriſchen Kommandos auf 
ſo völlig verſchiedener Grundlage, daß größte Vorſicht bei Übertragung 
militäriſcher Einrichtungen auf das zivile Leben geboten iſt. Militär⸗ 
kommandos haben es im allgemeinen nur mit Untergebenen zu tun, 
Zivilbehörden dagegen mit Land und Leuten; militäriſche Befehle 
werden meiſtens mündlich gegeben, greifen nicht in das Wirtſchafts⸗ 
und Erwerbsleben ein, können daher leicht zurückgenommen und ge⸗ 
ändert werden. Gerade umgekehrt liegt es bei den Zivilbehörden. 
Darum muß dieſer Gedanke von Zivil⸗Generalinſpekteuren ganz be⸗ 
ſonders mißtrauiſch geprüft werden. Was würde dieſer Oberpräſident 
für Brandenburg, Pommern und Sachſen für ein farb⸗ und fleiſch⸗ 
loſer Beamter ſein! Jetzt ſieht jeder Pommer in dem Oberpräſidenten 
von Pommern „ſeinen“ Oberpräſidenten, und durch dieſe enge Ver⸗ 
bindung des erſten Staatsbeamten in der Provinz mit dieſem Lande 
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werden dem geſamten Staate die lebendigen Gefühle der Provinzial⸗ 
zuſammengehörigkeit, die immer noch ſtärker zu ſein pflegen als das 
Staatsgefühl, für die Staatsaufgaben zugeführt. Abgeſehen von 
»dieſen nicht zu unterſchätzenden Imponderabilien würden die aus 
dieſem Vorſchlage ſich ergebenden Vereinfachungen und Erſparniſſe 
kaum der Rede wert ſein. 

Man ſieht, alle Vorſchläge, die um die Beſeitigung einer Inſtanz 
herumgehen, führen nicht zum Ziel. Es hilft nichts, der radikale 
Schnitt muß gemacht werden, der Oberpräſident oder der Regierungs⸗ 
präſident muß fallen. Es fragt ſich nun, welche von beiden Stellen. 
Nach meinen vorhergehenden Ausführungen, wo ich gezeigt habe, wie 
ärgerlich und verwirrend das „Hineinregieren“ des Oberpräſidenten 
wirkt, wie eigentlich nur bei der Regierung die detaillierte Sach⸗ 
kenntnis und die Erfahrung der laufenden Geſchäfte beſteht, wird 
der Leſer wohl unbedingt die Forderung erwarten, daß der Ober- 
präſident fallen muß, der überall, wo ich durch Gewährung eines Ein⸗ 
blicks in die Praxis den „Wirrwarr der Zuſtändigkeiten“ gezeigt 
habe, das „Karnickel“ war. Ich gebe zu, daß dieſer Vorſchlag der 
einzig vernunftgemäße ſein würde; allerdings auch nur das, und 
darum rationaliſtiſch. Denn der Oberpräſident kann nur fallen, wenn 
gleichzeitig die Provinzialverbände in Bezirksverbände zerſchlagen 
werden, da andernfalls immer wieder die Beaufſichtigung des un⸗ 
geteilten Provinzialverbandes zu Schwierigkeiten führen würde. 
Techniſch iſt die Zerlegung der Provinzialverbände in Bezirksverbände 
ohne weiteres durchführbar. Die Vermögensauseinanderſetzung würde 
kaum mehr als eine große Rechenarbeit bedeuten. Daß die Bezirke 
auch räumlich groß genug und in finanzieller Beziehung ausreichend 
leiſtungsfähig ſind, zeigen die Erfahrungen mit den Bezirksverbänden 
der Regierungsbezirke Caſſel und Wiesbaden. Aber die Zerſchlagung 
ſo hiſtoriſcher und doch noch höchſt lebendiger Gebilde, wie es die 
Provinzen ſind, würde den Gipfel verſtändnisloſen und unhiſtoriſchen 
Rationalismus bedeuten. Darum ſcheidet dieſe Löſung für mich voll⸗ 
kommen aus der Erörterung aus. Es bleibt alſo nur die Beſeitigung 
der Regierungen. Ich muß geſtehen, daß ich mich erſt nach langem 
Ringen mit dieſer Notwendigkeit abgefunden habe, da für mich die 
Regierungen ſtets nicht nur die Verkörperung der Staatshoheit, 
ſondern auch der ruhigen und ſachlichen Arbeit geweſen ſind gegen⸗ 
über der mehr extemporierenden Art und repräſentativen Stellung 
der Oberpräſidenten. Demgegenüber muß man ſich klar machen, daß 
die Oberpräſidien, wenn ſie erſt mit der ganzen Zuſtändigkeit und 
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dem ganzen perſonellen Apparat der Regierungen ausgeſtattet ſein 
werden, vollkommen andere Behörden darſtellen werden als jetzt: ſie 
werden die Erbſchaft antreten nur der guten Seiten ſowohl der 
jetzigen Regierungen wie der jetzigen Oberpräſidien, ohne zugleich ihre 
Nachteile mit zu übernehmen. Der Oberpräſident wird nicht mehr 
nur „dreinreden“, ſondern ſelhſt verwalten, wird nicht mehr zur 
Löſung der bei den heutigen verwickelten Verhältniſſen nicht immer 
lösbaren Aufgabe verurteilt ſein, ohne großen eigenen Beamtenſtab 
bei allen Beſchwerdeſachen lediglich mit höherer politiſcher Einſicht 
und geſünderem Menſchenverſtand immer klüger, beſſer und richtiger 
zu ſehen als der von zahlreichen Spezialiſten beratene Regierungs⸗ 
präfident. Der künftige Oberpräſident wird aber auch ferner das 
behalten, was ihn, gegenüber den Regierungspräſidenten, ſo ſtark 
und kräftig macht: da ſich der Landesverwaltungsbezirk, an deſſen 
Spitze er ſteht, im allgemeinen mit dem Bezirke des Provinzial⸗ 
verbandes, über den er die Staatsaufſicht ausübt, deckt, kann er aus 
zwei ſtarken Quellen Kraft ſchöpfen, der Selbſtverwaltung und der 
Staatsverwaltung. Was den preußiſchen Landkreis und den an 
ſeiner Spitze ſtehenden Landrat ſo tatkräftig erhält, iſt dies Zu⸗ 
ſammenfallen von Landesverwaltung und Kommunalverwaltung. Iſt 
auch in der Provinzialinſtanz nicht wie in der Kreisinſtanz eine 
Perſonalunion in der Leitung der Staats⸗ und Kommunalverwaltung 
vorhanden, ſo hat doch der Oberpräſident durch ſeine tätige Teil⸗ 
nahme nicht nur an den Sitzungen des Provinzialaus ſchuſſes, ſondern 
an faſt allen Aufgaben der Provinz einen genügend breiten Zugang 
zu dem „Jungbrunnen“ der Selbſtverwaltung, jenem Heilmittel gegen 
bureaukratiſche Verknöcherung. | 
Natürlich läßt ſich mancherlei gegen die Beſeitigung der Re⸗ 
gierungen einwenden. Bei der unzweifelhaften Schädigung der da⸗ 
durch betroffenen Regierungshauptſtädte will ich nur kurz verweilen. 
An ſich iſt eine Stadt, die nur durch Staatsbehörden und Garnifonen 
lebensfähig erhalten werden kann, mit den Grundſätzen der Selbſt⸗ 
verwaltung ſchwer vereinbar. Die Tatſache, daß eine Stadt vielleicht 
vor Generationen einmal vor anderen Städten durch Verlegung von 
Staatsbehörden ausgezeichnet und bevorzugt worden iſt, kann ihr 
weder einen rechtlichen noch einen moraliſchen Anſpruch auf dauernde 
Beibehaltung dieſer Behörden felbſt dann geben, wenn das Staats⸗ 
intereſſe die Wegverlegung fordert. Eine billige Entſchädigung in 
dieſer oder jener Form wird man dagegen nicht verſagen können, 
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den Behörden und ihren Beamten leben. Man denke zum Beiſpiel 
an Arnsberg, das ſeine Entſtehung nur dem Eigenſinn von Vincke 
zu verdanken hat, der darauf beſtand, daß gerade an dieſer Stelle, 
wo bisher kaum eine menſchliche Anſiedlung vorhanden war, ein 
neuer kultureller Mittelpunkt für dieſe Teile Weſtfalens geſchaffen 
werden müßte. Den Bürgern, die ſich hier erſt im Vertrauen auf 
die durch die Staatsregierung geſchaffene Verdienſtmöglichkeit an⸗ 
gebaut haben, iſt der Staat eine Entſchädigung ſchuldig, etwa in 
Form von Verlegung von Garniſonen, Spezialbehörden, An⸗ 
ſtalten uſw. — Von allgemeinerer Bedeutung iſt der Einwand, daß 
durch das Eingehen der Regierungen die Staatsgewalt geſchwächt 
würde. Die Intenſivität in der Handhabung der dem Staate zu⸗ 
ſtehenden Befugniſſe iſt meines Erachtens von ganz anderen Faktoren 
abhängig als davon, ob zum Beiſpiel für die Provinz Weſtpreußen 
zwei Regierungen und ein Oberpräſidium zuſtändig ſind oder nur ein 
Oberpräſident. Es iſt beiſpielsweiſe für die Kommunalaufſicht doch 
völlig gleichgültig, ob das Kommunaldezernat von Danzig allein oder 
auch von Marienwerder aus verwaltet wird. Größere räumliche 
Entfernungen machen doch in der Zeit der Eiſenbahnen und des 
Telephons nichts aus. — Man behauptet ferner, der Oberpräſident 
würde Land und Leuten zu „fern“ ſtehen. Das kleinere Verwaltungs⸗ 
gebiet macht aber durchaus nicht immer die Vertrautheit mit Land 
und Leuten aus; man ſehe ſich die jetzigen Ober⸗ und Regierungs⸗ 
präſidenten an, kann man da wirklich mit Recht behaupten, daß die 
Regierungspräſidenten ſtets den höheren Grad von Verſtändnis für 
Land und Leute beſitzen? 

Gegenüber dieſen Bedenken ſind die Vorteile der Aufhebung der 
Regierung ganz überwiegend. Vor allem wird der Grundſatz der 
Übeinftimmung von Staats⸗ und Kommunalverwaltungsbezirk damit 
auch für die Provinzialinſtanz durchgehends zur Geltung gebracht. 
Der glatte Fortfall einer Inſtanz vereinfacht weſentlich die Zu⸗ 
ſtändigkeitstabelle und beſchleunigt erheblich den Gang aller Geſchäfte 
und Entſcheidungen. Das größere Ausmaß der Behörde geſtattet 
eine beſſere Ausnutzung der techniſchen Kräfte, die jetzt bei jeder 
Regierung für alle Zweige vorhanden ſein müſſen, bei den kleineren 
aber längſt nicht vollbeſchäftigt ſind uſw. 

Ein weiterer Punkt, um den der Kampf bei der Verwaltungs⸗ 
reform entbrennen wird, iſt die Frage, ob das Syſtem der allgemeinen 
Verwaltung beibehalten oder das Syſtem der ſelbſtändig neben⸗ 
einander beſtehenden Spezialverwaltungen eingeführt werden ſoll. 
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Zweifellos ſind auch innerhalb der Staatsregierung ſtarke Kräfte 
tätig, die auf die Annahme des Syſtems der Spezialverwaltungen 
hindrängen. Zu ihrem literariſchen Verteidiger hat ſich Lotz (ſiehe 
oben) gemacht, der faſt jedem preußiſchen Reſſort einen eigenen Unter⸗ 
bau mit beſonderen Provinzial⸗ und Kreisämtern geben will . 
Zweifellos hat es für jeden, dem beſondere Reſſortintereſſen am 
Herzen liegen, etwas Verlockendes, ſich bis in die letzte Lokalſtelle auf 
einen Beamtenapparat ſtützen zu können, deſſen perſonelle Auswahl 
und deſſen fachliche Ausbildung allein nach den eigenen Intentionen 
beſtimmt wird. Ich will auch nicht leugnen, daß eine ſo vollkommen 
fachlich organiſierte und ausgerüſtete Verwaltung in techniſcher Be⸗ 
ziehung in gewiſſer Art vollendet ſein würde. Dem ſtehen aber, von 
höherer Warte betrachtet, ſehr erhebliche Nachteile gegenüber. Das 
Weſen jeder vollſelbſtändigen Spezialbehörde wird beſtimmt in der 
Hauptſache durch drei Faktoren: vorzügliche Fachkenntnis, gewiſſe 
Einſeitigkeit und Iſolierung. Die Einſeitigkeit iſt an ſich unvermeidlich 
und das Komplement zur Fachkenntnis. Sie iſt auch gar nicht ſo 
ſchlimm und entſpricht nur unſerem komplizierten Staats⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsleben, das ſich gar nicht ohne Arbeitsteilung und dem damit 
Hand in Hand gehenden einſeitigen Spezialiſtentum meiſtern ließe. 
Wenn aber zur Einſeitigkeit noch die Iſolierung innerhalb des Be⸗ 
hördenaufbaus kommt, dann werden die Nachteile dieſes Syſtems ſo 
geſteigert, daß hierunter das Staatsganze leiden muß. In ihrer 
Iſolierung vergißt eine ſolche Spezialbehörde leicht, daß das Staats⸗ 
leben nicht nur durch ihre Verwaltung verkörpert wird, ſondern daß 
neben ihr auch noch andere da ſind. Reibereien und Zuſtändigkeits⸗ 
ſtreitigkeiten der Behörden ſind alsdann an der Tagesordnung. Gewiß 
iſt der Kampf der Vater aller Dinge. Daß Behörden und ihre Be⸗ 
amten, obgleich ſie demſelben Könige und demſelben Staate dienen, 
oft miteinander erbittert kämpfen und ringen, wird nur den wundern, 
der nicht das Weſen des Staates und ſeiner Organiſation begriffen 
hat. Es gibt aber auch unfruchtbare Kämpfe, und unfruchtbar iſt 
es, wenn die großen Kämpfe, die innerhalb der oberſten Organe des 
Staates ausgefochten werden müſſen, eine Wiederholung in Lilliput⸗ 
format innerhalb der nachgeordneten Provinzialbehörden erleben. 
Um ſolchen überflüſſigen Kämpfen vorzubeugen, ſcheint es mir richtig, 


1 Es entſpricht dies dem franzöſiſch⸗ weſtfäliſchen Syſtem. Ahnliche Vor⸗ 
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die Spezialbehörden in der Provinz nach Möglichkeit einer nach all⸗ 
gemeinen Geſichtspunkten arbeitenden Behörde einzugliedern oder an⸗ 
zugliedern. Eine ſolche Organiſation dient auch der Bekämpfung 
der Zentraliſation, die unzweifelhaft befördert wird, wenn die Drähte 
ganz iſoliert von den Spezialbehörden in der Provinz an die Reſſort⸗ 
miniſterien in Berlin gehen, da alsdann um jede Kleinigkeit, in der 
zwiſchen den Provinzialbehörden Meinungsverſchiedenheiten beſtehen, 
erſt in der Miniſterialinſtanz ein Ausgleich verſucht werden muß. 
Dieſem Übelſtand kann nur abgeholfen werden, wenn die Einzeldrähte, 
bevor ſie von den Provinzialbehörden nach Berlin gehen, zunächſt 
noch einmal in einer Provinzialzentrale zuſammenlaufen. Dieſe 
Zentrale kann naturgemäß nur der Oberpräſident ſein, der auf dieſe 
Weiſe in den Stand geſetzt wird, Intereſſengegenſätze auszugleichen. 
Ich halte es demgemäß für richtig, das Syſtem der allgemeinen Ver⸗ 
waltung nicht nur nicht einzuſchränken, ſondern weiter auszubauen 
und ſämtliche Spezialverwaltungsbehörden zur Ermöglichung einer 
geſunden Dezentraliſation und zur Erſparnis von Geld und Beamten 
unter den Oberpräſidenten im Rahmen einer Provinzialregierung 
zuſammenzufaſſen. Demgemäß würden in der künftigen Provinzial⸗ 
regierung aufgehen folgende bisher ſelbſtändige Behörden: die Re⸗ 
gierungen bzw. die Regierungspräſidenten, die Provinzialſchulkollegien, 
die Generalkommiſſionen, die Oberzolldirektionen, die Medizinalkollegien. 
Man wende gegen dieſen Vorſchlag nicht ein, daß die Leitung 
einer ſo großen und mit den verſchiedenſten und wichtigſten Aufgaben 
betrauten Behörde für einen Mann zuviel bedeute. Das iſt lediglich 
eine Frage der Organiſation. Selbſtverſtändlich müßte den Ober⸗ 
präſidenten für die Bewältigung der Arbeitslaſt die erforderliche 
Anzahl von hervorragend tüchtigen Fachleuten aus den einzelnen 
Verwaltungszweigen als Abteilungsdirigenten beigegeben werden. 
Ein Oberpräſident, der ſich bei richtiger Organiſation überarbeiten 
würde, würde nur den Beweis erbringen, daß ſeine Arbeitsmethode 
falſch iſt, und daß er ſeine Aufgabe unrichtig auffaßt. Mitleid mit 
dieſem überarbeiteten Manne wäre hier am falſchen Platze, er ſoll 
ſich gar nicht um alle Details der ihm unterſtellten Verwaltung 
kümmern. Seine Aufgaben liegen vielmehr auf dem Gebiet der 
Leitung. Nach dem Vorhandenſein dieſer Fähigkeit ſind die be⸗ 
treffenden Perſönlichkeiten auszuſuchen. Sie haben die Richtlinien 
aufzuſtellen, nach denen von allen Abteilungen die Verwaltung zu 
führen iſt, und das Hand⸗in⸗Hand⸗ arbeiten der einzelnen Abteilungen 
zu ſichern, Meinungsverſchiedenheiten zu ſchlichten uſw. N 
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Bei der Organiſation der Provinzialregierungen wird wieder 
der alte Kampf entbrennen, ob dem kollegialen oder dem bureau⸗ 
kratiſchen Syſtem der Vorzug gebührt. Bei der Verfaſſung der 
Landesbehörden in Preußen hat das kollegiale Syſtem die Tradition 
zweifellos auf ſeiner Seite. Der große Organiſator unter den 
preußiſchen Königen, Friedrich Wilhelm I., ebenſowohl wie Friedrich 
Wilhelm III., unter deſſen Regierung die zweite Reorganiſation 
Preußens zuſtande gekommen iſt, waren ausgeſprochene Freunde des 
Kollegialſyſtems. In der Vergangenheit hatte dieſes Syſtem auch 
ſeine große Berechtigung. In früherer Zeit, wo weder die Trennung 
der Juſtiz von der Verwaltung ſcharf durchgeführt war, noch auch 
nur Anſätze zu einem Verwaltungsſtreitverfahren vorhanden waren, 
in einer Zeit, die für Preußen weder ein Parlament und parlamen⸗ 
tariſche Verantwortlichkeit der leitenden Miniſter kannte, noch einen 
mit rechtlichen Bürgſchaften verſehenen Schutz der perſönlichen Frei⸗ 
heit, waren Landeskollegien durchaus am Platze, denn ſie erfüllten 
gewiſſermaßen ſurrogatweiſe die Aufgaben dieſer nicht beſtehenden 
Einrichtungen: die Notwendigkeit der gleichberechtigten Mitwirkung 
aller Mitglieder der Behörde ſollte den Untertanen Rechtsſchutz gegen 
willkürliche Anordnungen der Obrigkeit gewähren und ihm die Über⸗ 
zeugung verſchaffen, daß öffentlich⸗ rechtliche Streitigkeiten, für die 
es keinen gerichtlichen Austrag gab, nach Recht und Gerechtigkeit 
entſchieden würden. Schließlich ſollte die kollegiale Verfaſſung auch 
dem Könige erhöhte Sicherheit dafür geben, daß nicht ein einzelner 
Beamter die ihm anvertrauten ſtaatlichen Gelder und Machtmittel 
zum Nachteile des Königs mißbrauche. Über dieſe Verhältniſſe hat 
ſich das preußiſche Staatsweſen in dem zurückliegenden Jahrhundert 

weit hinaus entwickelt. Nunmehr iſt für jede Außerungsform des 
Staates die adäquate Einrichtung geſchaffen. Die öffentlichen ſub⸗ 
jektiven Rechte der Staatsbürger und der Selbſtverwaltungskörper⸗ 
ſchaften finden ihren Schutz in einem beſonderen, mit allen not⸗ 
wendigen Bürgſchaften gegen unberechtigte Beeinfluſſungen aus⸗ 
geſtatteten Verwaltungsſtreitverfahren, über der Verwaltung alles 
Staatseigentums und der Finanzen wacht nicht nur eine mit den 
größten Vollmachten ausgeſtattete Oberrechnungskammer, ſondern 
auch das Parlament, dem bei ſeiner kontrollierenden, allen etwaigen 
Mißbräuchen nachgehenden Tätigkeit ein reich entwickeltes Zeitungs⸗ 
weſen, vor allem auch die öffentliche Meinung zur Seite ſteht. Unter 
dieſen Umſtänden wirken die in den Abteilungen II und III der 
Regierungen noch vorhandenen letzten Reſte des Kollegialſyſtems nur 
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noch wie die Rudimente weit zurückliegender Entwicklungsperioden. 
Wo ein erhöhter Rechtsſchutz erforderlich erſcheint, iſt das Gegebene, 
das Verwaltungsſtreitverfahren weiter auszubauen; es iſt aber ein 
logiſcher Denkfehler, den Rechtsſchutz darin zu ſuchen, daß der 
hierarchiſche Aufbau der Staatsverwaltung, an deren Spitze einzelne, 
dem Parlamente verantwortliche Reſſortchefs ſtehen, unterbrochen 
wird durch das Dazwiſchenſchieben angeblich unabhängiger Kollegial⸗ 
behörden. Ich ſpreche von „angeblicher“ Unabhängigkeit, denn in 
der Tat kann von einer wirklichen Unabhängigkeit nicht geſprochen 
werden, ſie wäre auch unvereinbar mit der Stellung einer nach⸗ 
geordneten Verwaltungsbehörde in einem konſtitutionellen Staate, 
für deren Geſchäftsführung der Reſſortchef die Verantwortung trägt. 
Ein Kollegium, in deſſen Zuſammenſetzung der Miniſter jederzeit 
durch willkürliche Verſetzungen Verſchiebungen vornehmen kann, das 
ſeiner Anweiſung unterworfen iſt, deſſen Beſchlüſſe vom Regierungs⸗ 
präſidenten ohne weiteres beanſtandet werden können, kann keinen 
wirkſamen Rechtsſchutz gegen Willkür und Mißbräuche gewähren. 
Eine kollegiale Verfaſſung paßt dorthin, wo es auf die Rechtsfindung 
ankommt, oder wo es gilt, dem Laienelement den ihm gebührenden 
Einfluß zu verſchaffen, alſo für die Gerichte, die Selbſtverwaltungs⸗ 
körperſchaften und die Beſchlußbehörden, ſie paßt aber nicht für die 
Konſtruktion ſtaatlicher Verwaltungsbehörden. 

Ich möchte mich einer eigenen Kritik der Nachteile der kollegialen 
Verfaſſung von Verwaltungsbehörden enthalten und mich darauf 
beſchränken, die Urteile anderer wiederzugeben. Man kann wohl 
ohne Übertreibung behaupten, daß faſt alle hervorragenden Ver⸗ 
waltungsbeamten Preußens die kollegiale Verfaſſung der Regierungen 
als hinderlich empfunden und ſie mehr oder weniger bewußt beiſeite 
geſchoben haben. „Ich überzeuge mich mehr und mehr, daß das 
Kollegialiſche für die wichtigſten Dinge keinen Wert hat. Hätte 
man Einzelbeamte angeſtellt, mit alleiniger Verantwortung und um⸗ 
geben von ſachverſtändigen Räten!“ (von Ernſthauſen). „Viele be⸗ 
währte altpreußiſche Beamte und ich ſelbſt ſtimmten der vorſtehenden 
Ernſthauſenſchen Meinung bei. Ja, Herr von Moeller (ſpäter Ober⸗ 
präſident von Elſaß⸗Lothringen) riet mir, es jo zu machen wie er, 
nämlich das Regierungskollegium niemals über einen Akt per majora 
abſtimmen zu laſſen, ſondern ſelbſt zu entſcheiden. Ich ſelbſt habe 
dieſen Rat als Regierungspräſident ſtets befolgt“ (von Dieſt, Aus 
dem Leben eines Glücklichen. Berlin 1904, S. 358). Preußens großer 
Finanzminiſter Motz ſchilt in einer Denkſchrift bereits im Jahre 
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1818 auf die „Schwerfälligkeit, Unbehilflichkeit, das Verfehlen des 
rechten Zeitpunktes, die Vielſchreiberei, Verlaſſen des einen auf den 
anderen, Übertragung der Arbeiten auf die Subalternen“, was alles 
Begleiterſcheinung der unglückſeligen Kollegialität ſei (H. von Peters⸗ 
dorff, Friedrich von Motz. Berlin 1913, Bd. I, S. 161). Wenn 
trotz alledem noch jetzt beſtimmte politiſche Parteien eifrig für das 
kollegiale Syſtem eintreten, ſo beruht dies lediglich auf politiſchen 
Gründen. Dieſe Parteien, die nach Lage der politiſchen Verhältniſſe, 
wie ſie in Preußen bis vor kurzem noch beſtanden haben, keine Hoff⸗ 
nung zu haben glaubten, daß die Leiter von Regierungskollegien 
aus den Kreiſen ihrer Parteiangehörigen entnommen würden, wünſchten 
wenigſtens die Möglichkeit offen zu halten, daß ihre Parteianſchauung 
im kleinen durch dieſen oder jenen Beamten in die Wirklichkeit um⸗ 
geſetzt würde. Dieſe Anſchauungen zeugen von einer gewiſſen Reſig⸗ 
nation und Beſcheidenheit, die wohl jetzt ſchon geſchwunden ſein 
dürfte; außerdem beruht ſie doch wohl auf einer Unterſchätzung des 
beſtimmenden Einfluſſes des Chefs auf ſeine Behörde. Man könnte 
dabei zwar an die köſtlichen Schilderungen denken, die Bismarck von 
ſeinem Kollegen im Staatsminiſterium, dem Grafen Itzenplitz, in 
ſeinen Gedanken und Erinnerungen entwirft, der ſelbſt hoch konſer⸗ 
vativ war, aber unter dem beſtimmenden Einfluß ſeiner liberalen 
Räte nur mit liberalen Vorlagen an die Offentlichkeit trat. Dürften 
ſchon ſolche Miniſter der guten alten Zeit angehören, ſo ſind ſolche 
Verhältniſſe bei kleineren und leichter überſehbaren Behörden in der 
Provinz doch wohl kaum denkbar. 


III. Die Selbſtverwaltung 


Heiße Kämpfe zu erwarten ſind bei der Verwaltungsreform um 
den weiteren Ausbau der Selbſtverwaltung. Der Staatsrechtslehrer 
Hermann Schulze hat einmal das Weſen des preußiſchen Staates in 
vorkonſtitutioneller Zeit dahin definiert, daß es auf einem Kompromiß 
zwiſchen dem Adel und dem Königtum beruhe. Von der Mitwirkung 
bei der Willensbildung im Staate ſei der Adel ausgeſchloſſen ge⸗ 
weſen, dafür habe aber der König in die Verwaltung der Herrſchafts⸗ 
gebiete des Adels, des platten Landes, in keiner Weiſe hineingeredet, 
dieſe vielmehr dem Adel reſtlos überlaſſen. Ahnlich könnte man 
— natürlich nur cum grano salis — wenigſtens für die Zeit vor 
gewiſſen „Umgruppierungen“ im innern Staatsleben in bezug auf 
die in den größeren Städten des Oſtens im allgemeinen herrſchende 
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Richtung des Liberalismus ſagen, daß auch hier ein ſolches Kom⸗ 
promiß vorgelegen habe: er war von der entſcheidenden Mitwirkung 
innerhalb der Staatsregierung und Verwaltung im allgemeinen aus⸗ 
geſchloſſen, dafür war ihm aber die Verwaltung der Städte faſt reſt⸗ 
los überlaſſen. Selbſtverſtändlich wird man gegen dieſe Behauptung 
Proteſt erheben und ihn belegen mit zahlloſen Beiſpielen vermeintlich 
unberechtigter Eingriffe in die Selbſtverwaltung. Doch Hand aufs 
Herz: war die freie Betätigung der Selbſtverwaltung ſo geknebelt? 
Gewiß, im kleinen mögen mancherlei überflüſſige Eingriffe vorgekommen 
ſein, im großen aber haben die Städte weitgehende Bewegungsfreiheit. 
Wie ſelten iſt es zum Beiſpiel einmal vorgekommen, daß die Staats⸗ 
regierung von ihrem Recht, die Beſtätigung eines Bürgermeiſters oder 
Magiſtratsmitglieds zu verweigern, Gebrauch gemacht hat. Die Staats⸗ 
regierung hat es an einer einheitlichen und folgerichtigen Stellung⸗ 
nahme häufig fehlen laſſen. Es mag an den äußeren Anläſſen ge⸗ 
legen haben, bei denen die Regierungsvertreter mit Vorliebe zu dem 
Thema der Selbſtverwaltung das Wort zu ergreifen pflegten, daß 
hierbei die Kritik zurückſtand und die Leiſtungen der Selbſtverwaltung 
uneingeſchränkt gelobt wurden. Es wurde dadurch der Glaube hervor⸗ 
gerufen, daß die Selbſtverwaltung überall abſolut Gutes ſchaffe, 
Beſſeres als die Staatsbehörden, daß bei ihnen ſtets die höhere Ein⸗ 
ſicht zu finden ſei. Hierdurch vergrößerte man nur das Selbſt⸗ 
bewußtſein der in der Selbſtverwaltung tätigen Beamten und Laien. 
Anderſeits konnte man ſich aber nicht entſchließen, auf überflüſſige 
ſtaatliche Aufſichtsrechte, die weder von Bedeutung waren noch irgend⸗ 
wann nur angewandt wurden, Verzicht zu leiſten. Im Verkehr zwiſchen 
Regierung und ſtädtiſcher Selbſtverwaltung machten ſich gewiſſe Reflex⸗ 
wirkungen der Ausſchließung größerer Parteirichtungen von den Re⸗ 
gierungsgeſchäften geltend. Lokale und provinzielle Behörden und 
erſt recht zentrale Behörden gehen naturgemäß häufig von verſchiedenen 
Geſichtspunkten aus, woraus ſchon innerhalb der Hierarchie der 
Staatsbehörden vielfach Reibereien entſtehen. Wenn nun die lokale 
Stelle Selbſtverwaltung, die provinzielle oder zentrale aber Staats⸗ 
verwaltung iſt, bekommt dieſer an ſich nur naturgemäße Meinungs⸗ 
kampf leicht den Anſchein des Kampfes zweier feindlicher Mächte. 
Wenn die Staatsregierung oft bei dem Vorſchlage an ſich notwendiger 
und geſunder geſetzlicher Maßnahmen bei dey oben charakteriſierten 
Parteirichtungen auf unüberwindlichen Widerſtand geſtoßen iſt, ſo 
kann dies darauf zurückgeführt werden, daß dieſe Parteien zwar über 
zahlreiche Mitglieder verfügten, die Erfahrungen in der Sphäre kom⸗ 
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munaler Selbſtverwaltung geſammelt hatten, aber nicht über ſolche, 
die ſich ein Urteil in der Sphäre der Staatsverwaltung und Re⸗ 
gierung gebildet hatten. 

Schlimmer iſt es noch, daß die in der Selbſtverwaltung tätigen 
Bürger in dieſer Kampfatmoſphäre in der an ſich jedem Deutſchen 
mehr oder weniger im Blute ſteckenden Anſchauung, im Staate etwas 
Fremdes und Feindliches zu ſehen — „der Racker von Staat“ —, be⸗ 
ſtärkt und nicht zur Staatsfreudigkeit erzogen, nicht vorgebildet 
werden zur verſtändnisvollen Mitwirkung in der höheren Stufe der 
Organiſation, im Staate ſelbſt. So macht ſich überall das Fehlen 
von Nichtbeamten geltend, die einmal hereingeblickt haben in die 
große Staatsküche, die Verſtändnis haben für die Überlegungen der 
Staatslenker, die wiſſen, welche Gründe bei an ſich vielleicht nicht 
ohne weiteres verſtändlichen, unbequemen Maßnahmen der Regierung 
beſtimmend geweſen ſind uſw. Stets haben ſie den Staat nur emp⸗ 
funden als hinderlich bei der Ausübung der Selbſtverwaltung in der 
Lokalinſtanz. Es iſt darum unbedingt erforderlich, die Selbſtverwal⸗ 
tung nicht nur weiter auszubauen in der Form der Kommunalverwal⸗ 
tung, ſondern auch in der Form der Heranziehung gewählter Laien 
bei der Staatsverwaltung und durch weitere Übertragung von Staats⸗ 
geſchäften auf die Organe der Kommunalverwaltung. 

Meines Erachtens muß jeder Staatsmann ein Freund der Selbſt⸗ 
verwaltung ſein. Nicht aus Liebe, woran der Selbſtverwaltung auch 
nicht viel gelegen ſein kann. Denn Liebe kann in ihr Gegenteil um⸗ 
ſchlagen. Es wäre eine vollkommen mißverſtandene Liebe, wenn man 
der Überzeugung Ausdruck geben wolle, daß die Selbſtverwaltung 
ſtets und überall das abſolut Beſte ſchafft. Dies iſt keineswegs der 
Fall. In mancher Kommunalverwaltung geht es ſicher recht menſch⸗ 
lich, allzu menſchlich her. Von Nepotismus und Konnexionswirtſchaft 
iſt es zwar Mode geworden, nur in bezug auf den Staatsdienſt zu 
reden; man vergißt dabei aber ganz, daß die alten Luſtſpiele den 
Typ der Vetternwirtſchaft darzuſtellen pflegten, indem ſie zeigten, wie 
Gevatter Schneider und Handſchuhmacher im Rathauſe tätig waren. 
Ich bin überzeugt, daß manche ſtädtiſche Verwaltung ſehr viel beſſer 
geleitet ſein würde, wenn es weder Magiſtrat noch Stadtverordnete 
gäbe, ſondern einen tüchtigen ſelbſtherrlichen Staatsbeamten. Darum 
handelt es ſich aber gar nicht. Der Kern der Sache wird in treffeuden 
Worten in dem Erlaß des Miniſters des Innern vom 18. März 1916 
in bezug auf die Beſtätigung gemeindlicher Wahlen durch die 
Aufſichtsbehörden hervorgehoben: „Man muß nicht von der Frage⸗ 
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ſtellung ausgehen, ob der Gewählte nach Auffaſſung der Staats⸗ 
behörde der rechte Mann für den Poſten ſei, auf den er geſtellt 
werden ſoll, ſondern von der anderen Frageſtellung, ob die Wahl 
mit der Verantwortung der zu wählenden Körperſchaften überhaupt 
vereinbar und vom Standpunkt des Staatswohls erträglich erſcheint.“ 
Man gewöhne ſich doch endlich daran, daß man es bei den Kommunal⸗ 
verwaltungen mit erwachſenen Leuten zu tun hat, und daß das 
Schulmeiſterliche, einen anderen zu ſeinem Beſten zwingen zu wollen, 
doch nur bei Kindern am Platze iſt, daß es aber bei Erwachſenen 
heißt „beneficia non obtruduntur“. Laſſe man doch einer Gemeinde 
die Verwaltung, die ſie haben will, und derer ſie wert iſt; die Staats⸗ 
aufſicht iſt nur dazu da, die Intereſſen des Staates zu wahren, aber 
nicht diejenigen der lokalen Selbſtverwaltung wider ihren Willen. 
Unter dieſem Geſichtspunkt kann auf die große Mehrzahl aller Ge⸗ 
nehmigungen, Beſtätigungen und Zuſtimmungen auf dem Gebiete der 
eigentlichen kommunalen Selbſtverwaltung verzichtet werden. In 
perſoneller Hinſicht dürfte es vollkommen genügen, wenn die Wahl 
des Bürgermeiſters und ſeines Vertreters von einer ſtaatlichen Ge⸗ 
nehmigung abhängig gemacht wird. 

Selbſtverſtändlich iſt nicht die Selbſtverwaltung um ihrer ſelbſt 
willen da, ſondern um des Staates willen. Das Intereſſe des 
Staates erfordert aber das Vorhandenſein einer großen Zahl kom⸗ 
munaler Gebilde, deren Willen ſich möglichſt unabhängig von der 
Mitwirkung und Einwirkung des Staates bildet. Die Bürger müſſen 
erzogen werden, die Angelegenheiten rein lokaler Bedeutung unter 
ſich zu erledigen, ohne daß das Eingreifen von Staatsbeamten, die 
immer von der Zentrale abhängig ſind, notwendig iſt. Nur ſo iſt 
der Staat gegen ſchwere Umwälzungen geſichert, wenn einmal in der 
Zentrale Störungen eintreten. Um den Vergleich weiter auszuführen, 
ſo male man ſich aus, was entſtehen würde, wenn bei einer zukünf⸗ 
tigen Elektriſierung ſämtliche Eiſenbahnen Preußens nur von einer 
Zentrale geſpeiſt würden. Ein Defekt in dieſer Zentrale würde in 
derſelben Minute allen Eiſenbahnverkehr im ganzen Staate zum 
Stillſtand bringen. Aus dieſen Erwägungen iſt ein Betrieb durch 
viele voneinander unabhängige Kraftſtellen einem zentraliſierten Be⸗ 
triebe vorzuziehen (vgl. ähnliche Gedankengänge, doch ohne Hinblick 
auf die Selbſtverwaltung, bei Tocqueville, L' ancien regime et la 
revolution, Kap. 7, über das Unberührtlaſſen der lois secondaires 
und der pouvoirs secondaires durch die engliſchen Revolutionen und 
die franzöſiſchen Revolutionen von 1830 und 1848). 
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Die Gründe einer Heranziehung von Laien bei der eigentlichen 
Staatsverwaltung habe ich bereits oben ausgeführt. Sie ſind zwei⸗ 
facher Natur. In geſunder Wechſelwirkung ſollen die Laien nehmen 
und geben: Nehmen ſollen ſie, indem ſie durch ihre Mitarbeit heran⸗ 
gezogen werden zum Verſtändnis für den Staat, ſeine Aufgaben und 
Forderungen. Geben ſollen ſie, indem ſie als ſchöne Morgengabe 
ihre Anſchauung und Kenntnis des lebendigen und werktätigen Lebens 
mit in die Amtsſtuben bringen und ſo den Beamten vor Verknöcherung 
und Schematiſierung bewahren. Sie ſollen aber auch den Beamten 
davor bewahren, ſeine Befehlsbefugniſſe zu überſpannen, die Allmacht 
geſetzlicher Gebote und Verbote zu überſchätzen. Was ich damit ſagen 
will, brauche ich wohl nicht näher auszuführen nach den geradezu 
kataſtrophalen Verheerungen, welche unſere Kriegswirtſchaft in dem 
Rechtsbewußtſein des Volkes hervorgerufen hat. Vergleiche die be⸗ 
weglichen Klagen über die Häufung und den ſtändigen Wechſel der 
Geſetze zur Zeit des ancien régime bei Tocqueville a. a. O. Kap. 6: 
„La variation des seuls reglements de finance est elle, qu'elle 
ne permet pas à un officier municipal, fät-il inamovible, de 
faire autre chose qu’ötudier les nouveaux reglements, à mesure 
qu’ils paraissent, jusqu'au point d' etre oblige de négliger ses 
propres affaires!“ Strafen und Strafverordnungen werden nur 
dann wirkſam, wenn ſie mit der Anſchauung des Volkes oder doch 
der Berufskreiſe, denen ſie gelten, in Einklang ſtehen. Was nützt 
es, wenn zum Beiſpiel ein hochangeſehener Hofbeſitzer wegen irgend⸗ 
eines Verſtoßes gegen eine der vielen Kriegsvorſchriften beſtraft wird, 
wenn ihn nicht zugleich der Tadel ſeiner Berufsgenoſſen trifft. Leicht 
kommt es ſonſt, daß die öffentliche Meinung ſich nicht gegen den 
Beſtraften wendet, ſondern gegen den Staat, der ſolch unbegründete 
Beſtrafungen vorſchreibt. Daß die Geſetzgebung ſouverän ſei und 
alles gebieten und verbieten kann, iſt nur in der Theorie richtig, 
wird aber in der Praxis Lügen geſtraft; nicht nur durch die rechts⸗ 
vernichtende Macht des Vergeſſens, ſondern auch durch die rechts⸗ 
vernichtende Macht der öffentlichen Meinung und der Standes⸗ und 
Berufsanſchauungen. Hier gilt es nach dem Kriege wieder völlig 
neu aufzubauen. Und zu N Zwecke iſt die een von 
Laien ganz unerläßlich. 

Wir kennen zwar ſchon jezt im Bezirksausſchuß und im Pro⸗ 
vinzialrat die Wirkſamkeit von Laien innerhalb von Staatsbehörden. 
Doch erfüllen die Laien die mit ihrer Heranziehung nach meiner 
Auffaſſung verbundenen Zwecke hierbei nur in geringem Umfange, 
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ſo nützliche und vorzügliche Arbeit ſie auch leiſten. Dies hängt zu⸗ 
nächſt mit der Art ihrer Wahl zuſammen. Sie werden gewählt vom 
Provinzialausſchuß, dieſer wieder von dem Provinziallandtag. Der 
Provinziallandtag geht aber wieder nur aus den indirekten Wahlen 
hervor, da ſeine Mitglieder von den Kreistagen und den Vertretungs⸗ 
körperſchaften der kreisfreien Städte gewählt werden. Auch der 
Kreistag beruht auf indirekter Wahl. Dieſer Deſtillationsprozeß iſt 
zu kompliziert. Dem ſchließlichen Deſtillat iſt kaum noch etwas an⸗ 
zumerken von dem Urſtoff, aus dem es hervorgegangen iſt, nämlich 
dem Volk. In den Bezirksausſchüſſen und im Provinzialras ſitzen 

jetzt im weſentlichen ſowohl im Oſten wie im Weſten nur Notable, 
die in den beiden Landesteilen Preußens im allgemeinen für den 
Staat nicht erſt gewonnen zu werden brauchen. Außerdem iſt die 
jetzige Zuſtändigkeit des Bezirksausſchuſſes für eine Laienarbeit wenig 
geeignet. Der Bezirksausſchuß iſt ſowohl Beſchlußbehörde wie Ver⸗ 
waltungsgericht. Bei der verwaltungsgerichtlichen Tätigkeit ſind 
einer freien Betätigung von geſunden Laienanſchauungen enge Grenzen 
gezogen, da es ſich dabei hauptſächlich um reine Rechtsfragen handelt. 
Ein Laie gewinnt aber erſt Geſchmack an der Selbſtverwaltungs⸗ 
tätigkeit, wenn er dadurch Einfluß und Gelegenheit bekommt, feine 
Anſchauung praktiſch durchzuführen. Infolgedeſſen ſind ihm die vielen 
Steuerprozeſſe wenig erfreulich, die doch die Maſſe der Arbeit des 
Bezirksausſchuſſes darſtellen. Unter den Beſchlußſachen wird ihm 
unter verwirrender kaleidoſkopartiger Abwechſlung eine Fülle von 
Einzelfällen aus allen Verwaltungsgebieten vorgeführt. Nirgends iſt 
er für ein ganzes Verwaltungsgebiet zuſtändig, ſondern es wird bei 
allen Materien nur mal hier, mal da eine Entſcheidung herausgeſchält, 
wo die Mitwirkung der Beſchlußbehörde vorgeſchrieben iſt. Ich halte 
es darum aus dieſen wie aus anderen Gründen mehr juriſtiſch⸗ 
techniſcher Art, auf die hier nicht eingegangen werden kann, für er⸗ 
wünſcht, eine ſcharfe Trennung vom Verwaltungsſtreitverfahren und 
Beſchlußverfahren einzuführen. Beim Verwaltungsſtreitverfahren 
halte ich die Mitwirkung von Laien für weniger erforderlich. In 
die Beſchlußbehörden würde ich aber dann unter dem Vorſitz des 
Chefs der betreffenden Behörde nur gewählte Laien berufen. Auf 
die Durchſetzung dieſer Laienkörperſchaft mit Berufsbeamten, wie ſie 
gegenwärtig noch beſteht, ſollte verzichtet werden. In dieſer Be⸗ 
ziehung kann man den Einwendungen, wie ſie im Landtag gegen 
dieſe durch das Landesverwaltungsgeſetz von 1883 geſchaffene Ein⸗ 
richtung erhoben worden ſind, nicht ganz unrecht geben. Es iſt ein 
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Unding, daß ein Beamter, der in ſeiner ſonſtigen Dienſttätigkeit den 
Anordnungen ſeines Vorgeſetzten unterworfen iſt, plötzlich als ernanntes 
Mitglied der Beſchlußbehörde ſeinem, den Vorſitz ausübenden Vor⸗ 
geſetzten Oppoſitionen machen darf. Alsdann würde ich die Beſchluß⸗ 
behörde nach Materien in verſchiedene Abteilungen einteilen. Zum 
Beiſpiel Abteilung für Schulſachen, Abteilung für Steuerſachen. 
Dieſe Beſchränkung auf beſtimmte Materien befördert die Ausbildung 
einheitlicher Grundſätze, erleichtert den Laien die Einarbeit und bringt 
eine beſſere Ausbildung eines geſunden harmoniſchen Kollegialgeiſtes 
zuwege. 

Es bleibt noch die letzte Form der Selbſtverwaltung, die Be⸗ 
ſtellung kommunaler Organe zur Erledigung von Staatsaufgaben. 
H. Preuß ſieht in dieſer Form der Selbſtverwaltung die einzig wahre 
Dezentraliſation. Für ihn läßt ſich das Problem der Verwaltungs⸗ 
reform nur dadurch löſen, daß man zu dem Grundgedanken aller 
Verwaltungsreformen zurückkehre, wonach die eigentliche lokale Ver⸗ 
waltung nicht durch das Staatsbeamtentum der Bezirksregierung, 
ſondern in der Hauptſache durch Selbſtverwaltungskörper von Ge⸗ 
meinde, Kreis und Provinz geführt werden ſoll, während der Staat 
die Aufſicht über dieſe Kommunalverwaltungen führt. Sozialdemo⸗ 
kratiſche Schriftſteller gehen hierin noch weiter und wollen den Staat 
vollkommen beſchränken auf die Geſetzgebung, die Juſtiz und die Ver⸗ 
waltung der Zentrale. Es iſt nicht ohne Reiz zu ſehen, wie dieſe 
Ideen unſerer Modernſten und Radikalſten ſich berühren mit den 
Anſchauungen der feudalen Patrimonialherren früherer Zeiten. 
Friedrich Auguſt Ludwig von der Marwitz wehrt ſich eifrig dagegen, 
daß Staatsbeamte auf ſeinem Rittergute eine Tätigkeit ausüben und 
wettert gegen die heimatloſe Bande königlicher Offizianten (Meuſel, 
v. d. Marwitz, Bd. II2. Berlin 1913, S. 266 ff., 285 ff.). Über dieſe 
Anſchauungen iſt die Entwicklung des modernen Staates ohne weiteres 
hinweggegangen, und es würde einen Rückfall in zurückliegende Ent⸗ 
wicklungsperioden bedeuten, wo die Städte noch Staaten im Staat 
bildeten mit eigener Gerichtsbarkeit und Polizei, mit Münzrecht und 
Zollgerechtigkeit, wenn wir dieſe Anſchauungen in etwas veränderter 
Form wieder verwirklichen wollten. Ich möchte dieſen Preußſchen 
Idealſtaat als Kommunalpatrimonialſtaat bezeichnen. Die Staats⸗ 
behörden würden dabei ſich darauf beſchränkt ſehen, dauernd An⸗ 
ordnungen zu erlaſſen, deren Durchführung ihnen ſelbſt wohl proble⸗ 
matiſch ſein würde. Es iſt mir unverſtändlich, wie Preuß glauben 
kann, daß auf dieſe Weiſe die Durchführung irgendeiner Miniſterial⸗ 
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anordnung gefihert wäre. Ich kann mir lebhaft vorſtellen, wie unter 
dieſem Zuſtande die Miniſterialakten ausſehen würden. Blatt 1 ent⸗ 
hielte eine Rundverfügung an die Provinzialbürgermeiſter. Blatt 2 
eine Remonſtration des Provinzialbürgermeiſters X, die Anordnung 
ſei unzweckmäßig, er bittet von ihrer Durchführung Abſtand zu nehmen; 
Blatt 3 Antwort des Miniſters, indem er verſucht, dem Provinzial⸗ 
bürgermeiſter X die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit ſeiner An⸗ 
ordnung klarzumachen. Blatt 4: Bericht des Provinzialbürger⸗ 
meiſters V, der begeiſtert iſt von der Miniſterialanordnung, aber 
Beſchwerde darüber führt, daß die Kreisbürgermeiſter A und B ſeine 
Begeiſterung nicht teilten und der Durchführung paſſiven Widerſtand 
entgegenſetzten. Fragt an, was er tun ſoll. Blatt 10: Anfrage des 
Miniſters an den Provinzialbürgermeiſter X, ob er nunmehr ſeine 
Anordnung durchgeführt habe. Blatt 11: Provinzialbürgermeiſter X 
macht einen ſehr ſchönen, langen Bericht, der aber nur aus Redens⸗ 
arten beſteht; ob er die Anordnung wirklich durchgeführt hat, kann 
man aus den ſehr dehnbaren Worten nicht recht erſehen. Blatt 12: 
Provinzialbürgermeiſter X wird zu einem Nachtragsbericht aufgefordert 
und um klarere Beantwortung der Frage erſucht. Blatt 13: Bürger⸗ 
meiſter X antwortet nochmals mit einem langen Bericht mit anderen 
Worten und anderen Wendungen, nach deſſen Durchſehen der Miniſter 
aber ebenſo klug iſt wie zuvor. Blatt 20: Bericht des in die 
Provinz geſandten Kommiſſars des Miniſters, daß nichts geſchehen 
ſei. Blatt 21: Der Minifter ſpricht dem Provinzialbürgermeiſter X 
ſein „Befremden“ aus, daß ſeine Anordnungen nicht durchgeführt 
werden. Blatt 22: Bürgermeiſter X behauptet, der kränkende Vor⸗ 
wurf des Miniſters träfe ihn zu Unrecht. Nach ſeiner Auffaſſung 
hätte er alles getan, um den Erlaß durchzuführen. Wenn der 
Miniſterialkommiſſar bei ſeiner Reiſe in der Provinz nichts davon 
gemerkt habe, ſo läge es lediglich daran, daß der Erlaß, der „den 
Anſchauungen der Provinzialeingeſeſſenen einfach ins Geſicht ſchlüge“, 
undurchführbar ſei. Et cetera cum gratia in infinitum. Es iſt 
mir einfach unverſtändlich, wie die Urheber einen derartigen Kommunal⸗ 
bundesſtaat noch überhaupt als Staat bezeichnen können. Und das 
wird von ſolchen Kreiſen vorgeſchlagen, die ſtändig behaupten, die 
preußiſchen Miniſter hätten ihre Beamten in der Provinz nicht in 
der Hand; ſie könnten nicht erreichen, daß ihre Erlaſſe in ihrem 
Sinn durchgeführt würden, wenn ſie nicht dafür ſorgten, daß die 
Provinzialbeamten mit anderem Geiſte erfüllt würden. Wenn das 
ſchon jetzt am grünen Holz angeblich möglich iſt, wo es ſich um 
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Staatsbeamte handelt, die frei verſetzbar ſind, wie dann erſt ſpäter, 
wo es ſich nicht um Staatsbeamte, ſondern um gewählte Kommunal⸗ 
beamte handelt, die nur im Wege des Diſziplinarverfahrens entfernt 
werden können. Jeder einigermaßen routinierte Kommunalbeamte 
weiß ſehr wohl, daß es ſehr viel verſchiedene Grade in der Aus⸗ 
führung einer Anordnung gibt, daß man mancherlei Anordnungen 
von oben, ohne ſich doch geradezu des Ungehorſams ſchuldig zu 
machen, durch läſſige Ausführung unſchädlich machen kann!. Doch 
genug hiervon. Dieſe Gedankengänge erklären ſich auch wieder nur 
aus der bisherigen Kräfteverteilung im Staatsleben, bei der beſtimmte 
Parteirichtungen in der Kommunalverwaltung eine ſehr große, in 
der Staatsverwaltung aber eine nur ſehr ſchwache Wirkungsmöglichkeit 
fanden. Das wird ſich nun ja alles, alles wenden, und damit werden 
auch dieſe Ideen verſchwinden. Zu hoffen bleibt nur, daß dieſe 
Parteirichtungen ihre Wertſchätzung der Selbſtverwaltung auch in 
die neue Epoche mit hinübernehmen, wo es ihnen möglich iſt, den 
Hebel nicht nur unten, ſondern auch oben anzuſetzen, daß ſie nicht 
etwa einer Selbſtverwaltungskörperſchaft, die anderen Anſchauungen 
huldigt, bei Vorſtellungen und Hinweiſen auf die frühere Stellung⸗ 
nahme der Partei gegenüber der Selbſtverwaltung kalt lächelnd eine 
ähnliche Antwort erteilten, wie jener Miniſter gewordene Oppoſitions⸗ 


1 Man berufe ſich demgegenüber nicht auf die engliſchen Einrichtungen, 
deren Übertragbarkeit auf andere Staaten ſeit Gneiſt etwas problematiſch ge⸗ 
worden ſein dürfte. Gewiß haben es die Engländer durch die Einrichtung der 
Inſpektorate und der Diſtrict⸗Auditors, die zwar Staatsbeamte, aber keine 
Provinzialregierungen ſind, fertig gebracht, auf dem Gebiete des Armen⸗ 
weſens ohne allgemeine Verwaltungsbehörden in der Provinz auszukommen. 
In echt engliſcher Weiſe hat man dort rein empiriſch ohne Unterbrechung der 
hiſtoriſchen Entwicklung mit allerhand Behelfen einen Erſatz für die mangelnde 
Gehorſamspflicht der kommunalen Behörden zu ſchaffen verſtanden. Wir find an 
eine derartige Reglementierung der lokalen Selbſtverwaltungsbehörden (eine Aus⸗ 
gabe der von dem Local Government Board erlaſſenen Orders füllt einen Duodez⸗ 
band von 1200 Seiten, vgl. Redlich, „Engliſche Lokalverwaltung“, Leipzig 
1901, S. 634) nicht gewöhnt, laſſen vielmehr den Kommunalbehörden eine ſehr 
viel größere Bewegungsfreiheit, haben dafür aber in der Provinz und im Kreiſe 
Staatsverwaltungsbehörden. Dieſe Staatsbehörden ſind bei uns das hiſtoriſch 
Überkommene, und es liegt wahrhaftig kein Anlaß vor, dieſe Behörden auf⸗ 
zuheben, um mit den engliſchen Behelfen bei uns das Experiment einer rein 
kommunalen Verwaltung zu machen. Die mit der engliſchen Einrichtung not⸗ 
wendig verbundene ſchärfere Reglementierung würde ſicher, weil bisher gänzlich 
unbekannt, mehr böſes Blut und mehr Arger verurſachen, als das bisherige 
Nebeneinander von ſtaatlichen und kommunalen Behörden in ſcharf voneinander 
abgegrenzten Zuſtändigkeitsgebieten. | 
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führer in Rumänien, von dem uns Fürſt Bülow einmal in einer. 
Reichstagsrede die klaſſiſchen Worte berichtet hat: „Vous ne croyez 
pas comme on change d' avis quand on est devenu ministre.“ 

Trotzdem dieſe Übertreibung geeignet iſt, den ganzen Gedanken 
einer Kommunaliſierung bisher dem Staate vorbehaltene Tätigkeiten 
in Mißkredit zu bringen, hat der Gedanke an ſich einen berechtigten 
Kern. Solche Kommunaliſierungsbeſtrebungen konzentrieren ſich 
hauptſächlich auf zwei Punkte: die Polizei und die Schule. 

Nach geltendem preußiſchen Staatsrecht wird jede Art von 
Polizei im Namen des Königs ausgeübt. Dementſprechend iſt jede 
polizeiliche Tätigkeit ohne Rückſicht darauf, ob das ausübende Organ 
Staats⸗ oder Gemeindebeamter iſt, Sache des Staates, die der un⸗ 
bedingten Leitung und Anweiſung durch die vorgeſetzten ſtaatlichen 
Polizeiaufſichtsbehörden unterliegt. Selbſt Ernſt von Meier meint, 
daß Preußen an dieſem Grundſatz mit einer gewiſſen doktrinären 
Starrheit feſthalte. Preuß und Anſchütz gehen ſo weit, zu behaupten, 
daß die örtliche Polizeiverwaltung einen untrennbaren Teil der Ge⸗ 
meindeverwaltung ausmache, und daß daher die das ganze preußiſche 
Verwaltungsrecht durchziehende Scheidung von Polizeiverwaltung und 
Gemeindeverwaltung lediglich auf Willkür beruhe. So ganz will⸗ 
kürlich kann indeſſen dieſe Scheidung doch wohl nicht ſein, da beide 
Gelehrte für die Ausübung der Polizei eine ſchärfere Aufſicht als bei 
den übrigen Gemeindeangelegenheiten als notwendig erklären. Es 
müßte daher auch bei einer Kommunaliſierung der Polizei nach den 
Wünſchen von Anſchütz und Preuß weiter eine unterſchiedliche Be⸗ 
handlung beider Materien ſtattfinden, da ja für ſie ein verſchiedenes 
Aufſichtsrecht gelten würde. Der Unterſchied iſt alſo doch in der 
Natur der Sache begründet. Meines Erachtens müſſen alle diejenigen, 
die mit mir den Wunſch haben, die Gemeinden ſelbſtändiger zu ſtellen 
und die Handhabung der Staatsaufſicht auf die Rechtskontrolle, 
d. h. die Einhaltung der Geſetze durch die Gemeinden zu beſchränken, 
an dem grundſätzlichen Unterſchied zwiſchen Polizei⸗ und Gemeinde⸗ 
verwaltung feſthalten. Iſt die Staatsaufſicht auf die Rechtskontrolle 
beſchränkt, ſo unterliegt es gar keinem Bedenken, jede Verfügung 
der Aufſichtsbehörde dem Verwaltungsſtreitverfahren zu unterwerfen, 
da es ſich alsdann bei dieſen Verfügungen ſtets nur um eine Rechts⸗ 
frage handeln wird. Die Polizei muß aber ſchnell und nach ein⸗ 
heitlichen Geſichtspunkten gehandhabt werden, und beides würde 
unterbunden, wenn man in den Verkehr zwiſchen der Ortspolizei⸗ 
behörde und der vorgeſetzten Aufſichtsbehörde ein Verwaltungsſtreit⸗ 
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verfahren einführen wollte. Hier iſt weder Zeit noch Raum zu einem 
Gerichtsverfahren, der Verkehr zwiſchen dieſen beiden Stellen kann 
ſich nur abſpielen in der Form des Befehls und des Gehorſams. 
Das ſchließt aber nicht aus, daß den Gemeindebehörden auf ihrem 
ureigenſten Gebiet, nämlich der Verwaltung der Gemeindeanſtalten, 
die nötigen Zwangsmittel zu eigenem Recht verliehen werden, deren 
ſie unbedingt bedürfen. Ich denke hierbei an die ſogenannten polizei⸗ 
lichen Anſtalten, wie Kanaliſation, Waſſerleitung, Müllabfuhr und 
andere Veranſtaltungen der Gemeinde, die der öffentlichen Sicherheit 
und Geſundheit dienen. Es iſt ein hohes Verdienſt des. Ober⸗ 

verwaltungsgerichts, daß die ganze moderne Entwicklung dieſer 
ſtädtiſchen Anlagen ſich hat abſpielen können, ohne daß es eines Ein⸗ 
griffes der Geſetzgebung bedurfte. Das Oberverwaltungsgericht hat, 
ohne dem Sinne des Geſetzes Zwang anzutun, mit vollem Verſtändnis 
für die großſtädtiſche Entwicklung die allgemeinen Polizeigeſetze ſo 
interpretiert, daß ſie eine ausreichende Handhabe bildeten, um die 
Hausbeſitzer zum Beiſpiel zum Anſchluß ihrer Grundſtücke an die 
Kanaliſation und Waſſerleitung zu zwingen. Indes hat dieſe Ent⸗ 
ſtehung es mit ſich gebracht, daß die ſtädtiſchen Verwaltungen nicht 
in vollem Maße Herr über die von ihnen geſchaffenen Einrichtungen 
geblieben ſind. Es bedarf nicht nur das Ortsſtatut, durch das die 
kommunale Einrichtung ins Leben gerufen wird, der Ergänzung durch 
eine von der Polizeiverwaltung zu erlaſſende Polizeiverordnung, 
ſondern die Kommunalverwaltung muß ſich auch in jedem einzelnen 
Falle, wo ſich ein Grundſtückseigentümer nicht den Vorſchriften an⸗ 
paßt und dadurch vielleicht den ganzen Betrieb gefährdet, an die 
Polizeiverwaltung mit der Bitte wenden, ihren ſtarken Arm zur Be⸗ 
ſeitigung der Übelftände zu leihen. Eine große Verwaltungsreform 
dürfte der gegebene Anlaß ſein, mit dieſer rein behelfsmäßigen Art 
und Weiſe des ergänzenden Mitwirkens der Polizei bei ſolchen 
kommunalen Anſtalten zu brechen, und die Gemeinden in jeder Hinſicht 
in die Lage zu verſetzen, ihre Anſtalten ſelbſt zu verwalten. 

Aber auch bei der Organiſation der Ortspolizeibehörden kann 
den Gemeinden unter Aufrechterhaltung der bisherigen Grundſätze 
weit entgegengekommen werden. Es beſteht auf dieſem Gebiete ziem⸗ 
liche Syſtemloſigkeit. Im allgemeinen wird die Ortspolizei zwar im 
Auftrage des Staates wahrgenommen, aber doch nicht durch königliche 
Polizeibehörden, ſondern durch die Organe der Gemeindeverwaltung. 
Irgendein leitender Gedanke kann dafür, ob in einer Stadt königliche 


und ſtädtiſche Polizei beſteht, nicht erkannt werden. Im DB Teil 
Schmollers Jahrbuch XLII I. 
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der Fälle läßt es fich lediglich hiſtoriſch erklären, daß die eine Stadt 
eine königliche Polizeiverwaltung hat und die andere, in gleicher 
Lage befindliche eine ſtädtiſche; zum Beiſpiel hat Coblenz mit noch 
nicht 56 000 Einwohnern eine königliche Polizeiverwaltung, dagegen 
eine ſo bedeutende Stadt wie Düſſeldorf mit 370 000 Einwohnern 
eine ſtädtiſche Polizei. Hart an der Grenze gelegene Feſtungen, wie 
Graudenz und Thorn, die für unſere Landesverteidigung von der. 
allergrößten Bedeutung ſind, haben ſtädtiſche Polizei, während Danzig, 
deſſen ſtrategiſche Bedeutung an diejenige von Graudenz und Thorn 
nicht heranreicht, königliche Polizei hat. Die geſetzlichen Beſtimmungen 
ſind völlig veraltet, die beſagen, daß alle diejenigen Orte eine könig⸗ 
liche Polizeiverwaltung bekommen können, wo ſich eine Bezirks⸗ 
regierung, ein Land⸗, Stadt⸗ oder Kreisgericht befindet ſowie Feſtungen 
und Gemeinden von mehr als 10000 Einwohnern. Wohin die 
Richtung der modernen Entwicklung geht, zeigen die in letzter Zeit 
ergangenen Geſetze, durch die königliche Polizeiverwaltungen ge⸗ 
ſchaffen worden ſind für Eſſen, Bochum, Gelſenkirchen, Kiel, Zabrze 
(jetzt Hindenburg O.⸗S.) und Kattowitz. Hier handelt es ſich aus⸗ 
nahmslos um einheitliche Induſtriereviere und Großſiedlungen, die 
mit den ſie umgebenden Vororten in baulicher und wirtſchaftlicher 
Hinſicht ein untrennbares Ganzes bilden. Eine Zerſplitterung der 
Polizeibehörde würde hier die Polizei auf vielen Gebieten zu einer 
ſtumpfen Waffe machen. In derartigen Fällen kann die Polizei im 
allgemeinen nur von einer den zerſplitterten Gemeinden gemeinſam 
übergeordneten Stelle, d. h. vom Staate durch königliche Polizei⸗ 
verwaltungen ausgeübt werden. Darum muß in dieſen und in ähnlich 
gelagerten Verhältniſſen dem Staate das Recht vorbehalten bleiben, 
königliche Polizeiverwaltungen einzuführen. In anderen Gemeinden 
kann ohne weiteres darauf verzichtet werden. Aber auch in ſolchen 
Gemeinden beſteht die Notwendigkeit einer einheitlichen Handhabe 
nicht für alle Zweige der Polizei mit gleicher Stärke, ſondern im 
weſentlichen nur für die Sicherheitspolizei. Eine ſolche Notwendigkeit 
beſteht meines Erachtens zum Beiſpiel für die Baupolizei nicht. 
Unſere Polizeiorganiſation bedarf aber unbedingt noch der Er⸗ 
gänzung durch die Schaffung einer ſtraff organiſierten Staatspolizei, 
deren Zuſtändigkeit nicht örtlich begrenzt iſt, wie diejenige der Orts⸗ 
polizeibehörden, die unabhängig voneinander und ohne Zuſammenhang 
miteinander arbeiten. In dieſer Richtung beſtehen bisher nur be⸗ 
ſcheidene Anſätze zu einer gewiſſen Zentraliſierung. Doch genügt die 
im Wege miniſterieller Anordnung getroffene Einrichtung, daß auf 
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Erſuchen der zuſtändigen Ortspolizeibehörde großſtädtiſche Kriminal⸗ 
kommiſſare im Bedarfsfalle en tſandt werden können, nicht. 

Auch auf dem Gebiete der Schule können die Wünſche der Ge⸗ 
meinde nicht in vollem Umfange befriedigt werden. Dagegen iſt es 
dringend erwünſcht, hier eine klare Scheidung zwiſchen dem zu ſchaffen, 
was der Gemeinde gebührt, und dem, was dem Staate zukommt. 
Gegenwärtig find die Verhältniſſe jo wen ig klar, daß wohl auf dieſem 
Gebiete die meiſten Klagen über Eingriffe in die Selbſtverwaltung 
erhoben werden. Eine völlige Auslieferung der Schule an die Selbſt⸗ 
verwaltung erſcheint mir ausgeſchloſſen, denn ſie würde gleichbedeutend 
ſein mit einem Hineintragen der Politik und der Parteibeſtrebungen 
in die Schule. Je nach der an den einzelnen Orten herrſchenden 
Richtung würden wir konſervative, klerikale, demokratiſche uſw. 
Schulen haben. Nun kann man ſich vielleicht auf einen ganz vor⸗ 
urteilsloſen Standpunkt ſtellen und zugeben, daß jede Partei gewiſſe 
Ideale hat, und daß ein Jüngling, der in dieſen Idealen groß⸗ 
gezogen wird, zwar nicht immer ein guter Staatsbürger, doch aber 
ein ganzer Mann werden kann. Gewiß wird ſchon durch das Neben⸗ 
einander von erzieheriſchen Einflüſſen im Elternhauſe und in der 
Schule mancher Keim der Zwieſpältigkeit in das junge Gemüt des 
Kindes gepflanzt. Nun denke man aber an das Produkt der Er⸗ 
ziehung, das entſtehen würde aus einem Kinde, das nacheinander 
eine nach konſervativen, ſozialdemokratiſchen und klerikalen Partei⸗ 
tendenzen geleiteten Schule beſucht hat, was doch bei unſerer ſtark 
fluktuierenden Bevölkerung gar nicht zu den Seltenheiten gehören 
würde. Ein ſolches Kind würde doch eine ſchreckliche Mißgeburt 
ſondergleichen bedeuten. Dieſe Mißſtände laſſen ſich nur vermeiden, 
wenn dem Staate weiter das ausſchließliche Recht der Beſtimmung 
über Art und Inhalt des Unterrichts verbleibt. Hierzu gehört vor 
allem auch neben der Schulzucht die ausſchließliche Diſziplinargewalt 
über die Lehrer. Gerade der letzte Punkt widerſpricht ſehr den 
Wünſchen der Selbſtverwaltungen, doch iſt es unmöglich, ihnen hierin 
entgegenzukommen, da die Ausführung der materiellen Anordnung 
des Staates über Art und Inhalt des Unterrichts nur dann ge⸗ 
ſichert iſt, wenn er auch die Lehrer in der Hand hat, deren guter 
Wille letzthin entſcheidend iſt für die Art und Weiſe, in der den 
Kindern das vorgeſchriebene Penſum geboten wird. Inſpektionen 
allein können in keiner Weiſe die richtige Durchführung der An⸗ 
ordnungen verbürgen. Es muß die Möglichkeit bleiben, Lehrer von 
einem Ort in einen anderen verſetzen zu können, ihnen eine beſtimmte 
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Karriere durch feſte Aufrückungsmöglichkeiten zu bieten uſw. Da⸗ 


gegen können alle anderen Schulangelegenheiten der reinen Selbſt⸗ 
verwaltung durch die Gemeinden unbedenklich überlaſſen werden. 
Dies iſt wohl auch der Sinn der geltenden Geſetze, wenn ſie einen 


Unterſchied zwiſchen inneren und äußeren Schulangelegenheiten machen. 


Doch hat die Unklarheit der Grenzen zwiſchen inneren und äußeren 
Schulangelegenheiten, die niemals genau geſetzlich feſtgelegt worden 
ſind, zu Vermengungen Anlaß gegeben, ſo daß oft der ſcharfe 


Unterſchied zwiſchen äußeren Schulangelegenheiten, bei denen dem 


Staate nur die Aufſicht zuſteht, und inneren Schulangelegenheiten, 
bei denen der Staat zur Leitung berechtigt iſt, verwiſcht worden iſt. 
Es wird Aufgabe der Verwaltungsreform ſein müſſen, hier die 
Grenzen wiederherzuſtellen und durch zweckmäßige Ausgeſtaltung des 
Verwaltungsſtreitverfahrens den Anſpruch der Gemeinde auf Ver⸗ 
waltung der äußeren Schulangelegenheiten als Teil un Selbſt⸗ 
a: zu DER 


IV. Beamtenfragen 


Die Beamtenfragen werden nach dem Kriege eine große Rolle 
ſpielen. In erſter Linie ſelbſtverſtändlich die Beſoldungsfrage. Über 
die Einführung eines neuen Moments für die Bemeſſung der Ge⸗ 
hälter, nämlich des Perſonenſtandes, ob ledig oder verheiratet und 
die Anzahl der Kinder, will ich hier weiter nichts ausführen. Es 


gibt Ideen, die eine ſolche Suggeſtivkraft haben, daß fie mit Argu⸗ 


menten, die lediglich der Logik entnommen ſind, nicht totgeſchlagen 
werden können. Da iſt jedes Wort der Befürwortung überflüſſig 
und jedes Wort der Bekämpfung vergebens. Die Einführung kommt, 


und nur die praktiſchen Erfahrungen können ergeben, ob es ſich dabei 


um einen geſunden Gedanken handelt oder nur um eine Dummheit, 
die zu denen gehört, die eben gemacht werden müſſen. Ich will mich 
lieber einigen mehr idealen Fragen ſpeziell des höheren Verwaltungs⸗ 
beamtentums zuwenden. Das höhere Verwaltungsbeamtentum wird 
von vier Seiten bedroht: a) Von den Parlamentariern. Jeder, der 
Sinn hat für die Lebensbedingungen des höheren Beamtentums, 


muß Blick dafür haben, daß die Qualität der höheren Beamten auf 


die Dauer ſchwer darunter leiden würde, wenn gerade die oberſten 
und verantwortlichſten Poſten grundſätzlich nicht mit Männern 
beſetzt würden, die aus ihren Reihen hervorgegangen ſind, ſon⸗ 
dern mit parlamentariſchen Außenſeitern. Gerade die tüchtigſten, 
beſten und ſtolzeſten Elemente würden nicht in einer Organiſation 
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verbleiben, wenn von vornherein feſtſteht, daß die höchſten Stufen 
für ſie verſchloſſen ſind. b) Von den reinen Juriſten. Es iſt eine 
alte Streitfrage, ob es zweckmäßig iſt, das beſondere Verwaltungs⸗ 
examen beizubehalten. Ich mache mir nicht die Anſicht zu eigen, 
die man eigentlich nur bei neugebackenen Regierungsreferendaren 
verzeihlich finden kann, daß jemand, der das Gerichtsaſſeſſorexamen 
gemacht hat — ich ſelbſt gehöre nicht zu dieſen — niemals ein 
guter Verwaltungsbeamter werden kann. Es handelt ſich dabei nur 
um ein übertriebenes Standesvorurteil, denn jeder, der in den 
preußiſchen Verwaltungs perſonalien einigermaßen Beſcheid weiß, muß 
wiſſen, daß eine große Anzahl gerade der tüchtigſten Verwaltungsbeamten 
aus den Kreiſen der „Juſtitiare“ hervorgegangen iſt. Darum handelt 
es ſich aber gar nicht. Durch ſolche Behauptungen iſt nur eine 
falſche Problemſtellung erreicht. Man muß zunächſt davon ausgehen, 
daß jedes Examen, wenn es überhaupt einen Zweck haben ſoll, 
die Aufgabe erfüllen ſoll, eine Ausleſe zu treffen. Dieſe Ausleſe 
wird bei den juriſtiſchen Staatsexamen im weſentlichen vorgenommen 
nach dem Maßſtabe der Kenntniſſe auf dem Gebiete des Zivil⸗ und 
Strafrechts und der Fähigkeit zum juriſtiſchen, logiſchen Denken. 
„Dieſe Kenntniſſe und Eigenſchaften können für einen Verwaltungs⸗ 
beamten recht nützlich ſein, ſicherlich find fie niemals hinderlich, aber 
ſie machen noch längſt nicht einen guten Verwaltungsbeamten aus. 
Ich kenne eine Reihe von hervorragend tüchtigen Verwaltungsbeamten, 
die das Regierungsaſſeſſorenamen mit „gut“ beſtanden haben, die 
aber im juriſtiſchen Examen ſicher nur notdürftig durchgeſchlüpft 
wären. Dieſe Ausleſe der Verwaltungsbeamten muß ſich eben nach 
ganz anderen Geſichtspunkten vollziehen. Auch die Intereſſen ſind 
ſo ganz verſchieden. Ich frage mich, warum ſoll jemand, deſſen 
Intereſſen auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts und der praktiſchen 
Verwaltung liegen, vier ganze lange Jahre Gerichtsreferendar ſein 
und ſich intime Kenntniſſe der Paragraphen des Handelsgeſetzbuches, 
der Zivilprozeßordnung uſw. erwerben, die er ſpäter praktiſch doch 
nicht verwenden kann. Nur als Geiſtesgymnaſtik und zur Ausbildung 
des logiſchen Verſtandes? Ich glaube, dazu gewährt das Ver⸗ 
waltungsrecht auch noch die genügenden Lehrmittel. Wer ſich einmal 
in die Geheimniſſe zum Beiſpiel des Polizeirechts und des Kommunal⸗ 
abgaberechts verſenkt hat, wird mir darin zuſtimmen. Unſere ganze 
Ausbildung krankt daran, daß wir zu ſpät in die eigentliche Berufs⸗ 
ausbildung kommen. Ich halte es aber für Unſinn, junge Leute bis 
zum 26. Lebensjahre ausſchließlich mit Dingen zu befaſſen, die ihnen 
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höchſtens zur Ausbildung ihres Verſtandes dienen, die fie im ſpäteren 
Leben praktiſch aber nicht verwenden, ſondern in den allermeiſten 
Fällen ſchleunigſt wieder vergeſſen. „Man wendet nicht an, was 
man gelernt hat, und lernt, was man nicht anwenden kann“ (Kritik 
des chineſiſchen Reformators K'ang You Wei's an den cghineſiſchen 
Studien⸗ und Examenvorſchriften; O. Franke, Oſtaſiatiſche Neu⸗ 
bildungen. Hamburg 1911, S. 28). c) Von den Kommunalbeamten. 
Die Tendenz der Kommunaliſierung engt fortſchreitend das Tätigkeits⸗ 
gebiet der allgemeinen Staatsverwaltung ein. Schon wird aber der 
Ruf erhoben, daß der Staat beſtimmte Dezernatſtellen nicht mit 
innerhalb der Staatsverwaltung herangebildeten Beamten, ſondern 
mit ehemaligen Kommunalbeamten beſetzen ſoll. Ich gebe gern zu, 
daß es für jeden Verwaltungsbeamten nur vorteilhaft ſein kann, 
wenn er einmal in der Selbſtverwaltung tätig geweſen iſt, doch kann 
der Staat nicht auf die Heranbildung eigener Beamten verzichten 
und ſich nur auf eine Rekrutierung aus den Reihen der Kommunal⸗ 
beamten beſchränken. Kommunalbeamtentum iſt untrennbar mit 
kommunalen Wahlen verbunden. Kommunale Wahlen ſind ihrerſeits 
wieder untrennbar verbunden mit einem gewiſſen Agitieren, mit einem 
gewiſſen Wettbewerb um die Gunſt der Wähler. Gerade den ſtilleren 
Naturen liegt eine derartige Art des Bewerbens ſehr wenig, wo es 
doch immer darauf ankommt, ſich und ſeine Verdienſte herauszu⸗ 
ſtreichen, ſich in das rechte Licht zu ſetzen. Elemente, denen die 
ruhige ſachliche Arbeit mehr liegt als die geſchickte perſönliche In⸗ 
ſzenierung, kommen dabei leicht in den Hintergrund. Auf dieſe Weiſe 
würden dem Staate viele wertvollen Kräfte von vornherein verloren 
gehen. d) Den mittleren Beamten. Auf der Tüchtigkeit und der 
Unantaſtbarkeit unſeres mittleren Beamtentums beruht im weſent⸗ 
lichen der feſte ſichere Geſchäftsgang unſerer Behörden. Es iſt darum 
von höchſter Wichtigkeit, dieſen Stand bei ſeiner Arbeitsfreudigkeit 
zu erhalten. Es iſt mir nun bekannt, daß im mittleren Beamtentum 
der Wunſch ſehr rege iſt, daß ihm die Möglichkeit eröffnet wird, 
bei Eignung und Bewährung in die Stellen höherer Beamten ge⸗ 
langen zu können. Nach Maßgabe der Geſetzgebung iſt dies zurzeit 
nur bei den Stellen in den Miniſterien möglich, da hierfür keine 
beſtimmte Qualifikation vorgeſchrieben iſt, nicht aber bei den Stellen 
in der Provinz. Der akademiſch gebildete Beamte iſt leicht geneigt, 
ſolche Beſtrebungen für unberechtigt zu halten, weil er zu befangen 
iſt in dem Gedanken daran, wie er ſich die Kenntniſſe erworben hat. 
Wer aber mit unbefangenem Auge die Leiſtungen hervorragend 
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tüchtiger mittlerer Beamter anſieht, muß ſich darüber klar werden, 
daß es doch möglich iſt, ſich auch auf anderem Wege die erforder- 
lichen Kenntniſſe und Fähigkeiten zu erwerben. Man muß manchmal 
ſtaunen, wie ſolche Beamte es fertig bringen, auf rein praktiſchem 
und empiriſchem Wege zu ausgezeichneten Kennern großer und 
ſchwieriger Rechtsgebiete zu werden. Ich glaube darum, daß dieſe 
Beſtrebungen nicht einfach als unmöglich und untunlich abgetan 
werden können. Die Gefahren ſind allerdings nicht zu unterſchätzen 
und die Möglichkeiten des Mißbrauchs (Belohnung für Hilfe bei 
Wahlen uſw.) nicht von der Hand zu weiſen. Die Möglichkeit eines 
Mißbrauchs kann aber niemals ein Argument gegen eine an ſich 
berechtigte Einrichtung ſein. Wir hätten dann allerdings die Sach⸗ 
lage, daß Beamte ohne akademiſche Bildung in der Laufbahn der 
höheren Verwaltungsbeamten zugelaſſen, dagegen von der höheren 
Juſtizlaufbahn ausgeſchloſſen wären. Die Anſchauungen, die in den 
Kreiſen unſerer höheren Regierungsbeamten beſtehen, ſind aber im 
allgemeinen ſo wenig kleinlich, daß ſie durch derartige Standes⸗ 
rückſichten, die zu einem ſtändigen Vergleichen und Abwägen mit 
anderen Karrieren Anlaß geben, nicht beſtimmt werden. 

Das Weſen des Beamtentums bringt es mit ſich, daß bei ihm 
die äußeren Ehren eine nicht unweſentliche Bedeutung haben. Ein 
Vergleich der Gehälter, wie ſie in den Gemeinden und namentlich 
im Erwerbsleben gezahlt werden, zeigt unwiderleglich, daß der Staat 
einen Teil des Entgeltes für die Leiſtungen ſeiner Beamten mit 
Titeln und anderen äußeren Ehrenzeichen bezahlt. Darum muß eine 
zu freigiebige Vergebung ſolcher Ehren an Perſonen aus den Kreiſen 
von Handel und Induſtrie notwendigerweiſe einen Rückſchlag auf den 
Beamtenſtand haben. In letzten Zeiten ſcheint es Grundſatz geworden 
zu ſein, führenden Perſönlichkeiten beſtimmter Induſtriezweige, bei 
denen der Zuſammenhang mit der Wiſſenſchaft, der an ſich bei jeder 
Induſtrie beſteht, vielleicht augenfälliger zutage tritt, nicht mehr den 
Titel eines Geheimen Kommerzienrats, ſondern den eines Geheimen 
Regierungsrats zu verleihen. Wie ich mir die ſtolzen königlichen 
Kaufleute vorſtelle, kann dieſen die Verleihung derartiger Titel, die 
auf die Bekleidung eines Amtes und die Eigenſchaft eines Beamten 
ſchließen laſſen, nur peinlich ſein, da ſie, ſicherlich mehr auf das 
Sein als auf den Schein bedacht, nur glänzen wollen durch das⸗ 
was ſie ſind, und nicht durch das, was ſie nicht ſind. Auf die 
Qualität des Nachwuchſes der Beamtenſchaft kann dies aber nicht 
ohne Folgen bleiben. Hat dieſen bisher vielfach noch der Ehrgeiz 
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von dem Eintritt in das Erwerbsleben abgehalten, jo werden in 
ihren Augen die Bedenken vermindert, wenn ſie ſehen, daß damit ein 
Verzicht auf die äußeren Ehren des Staatsbeamten nicht verbunden 
iſt, daß vielmehr dieſe Ehren einem erfolgreichen induſtriellen General⸗ 
direktor neben dem Erwerb eines großen Vermögens noch eher winken 
als einem Staatsbeamten, dem jede Möglichkeit zur Vermehrung 
ſeines Vermögens genommen iſt. Aus ähnlichen Gründen liegt es 
nicht im dienſtlichen Intereſſe, wenn es zurzeit für einen Beamten 
tatſächlich leichter iſt, eine Ordensauszeichnung durch außerdienſtliche 
Betätigung (in der Wohltätigkeit, im Kriegervereinsweſen uſw.) zu 
erreichen als durch Leiſtungen innerhalb ſeines Amtes. Es kommt 
dies auf eine unerwünſchte Bevorzugung jener Beamten hinaus, in 
deren Zeiteinteilung und Intereſſenkreis die außerdienſtliche Beſchäf⸗ 
tigung die größte Rolle ſpielt, während diejenigen Beamten benach⸗ 
teiligt werden, die ihre ganze Perſönlichkeit in den Dienſt des Amtes 
ſtellen. Überhaupt muß dafür geſorgt werden, daß die Ordens⸗ 
verleihung ihre eigentliche Zweckbeſtimmung, die Belohnung für be⸗ 
ſonders tüchtige Leiſtungen eines Beamten und damit zugleich ein 
Anſporn für die anderen zu ſein, nicht ganz verliert. Man hat hier 
manchmal den Eindruck, als wenn die ſtille Dezernatstätigkeit, deren 
Erfolg nur für die Vorgeſetzten und für wenige andere Eingeweihte 
erkennbar iſt, zu ſehr zurücktrete gegenüber Arbeiten, die einem ſicht⸗ 
baren Werke gelten und ihren Abſchluß mit einer öffentlichen Feier⸗ 
lichkeit finden. Und doch verurſacht nicht ſelten eine ſchwierige Ver⸗ 
waltungsangelegenheit ſehr viel mehr Arbeit als die Mitwirkung in 
irgendeiner Form bei einem Werk, das ſeine Krönung in einem Er⸗ 
öffnungs⸗, Einweihungs⸗ oder Enthüllungsakt findet. 

Die Art der Auswahl der Regierungsreferendare und überhaupt 
die Grundſätze, die bei der Stellenbeſetzung innerhalb der allgemeinen 
Verwaltung beobachtet werden, finden ſtändig eine heftige Kritik. 
Sicher iſt das Verfahren nicht über jeder Kritik erhaben, doch bin 
ich überzeugt, daß die allgemeine Verwaltung hierbei ſehr viel vor⸗ 
urteilsfreier vorgeht, als ihr Ruf es wahrhaben will. Zunächſt iſt 
zu bedenken, daß die allgemeine Verwaltung viel mehr in einem 
Glaskaſten ſitzt als alle anderen Verwaltungen. Die allgemeine Ver⸗ 
waltung wird in dieſer Beziehung viel mehr kritiſiert, nicht weil die 
Zuſtände bei ihr ſchlechter wären, ſondern weil die Poſten bei ihr 
begehrter ſind, weil man annimmt, daß mit den von ihr zu ver⸗ 
gebenden Amtern mehr politiſcher Einfluß und größere Macht ver⸗ 
bunden ſind als mit denjenigen der Spezialverwaltungen. Immer 


169] Hiſtoriſch⸗politiſche Gedanken zur preußiſchen Verwaltungsreform 169 


wieder wird vorgeſchlagen, die Annahme der Regierungsreferendare 
den Regierungspräfidenten zu nehmen und dem Miniſter des Innern 
zu übertragen. Ich will auf das Für und Wider dieſer in den par⸗ 
lamentariſchen Verhandlungen genügend breit getretenen Frage hier 
nicht wieder eingehen, möchte aber noch auf folgendes hinweiſen. 
Iſt nicht mehr Bürgſchaft gegen Einſeitigkeit in der Auswahl ge⸗ 
geben, wenn die Annahme, wie jetzt, auf 15 verſchiedene Stellen ver⸗ 
teilt, als wenn ſie bei einer Stelle im Miniſterium vereinigt iſt? 
Der berechtigte Regierungspräſident wird bei der Annahme natürlich 
mitbeſtimmt durch den Zufall perſönlicher Beziehungen und Bekannt⸗ 
ſchaften. Die darin ſteckende Fehlerquelle, die zu Einſeitigkeit führen 
könnte, wird aber reichlich kompenſiert dadurch, daß auch noch 14 
andere Regierungspräſidenten zur Annahme berechtigt ſind, die wieder 
andere Beziehungen und andere Bekanntſchaften haben. Bei den 
Klagen über die Beſetzung der leitenden Stellen in der Provinz über⸗ 
ſehen die Kritiker meiſtens, daß Beamter und Amt ſich gegenſeitig 
beeinfluſſen und bedingen. Ein leitender politiſcher Beamter in der 
Provinz beeinflußt nicht nur die Provinz, ſondern er wird auch 
wieder ſelbſt von den beſonderen Intereſſen und Anſchauungen der 
Provinz beeinflußt. Das hängt ſchon mit der ganzen Art zuſammen, 
wie unſer Beamtentum ſelbſtlos in ſeinem Amt aufgeht. Ein Be⸗ 
amter, der in einer vornehmlich induſtriellen Provinz tätig iſt, wird 
ſich mehr den Fragen der induſtriellen Produktion widmen und darum 
auch deren Intereſſen, die identiſch ſind mit den Intereſſen der Pro⸗ 
vinz, ſcharf vertreten. Umgekehrt ein Beamter, der in eine agrariſche 
Provinz kommt. Man muß auch nicht überſehen die Macht der vor⸗ 
herrſchenden Anſchauungen in den leitenden Kreiſen einer Provinz. 
Glaubt man wirklich, daß ein Beamter, der bisher öffentlich gewettert 
hat gegen ſolche Anſchauungen, die den Provinzialeingeſeſſenen hoch 
und heilig ſind, irgendeine Wirkungsmöglichkeit in einer ſolchen Pro⸗ 
vinz hätte? Wenn alſo bei der Stellenbeſetzung bisher nicht alle 
Parteien gleichmäßig berückſichtigt worden ſind, ſo mache man 
meinetwegen bergauf, bergab, talein, talaus einen Aufklärungs⸗ und 
Werbefeldzug, um die Anſchauungen der Provinzialeingeſeſſenen von 
Grund auf zu ändern, nur mache man der Regierung keinen Vor⸗ 
wurf daraus, wenn ſie bei der Beſetzung der Stellen die gegebenen 
Verhältniſſe berückſichtigt. 


170 Heinrich von Friedberg: Hiſtoriſch⸗politiſche Gedanken uſw. [170 


V. Ein Schlagwort für die Verwaltungsreform 


Wie lautet nun aber der Schlachtruf, unter dem der Kampf 
um die Verwaltungsreform gewonnen werden ſoll? Statt einer 
Antwort ein Zitat aus dem prächtigen Buch über das heutige 
Agypten von Cromer (Berlin 1908, Bd. II, S. 361), der einer der 
hervorragendſten Verwaltungsbeamten und Organiſatoren aller Zeiten 
und aller Länder geweſen iſt: „Es iſt immer ſchon etwas von den 
Befürwortern einer politiſchen Idee gewonnen, wenn ſie ihrer 
Lieblingstheorie in Geſtalt eines epigrammatiſchen Namens ein 
Merkmal aufdrücken können. Die Benennung an und für ſich gibt 
ihrem Vorſchlag den Anſchein, als ob er geſunde und ſtaatsmänniſche 
Prinzipien in ſich berge. Wertloſe Phraſen üben bei der Regierung 
der Welt einen großen Einfluß aus. Im Sturm und Drang des 
öffentlichen Lebens unſeres geſchäftigen Jahrhunderts ſind eine große 
Anzahl, die ſich mit Politik befaſſen, oft zu ſehr mit anderen Dingen 
beſchäftigt, als daß ſie ſorgfältig unterſuchen könnten, ob die in 
Frage ſtehende Phraſe die Elemente einer geſunden, den wahren 
Tatſachen der Lage entſprechenden Politik verkörpert, wie auf den 
erſten Blick ſcheinen will, oder ob ſie nur ein Flitterdeckmantel iſt, 
worunter ein greller Trugſchluß iſt.“ Dieſer beherzigenswerte Aus⸗ 
ſpruch verdammt das Schlagwort und beweiſt gleichzeitig ſeine Un⸗ 
entbehrlichkeit im heutigen Zeitalter, wo an großen Geſetzentwürfen, 
wie der Verwaltungsreform, nicht nur ein kleiner Kreis von Sach⸗ 
verſtändigen, ſondern die große Maſſe der Wähler und des Volkes 
beteiligt iſt. Trotz dieſer Erkenntnis muß ich mein Unvermögen 
eingeſtehen. Ich bin zu wenig Parteiboß, um ein ſolches Schlag⸗ 
wort zu finden. Ich ſehe zu ſehr die Schwierigkeiten der einzelnen 
Fragen, das Für und Wider, als daß ich ſie für den Gemeingebrauch 
zuſammenfaſſen könnte zu einem Schlagwort, das nie ganz treffend, 
nie ganz paſſend ſein kann. Möge ein anderer verſuchen, das nötige 
Markenwort für das Werk zu finden. Auch dabei gilt der moderne 
Grundſatz der Arbeitsteilung. 
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Ven den mancherlei innerpolitiſchen Problemen, die durch den 
Krieg in den Vordergrund des allgemeinen Intereſſes gerückt ſind, 
iſt zweifellos das bedeutendſte das Problem des Parlamentarismus. 
Ich beabſichtige jedoch nicht, heute abend dieſe Frage von allen 
Geſichtspunkten aus zu beleuchten, ſondern ich möchte mir nur er⸗ 
lauben, einige Randgloſſen zu dieſem Thema vorzutragen. 

Sie wiſſen, daß man unter dem Schlagwort vom „Parlamen⸗ 
tariſchen Syſtem“ das Streben zu verſtehen hat, die politiſche Kräfte⸗ 
verteilung zwiſchen dem Parlament und dem anderen, ausſchlag⸗ 
gebenden Faktor der Geſetzgebung, der Regierung, zugunſten des 
Parlaments zu verſchieben und das Parlament zur beherrſchenden 
politiſchen Machtquelle zu machen. Dieſe Ausdrucksweiſe begegnet 
uns allerdings nicht immer bei den Anhängern des parlamentariſchen 
Syſtems; ſie reden lieber von dem Gegenſatz zwiſchen Regierung 
und Volk. Aber erſt müßte man wohl prüfen, ob das Parlament 
berechtigt iſt, ſich ſelbſt mit dem Volk zu identifizieren. Ich beab⸗ 
ſichtige jedenfalls als Ausgangspunkt meiner Erörterungen die Tat⸗ 


1 Gehalten in der Deutſchen Geſellſchaft 1914 am 14. Januar 1918. 
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ſache zu nehmen, daß der Komplex von Fragen, der unter dem 
parlamentariſchen Syſtem verſtanden wird, eine zentrale Stellung 
unter allen innerpolitiſchen Problemen einnimmt, und ich knüpfe 
daran die Frage, warum dem ſo iſt. 

Man wird, wenn man dieſe Frage beantworten will, von drei 
Urſachenreihen auszugehen haben, die es begründen, daß wir gegen⸗ 
wärtig ſoviel vom parlamentariſchen Syſtem reden, hören und leſen. 
Einmal von der Seite des Parlaments aus, dann von der Staats⸗ 
verwaltung und auch von ſeiten der Krone aus. 

Um gleich bei der letzteren zu beginnen, ſo iſt das ein Argu⸗ 
ment, das aus begreiflichen Gründen in der Preſſe keine große Rolle 
ſpielt, aber im Schoße der Parteien wird es zweifellos erörtert. Es 
iſt auch ſelbſtverſtändlich, daß ſich von den Reichstagsdebatten vom 
10. und 11. Oktober 1908 über die bekannten Artikel des „Daily 
Telegraph“ bis in die Kommiſſionsſitzungen im letzten Sommer Fäden 
hinüberziehen. Ich komme auf die Stellung der Monarchie zum 
Parlamentarismus am Schluſſe noch zurück. 

Am häufigſten wird der Zuſammenhang zwiſchen der Notwendig⸗ 
keit des parlamentariſchen Syſtems und unſerer Staatsverwal⸗ 
tung, ihrer Formen und Leiſtungen erörtert. Den Ausgangspunkt 
bilden hier ſtets die Erfolge oder Mißerfolge des Obrigkeitsſtaates 
und ſeiner Bureaukratie im Kriege. Denn das iſt ja auch zweifellos: 
der Krieg hat uns manches auf dem Gebiete der inneren und äußeren 
Politik enthüllt, was die durch die Zeitereigniſſe verſchärfte Kritik 
mit Recht zu der Forderung veranlaßt, es müſſe in der Zukunft 
vieles anders und vor allem beſſer werden. Und die Anhänger 
des parlamentariſchen Syſtems gehen von dem Gedanken aus, daß 
die Akzeptierung ihres Syſtems uns zu einer beſſeren, zweckmäßigeren, 
befriedigenderen inneren und äußeren Politik führen würde. Aber zu 
dieſen beiden Urſachen tritt noch hinzu das Bedürfnis, die Stellung 
des Parlaments zu verbeſſern. Ich perſönlich ſtimme gar nicht 
in den Chorus derjenigen ein, die geringſchätzig über unſere Parla⸗ 
mente, insbeſondere über den Reichstag urteilen. Im Gegenteil. 
Ich finde, der Reichstag iſt in viel höherem Maße ein vollkommenes 
Spiegelbild des deutſchen Volkes als irgendein anderes Parlament. 
Das iſt nicht immer ein Lob. Der Reichstag iſt jedenfalls ein klein 
wenig doktrinär — wie unſer Volk —, er iſt geiſtig manchmal etwas 
undiſzipliniert — wie es den guten Deutſchen ja auch geht —, und 
man kann ſogar ſagen, der Reichstag iſt ſo unpolitiſch wie das 
deutſche Volk ſelbſt; aber auch ſo fleißig, ſo pflichtgetreu, dabei aber 
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auch der Führung ſo bedürftig wie dieſes. Ich glaube, daß unſerem 
Reichstag nichts ſo ſehr fehlt wie eminente Perſönlichkeiten, mit 
Führerqualitäten begabt. Das erklärt uns vielleicht mancherlei, was 
uns augenblicklich mißfällt, was uns kritiſch ſtimmt. Dazu kommen 
die Alterserſcheinungen dieſes Parlaments, das die ihm zugewieſene 
Lebensdauer ſchon mehrere Jahre überſchritten hat. Bekanntlich 
kann das kein Parlament gut vertragen. 

Aber alles das zugegeben, bleibt immer noch übrig — und 
zwar nicht nur bei den Volksvertretern, ſondern auch bei dem von 
ihnen repräſentierten Volke — ein Gefühl, das am meiſten dem 
ähnlich iſt, das jeden an Tätigkeit gewöhnten Menſchen beſchleicht, 
wenn das Reſultat einer Arbeit im ſchreienden Mißverhältnis zu der 
Kraft ſteht, die dabei vertan wurde. Man redet im Parlament zuviel, 
man beſchließt ja auch mancherlei, man hat gute Vorſätze und poli⸗ 
tiſchen Reformeifer. Aber wenn die Legislaturperiode vorüber iſt, 
und man ſieht ſich den Erfolg an, dann hat meiſtens nur ein kleiner 
Teil deſſen, was die Parteien erſtrebt haben, Verwirklichung gefunden. 

Nun ſuchen die Vertreter des parlamentariſchen Syſtems die 
Urſachen dieſer Erſcheinung in der verfaſſungsrechtlichen Stellung. 
des Reichstags und kommen zu dem Reſultat, daß dieſe Stellung 
geändert werden muß. 

Prüfen wir daher, wie es mit den Gründen für und wider das 
parlamentariſche Syſtem beſtellt iſt. | 

Dabei muß ich noch zwei Vorbemerkungen machen, um Miß⸗ 
deutungen zu vermeiden. 

Ich bin ein unbedingter Anhänger der freieſten Indivi⸗ 
dualitätsrechte, die ſich denken laſſen, und glaube, daß zu aller⸗ 
letzt bureaukratiſche Bequemlichkeitsgründe der Verleihung von Rechten 
an das Volk entgegengeſtellt werden dürfen. Ich kenne nur eine 
Schranke, die dem entgegenſteht: die Intereſſen des ſozialen Zuſammen⸗ 
lebens. Und wenn bei der Durchführung dieſes Grundſatzes ſich 
Mißſtände herausbilden, ſo glaube ich, daß man zum vernünftigen 
Genuß der Freiheit nicht durch Bevormundung, ſondern nur durch 
die Freiheit ſelbſt erzogen werden kann. 

Der zweite Grundſatz iſt der, daß nie in einem modernen Staats⸗ 
weſen der Beſitz allein, mag er ſich ſtützen auf Grundbeſitz oder 
Induſtriebeſitz oder Handelsbeſitz oder Kapitalbeſitz, mag er ererbt 
oder erworben ſein, das Anrecht auf größeren Einfluß in Staat und 
Geſetzgebung geben darf; nur die Leiſtung für das Allgemeinintereſſe 
ſoll entſcheidend fein. Ich weiß wohl, daß dieſe Forderung leichter 
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aufzuſtellen als zu verwirklichen iſt. Aber von dieſer Auffaſſung aus 
gehe ich an die Beurteilung des parlamentariſchen Syſtems heran. 
Ich glaube, eine Verfaſſungsform, die dieſe Grundſätze verwirklichen 
würde, könnte erfüllen, worauf es bei der Regierung und bei der 
Staatsverwaltung ankommt. Sie könnte dem Volkswillen ent- 
ſprechen, ſoweit das überhaupt möglich iſt; ſie könnte dem Volks⸗ 
wohl dienen, ſie könnte für den modernen Staat, der ja der 
Mitarbeit des Berufsbeamtentums nicht mehr entraten kann, die 
Beamtenſchaft erzeugen, die ſachlich am beſten quali⸗ 
fiziert iſt. 

Ich bin alſo keineswegs von antiſozialen oder antidemokratiſchen 
Gefühlen angekränkelt, und trotzdem bewegen mich Bedenken gegen 
das parlamentariſche Syſtem, die ich im einzelnen darlegen möchte. 
Dabei lege ich auf die Kompliziertheit der Verfaſſung nicht das 
Gewicht, wie es von anderer Seite geſchieht, auf das Verhältnis 
zwiſchen Kaiſer, Reichstag, Bundesrat, Bundesfürſten und was alles 
damit zuſammenhängt. Es würde Schwierigkeiten machen, wenn 
man dazu überginge, den Gedanken des Parlamentarismus im Reiche 
uneingeſchränkt zu verwirklichen. Aber ich denke daran, daß im Jahre 
1871, als Bismarck daranging, die 26 für ſich ſelbſtändigen Staaten 
zu einem Bundesſtaat zu vereinigen, er dieſe Schwierigkeiten auch 
ſchon vorfand. Seine Aufgabe hat er aber doch gelöſt. Und ein 
neuer Bismarck, der jetzt verſuchen würde, im Reiche das parlamen⸗ 
tariſche Syſtem durchzuführen, würde auch die Form dafür finden. 
Aber ich meine, daß der Parlamentariſierung im Reiche logiſcher⸗ 
weiſe die Parlamentariſierung in den einzelnen Bundes⸗ 
ſtaaten vorauszugehen hätte. Denn das Drängen nach der 
Parlamentariſierung im Reiche würde ſich mit weniger Vehemenz 
geltend machen, wenn im führenden deutſchen Bundesſtaat eine andere 
politiſche Machtverteilung erreicht werden könnte. Ich habe das 
Gefühl, daß man im Reiche die Parlamentariſierung wünſcht, 
weil die in Preußen tatſächlich vorhandene Parlamentsherrſchaft 
auf einer viel zu ſchmalen und vor allem in ſozialer Hinſicht nicht 
einwandfreien Baſis aufgebaut iſt. 

Fragt man nun, wie ſtellt man ſich eigentlich das parlamen⸗ 
tariſche Syſtem vor? ſo iſt das Reſultat, daß es nicht ſehr leicht 
iſt, feſtzuſtellen, was nun eigentlich die einzelnen Befürworter und 
die Parteien darunter verſtehen. 

Soweit ich die Literatur verfolgt habe, iſt es lediglich die 
Sozialdemokratie, die klar ausgedrückt hat, in welcher Weiſe ſie ſich 
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den Parlamentarismus denkt. Im vergangenen Jahr hielt in Würz⸗ 
burg der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Landsberg ein Referat über 
die Demokratiſierung im Reiche, und ich finde in dem ſchriftlich 
niedergelegten Text darüber folgendes: „In einem Staat, wie wir 
ihn erkämpfen wollen, kann kein anderes als das parlamentariſche 
Regierungsſyſtem herrſchen. Die Gewähr für perſönliche Tüchtig⸗ 
keit der leitenden Staatsmänner iſt die denkbar größte, wenn ihre 
Ernennung auf Vorſchlag einer zur Mehrheit gelangten Partei 
oder einer Gruppe von Parteien erfolgt, die dringend daran inter⸗ 
eſſiert ſind, keinen Mißgriff zu begehen, und die auf Grund einer 
langen politiſchen Tätigkeit ihrer Führer ein klares Urteil über ihre 
Befähigung haben.“ 

über dieſe Forderung läßt ſich diskutieren. Ich meine nur, daß 
kein Parlament es nötig hat, eine Syſtemänderung zu verlangen, 
wenn es erreichen will, daß mit der Führung der Geſchäfte nur 
ſolche Perſönlichkeiten betraut werden, die der Mehrheit genehm ſind. 
Das iſt lediglich eine Frage des Machtwillens des Parlaments, und 
keine Regierung, kein Monarch, wenn er nicht das Recht beugen will, 
wenn er nicht zum Staatsſtreich ſchreiten will, iſt imſtande, einem 
Parlament den Leiter der verantwortlichen Politik aufzunötigen, wenn 
dieſes Parlament mit überwältigender Mehrheit dieſen Mann nicht 
an ſeiner Spitze haben will. Bisher war es im Reiche doch ſo, 
daß die Herren, die mit den Geſchäften betraut waren, auf der einen 
oder anderen Seite zwar Oppoſition fanden, aber eine Mehrheit für 
ihre Politik haben ſie in entſcheidenden Fragen doch immer auf⸗ 
zubringen vermoͤcht. Das einzige Mal, wo es einen Kanzler gab, 
der keine Mehrheit fand, endete das Spiel mit der Niederlage des 
Kanzlers. 

Nun fügte aber der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Landsberg 
ſeinen Ausführungen noch folgenden entſcheidenden Satz hinzu: 
„Männer, die durch die Ernennung zu Miniſtern aus dem parlamen⸗ 
tariſchen Leben ausſcheiden und alte Herren ihrer Fraktionen werden, 
verlieren die Fühlung mit ihnen. Der Wert des parlamen⸗ 
tariſchen Regierungs ſyſtems liegt gerade in der Perſonal⸗ 
union, darin, daß die Leiter der Parlamentsmehrheit es ſind, die 
die Staatsgeſchäfte führen.“ | 

Hier haben wir die Forderung, deren Erfüllung erſt das par⸗ 
lamentariſche Syſtem verwirklicht. Zunächſt verlangt das parlamen⸗ 
tariſche Syſtem, daß der Miniſter im Einverſtändnis und mit Willen 
der Parteien beſtellt wird und daß dieſer Miniſter ein Parlamentarier 
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fein muß. Die logiſche Folge ift dann natürlich, daß dieſer parla- 
mentariſche Miniſter ſeinen Abſchied zu nehmen hat, wenn er das 
Vertrauen der Mehrheit verliert, die ihn als Miniſter präſentiert 
hat. So kommen wir durch das parlamentariſche Regiment auch 
in Deutſchland zu denſelben Verhältniſſen, die uns begegnen, wenn 
wir die weſteuropäiſchen Staaten betrachten, die dieſes Amen ein⸗ 
geführt haben: England, Belgien und Frankreich. 

Abſehen will ich davon, daß das ſozialdemokratiſche Partei⸗ 
programm die unmittelbare Demokratie, aufgebaut auf Referendum 
und Initiative, verlangt. Damit iſt aber nicht notwendigerweiſe das 
parlamentariſche Regierungsſyſtem verbunden. Im Gegenteil. Wenn 
in der Schweiz einem Miniſter eine Vorlage abgelehnt wird, ſo denkt 
er nicht daran, zurückzutreten, ebenſowenig in den Vereinigten Staaten. 
Das ſind die Staaten, bei denen der Gedanke der Volksſouveränität, 
der Gedanke, daß alle Macht des Staates im Volke ruht, am reinſten 
zum Ausdruck gekommen iſt. Dieſer Gedanke herrſcht auch in manchen 
Staaten, die das parlamentariſche Syſtem haben, iſt aber nicht 
notwendigerweiſe mit dieſem verbunden. Hiſtoriſch iſt dieſe Regierungs⸗ 
form durch eine Auseinanderſetzung zwiſchen Monarchie und Parla⸗ 
ment entſtanden, und ſie bedeutet in ihrer erſten Form eine Redu⸗ 
zierung der Macht des Monarchen, kann aber auch mit einer re⸗ 
publikaniſchen Verfaſſung vereinbart werden. 

Die Lobredner des parlamentariſchen Syſtems ſind vor allem 
fasziniert durch das engliſche Beiſpiel. Ich glaube aber nicht, daß 
man das engliſche Beiſpiel mit dem weniger beliebten franzöſiſchen, 
ſpaniſchen und belgiſchen ohne weiteres vergleichen kann. Die her⸗ 
vorragende politiſche Leiſtung, die darin beſteht, daß die Beherrſcher 
der kleinen Inſeln, die da vor dem Kanal liegen, ein Reich auf⸗ 
gebaut haben, wie es die Welt noch nicht geſehen hat, dieſe un⸗ 
geheure Leiſtung iſt nicht die Frucht des parlamentariſchen Regiments. 
Die Gruppe von führenden Perſönlichkeiten in den Großbritanniſchen 
Inſeln, die in jahrhundertelanger Arbeit dieſes Reich aufgebaut haben, 
bildete allerdings zugleich auch den Apparat des Parlamentarismus 
aus. Aber dieſelben Familien, dieſelbe engbegrenzte Gruppe von 
Grundbeſitzern und Kapitaliſten, die durch die Kabinettsregierung im 
Parlament herrſchte, die hat auch in der Zeit, in der das britiſche 
Weltreich erbaut wurde, den entſcheidenden Einfluß auf die 
Zuſammenſetzung des Parlaments ausgeübt. Das darf 
man nicht vergeſſen, daß England nicht ein auf Grund eines all⸗ 
gemeinen Wahlrechts zuſammengeſetztes Parlament beſaß, ſondern 
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ein politiſches Syſtem, das der Herrenkaſte, der regierenden Schicht, 
die ſich immer in dem bekannten Schaukelſpiel ablöſte, ermöglichte, 
das Kabinett nach ihrem Willen zuſammenzuſetzen, weil auch die Zu⸗ 
ſammenſetzung des Parlaments ganz vom Willen dieſer, zahlenmäßig 
nicht ſehr großen Schicht abhing. Die Baſis, auf der die britiſche 
Kabinettsregierung aufgebaut iſt, iſt ja erſt in einer gar nicht lange 
zurückliegenden Zeit verbreitert worden. Auch unter der Herrſchaft 
eines ausgedehnteren Wahlrechts hat der Einfluß des britiſchen Adels 
und der britiſchen Induſtrieherren auf die Zuſammenſetzung des Par⸗ 
laments nicht aufgehört. Der engliſche Arbeiter iſt ein Mann, der 
es ſich zur hohen Ehre anrechnet, wenn er einen Lord ins Parlament 
hineinwählen darf. Er ſteht zu den Beſitzern von Macht und Ein⸗ 
fluß anders als der Deutſche, was zum großen Teil darauf zurück⸗ 
zuführen iſt, daß die Ausübung der Macht in Großbritannien mit 
einem ungleich höheren Maß von Klugheit vor ſich geht als bei 
unſeren preußiſchen Granden. Übrigens gibt es auch manches Un⸗ 
erfreuliche, das mit dem engliſchen Parlamentarismus verbunden iſt; 
ich brauche nur an die bekannte Darſtellung von Lothar Bucher zu 
erinnern, die auch heute noch ſehr leſenswert iſt, und uns zeigt, daß 
auch hier nicht alles Gold iſt, was glänzt. 

Immerhin unterſcheidet ſich das engliſche Syſtem vorteilhaft 
von dem anderer Länder. Was wir in Frankreich, Italien und in 
ſonſtigen Ländern mit der Herrſchaft des Parlamentarismns erleben, 
das iſt keineswegs derart, daß es uns zur Nachahmung verlockt. Hier 
herrſcht im Parlament meiſtens eine mehr oder minder verhüllte 
kapitaliſtiſche Intereſſenten⸗Clique. Ich brauche nur daran zu er⸗ 
innern, wie lange es in Frankreich gedauert hat, bis man ſich dazu 
entſchloß, die Einkommenſteuerfrage in Angriff zu nehmen. Die 
ganze Wut, der ganze Haß und Ingrimm, der ſich gegen Caillaux 
in Frankreich aufgeſpeichert hat, iſt nicht auf ſeine angebliche Deutſch⸗ 
freundlichkeit, ſondern darauf zurückzuführen, daß er der Mann war, 
der die Einkommenſteuer zuerſt durchführte. Ich brauche nur an die 
Sozialreform Belgiens und an ſein Schulweſen zu erinnern. Wo 
ſind da die Leiſtungen des parlamentariſchen Syſtems? Nahezu 
überall iſt mit ihm die Couloirintrige und ein widerwärtiges 
Geſchäftspolitikertum verbunden, dem das Mandat ein Mittel zu 
perſönlicher Bereicherung iſt. Wenn nicht, wie in England, die 
kapitaliſtiſchen Intereſſenten die Herrſchaft dadurch ausüben, daß ſie 
ſelbſt im Kabinett ſitzen, dann kaufen ſie ſich die pParlamen⸗ 
tarier. 

Schmollers Jahrbuch XLII I. 12 
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Gewiß finden wir in jedem dieſer Parlamente eine Oppoſition 
ehrlicher und aufrichtiger Männer — ich erinnere nur an Jaures 
in Frankreich —, aber das ändert am Gange der Dinge nichts. Dieſe 
Oppoſition iſt das Schmuckſtück, hinter dem ſich das übrige verbirgt, 
das ſonſt mit dem Syſtem verbunden iſt und keineswegs zur Nach⸗ 
ahmung verlocken kann. 

Die geſchilderten Erſcheinungen müſſen ja allerdings nicht not⸗ 
wendigerweiſe mit der Parlamentsherrſchaft verbunden ſein, aber die 
Erfahrung lehrt, daß die Korruption leicht als Begleiterſcheinung des 
Parlamentarismus auftritt, während die Art der Verwaltung, die 
bei uns üblich iſt, einen Mißbrauch der Regierung in gleicher Art 
einfach unmöglich macht. Und das iſt es vor allem, was mich mit 
Bedenken gegen das Syſtem des Parlamentarismus erfüllt. | 

Ich weiß, was man mir antworten wird. Man wird jagen: 
auch unſer Beamtentum iſt nicht frei von kapitaliſtiſchen Einflüſſen, 
und ich gebe zu, meinem Ideal entſpricht die Art der Ausleſe der 
Beamtenſchaft bei uns nicht. Ich weiß ſo gut wie einer, daß bei 
uns die Karriere der Verwaltungsbeamten das Privileg einer Kaſte 
iſt, daß die Zugehörigkeit zu gewiſſen Geſellſchaftsſchichten, zu ſtuden⸗ 
tiſchen Korps uſw. von größerer Bedeutung dabei iſt, als im Inter⸗ 
eſſe der Sache zu wünſchen wäre. Aber daneben verlangt man doch 
auch vom Verwaltungsbeamten Kenntniſſe, man unterwirft ihn einer 
beſonderen Schulung, und es beſteht doch auch — immer von Aus⸗ 
nahmen abgeſehen, die ſich vielleicht im Krieg vermehrt haben, aber 
im Grunde doch nichts an der Sache ändern — bei uns eine Vor⸗ 
ſtellung von der Pflicht des Beamten, die verhindert, daß er 
zum eindeutigen Intereſſenvertreter wird, wie wir es bei manchen 
weſteuropäiſchen Miniſtern ſehen. Ich glaube daher, daß man die 
Behauptung, auch bei uns herrſchten kapitaliſtiſche Intereſſenten, 
weſentlich einſchränken muß. Bei uns herrſcht nicht der Kapi⸗ 
talis mus, ſondern bei uns herrſcht tatſächlich die Bureaukratie. 

Nun iſt aber das das Wichtigſte: ich bin ja auch der Meinung, 
daß es ſo, wie bei uns verwaltet und regiert wird, nicht bleiben 
darf, glaube aber, daß man dazu nicht das parlamentariſche Syſtem 
einführen muß. Es gibt dazu noch andere Mittel, in erſter Linie 
eine andere Ausleſe und Ausbildung der Verwaltungsbeamten. Auch 
mir ſcheint weſentlich zu ſein das Aufhören der Exkluſivität der 
Verwaltungsbeamten, und nirgends halte ich es für notwendiger als 
auf dieſem Gebiete, daß das Wort Bethmann Hollwegs verwirklicht 
wird: „Freie Bahn jedem Tüchtigen.“ 
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Wenn ich nicht irre, war es Balzac, der zur Reform des fran⸗ 
zöſiſchen Beamtentums vorgeſchlagen hat, man ſolle ihre Bezahlung 
verdoppeln und dafür eine Verdreifachung ihrer Leiſtungen fordern; 
dann würde es beſſer werden. Mit einigen Vorbehalten könnte man 
das Mittel auch bei unſerer Beamtenſchaft anwenden. Vor allem 
verlange man mehr praktiſchen Sinn und Blick und weniger For⸗ 
malismus. Und wenn ich etwas darüber zu befinden hätte, dann 
würde ich zum Beiſpiel den Leiter der Allgemeinen Elektrizitäts⸗ 
Geſellſchaft und des Kohlenſyndikats und der Deutſchen Bank mit 
ihren für die Organiſation des Betriebes verantwortlichen Beamten 
einmal damit betrauen, die Reichsämter zu prüfen und zu zeigen, 
wie man kaufmänniſch⸗organiſatoriſche Grundſätze mit verwaltungs⸗ 
techniſchen vereinigen kann, wie man beim Beamten durch Anderung 
der bureaukratiſchen Arbeitsmethoden das Selbſtverantwortungsgefühl 
ſtärken und den Arbeitsgang vereinfachen und beſchleunigen kann. 
Ich glaube, daß da mancherlei zu beſſern iſt; es iſt aber nicht der 
Zweck des heutigen Vortrages, gründlich auf dieſes Thema einzugehen. 
Wenn man eine Verbindung des geſchulten Beamtentums 
mit Leuten aus der Praxis grundſätzlich und in allen Amtern 
durchführen könnte, würde man wahrſcheinlich gute Erfolge erzielen. 

Dieſer Gedanke iſt einmal verwirklicht worden bei der Organi⸗ 
ſation des Kriegsernährungsamts; da kann ich aus der Erfahrung 
reden. Ich behaupte, daß die Verbindung eines glänzenden Ver⸗ 
waltungsbeamten, wie es Batocki war, mit Leuten aus allen Lebens⸗ 
ſchichten und Parteianſchauungen dem Amte eine Wirkſamkeit er⸗ 
möglicht hat, deren Wert und Bedeutung erſt in ſpäterer Zeit ent⸗ 
ſprechende Würdigung finden wird. Es iſt ja leider nicht ganz ſo 
geblieben; ich bedauere das deshalb, weil die Erfahrungen, die im 
erſten Jahre der Tätigkeit des Kriegsernährungsamtes gemacht worden 
ſind, und die günſtig beurteilt wurden von jedem Beteiligten: vom 
Chef, von den aus der Praxis ſtammenden Vorſtandsmitgliedern und 
von dem geſamten Beamtenkörper, nicht zum Abſchluß gebracht werden 
konnten. Aber auf Grund meiner Mitarbeit darf ich ſagen, die im 
Kriegsernährungsamt gemachten Erfahrungen ſollten es uns nahelegen, 
das Experiment zu wiederholen. Vielleicht erzielen wir auf dieſem 
Wege manches Gute von der Art, wie es die Anhänger des Parla⸗ 
mentarismus von ihrem Syſtem erwarten. Ich bin natürlich nicht 
dafür, daß man bei der Auswahl der Geeigneten vor den Parlamen⸗ 
tariern Halt macht, ſondern ich vertrete den Grundſatz: derjenige, 
der zum Beamten am beſten qualifiziert iſt, gleichgültig, welche Re⸗ 

8 12* 


180 | | Auguft Müller [180 


ligion, welche Vorbildung, welchen Beruf er hat, ob er Parlamen⸗ 
tarier iſt oder nicht, ſoll es werden. Das Anrecht der Parlamen⸗ 
tarier auf die Regierungsſitze, wie es das parlamentariſche Syſtem 
verlangt, iſt aber überflüſſig, wenn das durchgeführt würde, was ich 
mir erlaubt habe, andeutungsweiſe vorzutragen; und wir erreichen 
das Erſtrebte: die Ausübung der Verwaltung durch die ſachlich dazu 
am beſten Befähigten und vermeiden die Übelſtände, die mit dem 
Parlamentarismus verbunden ſein können. 
Eine Frage will ich noch kurz ſtreifen: die Methode, in der bei 
uns Geſetze vorbereitet werden. Es iſt zweifellos ein Übelſtand, daß 
der Geſetzentwurf, bis er zur Vorlage im Reichstag gediehen iſt, als 
ein ſtrenges Geheimnis gehütet wird, von dem niemals ein Parla⸗ 
mentarier etwas erfahren darf. Meiner Anſicht und Erfahrung nach 
iſt die Mitarbeit aller Intereſſentenkreiſe am wertvollſten, wenn ſie 
ſich in den früheſten Stadien betätigen können. Auch der andere 
Faktor der Geſetzgebung, das Parlament, ſollte durch frühzeitige Mit⸗ 
arbeit in den Stand geſetzt werden, das Reifen von ſtaatlichen Not⸗ 
wendigkeiten zu Geſetzesvorſchlägen mitzuerleben, ganz im Gegenſatz 
zu der heutigen Methode, die den Reichstag zwingt, einen Geſetzes⸗ 
vorſchlag eher anzunehmen als die Botſchaft, die von einer neutralen 
Macht an die andere abgegeben wird, denn als einen Vorſchlag, der 
zwei Körperſchaften berührt, von denen jeder Teil eines Ganzen iſt, 
und die nicht gegeneinander, ſondern miteinander arbeiten ſollen. 
Reformen dieſer Art würden es unmöglich machen, den Parla⸗ 
mentarismus als einziges Mittel zur Verbeſſerung unſerer Regierungs⸗ 
praxis anzupreiſen. Das Argument, daß man ihn brauche, um den 
Verwaltungsbeamten von Vorgeſetzten und Karriererückſichten unab⸗ 
hängig zu machen, iſt gleichfalls nicht durchſchlagend. Das Parla⸗ 
ment iſt ein ganz ausgezeichnetes und unentbehrliches Mittel der 
Kontrolle der Verwaltung; es wäre im höchſten Maße be⸗ 
dauerlich, wenn dieſes Kontrollmittel verſchwände, d. h. wenn das 
Parlament nicht mehr Kontrollorgan, ſondern das Organ wäre, in 
welchem ſich alle Macht kriſtalliſiert. Aber die Unabhängigkeit des 
Beamten kann der Parlamentarismus nicht erzeugen, denn er ſetzt 
an die Stelle der Abhängigkeit vom Vorgeſetzten die Abhängigkeit 
von der Parteidoktrin und vom Parteikörper. | 
Das führt uns zu einem anderen wichtigen Einwand gegen das 
parlamentariſche Syſtem: zur Abhängigkeit des Parlaments vom 
Wähler. Es gibt nichts Konfervativeres als die Partei; jede Partei⸗ 
maſchinerie iſt neuen Ideen unzugänglicher als der konſervativſte 
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Hochtory. Sie können das leicht an einem Beiſpiel ſehen. Wir 
hatten in voriger Woche eine Nachwahl in Bautzen; die erſte Wahl, 
bei der der Burgfrieden nicht innegehalten wurde. Die Zahl der 
Wähler war von 36000 auf 22 000 zurückgegangen; wenn man die 
abgegebenen Stimmen nach Parteien gruppiert, ſo findet man, daß 
nur ganz unweſentliche Abänderungen ſtattgefunden haben. Im 
großen und ganzen zeigt das Wahlreſultat eine geradezu lächerliche 
Übereinſtimmung des Abſtimmungsreſultats mit dem vom Jahre 1912. 
Das iſt doch ein ſprechender Beweis dafür, daß das Gewaltige, was 
wir erlebt haben, die politiſchen Parteien jedenfalls äußerlich nicht 
ſtark beeinflußt hat. Und wenn Sie prüfen, was ſich in dieſem 
Kriege unter den ſtaatsrechtlichen Faktoren am meiſten geändert hat: 
die Krone, die Regierung oder die Parteien — dann werden Sie 
finden, daß die Krone und daß die Regierung ſich geändert und ge⸗ 
lernt haben und manche Anklänge eines neuen Geiſtes verraten, 
während man am allerwenigſten vom Geiſt von 1914 bei den ur 
mentariſchen Parteien wahrnehmen kann. 

Ich habe ja lange genug als ſozialdemokratiſcher Redakteur mit 
den Parteileben zu tun gehabt und darf mir darüber ein Urteil ge⸗ 
ſtatten. Und dieſes Urteil lautet: je unbeſchränkter das Wahlrecht 
iſt, je freier ſich das Verſammlungs⸗ und Verwaltungsleben abſpielt, 
deſto ſchwieriger iſt es, die Wählerſchaft auf neue Erforderniſſe poli⸗ 
tiſcher, ſozialer und wirtſchaftlicher Art einzuſtellen, weil über den 
politiſchen Grundſätzen die Anforderungen politiſcher Taktik immer 
zu kurz kommen. Der Parteiapparat hat auch ſonſt noch allerlei 
unangenehme Dinge an ſich: er fördert jede Demagogie; es gibt da 
den Kampf um die Krippe und ſonſtige Dinge, auf die ich hier nicht 
näher eingehen will. Ich beſchränke mich auf die Feſtſtellung, daß 
der Parteiapparat das ſchwerfälligſte iſt, das im politiſchen Leben 
»eine Rolle ſpielt. Selbſt wenn ein Parteikörper ins Sterben kommt, 
ſtirbt er jahrzehntelang, ſeine een gehen aber immer 
ganz allmählich vor ſich. 

Wir ſtehen darum vor folgender Situation: Entweder ignoriert 
das Parlament die notwendigen Ergebniſſe der Starrheit und Un⸗ 
beweglichkeit der Wählermaſſen, dann fällt der Vorteil des parla⸗ 
mentariſchen Syſtems, daß es eine annähernde Übereinſtimmung 
zwiſchen Regierungsmaßnahmen und Willen der Volksmehrheit dar⸗ 
ſtellt, dahin; oder aber das Parlament richtet ſich nach dem Willen 
der Wähler; dann iſt das Reſultat: Schwerfälligkeit, mangelnder 
Reformeifer, Sterilität des Parlaments und natürlich auch der auf 
dem Parlament aufgebauten Verwaltung und Regierung. 
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Den wichtigſten Grund gegen das parlamentariſche Syſtem ſehe 
ich aber in dem Zuſammenhang zwiſchen Wirtſchaft und Politik. 
Parlamentarismus und Mancheſtertum ſind Geſchwiſter, 
jedenfalls ſind ſie ſehr nahe miteinander verbunden, und zwar nicht 
nur hiſtoriſch, ſondern auch ihrer inneren Verwandtſchaft nach. Die 
Blütezeit des Parlamentarismus, die Zeit der großen politiſchen 
Führer in England und Frankreich, war die Zeit des Mancheſtertums. 

Ich bitte Sie nun, ſich folgendes zu vergegenwärtigen: Die 
Aufgaben wirtſchaftlicher und ſozialer Art, die der Krieg uns zur 
Löſung hinterläßt, ſind rieſenhaft. Ich will ein paar davon anführen 
und beginne beim finanziellen Problem. 

Wieviel Steuern haben wir nach dem Kriege aufzubringen? 
Nach den Berechnungen Kuczynskis ſind es 13 Milliarden, nach 
Prof. Eulenburg 18—20 Milliarden. Da der Krieg noch lange 
nicht zu Ende iſt, und noch große Ausgaben für die Anpaſſung des 
wirtſchaftlichen und ſozialen Lebens an die Verhältniſſe nach dem 
Kriege erforderlich ſein werden, ſo glaube ich, daß man der Wahr⸗ 
heit am nächſten kommt, wenn man ſich näher an 20 Milliarden als 
an 10 Milliarden hält; es kommt ja dabei auf ein paar Milliarden 
nicht an. Ich bitte nur ſich zu vergegenwärtigen, daß man unſer 
Volkseinkommen vor dem Kriege mit 36 Milliarden eingeſchätzt hat, 
und daß wir Steuern aufbringen ſollen, die zirka die Hälfte unſeres 
früheren geſamten Volkseinkommens ane Das iſt das finanzielle 
Problem. 

Dann das wirtſchaftliche. Unser Welthandel iſt zunächſt 
zerſtört, und wo unſere Agenten ſaßen, da ſitzen jetzt die Amerikaner 
und Engländer. Dieſes Kriegsziel haben ſie wohl vollkommen er⸗ 
reicht, wenn der Friede kommt. Wir können alſo nicht damit rechnen, 
daß unſere Ein⸗ und Ausfuhr in Höhe von 21 Milliarden auch nur 
annähernd erreicht werden kann. Dazu kommt die Frachtraumnot, 
die Valutafrage, das Fehlen von Rohſtoffen und vielleicht die Mono⸗ 
poliſierung der wichtigſten unter ihnen durch unſere heutigen Feinde. 
Wir werden daher wahrſcheinlich genötigt ſein, dieſen weltpolitiſchen 
Verſchiebungen durch eine Art von Autarkie unter Anlehnung an 
den öſtlichen Nachbar und in der Hauptſache aufgebaut auf dem 
Ertrag des deutſchen Bodens Rechnung zu tragen. Dazu aber ver⸗ 
gegenwärtigen Sie ſich bitte die weitere Tatſache, daß wahrſcheinlich, 
wenn der Krieg zu Ende iſt, unſerer Landwirtſchaft infolge der Ver⸗ 
luſte, die durch den Krieg entſtanden ſind, infolge der Abwanderung 
vom Lande in die Stadt und in die Munitionsfabriken, durch das 
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Fehlen der Wanderarbeiter aus Galizien, Polen und Rußland, 
Millionen von Arbeitskräften fehlen. Dabei ſind wir gezwungen, 
ungeheuer intenfiv zu arbeiten, wenn wir unſer Volk im weſentlichen 
vom Ertrag der eigenen Scholle erhalten wollen. Das iſt das wirt⸗ 
ſchaftliche Problem. 

Und nun kommt dazu das ſoziale Problem. Ungeheuere Ein⸗ 
kommensverſchiebungen haben ſtattgefunden, die bedenklich ſind nicht 
nur wegen der Tatſache an ſich, ſondern auch deshalb, weil es in 
vielen Fällen doch ſehr fragwürdige Elemente ſind, die durch die 
Kriegsgewinne in die Schicht der Kapitaliſten hineingekommen ſind; 
bedenklich in ſozialer ſowohl als auch in wirtſchaftlicher Beziehung. 
Die Koſten dieſes Krieges hat in allererſter Linie der Mittelſtand 
zu tragen. Das Preisniveau mit ſeinen heute noch ganz unberechen⸗ 
baren Konſequenzen hat für alle Feſtbeſoldeten ganz unerträgliche 
Zuſtände gezeitigt. Sehr unerfreulich ſind auch die Lohnverhältniſſe, 
die in manchen Kriegsinduſtrien herrſchen ms ihren ſozialen Folge⸗ 
erſcheinungen. 

Ein viertes, das ethiſche Problem, kommt hinzu, entſtanden 
aus der moraliſchen Verwilderung mancher Bevölkerungsſchichten in 
der Heimat, aus dem Einfluß des Krieges auf die Soldaten, das 
heißt auf 8 oder 10 Millionen Menſchen, die vier Jahre draußen 
liegen, die alle möglichen ungünſtigen Einflüſſe auf ſich einwirken 
laſſen müſſen, über deren Arbeitsfreudigkeit und Leiſtungsfähigkeit 
wir nichts wiſſen; aus der Pſyche der Kriegsbeſchädigten; mit einem 
Wort: aus der Außerkraftſetzung der Bergpredigt, wie ſich ein Eng⸗ 
länder treffend ausgedrückt hat. 

Vor uns ſtehen jedenfalls rieſengroße Aufgaben, die allein mit, 
den Ruf nach der Rückkehr der glorreichen Verhältniſſe, wie wir ſie 
vor dem 1. Auguſt 1914 hatten, und mit dem Ruf nach Wieder⸗ 
herſtellung des freien Handels, hinter dem ſich dieſes Streben ver⸗ 
ſteckt, nicht gelöſt werden können. Auch der Ruf nach Kriegsent⸗ 
ſchädigung, der am lauteſten bei denen erſchallt, die am meiſten am 
Kriege verdient haben, iſt keine Löſung der Fragen. Ich meine, 
wenn das Parlament den Beweis für ſeine Regierungsfähigkeit er⸗ 
bringen wollte, dann ſollte es ſich auf ein großzügiges wirtſchaft⸗ 
liches und ſoziales Programm einigen, das nach dem Kriege erfüllt 
werden und die Löſung der vorſtehend ſkizzierten Aufgaben bringen 
müßte. Aber ich ſtelle an alle hier anweſenden Parlamentarier die 
Gewiſſensfrage, ob ſie nicht mit mir darin übereinſtimmen, daß das 
Parlament dieſes Programm nicht ſchaffen kann, weil politiſche und 
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Parteiintereſſen bei der Beurteilung dieſer Fragen viel zu ſehr durch⸗ 
einander laufen. Und deshalb wird nicht das Parlament, ſondern 
die Regierung hier vor anzugehen haben; das Parlament 
kann dabei nur mitarbeiten. Ich bin überzeugt, daß dies eine ſehr 
wertvolle Mitarbeit iſt, aber ich glaube nicht daran, daß aus dem 
Parlament heraus, ohne daß die Beamtenregierung entſprechende 
Vorſchläge macht, der Wiederaufbau unſeres wirtſchaftlichen und 
ſozialen Lebens erfolgen kann. 

Die Zukunft wird dem Staat — mag man noch ſo ſehr ee 
über den ſogenannten Staatsſozialismus und alle ähnlichen Dinge, 
die mit dem Krieg verbunden ſind — wirtſchaftliche Aufgaben in 
einem Umfange ſtellen, wie ſie bisher nie dageweſen ſind. 

Zur Löſung dieſer wirtſchaftlichen Aufgaben halte ich eine 
Regierung, welche aufgebaut iſt auf dem Syſtem des Parlamentaris⸗ 
mus, für weniger geeignet als das heutige Regierungsſyſtem, weil 
der Einfluß der politiſchen Doktrin und der Weltanſchauung, d. h. 
des Parteiintereſſes immer nachteilig auf die Löſung wirtſchaftlicher 
Fragen einwirkt. Hier kann ſich der ſachverſtändige und unabhängige 
Beamte viel eher von reinen Zweckmäßigkeitserwägungen leiten laſſen, 
als der Politiker; der Beamte iſt auch freier vom Intereſſenten⸗ 
einfluß als die politiſ che Partei und das parlamentariſche Syſtem. 

Bismarck, der ja Machtfragen zu beurteilen verſtand, hat dieſen 
Konflikt zwiſchen Parteiintereſſen und Wirtſchaftsfragen, der ſich 
immer einſtellt, wenn das Parlament ſich mit Wirtſchaftsfragen be⸗ 
faßt, dadurch zu löſen verſucht, daß er für die Behandlung der 
Wirtſchaftsfragen ein beſonderes Organ ſchaffen wollte, den Wirt⸗ 
ſchaftsrat. Es iſt bedauerlich, daß dieſer Gedanke nicht zur Aus⸗ 
führung gelangte. Vielleicht wäre es aber jetzt an der Zeit, den 
Gedanken aufs neue zu erörtern. Die geſtellte Aufgabe beſteht darin, 
das Detail der Wirtſchaftsfragen einem beſonderen Wirtſchaftsrat 
zur Ausführung zu überweiſen, bei deſſen Zuſammenſetzung nicht der 
Wille der Parteien maßgebend iſt, die vielmehr auf irgendeine Weiſe 
bedingt und beſtimmt wird durch die Qualifikation der Mitglieder 
des Wirtſchaftsrates, durch ihr Amt oder ihren Beruf. Die Durch⸗ 
führung dieſes Gedankens, gegen den es natürlich gewichtige Ein⸗ 
wände gibt, würde wahrſcheinlich der Löſung wirtſchaftlicher Auf⸗ 
gaben ſehr zuſtatten kommen, zugleich aber auch dem Parlamen⸗ 
tarismus ſelbſt, denn ſie würde eine Politiſierung des Parlamen⸗ 
tarismus und die Befreiung des Parlaments von allen möglichen 
Aufgaben bedeuten, für die es eigentlich gar nicht geſchaffen iſt. 
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Ich glaube im Vorſtehenden eine Anzahl Bedenken gegen das 
parlamentariſche Syſtem geltend gemacht zu haben, die nicht ohne 
weiteres als unerheblich abgetan werden können. Mich erfüllt 
keinerlei Hochachtung vor dem obrigkeitsſtaatlichen Syſtem, und ich 
bin nicht blind gegen die Mängel, die unſerer Bureaukratie anhaften. 
Ich glaube nur nicht an den Gegenſatz: hier Obrigkeitsſtaat, hier 
parlamentariſches Syſtem; ich glaube vielmehr, die Kriegsfolgen 
nötigen uns zu einem Syſtem, das die Vorzüge des Beamtenregiments 
mit den Wirkungsmöglichkeiten des Parlaments verbindet. Dazu 
zwingt uns auch die Stellung, die die Monarchie in Deutſchland 
beſitzt, von der zu ſagen iſt, daß ſie im Reiche wie in den Einzel⸗ 
ſtaaten, ein ſtärkerer Machtfaktor iſt als in irgendeinem anderen Lande. 
Und ſie kann ſehr leicht in ihrer Stellung geſtärkt aus dieſer Welt⸗ 
kriſe hervorgehen, wenn ſie das Laſſalleſche Wort vom „ſozialen 
Königtum“ zur Wahrheit macht. Es wird ihr nicht an Gelegenheit 
dazu fehlen. Die innerpolitiſchen Kämpfe der jüngſten Zeit zeigen 
uns, daß die Monarchie die Zeichen der Zeit verſtanden hat, und 
wenn ſie konſequent an ihrer jetzigen Auffaſſung feſthält, ſo wird 
das Reſultat alles Ringens zwiſchen alten und neuen Kräften im 
Staate und im Volke zweifellos eine neue politiſche Machtverteilung 
ſein, die aber eher eine Stärkung denn eine Schwächung der Macht⸗ 
poſition der Krone bedeutet. | | 

Zweifellos gehen wir gewaltigen ſozialen, wirtſchaftlichen und 
politiſchen Kämpfen entgegen. Ich würde nichts mehr bedauern, als 
wenn dieſe Kämpfe ſich unter der Formel des Kampfes um das 
parlamentariſche Syſtem verſtecken würden. Die Aufgaben, die in 
Rieſengröße vor uns ſtehen, ſind in erſter Linie ſozialer und wirt⸗ 
ſchaftlicher Art. Und was ſoll uns die Beſchwörung der Schatten 
Peels und Gladſtones nützen in einem Kampf, der ſiegreich nur 
zu Ende geführt werden kann im Zeichen der Stein und Friedrich 
Lift, der Rodbertus und Laſſalle! 


—. 
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ie öſterreichiſche Verfaſſung ſteht ſeit 50 Jahren in Geltung. 
N Denn am 21. Dezember 1867 hat Kaiſer Franz Joſeph die 
vom Reichsrat beſchloſſenen Staatsgrundgeſetze ſanktioniert. Aber ſeit 
zwei Jahrzehnten ſtockt das Verfaſſungsleben infolge der unerfreu⸗ 
lichen parlamentariſchen Verhältniſſe. Das Abgeordnetenhaus iſt ent⸗ 
weder überhaupt nicht arbeitsfähig, oder es arbeitet doch nur ruck⸗ 
weiſe, ſo zwar, daß ſich nie mit Sicherheit berechnen läßt, ob, wann 
und wie eine dringende Vorlage ihre Erledigung finden wird. Be⸗ 
zeichnend iſt in dieſer Richtung die Handhabung des parlamentariſchen 
Budgetrechts. Die Regierung muß ſich vielfach mit Budgetprovi⸗ 
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ſorien behelfen, weil ein regelrechtes Finanzgeſetz nicht immer erziel⸗ 


bar iſt, und ſelbſt die Zuſtimmung zu einem ſolchen Proviſorium 
muß oft durch Zugeſtändniſſe an verſchiedene Parteien erkauft werden. 
Vor elf Jahren glaubte man durch eine gründliche Umgeſtaltung des 
Reichsratswahlrechts, durch Einführung des allgemeinen gleichen 
Wahlrechts die parlamentariſche Krankheit heilen zu können, die Hoff⸗ 


nung wurde aber getäuſcht. Das Beſte, was man bisher dem all⸗ 
gemeinen Wahlrecht nachſagen kann, iſt, daß es unſere parlamentariſchen 


Verhältniſſe nicht verſchlechtert hat, vielleicht weil ſie nicht mehr 
ſchlechter werden konnten, aber beſſer ſind ſie auch nicht geworden. 
Im Jahre 1917 wurde der Reichsrat, welcher während der drei erſten 
Kriegsjahre ausgeſchaltet war, wieder einberufen. Aber wenn die 


Regierung — entgegen der Anſicht aller Sachkundigen — angenommen 


hat, daß die Ereigniſſe des Weltkriegs die Phyſiognomie des Hauſes 
verändern werden, ſo hat ſie ſich getäuſcht. Wir halten genau dort, 
wo wir vor dem Kriege gehalten haben, und daß wir aus den Kriegs- 


erfahrungen nichts gelernt haben, iſt ebenſo betrübend wie bedenklich. 
Unter ſolchen Umſtänden iſt es begreiflich, daß die Verfaſſungsfrage 


immer wieder aufgeworfen wird, und daß man hofft, durch eine Ande⸗ 
rung der Verfaſſung die Formel zu finden, welche alle Schwierig⸗ 
keiten beſeitigt und eine glückliche Zukunft des öſterreichiſchen Staates 


verbürgt. Will man dieſer Frage Verſtändnis entgegenbringen, fo 


muß man ſich über die Gründe klar ſein, welche zur Verfaſſungskriſe 
geführt haben. | | 
Der gegenwärtige öſterreichiſche Staat iſt im Jahre 1867 dadurch 


entſtanden, daß die Länder der ungariſchen Krone (abgekürzt „Ungarn“ 


genannt) als ſelbſtändiger Staat aus dem Kaiſertum Oſterreich 


ausſchieden. Man pflegt den Vorgang, der zu dieſem Ergebnis ge= 


führt hat, als öſterreichiſch⸗ungariſchen Ausgleich zu bezeichnen, und 
dieſe Bezeichnung trifft auch inſofern zu, als es ſich um einen Aus⸗ 


gleich zwiſchen der das habsburgiſche Reich vertretenden Dynaſtie 


und Ungarn handelt. Die nichtungariſchen Länder waren am Aus⸗ 
gleich nicht aktiv beteiligt, wenn auch ihr Schickſal durch ihn be⸗ 


ſtimmt wurde. Dem Reichsrat der nichtungariſchen Länder wurde 


wohl Gelegenheit geboten, den Ausgleich zu kodifizieren, eine Ande⸗ 
rung konnte er an ihm nicht vornehmen. Die Geſamtheit der nicht⸗ 
ungariſchen Länder ſtellte nach dem Ausſcheiden Ungarns den Reſt 
des altöſterreichiſchen Staates dar und war nunmehr ſelbſt ein Staat 
geworden. So iſt der heutige öſterreichiſche Staat ein Produkt, faſt 
möchte man ſagen, ein Abfallsprodukt des Ausgleichs. Er enthält 
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jenes Gebiet, welches vom altöſterreichiſchen Staat übriggeblieben iſt. 
Man trug zunächſt Bedenken, ihm überhaupt den Namen „Oſterreich“ 
zu geben, man wollte die Anwendung dieſes Namens auf das Ge⸗ 
ſamtreich nicht fallen laſſen und bezeichnete darum den nichtungariſchen, 
diesſeits der Leitha gelegenen Staat ganz farblos als „die im Reichs⸗ 
rate vertretenen Königreiche und Länder“; man hätte bezeichnender 
ſagen können, „die im Reichsrate noch vertretenen Länder“. Denn 
der Reichsrat war ja nach der Verfaſſung von 1861 als eine Geſamt⸗ 
vertretung aller habsburgiſchen Länder gedacht. Aber nachdem Ungarn 
von einer öſterreichiſchen Geſamtmonarchie nichts wiſſen wollte 
und es im Jahre 1868 durchſetzte, daß die Monarchie amtlich als 
„öſterreichiſch⸗ungariſche Monarchie“ bezeichnet wurde (im Gegenſatz 
zum öſterreichiſchen Geſetz über die allen Ländern „der öſter⸗ 
reichiſchen Monarchie“ gemeinſamen Angelegenheiten vom 21. De⸗ 
zember 1867), verſtand es ſich gewiſſermaßen von ſelbſt, daß man 
den nunmehr frei gewordenen Namen „Oſterreich“ zunächſt außer⸗ 
amtlich und in der jüngſten Zeit auch amtlich auf den nichtungariſchen 
Staat bezog. Die öſterreichiſch⸗ungariſche Monarchie ſtellt ſich als 
eine Realunion dar, deren Glieder die beiden gleichberechtigten Staaten 
Oſterreich und Ungarn bilden. Sie iſt alſo dualiſtiſch und paritätiſch 
gegliedert. Seit 1867 iſt der Dualismus nach allen Richtungen hin 
ausgebaut worden. Die ungariſche Politik war erfolgreich bemüht, 
die Selbſtändigkeit Ungarns und ſeine Unabhängigkeit vom Reich 
und von Oſterreich immer deutlicher hervortreten zu laſſen⸗ Heute 
kann Ungarn auf ein halbes Jahrhundert zurückblicken, welches durch 
einen unerhörten politiſchen, nationalen, e und N 
ziellen Aufſchwung gekennzeichnet iſt. 5 

Weſentlich anders hat ſich das Schicksal des öſterreichiſchen 
Staates geſtaltet. Ungarns Stärke, die Erlangung ſtaatlicher Selb⸗ 
ſtändigkeit, war zugleich Oſterreichs Schwäche. Das heutige Oſter⸗ 
reich ift in Wahrheit nichts anderes als der verſtümmelte Kaiſerſtaat 
von ehedem, und ob die Operation, die zu dieſer Verſtümmelung ge⸗ 
führt hat, nicht lebensgefährlich ſein werde, darüber machte man ſich 
im Jahre 1867 zunächſt wenig Sorgen. Die Zukunft der Monarchie 
dachte man ſich derart, daß ſo wie jenſeits der Leitha das magyariſche, 
diesſeits des Grenzfluſſes das deutſche Element die Führung haben 
und behalten werde. Auch Ungarn hat ja ſeine nationalen Fragen, 
und ſie werden ſich mit der Zeit noch unangenehm fühlbar machen. 
Aber immerhin find dort die Magyaren in einer äußerſt günſtigen 
Lage. Sie ſind infolge ihrer Zahl und ihres Siedlungsgebietes im⸗ 
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ſtande, den Staat zu beherrſchen, ſie ſind die Träger jenes macht⸗ 
vollen Gedanken⸗ und Gefühlskomplexes, als welcher ſich das ungariſche 
Staatsrecht darſtellt, ſie ſind die Erben einer klugen und zielbewußten 
Politik, welche von Erfolg zu Erfolg geführt hat, und ſo iſt denn 
Ungarn ein magyariſcher Staat, das Magyariſche iſt die Staats⸗ 
ſprache. In Oſterreich liegen die Dinge weſentlich anders. Die 
Deutſchöſterreicher bringen manche Vorausſetzungen zur führenden 
Rolle im Staate mit. Sie ſind das öſterreichiſche Kernvolk, aus 
deutſchen Territorien iſt der habsburgiſche Staat erwachſen, deutſch 
waren und ſind das öſterreichiſche Stammland und die Dynaſtie. 
Die Deutſchen ſind auch die Träger des öſterreichiſchen Staats⸗ 
gedankens, ſie ſind die öſterreichiſchen Patrioten ſchlechtweg. Die 
alldeutſchen Strömungen, auf die man von gegneriſcher Seite mit 
Vorliebe hinzuweiſen pflegt, um die Vaterlandsliebe und Verläßlich⸗ 
keit der deutſchöſterreichiſchen Bevölkerung zu verdächtigen, ſind viel 
zu ſchwach und unbedeutend, als daß ſie irgendwie ins Gewicht fallen 
könnten. Eine deutſche Irredenta gibt es nicht, und das Recht, mit 
den deutſchen Stammesgenoſſen jenſeits der ſchwarzgelben Grenz⸗ 
pfähle freundſchaftliche Beziehungen zu unterhalten und die deutſche 
Stammes⸗ und Kulturgemeinſchaft zu pflegen, wird man den Deutſch⸗ 
öſterreichern weder beſtreiten noch verkümmern dürfen. Die deutſche 
Sprache iſt in Wahrheit die öſterreichiſche Staatsſprache, wenn ſie 
auch als ſolche geſetzlich nicht feſtgelegt iſt. Alle Zentralſtellen be⸗ 
dienen ſich der deutſchen Sprache im inneren und äußeren Verkehr, 
deutſch iſt die Dienſt⸗ und Geſchäftsſprache des Heeres und der öfter- 
reichiſchen Landwehr. Aber dieſen Aktivpoſten ſtehen verſchiedene 
Paſſivpoſten gegenüber. Die Deutſchöſterreicher ſind innerhalb der 
Geſamtbevölkerung eine Minderheit, ſie ſind im Reichsrat auf Bünd⸗ 
niſſe mit Nichtdeutſchen angewieſen, ſie ſind ferner im Staatsgebiet 
nicht günſtig verteilt. Rein deutſch ſind nur vier Länder, nämlich 
Oberöſterreich, Salzburg, Vorarlberg und — mit gewiſſen, allerdings 
recht unbedeutenden Vorbehalten — Niederöſterreich. Die Mehrheit 
der Bevölkerung iſt deutſch in Steiermark, Kärnten und Tirol. In 
den übrigen Ländern bilden die Deutſchen nur eine mehr oder minder 
ſtarke, wenn nicht ganz unbedeutende Minderheit. Immerhin könnte 
den Deutſchen trotzdem die Führung nicht ſtreitig gemacht werden, 
wenn die deutſche Politik jene Vorzüge aufwieſe, wie wir ſie an der 
ungariſchen gerühmt haben. Tatſächlich find aber die Deutſchen unter 
allen Volksſtämmen der Geſamtmonarchie die allerſchlechteſten Boli- 
tiker. Sie find ſich deſſen auch meiſt bewußt und vermöge. CC 
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nicht dem Übel abzuhelfen. Während eine klare, folgerichtige und 
vor allem einheitliche deutſchöſterreichiſche Politik dringend nötig 
wäre, fehlt jedes dieſer drei Erforderniſſe. Die Deutſchöſterreicher 
machen ſich die Ziele, denen ſie nachſtreben, nicht klar, infolgedeſſen 
ändern fie immer wieder die Richtung, die fie einſchlagen, und fie 
vermögen es nicht, innere Gegenſätze zu überwinden, ſelbſt wenn es 
ſich um wichtige ſtaatliche oder nationale Fragen handelt. Sie ver: 
wenden ihre beſte Kraft nicht dazu, den Gegner zu bekämpfen, ſondern 
ſie bekämpfen am liebſten und häufigſten ſich ſelbſt. Im Jahre 1897 
hatte die deutſchöſterreichiſche Politik allerdings einen großen Zug, 
als die Erlaſſung der Sprachenverordnungen für Böhmen und Mähren 
allenthalben den furor teutonicus auslöſte. Aber das war doch nur 
eine Epiſode. Jetzt im Krieg, wo eine Einigung dringend nötig 
wäre, iſt ſie weniger denn je zu erzielen. Die politiſchen Gegenſätze 
unter den Deutſchen ſind der Hauptſache nach doppelter Art. Neben 
der parteimäßigen Spaltung (Konſervativ⸗ klerikale, Bürgerlich⸗frei⸗ 
heitliche, Sozialiſten) macht ſich in vielen Fragen auch ein regionaler 
oder landſchaftlicher Gegenſatz bemerkbar, ſo namentlich zwiſchen 
Alpendeutſchen und Sudetendeutſchen. Unter ſolchen Umſtänden haben 
die Deutſchen die ihnen von den Vätern des Ausgleichs zugedachte 
Vorherrſchaſt in Oſterreich nicht behaupten können, ſie haben ihre 
politiſche Macht im Laufe der Zeit immer mehr eingebüßt und er⸗ 
leichtern es den nichtdeutſchen Nationalitäten bei jeder Gelegenheit, 
die Regierung, die immer auf der Suche nach einer Mehrheit iſt, 
für ſich zu gewinnen. Aber allerdings finden ſich die Nichtdeutſchen 
meiſt nur dann einträchtig zuſammen, wenn es gilt, die deutſchen 
Anſprüche zu bekämpfen oder die Staatseinheit zu lockern, nicht aber, 
wenn die Autorität und der Einfluß des Staates geſtärkt werden 
ſoll, und darum find auch fie nicht in der Lage, die politiſche Führung 
zu übernehmen oder dauernd zu behaupten. So kann man denn 
ſagen, daß der öſterreichiſche Staat ſeinen politiſchen Schwerpunkt 
noch nicht gefunden hat. Die unausgeſetzten Schwankungen des 
Gleichgewichts bedeuten für ihn eine ernſte Gefahr. 
Im vorſtehenden wurde das Hauptgewicht auf die nationalen 
Gegenſäͤtze gelegt. Oſterreich iſt ja das Muſter eines Nationalitäten⸗ 
ſtaats, es iſt ein polyglotter Staat. Dennoch würde man irren, 
wollte man hierin allein oder. auch nur in erſter Linie die Quelle 
jener Schiderigkeiten erblicken, mit denen es zu kämpfen hat. Nicht 
aus verſchiedenen Nationalitäten, ſondern aus verſchiedenen Ländern 
iſt Oſterr⸗ . . Es iſt alſo ſeiner geſchichtlichen * 


192 Ludwig Spiegel [192 


nach ein Länderſtaat, und die nationale Frage beſteht nicht bloß darin, 
daß Länder verſchiedener Nationalität zu einem Staate vereinigt 
ſind, ſondern ſie findet ſich vielfach ſchon in aller Schärfe innerhalb 
des einzelnen Landes. Das primäre Problem iſt das Länderproblem, 
welches ſich allerdings mit dem nationalen nicht nur kreuzt, ſondern 
in vielfacher Weiſe verknüpft und verknotet. Seit dem Ausſcheiden 
Ungarns beſteht Oſterreich aus 17 Ländern („Kronländer“), welche 
eine ausgedehnte Selbſtverwaltung entfalten. In jedem Lande wird 
ein Landtag gewählt, welcher ſelbſt wieder zur Beſorgung der 
laufenden Verwaltungsgeſchäfte des Landes einen Landesausſchuß 
beſtellt. Der Landtag iſt nicht bloß Selbſtverwaltungsorgan, ſondern 
er beteiligt ſich auch an der Geſetzgebung. Die Staatsgeſetzgebung 
iſt keine einheitliche. Den Reichsgeſetzen, welche mit Zuſtimmung 
des Zentralparlaments, des Reichsrats, erlaſſen werden, ſtehen die 
Landesgeſetze gegenüber, welche der Zuſtimmung je eines Landtags 
bedürfen. Der Idee nach iſt das Bereich der Landesgeſetzgebung 
größer als das der Reichsgeſetzgebung. Dieſer ſind nur beſtimmte 
Gegenſtände zugewieſen, während alles das, was der Reichsgeſetz⸗ 
gebung nicht ausdrücklich vorbehalten iſt, der Landesgeſetzgebung zu⸗ 

fällt. Der Reichsrat leiſtet alſo gemeſſene, der Landtag ungemeſſene 

Geſetzgebungsarbeit. In Wahrheit iſt aber das Verhältnis gerade 

umgekehrt. Der Reichsgeſetzgebung iſt eben ſo viel und ſo Wichtiges 

zugewieſen, daß für die Landesgeſetzgebung nicht allzu vieles und 
nicht allzu Weſentliches übrigbleibt. Tatſächlich tritt die Landes⸗ 
geſetzgebung an Umfang und Bedeutung weſentlich hinter die Reichs⸗ 
geſetzgebung zurück; das Schwergewicht der geſetzgeberiſchen Arbeit 
ruht im Mittelpunkt des Staates. Auf der anderen Seite erfährt 
die Verwaltungstätigkeit des Landesausſchuſſes eine weſentliche Ver⸗ 
ſtärkung dadurch, daß ihm auch die Beaufſichtigung der Gemeinde⸗ 
verwaltung und, wo es zwiſchen Gemeinde und Land noch die 
Zwiſchenſtufe des Bezirksverbandes gibt, auch der Bezirksverwaltung 
zugewieſen iſt. Es gibt im Hinblick darauf in Oſterreich zwei Ver⸗ 
waltungsſyſteme, der Staatsverwaltung tritt in jedem Lande ein 
förmliches Syſtem der autonomen Verwaltung gegenüber. Die Spitze 
der Pyramide bildet die Landesverwaltung, die breite Baſis die Ge⸗ 
meindeverwaltung. Die autonome Verwaltung wird wohl von der 
Staatsverwaltung beaufſichtigt, aber der Staatsaufſicht ſind in 
doppelter Hinſicht Schranken gezogen. Der Landesverwaltung gegen⸗ 
über iſt ſie nämlich auf ein Mindeſtmaß beſchränkt, und in Beziehung 
auf die Gemeinde⸗ und Bezirksverwaltung konkurriert ſie mit der 
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Landesaufſicht. So erfreut ſich denn die autonome Verwaltung der 
allergrößten Freiheit; ſie kann ſich nach allen Richtungen hin ent⸗ 
falten, und ſie droht der Staatsverwaltung über den Kopf zu wachſen. 
Seit Beginn des Verfaſſungslebens ſteht in Oſterreich die große 
Streitfrage des Zentralismus und des Föderalismus zur Erörterung. 
Die Deutſchen ſind (mit gewiſſen Vorbehalten) die Zentraliſten, die 
Nichtdeutſchen die Föderaliſten. Tatſächlich hat ſich nun die Ver⸗ 
faſſung auf den Boden des Zentralismus geſtellt, Oſterreich iſt als 
Einheitsſtaat konſtruiert. Dem Föderalismus ſind in der Dezember⸗ 
verfaſſung nur ſchwache Zugeſtändniſſe gemacht, er iſt hier in der 
Hauptſache zum Autonomismus abgeſchwächt worden. Den Ländern 
wurde ein großes Maß von Autonomie — wie man Landesgeſetz⸗ 
gebung und territoriale Selbſtverwaltung in nicht ganz einwandfreier 
Weiſe zuſammenfaſſend zu nennen pflegt — zugeſtanden. Dieſe 
Autonomie ſoll ſie mit dem ſtaatsrechtlichen Zentralismus, der der 
politiſche Grundgedanke der Verfaſſung iſt, verſöhnen, und zwar iſt 
die Autonomie für alle Länder die gleiche. Während Ungarn 
aſymmetriſch konſtruiert iſt — Kroatien und Fiume unterſcheiden ſich 
gerade in bezug auf die Autonomie von dem Hauptland, von Ungarn 
im engeren Sinne —, finden wir diesſeits der Leitha einen ſymme⸗ 
triſchen Aufbau. Die Länder weiſen die denkbar größten Verſchieden⸗ 
heiten auf in geographiſcher, geſchichtlicher, wirtſchaftlicher, nationaler, 
kultureller und politiſcher Hinſicht, ſie unterſcheiden ſich voneinander 
in bezug auf ihre Größe und auf die Dichtigkeit und Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Bevölkerung, aber ihr rechtliches Verhältnis zum Staate 
und das Maß ihrer Selbſtverwaltung iſt trotzdem das gleiche. Im 
Jahre 1861 hat jedes Land ſeine beſondere Verfaſſung erhalten, aber 
die einzelnen Landesordnungen und Landtagswahlordnungen ſtimmen 
in allen Hauptpunkten miteinander ſachlich und wörtlich überein. 
Wir haben die weſentlichen ſtaatsrechtlichen Verſchiedenheiten der 
Landesordnungen ſo ziemlich erſchöpft, wenn wir feſtſtellen, daß die 
Landesgeſetzgebung von Tirol und Vorarlberg den übrigen Landes⸗ 
geſetzgebungen dadurch überlegen iſt, daß ſie ſich — als Landes⸗ 
verteidigungsgeſetzgebung — auch auf militärrechtliches Gebiet erſtreckt, 
und daß Trieſt, welches zugleich Stadt und Land iſt, nicht noch 
neben dem Stadtrat einen Landtag wählt, ſondern daß hier der 
Stadtrat zugleich die Stellung eines Landtags hat. Dieſe beiden 
Beſonderheiten vermögen an dem Geſamturteil über die Struktur 
des Staates ſelbſtverſtändlich nichts zu ändern. Wenn nun heute 


das Länderproblem aufgeworfen wird, ſo kann es ſich an zunächſt 
Schmollers Jahrbuch LXII I. f 
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um ein Doppeltes handeln. Das rechtliche Verhältnis der Länder 
zum Staat kann eine Anderung erfahren unter Beibehaltung der 
ſymmetriſchen Konſtruktion. Oder es kann an die Stelle der gleich⸗ 
mäßigen Behandlung der Länder (der Uniformität) eine individuelle 
Regelung der ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe treten, ſo daß ſich die 
Beziehungen der verſchiedenen Länder zum Staate verſchieden geſtalten. 
Es kann aber auch das Länderproblem noch radikaler angefaßt werden. 
Man kann die großen Verſchiedenheiten, die zwiſchen den einzelnen 
Ländern beſtehen, zum Anlaß nehmen, um die Länder ſelbſt neuzu⸗ 
geſtalten, ſo zwar, daß an die Stelle des bisherigen Länderſyſtems 
ein neues geſetzt wird. Nach einer dieſer drei Richtungen verläuft 
jeder Verfaſſungsplan, der in Oſterreich auftaucht. 

Die kurz vor Kriegsausbruch ins Leben gerufene „Oſterreichiſche 
Zeitſchrift für öffentliches Recht“ hat nun das öſterreichiſche Grund⸗ 
problem der verfaſſungsrechtlichen Stellung der Kronländer zum 
Gegenſtand einer Rundfrage an die Lehrer des Staats⸗ und Ver⸗ 
waltungsrechts an den öſterreichiſchen Hochſchulen gemacht und das 
Ergebnis im November 1916 der Offentlichkeit unterbreitet. Von 
den Gutachtern wurde eine Antwort auf die Fräge erwartet, „ob die 
Autonomie der Länder als hiſtoriſcher Individualitäten fort⸗ oder 


rückgebildet, oder ob fie gänzlich beſeitigt werden und welche Anderung | 


der Organiſation vorgeſchlagen werden ſoll“. Es handelt ſich alſo 
um die erſte und dritte der oben angedeuteten Möglichkeiten, während 
eine individuelle Behandlung der einzelnen Länder offenbar nicht ins 


Auge gefaßt wurde. In der Tat bewegen ſich auch die 14 Gut⸗ 


achten, welche in dem als „Länderautonomie“ bezeichneten Heft der 
genannten Zeitſchrift (zunächſt als Sonderheft, dann als 1. und 
2. Heft des 3. Bandes behandelt) vereinigt ſind, in dem von der 
Redaktion ausgeſteckten Rahmen. Sämtliche Länder werden von den 
Gutachtern gleichmäßig behandelt, die ſymmetriſche Konſtruktion des 
öſterreichiſchen Staates wird nicht angetaſtet. Das Unternehmen der 
Wiener Zeitſchrift iſt gewiß ſehr löblich, der Gedanke, die akademiſchen 
Fachmänner zu Worte kommen zu laſſen, muß gerade in Oſterreich, 
wo die wiſſenſchaftliche Arbeit nicht allzu hoch gewertet zu werden 
pflegt, lebhaft begrüßt werden; leider hat aber die Schriftleitung 
ſelbſt die Bedeutung der Rundfrage dadurch herabgedrückt, daß ſie 


ſich an der Beantwortung nicht beteiligt hat. Seltſamerweiſe haben 
weder die Mitherausgeber Bernatzik und Menzel noch der Redakteur 


Kelſen Beiträge geliefert. ie Wiener Univerſität hat trotzdem 
nahezu die Hälfte der Mitarbeiter (ſechs) geſtellt, zwei von ihnen 
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(Hernritt, Tezner) find zugleich Mitglieder des Verwaltungsgerichts⸗ 
hofes, einer (der Slovene Zolger) iſt bei dem letzten Regierungs⸗ 
wechſel Miniſter geworden, und ein anderer (Laun) iſt gleichzeitig als 
ſtaatsrechtlicher Fachmann dem Miniſterratspräſidium zugeteilt worden. 
Daraus geht hervor, daß es ſich nicht bloß um ein Werk der ge⸗ 
lehrten Zunft handelt, ſondern daß auch Verwaltung und Juſtiz 
daran teilhaben. Die größere Hälfte der Gutachten (acht) entſtammt 
der in Oſterreich ſogenannten „Provinz“. Aber auch hier zeigen ſich 
bedenkliche Lücken. So ſind die tſchechiſche Univerſität in Prag und 
die Krakauer Univerſität ganz unvertreten. Es fehlen mithin auf 
deutſcher, tſchechiſcher und zum Teil auch auf polniſcher Seite gerade 
die repräſentativen Männer. Die deutſche Univerſität in Prag iſt 
durch ihre beiden Fachmänner vertreten, ebenſo gehören zwei Fach⸗ 
männer (ein Pole und ein Ruthene = Ukrainer) der Lemberger 
Univerſität an, je einen Fachmann haben die Univerſitäten Graz, 
Innsbruck und Czernowitz und die tſchechiſche * Hochſchule i in 
Brünn beigeſtellt. 

Die Gutachten haben nun aber ſelbſt wiederum den Anſtoß zu 
einer kleinen Literatur gegeben. In Tagesblättern und Fachzeit⸗ 
ſchriften wurden ſie kritiſch beſprochen, in überſichtlicher und ab⸗ 
ſchließender Weiſe hat Rauchberg, der ſelbſt zu den Gutachtern gehört, 
über die Ergebniſſe der Enquete berichtet (Oſterr. Ztſchr. f. öff. R., 
3. Bd. S. 282 ff.). Er ſtellt hierbei feſt (S. 305), daß die meiſten 
Gutachten in einer Reihe von wichtigen Punkten übereinſtimmen. 
Für uns iſt zunächſt von Intereſſe, daß ſich eine überwältigende 
Mehrheit für die Berichtigung der Grenzen zwiſchen Reichs⸗ und 
Landesgeſetzgebung im Sinne des Vorrangs der Reichsgeſetzgebung 
und für die Verſtärkung des ſtaatlichen Einfluſſes auf die Selbſt⸗ 
verwaltung ergibt. Gegenwärtig beſteht in Oſterreich, inſofern das 
Verhältnis von Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung in Betracht kommt, 
ein Zuſtand, der zutreffend als Geſetzesanarchie bezeichnet werden 
kann. Die Geſetzeskraft des Landesgeſetzes iſt keine andere und ins⸗ 
beſondere keine ſchwächere als die des Reichsgeſetzes. Landesgeſetze 
können in das Gebiet der Reichsgeſetzgebung ebenſo eingreifen wie 
Reichsgeſetze in das Gebiet der Landesgeſetzgebung. Die Zuſtändigkeits⸗ 
grenzen der einen wie der anderen Geſetzgebung ſind nicht genügend 
klar — und vielfach auch nicht ſachentſprechend — abgeſteckt. Ein 
Zuſammenarbeiten von Reichs⸗ und Landesgeſetzgebung iſt häufig 
notwendig und trotzdem nicht erzielbar. Sogenannte „Reichsrahmen⸗ 
geſetze“ bedürfen der landesgeſetzlichen Durchführung, und dieſe wird 
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ihnen, ſei es überhaupt nicht, ſei es doch nur mit großer Verſpätung, 
zuteil. Aber auch inſoweit die Landesgeſetzgebung äußerlich gut 
funktioniert, lohnt ſie ſehr häufig die Mühe nicht, die ſie verurſacht. 
Die Landesgeſetze der verſchiedenen Länder ſtimmen oft wörtlich mit⸗ 
einander überein, und inſofern ſie voneinander abweichen, iſt der 
Grund ſeltener in den beſonderen Bedürfniſſen oder Verhältniſſen 
des betreffenden Landes als in Zufälligkeiten der parlamentariſchen 
Verhandlung zu ſuchen. Dem unleugbaren Bedürfniſſe einer Ver⸗ 
einheitlichung des Rechts, welches ſich je länger deſto mehr fühlbar 
macht, ſteht die Zerſplitterung der Geſetzgebung in 17 Partikelchen 
im Wege. Sicherlich läßt ſich auch manches zugunſten der Landes⸗ 
geſetzgebung anführen. Gewiß kann mancher glückliche Gedanke auch 
in einem kleinen Lande geboren werden und hier in einem Landes⸗ 
geſetze zum Ausdruck kommen, um dann ſeine werbende Kraft nach 
anderen Ländern hin zu betätigen, es kann auch die Landesgeſetzgebung 
eine zweckentſprechende Anpaſſungsarbeit leiſten, indem allgemeine 
Grundſätze in einer den Beſonderheiten des Landes Rechnung 
tragenden Weiſe ausgeſtaltet und durchgeführt werden. Allein maß⸗ 
gebend iſt doch nicht das, was geſchehen kann, ſondern was tat⸗ 
ſächlich geſchieht. Und in dieſer Hinſicht iſt es doch von großer 
Bedeutung, daß eine Reihe von fachmänniſchen Gutachten vorliegt, 
welche bezeugen, daß die Landesgeſetzgebung der ihr zugedachten 
Aufgabe nicht gewachſen iſt oder ſie wenigſtens nicht in befriedigender 
Weiſe erfüllt. Die Erfahrungen, die wir in Oſterreich mit der Landes⸗ 
geſetzgebung gemacht haben, zeigen deutlich, daß die Nachteile der 
Rechtszerſplitterung und die Reibungswiderſtände, welche die Geſetzes⸗ 
anarchie im Gefolge hat, ſo ſehr im Vordergrunde ſtehen, daß mit 
ihnen verglichen die Vorteile einer moſaikartigen Geſtaltung der 
geſetzlichen Anordnungen nach Maßgabe der individuellen Verhältniſſe 
der einzelnen Länder herzlich unbedeutend ſind. Zu den techniſchen 
Nachteilen des gegenwärtigen Zuſtandes kommt nun aber noch der 
politiſche hinzu, daß das kraftvolle Auftreten des Staates durch 
jede Dezentraliſierung und ſo insbeſondere durch die Dezentraliſierung 
der Geſetzgebung geſchwächt wird. Gerade in Oſterreich iſt eine 
Stärkung aller zentraliſtiſchen Einrichtungen eine unbedingte Staats⸗ 
notwendigkeit. Die ſtaatsfeindlichen Elemente ſind nicht im Mittel⸗ 
punkt, ſondern an der Peripherie des Staates zu finden. Soll ſich 
der Staat behaupten können, ſo muß er über die nötige Autorität 
verfügen, ſo muß insbeſondere das Reichsrecht nicht nur — wie es 
ſchon bisher der Fall iſt — tatſächlich, ſondern auch rechtlich die 
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Führung haben und dem Landesrecht vorgehen. In gleicher Weiſe 
kommen, wie kaum näher ausgeführt zu werden braucht, ſowohl 
techniſche wie politiſche Geſichtspunkte für das Verhältnis von Staats⸗ 
und Selbſtverwaltung in Betracht. Durch eine wirkſame Staats⸗ 
aufſicht kann ebenſo die Güte der Selbſtverwaltung gehoben wie die 
Gefahr beſeitigt werden, daß die Machtmittel der Selbſtverwaltung 
im ſtaatsfeindlichen Sinne ausgenutzt werden. | 

Es wurde ſchon angedeutet, daß die vorliegenden Gutachten 
nicht etwa als doktrinär⸗theoretiſche Außerungen gewertet und darum 
— vernachläſſigt werden dürfen, ſondern daß ſich in ihnen zugleich 
auch die Anſchauungen des höheren Beamtentums ausſprechen. Die 
Frage einer Neugeſtaltung Oſterreichs hat ſeit Kriegsbeginn alle 
ſtaatstreuen Kreiſe in Wien und in der Provinz beſchäftigt, unzählige 
Denkſchriften und Entwürfe ſind in kleineren und größeren Zirkeln 
verfaßt worden, ſchließlich hat auch die Regierung den ihr zu⸗ 
gekommenen Stoff verwertet und den Entſchluß gefaßt, die Vor⸗ 
bedingungen für ein gedeihliches Verfaſſungsleben durch ein Oktroi 
der im Staatsintereſſe notwendigen Maßnahmen zu ſchaffen. Dieſe 
Maßnahmen bewegten ſich aber gerade in jener Richtung, welche die 
Mehrheit der Gutachten einſchlägt, und die den Anſichten entſpricht, 
welche in der öſterreichiſch geſinnten Bevölkerung vorherrſchen. In 
zwölfter Stunde iſt aber der Reformplan — aus noch nicht genügend 
aufgehellten Gründen — von der Regierung ſelbſt fallen gelaſſen 
worden, man hat ſich dazu entſchloſſen, den Reichsrat ohne irgend⸗ 
welche Bürgſchaften einzuberufen. Bald darauf iſt in der inneren 
Politik ein neuer Kurs genommen und dadurch auch die Behandlung 
der Verfaſſungsfrage in ein anderes Fahrwaſſer gelenkt worden. Das 
Gutachtenheft der Wiener Zeitſchrift entſpricht darum, wenn es auch 
ſeinen inneren Wert ſicherlich behält, nicht mehr der augenblicklichen 
politiſchen Lage, es iſt ein geſchichtliches Dokument, welches die 
Stimmung wiedergibt, die in den erſten Kriegsjahren in den deutſch⸗ 
zentraliſtiſchen Kreiſen Oſterreichs geherrſcht hat, es enthält einen 
denkwürdigen Verſuch, den Weg zu zeigen, den eine ausſchließlich 
im öſterreichiſchen Intereſſe gelegene Reform der ſtaatlichen und 
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe Oſterreichs gehen muß. Seit dem Zu⸗ 
ſammentritt des Reichsrats kämpfen aber in der Verfaſſungsfrage 
öſterreichiſche und antiöſterreichiſche Beſtrebungen gegeneinander. Was 
man heute in Oſterreich als Verfaſſungsfrage bezeichnet, iſt nicht die 
Frage, wie die öſterreichiſche Verfaſſung geſtaltet, ſondern ob Oſterreich 
überhaupt erhalten werden ſoll; es handelt ſich nicht mehr bloß um 
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die Verfaſſung des 1 1 öſterreichiſchen Staates, ſondern um 
den öſterreichiſchen Staat ſelbſt. Dieſem Staat wurde ſeit dem 


Zuſammentritt des Reichsrates in der denkbar entſchiedenſten Weiſe 
von den Tſchechen der böhmiſche Staat entgegengeſetzt, nach deſſen 


Bedürfniſſen es ſich überhaupt beſtimmen ſoll, ob und inwieweit 


neben (oder gar über) ihm noch ein öſterreichiſcher Staat beſtehen 
kann und ſoll. Indem wir nun der Verfaſſungsfrage in dieſer ihrer 


neueſten Geſtalt nähertreten wollen, werden wir von ſelbſt dazu 


gedrängt, die bisherige ſchematiſche Behandlung der öſterreichiſchen 
Länder aufzugeben und der eigentümlichen inneren Struktur des 
Staates unſere Aufmerkſamkeit zuzuwenden. 

Die formal⸗juriſtiſche Zerlegung des Staates in 17 gleichmäßig 


organiſierte „Kronländer“ iſt keineswegs geeignet, die geſchichtlich⸗poli⸗ 


tiſche Geſtaltung Oſterreichs zum Ausdruck zu bringen. Geſchichtlich 
iſt die Monarchie aus drei Ländergruppen erwachſen, aus den alt⸗ 
öſterreichiſchen, den böhmiſchen und den ungariſchen Ländern. Im 
Jahre 1526 ſind die in Altöſterreich herrſchenden Habsburger auch 
Könige von Böhmen und Ungarn geworden. Zu dieſen Länder⸗ 
gruppen ſind am Ausgang des 18. Jahrhunderts Galizien (1772), 
Bukowina (1775) und Dalmatien (1797, neuerlich 1814) hinzu⸗ 
gekommen. Von verhältnismäßig geringerer Bedeutung iſt die Er⸗ 
werbung von Salzburg (1805) und Krakau (1846). Nachdem die 
ungariſche Ländergruppe ſtaatsrechtliche Selbſtändigkeit erlangt hat, 
kann man im öſterreichiſchen Staate — hiſtoriſch⸗ politiſch — vier 
Ländergebiete unterſcheiden: die altöſterreichiſchen Länder mit Hin⸗ 
zurechnung von Salzburg und Bukowina, die böhmiſchen Länder, 
Galizien nebſt dem ihm einverleibten, ſomit der Kronlandseigenſchaft 
entbehrenden Krakau und Dalmatien. Das politiſche Problem 
des öſterreichiſchen Staates iſt darin gelegen, dieſe vier Gebiete 
iu einem ſtaatlichen Ganzen zu verſchmelzen. Die altöſterreichiſchen 
Länder ſind nicht nur geſchichtlich das Stammgebiet, ſondern ſie ſind 
auch politiſch der Kern des Staates. Ihre Zugehörigkeit zum Staate 
iſt nicht problematiſch, mögen ſich auch immerhin Abgrenzungs fragen 
zufolge der kriegeriſchen Ereigniſſe ergeben. Als Teilprobleme kommen 
daher nur in Betracht die böhmiſche, die galiziſche und die dalmatiniſche 
Frage. Aber dieſe drei Fragen ſind durchaus nicht gleich zu werten. 
Weder die galiziſche noch die dalmatiniſche Frage kann für ſich allein 
beurteilt und gelöſt werden. Was Galizien betrifft, ſo iſt es anläß⸗ 
lich der Teilung Polens an Oſterreich gekommen, die Wiedererrich⸗ 
tung des polniſchen Staates hat denn auch die galiziſche Frage wieder 
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auf die Tagesordnung gebracht. Entweder wird Galizien mit dieſem 
polniſchen Staat verbunden werden, oder es wird doch wenigſtens 
innerhalb des öſterreichiſchen Staates, wie das Kaiſer Franz Joſeph 
kurz vor ſeinem Hinſcheiden angekündigt hat, eine ſtaatsrechtliche 
Sonderſtellung erhalten. In jedem Falle ſteht die galiziſche Frage 
mit internationalen Problemen in ſo enger Verbindung, daß ſie nicht 
ausſchließlich vom öſterreichiſchen Standpunkt aus behandelt werden 
kann. Auf ihre Erörterung muß darum in dieſem Zuſammenhang 
verzichtet werden, ohne daß natürlich ihre Bedeutung für alle übrigen 
Verfaſſungsfragen geleugnet oder verkannt werden darf. Ahnlich 
verhält es ſich nun aber auch mit Dalmatien. Auch die dalmatiniſche 
Frage iſt in einen größeren Zuſammenhang einzuordnen. Auf Dal⸗ 
matien werden von der ungariſchen Krone Anſprüche erhoben, indem 
ſeine Vereinigung mit dem zum ungariſchen Staate gehörigen König⸗ 
reiche Kroatien⸗Slavonien gefordert wird. Handelt es ſich dabei mehr 
um einen akademiſchen Streitfall zwiſchen den beiden Staaten der 
Monarchie — denn irgendwelche ernſte Schritte zur Geltendmachung 
ſeines Reinkorporierungsanſpruchs hat Ungarn bisher nicht unter⸗ 
nommen —, ſo ſind Oſterreich und Ungarn in gleicher Weiſe an 
der Frage des ſüdſlawiſchen Staates intereſſiert, deſſen Rückgrat das 
„dreieinige Königreich“ Kroatien⸗Slavonien⸗Dalmatien bilden würde, 
und an welchem überdies die ſloveniſchen Gebiete Oſterreichs, ferner 
die ſeit 1878 beziehungsweiſe 1908 zur Monarchie gehörigen Länder 
Bosnien und Herzegowina, endlich Serbien und Montenegro beteiligt 
wären. Anderſeits wird aber Dalmatien als Adrialand mit zum 
Teil italieniſcher Bevölkerung möglicherweiſe auch durch die auſtro⸗ 
italieniſche Auseinanderſetzung betroffen. So gelangen wir auch da 
auf allen Seiten zu internationalen Problemen, die wir hier nicht 
aufrollen können. Im Gegenſatz dazu hat die böhmiſche Frage ganz 
und gar inneröſterreichiſchen Charakter, ſie iſt keine europäiſche, ſondern 
ausſchließlich eine Binnenfrage. Wenn man auch ihr einen inter⸗ 
nationalen Charakter aufzudrängen verſucht, ſo liegt darin ein Über⸗ 
griff, der, ſoweit es an uns liegt, aufs ſchärfſte zurückgewieſen und 
bekämpft werden muß. 

Böhmen iſt, wie ſchon erwähnt, gleichzeitig mit Ungarn an die 
Habsburger gekommen. Erzherzog Ferdinand von Oſterreich wurde 
hüben wie drüben zum König gewählt. Man ſollte alſo meinen, 
daß die böhmiſche und die ungariſche Verfaſſungsgeſchichte gleichmäßig 
verlaufen. Tatſächlich iſt dem nicht ſo. Ungarn hat von allem An⸗ 
fang an einen ſolchen Vorſprung, daß Böhmen, ſo ſehr es ſich darum 
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bemüht, mit ihm niemals gleichen Schritt halten kann. Die Tragik 
der böhmiſchen Geſchichte liegt in dieſem Wettlauf, der immer wieder 
mit einer Niederlage Böhmens endet und trotzdem niemals aufgegeben 
wird. Dieſe merkwürdige Erſcheinung hat verſchiedene Gründe, von 
denen nur die beiden ſtaatsrechtlich bedeutſamſten hervorgehoben 
werden ſollen. In Ungarn waren die Habsburger Wahlmonarchen, 
und ſelbſt die Habsburg⸗Lothringer verdanken ihre Berufung auf den 
ungariſchen Thron dem zu ihren Gunſten ausgeübten Wahlrecht der 
Stände. Die pragmatiſche Sanktion Karls VI. wurde in Ungarn in 
die Form eines Geſetzes umgegoſſen, ſo daß es ſich nicht eigentlich 
um den Beitritt zu einem Hausgeſetz, ſondern um ein ſelbſtändiges 
Staatsgeſetz handelte. Es wurde nicht die Thronfolgeberechtigung 
des habsburgiſchen Kognaten anerkannt, ſondern das ſtändiſche Königs⸗ 
wahlrecht zugunſten dieſer Kognaten ausgeübt. So wird die Erb⸗ 
monarchie im ungariſchen Staatsrecht — auch heute noch — von 
Rechts wegen als eine Epiſode aufgefaßt, welche dem Grundſatz des 
Königswahlrechts keinen Abbruch tun könne. Ganz anders in Böhmen, 
welches ſchon zur Zeit der Luxemburger ein Erbreich mit weiblicher 
Notthronfolge war. Hier waren die Habsburger und ſind die Habsburg⸗ 
Lothringer Erbmonarchen, und ſie haben hier infolgedeſſen eine viel 
gefeſtigtere Rechtsſtellung, ſie können mit viel größerer Entſchieden⸗ 
heit und Tatkraft vorgehen als jenſeits der Leitha. Zwar wurde, 
wie geſagt, Erzherzog Ferdinand auch in Böhmen zum König ge⸗ 
wählt. Aber dieſe Wahl bezog ſich, wie ſpäter authentiſch feſt⸗ 
geſtellt wurde, bloß auf ſeine eigene Perſon. Als Gemahl der 
Königin Anna wurde er zum König gewählt und angenommen, 
aber Anna ſelbſt hatte auf Grund des böhmiſchen Staatsrechts ein 
unbeſtreitbares Thronfolgerecht, fie war die Erbin des Königreichs 
Böhmen, und ſie hat das Königreich auf ihre Nachkommen, die Habs⸗ 
burger und Habsburg⸗Lothringer, vererbt. Damit ſteht es im Zu⸗ 
ſammenhang, daß die pragmatiſche Sanktion in Böhmen eine ganz 
andere Behandlung erfahren hat als in Ungarn. Dort handelte es 
ſich um ein Zugeſtändnis, das die Krone erſt erwirken mußte, hier 
um die Anerkennung eines bereits unzweifelhaft geltenden Rechts, 
um die Anwendung des Thronfolgerechts auf den beſonderen Fall 
des Ausſterbens des habsburgiſchen Mannesſtamms. So erklärt ſich 
die Verſicherung der böhmiſchen Stände, der Kaiſer habe ihnen von 
ſeinen Thronfolgeverfügungen „aus purem Überfluß“ Nachricht ge⸗ 
geben. Zu dieſer dynaſtierechtlichen Verſchiedenheit kommt nun eine 
ſehr wichtige territorialrechtliche hinzu. Ungarn ſtand außerhalb des 
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Verbands des deutſchen Reichs, Böhmen war ein Beſtandteil des 
Reichs. Die Zugehörigkeit Böhmens zum Reich wurde zwar ſowohl 
zu Reichszeiten wie auch ſpäter beſtritten, und noch heute ſpukt dieſe 
alte Streitfrage in der Literatur. Aber es handelt ſich dabei doch 
eigentlich nur um eine gelehrte Spitzfindigkeit, die das Weſen der 
Sache nicht berührt. Denn daß der böhmiſche König vom Reiche 
belehnt wurde, daß er ſelbſt als Kurfürſt an der Wahl des deut⸗ 
ſchen Königs mitwirkte, daß Böhmen im Reichstag Sitz und Stimme 
hatte, wenn es auch durch lange Zeit von ſeiner Stimme keinen 
Gebrauch machte, alles das war und iſt unbeſtritten, und das genügt 
für unſere Zwecke vollauf. Böhmen gehörte jedenfalls mit in die 
Einflußſphäre des Reichs, und daß die Habsburger die römiſch⸗deutſche 
Kaiſerwürde innehatten, verſtärkte naturgemäß ihre Stellung im 
Lande. Daß übrigens die ſtaatsrechtliche und politiſche Beziehung 
Böhmens zum Reich mit geographiſchen Beziehungen in engſter 
Verbindung ſtand, während umgekehrt Ungarn aus ſeiner periphe⸗ 
riſchen Lage an einer gefährdeten Grenze, ſo gut es ging, Nutzen 
zog, braucht nicht erſt hervorgehoben zu werden. 

Das zeigt ſich ſchon in den gleichzeitig mit der Begründung der 
habsburgiſchen Herrſchaft einſetzenden Religionskämpfen. In Ungarn 
trachten die Landesherren möglichſt bald zu einem ehrenvollen Frieden 
zu gelangen, in Böhmen ſpitzt ſich der Konflikt in der denkbar ſchärfſten 
Weiſe dramatiſch zu, um dann eine auf Jahrhunderte hinaus nach⸗ 
wirkende Löſung zugunſten des Königs zu finden. Der auf dem 
Weißen Berg (1620) ſiegreiche Katholizismus verändert von Grund 
aus die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe des Landes. In aller Form 
wird der königliche Abſolutismus aufgerichtet, das ius legis ferendae 
als ausſchließlich königliches Recht in Anſpruch genommen und 
ſofort durch Erlaſſung der verneuerten Landesordnungen für Böhmen 
(1627) und Mähren (1628) zur Anwendung gebracht. So ſtraft der 
König die „hochabſcheuliche Rebellion“, die zu ſeiner Abſetzung und 
zur Wahl des Winterkönigs Friedrich von der Pfalz geführt hatte. 
Ein Jahrhundert ſpäter ereignen ſich ganz ähnliche Vorgänge. Mit 
den ungariſchen Ständen ftellt. ſich Maria Thereſia auf guten Fuß, 
Böhmen aber ſtraft ſie für die Huldigung, die es, ohne einen Wider⸗ 
ſtand zu verſuchen, dem hierher gekommenen Kurfürſten von Bayern 
geleiſtet hat, durch die Auflöſung der böhmiſchen Hofkanzlei. Die 
böhmiſche Hofbehörde wird mit der öſterreichiſchen vereinigt und 
damit dem böhmiſchen Staatsrecht ein tödlicher Schlag verſetzt. Was 
die verneuerte Landesordnung für die Geſetzgebung bedeutet, das be⸗ 
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deutet die Vernichtung der böhmiſchen Hofkanzlei (1749) für die 
Verwaltung. Der König iſt abſoluter Geſetzgeber und verwaltet 
Böhmen gemeinſam mit den öſterreichiſchen Ländern. Die von der 
Kaiſerin errichtete Oberſte Juſtizſtelle iſt gleichfalls für Böhmen ebenſo 
zuſtändig wie für Oſterreich. Der öſterreichiſch⸗böhmiſche Staat iſt 
nunmehr eine nicht hinwegzuleugnende Realität, er überdauert das 
deutſche Reich, er überdauert die Abtrennung Ungarns, er erlangt 
internationale Geltung und behauptet ſich bis zum heutigen Tage. 
Was in der Thereſianiſchen Zeit vom böhmiſchen Staatsrecht übrig⸗ 
geblieben iſt, ſind bloß äußere Formen, die dann mit den letzten 
Reſten des Ständeweſens von ſelbſt verſchwinden. Wie in anderen 
Gebieten, ſo ſind auch in Böhmen Ständeſtaat, Abſolutismus und 
Konſtitutionalismus zeitlich aufeinander gefolgt. Aber in Böhmen 
beſteht — und darin ſetzt ſich die oben erwähnte Tragik der böhmiſchen 
Geſchichte fort — kein juriſtiſch⸗politiſcher Zuſammenhang zwiſchen 
dem Ständeſtaat und dem konſtitutionellen Staat. Der Konſtitu⸗ 
tionalismus knüpft nicht an Böhmen an, ſondern an die Geſamtheit 
der böhmiſch⸗öſterreichiſchen Länder. Die moderne Verfaſſung iſt nicht 
eine umgeſtaltete böhmiſche Verfaſſung, ſo wie etwa die ungariſchen 
Geſetze von 1848 und 1867 Fortbildungen der altungariſchen Ver⸗ 
faſſung darſtellen, die öſterreichiſche Verfaſſung iſt vielmehr eine 
originäre Schöpfung, die zum Teil auf den Trümmern des böhmiſchen 
Staatsrechts erſtanden iſt. Der böhmiſche Staat war aufs innigſte 
verknüpft mit dem ſtändiſchen Staatsrecht, er hat dieſes Staatsrecht 
nicht zu überleben vermocht. Wenn die Tſchechen heute eine Wieder⸗ 
belebung des böhmiſchen Staatsrechts verlangen, ſo ſtehen ſie vor 
dem ſchwierigen Problem, ihm eine moderne Geſtalt zu geben. 
Denn das alte Ständeſtaatsrecht wieder auferſtehen zu laſſen, liegt 
nicht in ihrer Abſicht. 

Die ſtaatsrechtliche Renaiſſancebewegung in Böhmen hängt in 
ihren Anfängen mit den Aufklärungsideen eng zuſammen. Die 
böhmiſchen Stände ſuchen am Ausgang des 18. und zu Beginn des 
19. Jahrhunderts ähnlich wie der Monarch Fühlung mit dem Volke, 
und ſie finden in dem Bildungsideal der Zeit das geeignete Ver⸗ 
ſtändigungsmittel, das zugleich ihren politiſchen Sonderintereſſen 
dient. Sie verſenken ſich in die böhmiſche Vergangenheit, ſie ſorgen 
für eine Darſtellung der böhmiſchen Geſchichte, die zugleich den vater⸗ 
ländiſchen Sinn in der Bevölkerung erweckt und ſtärkt und die ſtaats⸗ 
rechtlichen Forderungen der Stände zu unterſtützen geeignet iſt, ſie 
treiben und unterſtützen literaturgeſchichtlich⸗philologiſche Studien, 
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welche die nur noch kümmerlich vegetierende tſchechiſche Sprache 
wieder zu Ehren bringen. Das böhmiſche Muſeum und die von 
dieſem herausgegebene Zeitſchrift wird zum Mittelpunkt aller dieſer 
Beſtrebungen. Der alte Goethe, der wiederholt in den böhmiſchen 
Bädern weilt und zu hervorragenden Mitgliedern der Stände in 
freundſchaftlichen Beziehungen ſteht, bringt ihren Unternehmungen 
warme Sympathien entgegen. Aus der für echt gehaltenen Königin⸗ 
hofer Handſchrift, die als illegitime Frucht der erwähnten philo⸗ 
logiſchen Studien anzuſehen iſt und für die Hebung des nationalen 
Selbſtbewußtſeins der Tſchechen ganz unſchätzbare Dienſte geleiſtet 
hat, wählt er ein Gedichtchen aus, das er nachzudichten unternimmt. 
In den vierziger Jahren ſchreiten nun die Stände, wohl ausgerüſtet, 
zu einem Vorſtoß gegen die Regierung. Sie bringen dem Monarchen 
das böhmiſche Staatsrecht in Erinnerung, indem fie alle Rechtstitel 
zuſammentragen, die ſie in der Geſchichte finden. Aber die Revolu⸗ 
tion nimmt ihnen alsbald das Heft aus der Hand und wächſt ihnen 
über den Kopf. Das Bürgertum übernimmt die Führung und ver⸗ 
langt Rechte für ſich ſelbſt. Es iſt gewiſſermaßen der ſtaatsrechtliche 
Rechtsnachfolger der Stände. Aber nunmehr iſt die Saat aus der 
ſtändiſchen Zeit aufgegangen. Das Volk macht ſich zunutze, was es 
gelernt hat. Von allem Anfange an hat die Prager Bewegung des 
Jahres 1848 eine böhmiſch⸗ſtaatsrechtliche und eine nationale Note. 
Mit den konſtitutionellen Poſtulaten, die nichts Böhmen Eigentüm⸗ 
liches ſind, wird die Forderung verbunden, die böhmiſchen Länder in 
ihre geſchichtlichen Rechte wieder einzuſetzen und der tſchechiſchen 
Sprache, die in den letzten Jahrzehnten eine überraſchende, die 
kühnſten Hoffnungen ihrer Freunde weit überſteigende Auferſtehung 
gefeiert hatte, volle Gleichberechtigung mit der deutſchen zu gewähren. 
Die Deutſchen in Böhmen ſtanden einem ſolchen Verlangen zunächſt 
nicht grundſätzlich ablehnend gegenüber. An der Wiedergeburt der 
tſchechiſchen Sprache und an der Stärkung des tſchechiſchen National⸗ 
bewußtſeins hatten ſie ihren wohlgemeſſenen Anteil. Ganz im 
Goetheſchen Sinne war die böhmiſche Vergangenheit auch von der 
deutſchböhmiſchen Dichtung verherrlicht und geprieſen worden. Erſt 
im Laufe des Revolutionsjahres tritt die nationale Scheidung ein. 
Die Deutſchen erkennen den engen Zuſammenhang, in welchem die 
nationale Bewegung mit der politiſchen ſteht. Nach dem Slawen⸗ 
kongreß und dem gleichzeitigen Prager Pfingſtaufſtand (12. Juni 1848) 
hat Deutſchböhmen mit den ſtaatsrechtlichen und nationalen Forde⸗ 
rungen der Tſchechen nichts mehr zu tun. Der Pfingſtaufſtand hat 
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übrigens die Tſchechen auch um die Erfolge gebracht, die fie im 
erſten Anſturm der Revolution dem Wiener Hofe gegenüber zu er⸗ 
zielen verſtanden hatten. 

Die Februarverfaſſung von 1861 veranlaßt die Tſchechen, ihre 
Anſprüche neuerlich anzumelden. Sie nehmen ſich dabei das Ver⸗ 
halten der Ungarn zum Muſter, ohne freilich mit der gleichen Schärfe 
vorzugehen. Während die Ungarn die Beſchickung des Wiener Reichs⸗ 
rats ablehnen, begnügen ſich die Tſchechen zunächſt mit einer Rechts⸗ 
verwahrung. Gleich den Ungarn verlangen auch ſie die Krönung des 
im Revolutionsjahr zur Regierung gelangten Königs Franz Joſeph. 
Aber in der Folge griffen auch ſie zu der Waffe der Abſtinenz, und 
vollends gingen ſie zur ſchärferen Tonart über, als Ungarn im 
Jahre 1867 am Ziele ſeiner ſtaatsrechtlichen Wünſche angelangt war 
und die Königskrönung vornehmen konnte, während der König von 
Böhmen noch immer ungekrönt war und die Dezemberverfaſſung über 
das böhmiſche Staatsrecht einfach hinwegging. Eine gleiche Behand⸗ 
lung mit Ungarn hätten ſich die Tſchechen gern gefallen laſſen, aber 
dem um Ungarn verkleinerten öſterreichiſchen Staat wollten ſie nicht 
einverleibt bleiben. So wurden ſie denn unverſöhnliche Gegner des 
Dualismus. Entweder Rückkehr zum Geſamtreich oder noch weiter⸗ 
gehende Zerlegung des alten Kaiſerſtaates wurde von ihnen ge⸗ 
fordert. In ihrer Deklaration vom 22. Auguſt 1868 legen die 
tſchechiſchen Abgeordneten ihren Rechtsſtandpunkt dar. Böhmen ſtehe 
nur zur Dynaſtie in einem Vertragsverhältnis, nicht auch zu den 
übrigen Ländern des Hauſes Oſterreich, mit denen es nie einen Ein⸗ 
heitsſtaat oder auch nur eine Realunion gebildet habe. Nur durch 
einen neuerlichen Vertrag zwiſchen dem König und der böhmiſchen 
politiſchen Nation könnten die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe Böhmens 
geändert werden. Weder der zisleithaniſche Reichsrat noch die poli⸗ 
tiſche Nation Ungarns können über die Rechte der böhmiſchen Krone 
verfügen. Böhmen habe das gleiche geſchichtliche Recht der Selbſt⸗ 
beſtimmung in ſeinen Verfaſſungsangelegenheiten wie Ungarn. Die 
Dezemberverfaſſung ſei für Böhmen ein rechtsungültiges Oktroi, der 
Reichsrat habe darum nur tatſächliche, nicht rechtliche Bedeutung, 
und die böhmiſchen Abgeordneten könnten ihn nicht beſchicken. Mit 
den Deutſchböhmen wünſchen die Deklaranten, welche im Namen von 
fünf Millionen Angehörigen der böhmiſch⸗ſlawiſchen Nation zu ſprechen 
erklären, ein Übereinkommen auf Grundlage der Gleichberechtigung 
beider Nationalitäten zu treffen. Die Deklaration unterſcheidet, wie 
hieraus zu erſehen iſt, die politiſche (auch „politiſch⸗hiſtoriſche“) 
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böhmiſche Nation von der böhmiſch⸗ſlawiſchen Nation. Zu jener ge- 
hören auch die Deutſchen, zu dieſer nur die Tſchechen. Für die 
böhmiſch⸗ſlawiſche Nation werden nationale, für die politiſche böhmiſche 
Nation geſchichtliche Rechte in Anſpruch genommen. Durch die Ver⸗ 
knüpfung des geſchichtlich⸗böhmiſchen Staatsrechts mit der böhmiſchen 
Nation umſchifft die Deklaration die oben angedeutete Klippe, daß 
doch das geſchichtliche Staatsrecht ein ſtändiſches war. Die alten 
Stände ſollen nicht wieder erſtehen, ſondern ihr Erbe wird von der 
politiſchen böhmiſchen Nation angetreten. Nur ſcheinbar wird alſo 
die Wiederherſtellung des alten böhmiſchen Staatsrechts verlangt, in 
Wahrheit ſoll unter Verwertung geſchichtlicher Rechtstitel ein modernes 
Staatsrecht geſchaffen werden. Wollten die vormärzlichen Stände 
das Volk als Vorſpann für ihre Forderungen benutzen, ſo iſt jetzt 
der Sachverhalt geradezu entgegengeſetzt. Die ſtändiſchen Rechte 
ſollen dem böhmiſchen Volk, in deſſen Namen die Deklaranten das 
Wort ergreifen, zur ſtaatsrechtlichen Selbſtändigkeit verhelfen. Zum 
„böhmiſchen“ Volk im politiſchen Sinne gehören aber, wie ge⸗ 
ſagt, auch die Deutſchen in Böhmen. 

Wenige Jahre ſpäter winkte den Tſchechen ein ähnlicher Erfolg, 
wie ihn die Ungarn erzielt hatten. Die Regierung war im Jahre 
1871 geneigt, ihren Wünſchen zu entſprechen und den öſterreichiſchen 
Staat oder, richtiger geſagt, die Geſamtmonarchie zu föderaliſieren. 
Die ſogenannten Fundamentalartikel behandeln Oſterreich nicht als 
Einheitsſtaat, ſondern als eine ziemlich loſe Vereinigung einer Reihe 
von Staaten, zu denen in erſter Linie das Königreich Böhmen gehört. 
An die Stelle des Dualismus tritt auf ſolche Weiſe ein (zunächſt 
allerdings noch nicht feſt umriſſener) Pluralismus, indem Böhmen 
und die anderen Länder diesſeits der Leitha als eine Reihe ſelb⸗ 
ſtändiger Staaten Ungarn gegenüberſtehen. Böhmen tritt zwar dem 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Ausgleich bei, aber in die zur Behandlung 
der öſterreichiſch⸗ungariſchen Angelegenheiten berufenen Delegationen 
ſoll der böhmiſche Landtag und nicht, wie es dem Ausgleich ent⸗ 
ſpricht, der Reichsrat die Vertreter Böhmens entſenden. Dem 
böhmiſchen Landtag ſteht grundſätzlich die Geſetzgebung in allen An⸗ 
gelegenheiten zu, welche nicht allen Ländern der Monarchie gemeinſam 
ſind. Bloß aus Zweckmäßigkeitsgründen iſt Böhmen bereit, die Geſetz⸗ 
gebung in gewiſſen Angelegenheiten einem Delegiertenkongreß zu über⸗ 
tragen, den die Landtage der nichtungariſchen Länder zu beſchicken 
haben. Der Reichsrat, und zwar vor allem das Abgeordnetenhaus, 
ſoll alſo durch einen Delegiertenkongreß erſetzt werden. In ähnlicher 
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Weiſe an die Fundamentalartikel auch die Verwaltung. 
Grundſätzlich ſteht die geſamte Verwaltung der nicht allen Ländern 
der Monarchie gemeinſamen Angelegenheiten der böhmiſchen Landes⸗ 
regierung zu. Aber die Verwaltung jener Angelegenheiten, bezüglich 
welcher der Delegiertenkongreß das Geſetzgebungsrecht ausübt, wird einem 
Miniſterium übertragen, welchem neben den Reſſortminiſtern die Hof⸗ 
kanzler oder Länderminiſter angehören. Insbeſondere iſt der böhmiſche 
Hofkanzler zur Durchführung der im Delegiertenkongreß beſchloſſenen 
Geſetze berufen, und ihm ſteht überdies auch die oberſte Verwaltung 
der zur Landesgeſetzgebung gehörenden Angelegenheiten in den Ländern 
der Krone Böhmens zu. Alſo auch für die Verwaltung gilt der 
Grundſatz der Föderaliſierung. Die Fundamentalartikel ſtellen das 
genaue Gegenſtück zur Dezemberverfaſſung dar. Will dieſe einen 
öſterreichiſchen, ſo wollen die Fundamentalartikel einen böhmiſchen 
Staat. Sie ſtellen die Kodifikation des böhmiſchen Staatsrechts in 
ſeiner extremſten Form dar. Hätten ſie Geſetzeskraft erlangt, fo wäre 
nicht nur Oſterreich zerfallen, ſondern es wäre der Beſtand der 
öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie gefährdet geweſen. In der Tat 
wurden ſie nicht bloß in Oſterreich, ſondern auch in Ungarn bekämpft, 
und ſo mußten ſie fallen gelaſſen werden. Ein Reſkript des Kaiſers 
Franz Joſeph an den böhmiſchen Landtag verweiſt darauf, daß der 
öſterreichiſch⸗ungariſche Ausgleich vom Monarchen ſanktioniert ſei und 
dadurch volle Rechtskraft für die ganze Monarchie erlangt habe. 
Nur auf dem im Ausgleich ſelbſt angegebenen Wege könne er ab⸗ 
geändert werden. Und ebenſo könne eine Abänderung der Staats⸗ 
grundgeſetze nur mit Zuſtimmung des Reichsrats erfolgen. Der Landtag 
ſolle darum ſeine Vertreter in den Reichsrat entſenden und dadurch 
an dem großen Werk der Verſöhnung mitwirken. 

Der Landtag leiſtete dieſer Aufforderung keine Folge, und es 
wurde ihm gar bald auch die Möglichkeit genommen, die kaiſerliche 
Mahnung zu beherzigen. Im Jahre 1873 wurde den Landtagen 
das Reichsratswahlrecht, welches ihnen ſeit dem Jahre 1861 zuſtand, 
durch eine Verfaſſungsreform entzogen. Das Abgeordnetenhaus des 
Reichsrats verwandelte ſich dadurch aus einer Länderkammer in eine 
Volkskammer; die Reichsratsabgeordneten wurden nunmehr geradeſo 
wie die Landtagsabgeordneten unmittelbar vom Volke gewählt. Die 
Tſchechen erhoben gegen dieſe Neuerung, die zugleich ihre Stellung 
ſchwächte und den öſterreichiſchen Zentralismus ſtärkte, ſelbſtverſtändlich 
Proteſt. Aber es dauerte nur wenige Jahre, und ſie trugen den ge⸗ 
änderten Verhältniſſen Rechnung, indem ſie im Jahre 1879 — wenn 
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auch mit Rechtsverwahrung — in den Reichsrat eintraten und ſich 
an ſeinen Arbeiten beteiligten. Von da ab gewinnt die tſchechiſche 
Politik ein neues Ausſehen. Sie läßt ſich dahin kennzeichnen, daß 
der theoretiſche Proteſt gegen die zentraliſtiſche Verfaſſung aufrecht 
bleibt und von den ſtaatsrechtlichen Forderungen auch nicht ein Jota 
fallen gelaſſen wird, daß aber auf der anderen Seite die Verfaſſung 
in ganz ungeahnter Weiſe für tſchechiſche Zwecke ausgenutzt wird. 
So haben die Tſchechen jederzeit zwei Eiſen im Feuer. Sie ſind 
als Vorkämpfer des böhmiſchen Staatsrechts Gegner des öſterreichiſchen 
Staates, deſſen Rechtsbeſtändigkeit ſie beſtreiten. Aber ſie gehören 
in dieſem Staat auf lange hinaus zur herrſchenden Mehrheit, ſie 
machen ſich alle Vorteile der Zugehörigkeit zum öſterreichiſchen Staat 
zunutze, ſie übernehmen Miniſterpoſten und verlangen und bekommen 
in allen Zentralſtellen Amter für ihre Volksgenoſſen, ſie nutzen die 
ſtaatsgrundgeſetzlich gewährleiſtete nationale Gleichberechtigung für 
ſich aus, ſetzen aber der Gleichberechtigung der Deutſchen in Böhmen 
die aus dem böhmiſchen Staatsrecht abgeleitete Einwendung ent⸗ 
gegen, das Königreich ſei unteilbar, und die Forderung der Deutſchen 
laufe auf eine Landeszerreißung hinaus. Wiederholt wird ein Aus⸗ 
gleich zwiſchen Deutſchen und Tſchechen in Böhmen angebahnt, aber 
ohne Erfolg, wenigſtens ohne vollen Erfolg. Der Ausgleich des 
Jahres 1890, welcher zwiſchen den beiderſeitigen Vertrauensmännern 
zuſtande kommt, wird vom tſchechiſchen Volk nicht ratihabiert. Dieſes 
iſt eben infolge des Schulunterrichts, der im Geiſte des böhmiſchen 
Staatsrechts und des tſchechiſchen Nationalismus erteilt wird, von 
Generation zu Generation radikaler geworden, die ſtaatsrechtlichen 
und nationalpolitiſchen Forderungen werden immer inniger mitein⸗ 
ander verkettet. Der Verſuch der Regierung, die Sprachenfrage in 
Böhmen und Mähren im Verordnungswege zu löſen, führt im Jahre 
1897 zur Obſtruktion der Deutſchen im Abgeordnetenhauſe des Reichs⸗ 
rats. Damit beginnt die im Eingang dieſer Ausführungen erwähnte 
ſchwere Verfaſſungskriſe, die eigentlich bis heute fortdauert, wenn 
auch zeitweiſe die Obſtruktion, die übrigens inzwiſchen längſt auf 
andere Parteien übergegangen iſt, in den Hintergrund gedrängt wird. 
So hat die böhmiſche Frage den ganzen Staat in Mitleidenſchaft 
gezogen; ſie iſt heute in Wahrheit die öſterreichiſche Frage, und ſie 
hat überdies internationale Bedeutung erlangt, einmal, weil die troſt⸗ 
loſen innerpolitiſchen Verhältniſſe Oſterreichs unter den Urſachen des 
Weltkriegs keine unbedeutende Rolle ſpielen, und ſodann, weil die 
angeblich erſt zu bewirkende Befreiung der Tſchechen von der Fremd⸗ 
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herrſchaft und ſomit die Verwirklichung des böhmiſchen Staatsrechts 
der Entente mundgerecht gemacht wurde und von dieſer als Kampf⸗ 
mittel gegen Oſterreich verwertet wird. 

Die tſchechiſche Politik hat während des Krieges ſehr bemerkens⸗ 
werte Veränderungen durchgemacht. Während ſich die Tſchechen im 
Anfang, als die ſtaatliche Autorität machtvoll durchgriff, die mili⸗ 
täriſche Lage aber noch unſicher war, zunächſt abwartend verhielten, 
glaubten ſie in der Folge, als Rußlands Stoßkraft zu verſagen be⸗ 
gann, mit dem öſterreichiſchen Staat eine Verſtändigung anbahnen 
zu müſſen. Zu derſelben Zeit, als in deutſchen Kreiſen die ſchon 
erwähnten Reformpläne erwogen wurden, traten auch die Tſchechen 
mit Entwürfen und Vorſchlägen hervor, die zwiſchen den Forderungen 
des Staates und jenen der tſchechiſchen Nation vermitteln wollten. 
Sie empfanden das Bedürfnis, die deutſche, und zwar insbeſondere 
die reichsdeutſche Offentlichkeit mit der nationalen, kulturellen, wirt⸗ 
ſchaftlichen und geiſtigen Bedeutung des Tſchechentums vertraut zu 
machen. So entſtand das von dem Reichsratsabgeordneten Tobolka 
herausgegebene Sammelwerk „Das böhmiſche Volk. Wohngebiete, 
körperliche Tüchtigkeit, geiſtige und materielle Kultur“ (Prag 1916). 
Als aber nach dem Thronwechſel jene Anderung des Regierungs⸗ 
ſyſtems eintrat, von der gleichfalls ſchon geſprochen wurde, machten 
ſich das die Tſchechen mit bewunderungswürdiger Raſchheit und An⸗ 
paſſungsfähigkeit ſofort zunutze und überreichten dem ſiegreichen Staat 
jene Rechnung, die eigentlich für das beſiegte Oſterreich beſtimmt 
war; ſie verlangten die Verwirklichung ihrer nationalen und ſtaats⸗ 
rechtlichen Forderungen. In der Eröffnungsſitzung des Abgeordneten⸗ 
hauſes vom 30. Mai 1917 hielten die tſchechiſchen Abgeordneten 
Böhmens, Mährens und Schleſiens nicht nur ihre beim Eintritt in 
das Abgeordnetenhaus ſeinerzeit abgegebene, auf das böhmiſche 
Staatsrecht gegründete Rechtsverwahrung aufrecht, ſondern ſie ver⸗ 
langten überdies, geſtützt auf das natürliche Recht der Völker auf 
Selbſtbeſtimmung und freie Entwicklung, die Verbindung aller Stämme 
des tſchechoſlawiſchen Volkes mit Einſchluß des zuſammenhängend 
an den hiſtoriſchen Grenzen des böhmiſchen Vaterlandes lebenden 
tſchechoſlawiſchen Stammes zu einem demokratiſchen Staat ſowie die 
Umgeſtaltung der habsburgiſch⸗lothringiſchen Monarchie in einen 
Bundesſtaat von freien und gleichberechtigten nationalen Staaten. Die 
nachſichtige Behandlung, welche die Regierung dieſer Erklärung aus 
höheren politiſchen Rückſichten zuteil werden ließ, belebte die Hoff⸗ 
nungen der Tſchechen derart, daß ſie ein halbes Jahr ſpäter ihre 
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Forderungen noch weſentlich ſteigerten. Am Dreikönigstag des Jahres 
1918 (6. Januar) beſchloſſen die Abgeordneten der drei böhmiſchen 
Länder in einer in Prag abgehaltenen Verſammlung eine Deklaration, 
in welcher ſie für ihr Volk die Beteiligung an den Verhandlungen 
des Friedenskongreſſes und die volle Freiheit, dort ſeine Rechte zu 
wahren, verlangen, ohne der Zugehörigkeit Böhmens zum öſter⸗ 
reichiſchen Staate oder der durch die gemeinſame Dynaſtie herbei⸗ 
geführten Verbindung mit den anderen öſterreichiſchen Ländern 
Rechnung zu tragen. Das tſchechiſche Volk meldet ſich um ſeine 
Selbſtändigkeit an, „geſtützt auf ſein hiſtoriſches Staatsrecht und völlig 
durchdrungen von dem heißen Verlangen, daß es in freiem Wett⸗ 
bewerb mit anderen freien Völkern in ſeinem ſouveränen, voll⸗ 
berechtigten, demokratiſchen, ſozial gerechten und auf der Gleichheit 
aller ſeiner Bürger aufgebauten Staate und in den Grenzen ſeiner 
hiſtoriſchen Länder und Siedlungsſtätten und ſeines ſlowakiſchen 
Zweiges (das iſt eben der im Mai erwähnte, an den geſchichtlichen 
Grenzen des böhmiſchen Vaterlandes lebende Stamm) beitragen könne 
zu der neuen großen Entwicklung der Menſchheit, begründet auf die 
Freiheit und Brüderlichkeit und unter Gewährung voller gleicher 
Rechte an die nationalen Minderheiten“. Nun endlich hat die Re⸗ 
gierung nicht mehr umhin können, den tſchechiſchen Vorſtoß durch 
eine unzweideutige Erklärung abzuwehren. Als ſich der Reichsrat 
nach den Weihnachtsferien am 22. Januar 1918 wieder verſammelte, 
trat der Miniſterpräſident im Abgeordnetenhauſe der Dreikönigs⸗ 
deklaration mit ſcharfen Worten entgegen und ſtellte ihre Unverein⸗ 
barkeit mit dem öſterreichiſchen Standpunkt feſt. In derſelben Sitzung 
verlangten die deutſchen Abgeordneten Böhmens die Errichtung einer 
ſelbſtändigen Provinz Deutſchböhmen mit allen Eigenſchaften, Rechten 
und Einrichtungen eines Kronlands im Rahmen des Kaiſertums 
Oſterreich und ohne irgendwelche Abhängigkeit von dem tſchechiſchen 
Teil Böhmens. Jeden Verſuch, durch Aufrichtung eines böhmiſch⸗ 
ſlowakiſchen Staates für immerdar unterjocht zu werden, werde das 
deutſche Volk, wenn nötig ſelbſt mit Gewalt, verhindern. 

So iſt denn heute der ſtaatsrechtliche Kampf in Böhmen auf 
der ganzen Linie entbrannt. Er iſt ein Kampf ums Recht inſofern, 
als die Tſchechen ſtaatsrechtliche Veränderungen in weiteſtem Umfang 
anſtreben. Iſt er es aber auch in dem Sinne, daß die tſchechiſchen 
Anſprüche auf rechtlicher Grundlage beruhen, daß ſie vom Standpunkt 
irgendeines Rechts aus als gerechtfertigt erſcheinen? Ein Urteil darüber 


können wir uns nur bilden, wenn wir die Begründung der iſchechiſchen 
Schmollers Jahrbuch XIII I. 
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Forderungen in ihre Beſtandteile auflöſen. Geſchichtliche und un⸗ 
geſchichtliche Elemente ſind hier in eigentümlicher und, wie leicht zu 
zeigen iſt, widerſpruchsvoller Weiſe miteinander verknüpft. Für ge⸗ 
ſchichtlich halten die Tſchechen das von ihnen geforderte böhmiſche 
Staatsrecht deshalb, weil es an das Ständeſtaatsrecht anknüpft und 
die Wiederherſtellung von Rechtszuſtänden verlangt, wie ſie einſt 
beſtanden haben. Nun iſt aber ſchon dieſer Standpunkt anfechtbar. 
Denn auf geſchichtlichem Boden ſteht nicht derjenige, der wieder⸗ 
herſtellen will, was ſich nicht behaupten konnte und darum unter⸗ 
gegangen iſt, ſondern wer beibehalten will, was ſich geſchichtlich ent⸗ 
wickelt und bisher behauptet hat. In dieſem Sinne iſt der geſchicht⸗ 
liche Standpunkt der des öſterreichiſchen und nicht der des 
böhmiſchen Staatsrechts. Denn die Geſchichte hat zugunſten des 
öſterreichiſchen Staates und des öſterreichiſchen Staatsrechts ent⸗ 
ſchieden. Der öſterreichiſche Staat gehört als geſchichtliches 
Produkt der Gegenwart an, das böhmiſche Staatsrecht der Ver⸗ 
gangenheit; das öſterreichiſche Staatsrecht iſt lebendige Geſchichte, 
das böhmiſche zählt zu den Rechtsaltertümern. Immerhin könnten 
ſich aber die Tſchechen demgegenüber auf den Legitimitätsgrundſatz 
berufen. Sie laſſen, könnten ſie ſagen, nur eine rechtmäßige Ent⸗ 
wicklung zu und ſchalten alſo aus den geſchichtlichen Vorgängen und 
Tatſachen alle diejenigen aus, die dem jeweils geltenden Recht zuwider⸗ 
laufen. Auf ſolche Weiſe kritiſieren ſie zwar in einer der geſchicht⸗ 
lichen Auffaſſung nicht entſprechenden Weiſe die Vergangenheit, und 
alles das, was in der Literatur ungezähltemal gegen den Legitimitäts⸗ 
grundſatz ins Treffen geführt wurde, kann auch ihnen entgegengehalten 
werden; aber immerhin: es iſt doch eine Anſchauung, deren Folge⸗ 
richtigkeit auch derjenige gelten laſſen muß, der ſie nicht teilt. 
Aber in Wahrheit ſind die Tſchechen gar nicht die Legitimiſten, 
die ſie zu ſein vorgeben. Denn ſie wollen ja, wie ſchon wiederholt 
erwähnt, nicht den alten Ständeſtaat wiedererſtehen laſſen, ſondern 
einen modernen böhmiſchen Staat ſchaffen, wie er niemals beſtanden 
hat. Sie ſcheiden alſo aus den geſchichtlichen Tatſachen und Vor⸗ 
gängen nicht alle formell rechtswidrigen aus, ſondern ſie laſſen jene 
gelten, die dem Ständeſtaat Abbruch tun, wofern ſie nur nicht gegen 
die Selbſtändigkeit Böhmens gerichtet ſind. Sie ſind alſo Legitimiſten 
bloß, inſofern es ſich um die Intereſſen des ſelbſtändigen böhmiſchen 
Staates handelt, aber Nichtlegitimiſten, inſofern die Rechtsſtellung 
der Stände und was damit zuſammenhängt in Frage kommt. Tat⸗ 
ſächlich geben ſie das ganze geſchichtliche böhmiſche Staatsrecht 
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preis und verwenden bloß die allerallgemeinſten Grundlagen dieſes 
Staatsrechts zu einem neuen Aufbau des böhmiſchen Staates unter 
völlig geänderten Verhältniſſen. Sie unterwerfen ſich der Geſchichte, 
inſofern dieſe — in Böhmen wie anderwärts — einen vollſtändigen 
Umſturz aller ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe herbeigeführt hat, aber die 
Selbſtändigkeit des böhmiſchen Staates ſoll auch für die Geſchichte 
ein noli me tangere ſein. Der Richterſpruch der Geſchichte iſt, 
inſoweit er mit dem böhmiſchen Staatsrecht nicht im Einklang ſteht, 
mit unheilbarer Nichtigkeit behaftet. Es iſt klar, daß dieſer Stand⸗ 
punkt nicht mehr legitimiſtiſch iſt, und daß er nur aus den ganz 
außerordentlichen Gefühlswerten heraus begriffen werden kann, die 
der böhmiſche Staat für jeden Tſchechen zweifellos beſitzt. Dieſe 
Gefühlswerte ſind aber, auch wenn ſie Gemeingut eines ganzen Volkes 
ſind, bloß etwas Subjektives, ſie können nicht als Rechtsgrundlage 
eines erhobenen Anſpruchs anerkannt werden. Damit ſoll allerdings 
nicht geleugnet werden, daß der Staatsrechtsfanatismus der Tſchechen 
ſelbſt ein bedeutſamer geſchichtlicher und politiſcher Faktor iſt, der 
eine ernſte Gefahr für den öſterreichiſchen Staat und ſein Staats⸗ 
recht darſtellt. | | 

Nun begnügen ſich aber die Tſchechen keineswegs mit jenen 
Rechtstiteln, die ſie aus ihrer Geſchichte herleiten, ſie berufen ſich 
auch auf das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker. So kommt zu dem 
geſchichtlichen Titel ein ungeſchichtlicher, zu dem poſitivrechtlichen ein 
naturrechtlicher, zu dem legitimiſtiſchen ein revolutionärer Titel hinzu. 
Wie ein und derſelbe Anſpruch auf ſo entgegengeſetzte Rechtsgründe 
geſtützt werden kann, iſt von vornherein ſchwer verſtändlich. Aber 
das „Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker“ widerſpricht nicht nur dem 
hiſtoriſchen Staatsrecht, ſondern es iſt auch, für ſich allein betrachtet, 
eine höchſt unklare Formel. Sie kann bedeuten internationales, ſei 
es ſtaatliches oder doch wenigſtens territoriales Selbſtbeſtimmungsrecht 
(Volk = „Staat“ oder „Gebiet“). In dieſem Sinne kann man 
etwa von einem Selbſtbeſtimmungsrecht Elſaß⸗Lothringens oder 
Polens reden und damit ausdrücken, daß über das rechtliche Schickſal 
dieſer Gebiete von der zugehörigen Bevölkerung ſelbſt und nicht von 
Nachbarſtaaten oder Nachbargebieten entſchieden werden ſoll. Sie 
kann weiter dasſelbe bedeuten, was man ehedem als Volksſouveränetät 
zu bezeichnen pflegte (Volk im Gegenſatz zum Fürſten). Das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht in dieſem Sinne iſt alſo etwa gleichbedeutend mit 
dem pouvoir constituant („alle Gewalten gehen vom Volke aus“) 
und darüber hinaus mit den demokratiſchen Forderungen überhaupt. 
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Und ſie kann endlich bedeuten nationales Selbſtbeſtimmungsrecht 
(Volk = „Nation“ oder „Nationalität“). Die Tſchechen ſprechen 
ſich nicht näher darüber aus, in welchem Sinne ſie das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht verſtanden wiſſen wollen, aber offenbar trachten ſie, 
jede dieſer drei Bedeutungen für ihre Zwecke zu verwerten. 

Zunächſt das internationale oder völkerrechtliche Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht! Sie wollen ſich am Friedenskongreß beteiligen, um dort in 
voller Freiheit die Rechte ihres Volkes zu verteidigen. Anders aus⸗ 
gedrückt heißt das: Sie betrachten ſich als eine am Friedensvertrag 
unmittelbar beteiligte Partei und ſomit als ein Völkerrechts ſubjekt. 
Nun ſteht natürlich die Völkerrechts ſubjektivität des böhmischen Volkes 
oder Staates in unlösbarem Widerſpruch mit der Völkerrechtsſubjek⸗ 
tivität der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Indem die Tſchechen 
Parteiſtellung auf dem Friedenskongreß beanſpruchen, eskomptieren 
ſie bereits den Zerfall der Monarchie, der zu den Kriegszielen der 
Entente gehört, ſie gehen über die Monarchie als über eine durch 
den Weltkrieg zerſtörte oder überholte Organiſationsform einfach zur 
Tagesordnung über. Indem ſie das Selbſtbeſtimmungsrecht ihres 
„ſouveränen Staates“ verteidigen, leugnen ſie das doch zum mindeſten 
gleichartige und gleichwertige Selbſtbeſtimmungsrecht der Monarchie 
und ihrer beiden Staaten. Indem ſie es ſelbſt als unzuläſſig hin⸗ 
ſtellen und empfinden, daß irgendein Außenſtehender in ihr böhmiſches 
Staatsrecht eingreife, wollen ſie durch ihre Beteiligung an den 
Friedensverhandlungen die Macht und den Einfluß jener ausländiſchen 
Staaten verſtärken, die in das öſterreichiſch ungariſche und öſterreichiſche 
Staatsrecht im monarchiefeindlichen und antiöſterreichiſchen Sinne 
einzugreifen beabſichtigen, und ſie wollen auf ſolche Weiſe ihr 
böhmiſches Staatsrecht nicht aus eigener Kraft, ſondern mit Hilfe 
fremder Mächte verwirklichen. Es handelt ſich hier, wie man ſieht, 
auch nicht im entfernteſten um ein wirkliches Selbſtbeſtimmungsrecht, 
ſondern um einen Kampf zwiſchen dem öſterreichiſchen und dem 
böhmiſchen Staatsrecht. Die Berufung auf das Selbſtbeſtimmungs⸗ 
recht iſt nur eines der vielen Kampfmittel, welcher ſich die tſchechiſche 
Offenſive bedient. 

Werben die Tſchechen, indem ſie ſich auf das internationale 
Selbſtbeſtimmungsrecht berufen, Bundesgenoſſen im Auslande, ſo ſind 
ihre demokratiſchen Forderungen, die ſich alſo auf das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht in dem oben an zweiter Stelle behandelten Sinne 
ſtützen, darauf berechnet, ihnen Bundesgenoſſen auch im Inlande 
und ſelbſt in deutſchen Kreiſen zu verſchaffen. Die Rechte und 
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Intereſſen des Volkes gegenüber dem Monarchen und der Regierung 
zu wahren, ſetzen ja alle freiheitlichen, fortſchrittlichen und ſozia⸗ 
liſtiſchen Parteien auf ihr Programm. Auch in die ſem Sinne wird 
ja vielfach die Beteiligung des Volkes an den Friedensverhandlungen 
gefordert, nicht um dort für das Volk Parteirechte in Anſpruch zu 
nehmen, ſondern um gewiſſermaßen einer Sondervolksvertretung oder 
einem Volksvertretungsausſchuß den Regierungsvertretern gegenüber 
zu einer ähnlichen Stellung zu verhelfen, wie ſie das Parlament 
überhaupt der Regierung gegenüber einnimmt. Es handelt ſich da 
alſo nur um eine Organiſation der Vertretung des eigenen 
Staates bei den Verhandlungen mit den übrigen Staaten. Demo⸗ 
kratiſche Forderungen dieſer oder anderer Art haben aber mit dem 
böhmiſchen Staatsrecht keinen unmittelbaren Zuſammenhang. Sie 
können ebenſogut unter Zugrundelegung des öſterreichiſchen Staats⸗ 
rechts erhoben werden, alſo auf eine Fortbildung dieſes Staats⸗ 
rechts im demokratiſchen Sinne abzielen. Die Verbindung mit den 
ſtaatsrechtlichen Forderungen der Tſchechen wird wiederum erſt da⸗ 
durch hergeſtellt, daß man die öſterreichiſch⸗ungariſche Monarchie und 
den öſterreichiſchen Staat als zuſammengebrochen anſieht und nun 
die neuen Staatsgebilde, die an ihre Stelle treten ſollen, — im 
demokratiſchen Sinne — von unten aufzubauen unternimmt. 
Kommt es zu einer neuerlichen Konſtituierung der Länder, ſo werfen 
eben die Tſchechen ihre Stimme zugunſten ihres „ſouveränen, voll⸗ 
berechtigten, demokratiſchen, ſozial gerechten und auf der Gleichheit 
aller ſeiner Bürger aufgebauten Staates“ in die Wagſchale. Auch 
hier wird alſo der Zerfall der Monarchie als bereits erfolgt an⸗ 
genommen oder doch wenigſtens als unmittelbar bevorſtehend 
eskomptiert. Auch hier wird auf die Hilfe des feindlichen 
Auslandes gerechnet, deſſen Intereſſen mit einer politiſchen Zer⸗ 
ſetzung der Monarchie ebenſo gedient iſt wie mit ihrer territorialen 
Schwächung. | | 
Übrigens darf keineswegs verkannt werden, daß die Tſchechen 
für die demokratiſchen Ideale nicht bloß verſtandes⸗, ſondern auch 
gefühlsmäßig eintreten. Es iſt gewiß eine merkwürdige Erſcheinung, 
daß die tſchechiſche Demokratie für das böhmiſche Staatsrecht 
ſchwärmt, obwohl das geſchichtliche böhmiſche Staatsrecht ein 
ariſtokratiſches war. Die weſentlichen Gründe wurden bereits oben 
angedeutet. Die Wiedergeburt des tſchechiſchen Volks hängt mit der 
Wiederbelebung der ſtaatsrechtlichen Vorſtellungen eng zuſammen. 
Der Verluſt der ſtaatlichen Selbſtändigkeit Böhmens iſt auf Rechnung 
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des Abſolutismus zu ſetzen, die Forderung des böhmiſchen Staats⸗ 
rechts erſcheint darum als antiabſolutiſtiſche, demokratiſche Forderung. 
Die Vernichtung des böhmiſchen Staates iſt von oben ausgegangen, 
der böhmiſche Staat muß darum von unten wieder aufgebaut werden. 
Die enge Verbindung von politiſcher und nationaler Wiedergeburt 
bringt aber in die ſtaatsrechtlichen Forderungen der Tſchechen nicht 
bloß das demokratiſche, ſondern auch das nationale Element 
hinein. Staatsrechtliche Vorſtellungen haben das Erſtarken des 
tſchechiſchen Nationalismus begünſtigt, das geſteigerte Nationalgefühl 
iſt nun wiederum ſtaatsrechtlichen Forderungen in ungeahnter Weiſe 
zugute gekommen, ſo ſehr zugute gekommen, daß es ihnen ſogar über 
den Kopf zu wachſen droht, daß die ſtaatsrechtlichen Forderungen 
geradezu groteske Formen anzunehmen beginnen. Das Selbſt⸗ 
'beſtimmungsrecht der Völker wird im nationalen Sinne aufgefaßt, 
das tſchechiſche Volk verlangt einen tſchechiſchen Staat, und zwar 
in doppeltem Sinne des Wortes: zunächſt ſoll der böhmiſche Staat 
ein tſchechiſcher ſein, ähnlich wie der ungariſche ein magyariſcher iſt, 
d. h. innerhalb der Grenzen Böhmens oder vielmehr der böhmiſchen 
Länder (Böhmen, Mähren, Schleſien) ſoll das tſchechiſche Volk vor⸗ 
herrſchen, das deutſche majoriſiert werden. Sodann aber ſoll der 
böhmiſche Staat das geſamte Tſchechentum umfaſſen, folglich über 
ſeine geſchichtlichen Grenzen hinaus durch Einbeziehung der Slowakei 
erweitert werden. Daß in nichtoffiziellen tſchechiſchen Kundgebungen, 
die aber auf die Volksſtimmung großen Einfluß haben, ſelbſt dieſe 
Forderungen noch überboten werden, daß da zum Beiſpiel ein Zu⸗ 
gang zum Meere verlangt wird, daß der Blick auf preußiſches Ge⸗ 
biet gelenkt wird uſw., ſei nur nebenbei erwähnt, wir haben es hier 
nur mit der offiziellen tſchechiſchen Politik zu tun. Dieſe Politik 
hat ſich nun durch die eben gekennzeichnete Überſpannung ihrer Ziele 
ſicherlich auf ein ſehr gefährliches Gebiet begeben. Denn die Wider⸗ 
ſprüche, in die ſie ſich verwickelt, liegen klar zutage. Entweder gibt 
es nämlich ein nationales Selbſtbeſtimmungsrecht, dann kommt dieſes 
den Deutſchen ebenſogut zu wie den Tſchechen, dann können dieſe 
nicht verlangen, daß auch von Deutſchen bewohnte Gebiete in ihren 
Staat einbezogen werden, und daß es ſolche Gebiete gibt, zeigt ja 
ſchon die Einteilung der Reichsratswahlbezirke, von welchen bloß 75 
tſchechiſch, 55 dagegen, alſo über 40%, deutſch find. Oder das 
nationale Selbſtbeſtimmungsrecht findet ſeine Schranke an der Un⸗ 
teilbarkeit und „Unzerreißbarkeit“ des Landes, welche ein grund⸗ 
legender Satz des böhmiſchen Staatsrechts iſt, dann gilt doch genau 
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das gleiche auch für die territoriale Unverſehrtheit Ungarns, ſo daß 
dieſes in der Lostrennung der Slowakei mit Recht eine Verletzung 
des ungariſchen Staatsrechts erblicken kann. Entweder fällt die 
Bevölkerung des künftigen böhmiſchen Staates mit dem böhmiſchen 
Volk zuſammen. Dann haben die Deutſchböhmen das gleiche Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht wie die Tſchechiſchböhmen, ſie können ebenſogut 
wie dieſe darüber beſtimmen, ob der böhmiſche Staat wieder errichtet 
und wie er geſtaltet ſein ſoll, und es haben dann die Slowaken als 
nicht zur politiſchen böhmiſchen Nation gehörig mit dem böhmiſchen 
Staat nichts zu tun. Oder der böhmiſche Staat ſoll eine Heimat 
des tſchechiſchen Volkes ſein, dann iſt wiederum das deutſch⸗ 
böhmiſche Gebiet und das deutſchböhmiſche Volk an dieſem Staat 
nicht beteiligt. Entweder die Dreikönigskundgebung iſt im Unrecht, 
wenn ſie ſagt, „daß die Völker durch freie Wahl über ihr Leben 
entſcheiden und ſich entſchließen ſollen, ob ſie einen ſelbſtändigen 
Staat oder im Verein mit anderen Völkern ein Staatsganzes bilden 
wollen“, dann müſſen ſich die Tſchechen die durch unabänderliche 
geſchichtliche Ereigniſſe herbeigeführte ſtaatsrechtliche Verſchmelzung 
mit anderen öſterreichiſchen Völkerſchaften zu einem Staat und 
mittelbar mit Ungarn zu einer Monarchie gefallen laſſen. Oder die 
Kundgebung hat recht, dann iſt auch das deutſchböhmiſche Volk 
berechtigt, zu entſcheiden, ob es mit dem tſchechiſchen ein Staats⸗ 
ganzes bilden ſoll. In demſelben Augenblick, in welchem die 
Tſchechen das Los der Völker beklagen, „die bisher unter fremder 
Oberherrſchaft ſeufzen“ — und zu dieſen Völkern zählen ſie offenbar 
ſich ſelbſt —, vertröſten ſie die Deutſchböhmen darauf, daß der 
böhmiſche Staat den nationalen Minderheiten volle Gleichberechtigung 
gewähren wird. Man muß nun allen Ernſtes fragen: Soll der 
böhmiſche Staat ein nationaler Staat oder ein Nationalitätenſtaat 
ſein? Iſt er ein Nationalitätenſtaat, dann iſt nicht einzuſehen, 
warum dem öſterreichiſchen Staat, der doch den gleichen Charakter 
aufweiſt, der Krieg erklärt wird. Iſt er aber ein nationaler Staat, 
wie kann es in ihm überhaupt nennenswerte nationale Minderheiten 
geben, die eines Schutzes bedürfen? Wie immer man alſo die Sache 
auffaßt, in jeder Hinſicht ſind die Forderungen der Tſchechen über⸗ 
ſpannt und widerſpruchsvoll. Sie berufen ſich auf den Nationalitäts⸗ 
grundſatz, wo es gilt, Eroberungen zu machen, ſie verleugnen dieſen 
Grundſatz, ſobald die Tſchechen ſelbſt ſeine Koſten tragen müßten. 
Das tſchechiſche Programm iſt nicht bloß extrem nationaliſtiſ ch, es 
iſt geradezu imperialiſtiſch. 
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Um dieſes Programm aber erſchöpfend würdigen zu können, 
müſſen wir es noch in größere Zuſammenhänge einordnen. Die 
tſchechiſch⸗ nationale Bewegung iſt ſeit der Revolution von 1848 
eine Teilerſcheinung des Panſlawismus geweſen, der gerade in 
Böhmen beſonders fruchtbaren Boden gefunden hat. Die Hoffnungen 
der Tſchechen waren von jeher auf Rußland und den ruſſiſchen 
Zarismus gerichtet, auf den „reichen Onkel“, der einmal auch für 
ſeinen armen Verwandten etwas tun werde. Der Weltkrieg hat 
nun dieſe Hoffnungen auf lange hinaus zerſtört, das Zarentum 
iſt beſeitigt, und Rußland löſt ſich, nachdem es militäriſch Schiff⸗ 
bruch gelitten hat, in ſeine Beſtandteile auf. Nicht nach Oſten, 
ſondern nach Weſten (nach der „Weſtentente“, wie man neueſtens 
ſagt) müſſen darum die Tſchechen ihre Blicke richten, und ſo er⸗ 
gänzen und verdecken fie die nationalſlawiſche Begründung ihrer 
Forderungen durch die naturrechtliche Berufung auf das Selbſt⸗ 
beſtimmungsrecht der Völker. Dadurch gewinnen ſie aber ein ge⸗ 
meinſames Operationsfeld mit den übrigen nichtdeutſchen Völker⸗ 
ſchaften Oſterreichs, von denen die meiſten (Polen, Ruthenen, Slo⸗ 
wenen, Serbokroaten) ohnedies Slawen ſind, ſo daß hier zugleich 
panſlawiſtiſche Gedanken auf einem engeren (auſtroſlawiſchen) Gebiete 
gepflegt werden können. Italiener und Rumänen ſpielen zahlenmäßig 
eine untergeordnete Rolle. Das Bedürfnis, die Bundesgenoſſenſchaft 
der anderen Nationalitäten zu gewinnen, hat die Tſchechen dazu 
veranlaßt, neben dem böhmiſch⸗tſchechiſchen auch ein — ſozuſagen — 
großöſterreichiſches Programm aufzuſtellen. In der Maikundgebung 
dient dieſes ſogar zur Begründung des böhmiſch⸗tſchechiſchen Pro⸗ 
gramms. Im Intereſſe des ganzen Reichs ſowie der Dynaſtie ſoll 
nämlich die Monarchie in einen Bundesſtaat von freien und gleich⸗ 
berechtigten nationalen Staaten umgeſtaltet werden. Einer dieſer 
„nationalen Staaten“ wäre ſelbſtverſtändlich Böhmen. Als weitere 
nationale Staaten wurden in der Eröffnungsſitzung des Abgeordneten⸗ 
hauſes auf der gleichen Grundlage angemeldet ein ſüdſlawiſcher 
Staat (Vereinigung aller von Slowenen, Kroaten und Serben be- 
wohnten Gebiete der Monarchie auf Grund des nationalen Prinzips 
und des kroatiſchen Staatsrechts zu einem ſelbſtändigen, von jeder 
nationalen Fremdherrſchaft freien, auf demokratiſcher Grundlage 
aufgebauten Staatskörper unter dem Zepter der habsburgiſch⸗ 
lothringenſchen Dynaſtie) und ein ukrainiſcher Staat (Wieder⸗ 
herſtellung der ukrainiſchen Gebiete der ehemaligen Krone des Königs 
Daniel von Halytſch als beſonderer ſtaatsrechtlichen Einheit im 
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Rahmen der geſamtſtaatlichen Organiſation). Gleichzeitig verlangten 
die Polen die Vereinigung aller „polniſchen Gebiete, wo das pol⸗ 
niſche Volk wohnt“, zu einem ſelbſtändigen Staat, welche ein un⸗ 
abhängiges, einiges Polen darſtellen ſoll. Im Gegenſatz zu den 
Slawen haben ſich die Deutſchen in der gleichen Sitzung rückhaltlos 
zum öſterreichiſchen Staate bekannt. 

Sieht man näher zu, ſo ergeben ſich hinſichtlich der vier ſlawi⸗ 
ſchen Staaten manche Verſchiedenheiten. Der polniſche Staat fällt 
aus der Monarchie überhaupt heraus. Die Polen legen kein Gewicht 
auf die Gemeinſamkeit mit Oſterreich⸗Ungarn und auf die Herrſchaft 
der Dynaſtie Habsburg⸗Lothringen. Die Südſlawen find, indem fie 
die Vereinigung aller von Slowenen, Kroaten und Serben be⸗ 
wohnten Gebiete der Monarchie zu einem Staate fordern, Antidua⸗ 
liſten. Denn der ſüdſlawiſche Staat müßte aus Teilen des ungari⸗ 
ſchen wie des öſterreichiſchen Staates gebildet werden. Die Ukrainer 
wiederum laſſen ſich durch die Kronlandseinteilung nicht beirren. 
Sie erklären das gegenwärtige Kronland Galizien für eine künſtlich 
geſchaffene adminiſtrative Einheit, die mit den hiſtoriſchen und natio⸗ 
nalen Rechten im Widerſpruch ſtehe. Die ukrainiſchen und die pol⸗ 
niſchen Forderungen kommen einander übrigens ins Gehege. Die 
Ukrainer verwahren ſich dagegen, daß ſelbſt der kleinſte Teil der 
ukrainiſchen Gebiete je an das zu ſchaffende Königreich Polen an⸗ 
gegliedert werde, und ſie betrachten jeden Verſuch in dieſer Richtung 
als Gewaltakt an dem lebendigen Körper des ukrainiſchen Volkes, 
als Verletzung ſeiner geſchichtlichen Rechte und als Hohn gegen das 
Prinzip des Selbſtbeſtimmungsrechts der Völker. Der böhmiſche 
Staat allein könnte ohne Beeinträchtigung Ungarns und ohne Ein⸗ 
griffe in die Kronlandseinteilung ins Leben gerufen werden. Denn 
auch die Vereinigung Böhmens, Mährens und Schleſiens zu einem 
Staat braucht doch nicht ſo verſtanden zu werden und wird auch 
nicht ſo verſtanden, daß Mähren und Schleſien beſondere Länder zu 
fein aufhören würden. Nachdem aber der Dualismus durch die Suüͤd⸗ 
ſlawen ohnedies in Frage geſtellt wurde, haben die Tſchechen, die 
von jeher antidualiſtiſch geſinnt waren, nicht gezögert, auch ungari⸗ 
ſches Gebiet anzufordern und das flowakiſche Gebiet für ihren Staat 
in Anſpruch zu nehmen, und ſie haben ſich dazu offenbar um ſo mehr 
veranlaßt geſehen, als ſonſt die Slowaken bei der Aufteilung des 
ſlawiſchen Oſterreich⸗Ungarn einfach übriggeblieben wären. Allerdings 
haben ſie ſich aber gerade durch dieſen Vorſtoß die Magyaren zu 
Feinden gemacht und auf ſolche Weiſe die Abwehrſtellung des öſter⸗ 
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reichiſchen Staates ungewollt in erheblichem Maße gefeſtigt. Hier iſt 
der Punkt, wo der nationale Chauvinismus über die politiſche Klug⸗ 
heit geſiegt zu haben ſcheint. Um den Grad dieſes Chauvinismus 
richtig würdigen zu können, muß man ſich vor Augen halten, daß 
die „Slowakei“ nicht ein feſt umriſſenes Gebiet iſt, ſondern nur mehr 
oder minder willkürlich abgegrenzt werden kann. 

Wegen des unüberwindlichen Widerſtandes der Magyaren braucht 
die Zerlegung der Monarchie in fünf oder ſechs nationale Staaten 
— nämlich in je einen deutſchen, magyariſchen, böhmiſch⸗ſlowaki⸗ 
ſchen, ukrainiſchen, ſüdſlawiſchen und, falls eine auſtropolniſche Löſung 
gelingt, einen polniſchen Staat (Italiener und Rumänen ſchweben da⸗ 
bei noch in der Luft) — nicht weiter erörtert zu werden. Wohl 
aber müſſen noch einige Worte der oben (S. 194) offen gelaſſenen 
Frage einer Anderung der Kronlandsorganiſation gewidmet werden. 
Daß die Ukrainer eine ſolche Anderung wünſchen, wurde ſchon geſagt. 
Ihr wiſſenſchaftlicher Wortführer (Dniſtrianskyj) tritt in dem Gut⸗ 
achtenband der Wiener Zeitſchrift für die Erſetzung der Kronländer 
durch „Volksgebiete“ ein, die aber gleichwohl national gemiſcht ſein 
können. In ähnlicher Weiſe ſchlägt an der gleichen Stelle der Tſcheche 
Weyr eine territoriale Arrondierung der Kronländer vor derart, daß 
die neuen Territorien national mög li chſt einheitlich geftaltet werden. 
„Für jede Nation — in der Regel wenigſtens — je ein Territorium.“ 
Am weiteſten geht in dieſer Hinſicht aber der Deutſche Laun. Er 
will die Karte Oſterreichs ſo buntſcheckig geſtalten, wie die des alten 
deutſchen Reichs war, jedoch angepaßt den Sprachgrenzen, Sprach⸗ 
inſeln und nationalen Minderheiten. „Erſt aus national einheitlichen, 
wenn auch territorial teilweiſe zerriſſenen Gliedſtaaten könnte der 
ſtolze Neubau eines Bundesſtaates aufgeführt werden, der alle jene 
mitunter auf der Karte recht ſonderbar geformten Teile und Teilchen“ 


feſt miteinander zu verbinden imſtande wäre. Im übrigen aber 


ſprechen ſich die Gutachter, wie Rauchberg (a. a. O. S. 305) feſtſtellt, 
mit überwältigender Mehrheit für die Beibehaltung der geſchichtlichen 
Länder, aber für die nationale Sonderung innerhalb der Länder 
aus. „Die Länder ſind gewachſen und geworden; die Volksgebiete, 
die an an deren Stelle treten ſollen, müßte man erſt künſtlich zurecht 
ſchneiden. Damit ſind ſie auch abgelehnt; denn Lebendiges kann man 
nicht machen“ (S. 289). Zu dieſer zweifellos richtigen Bemerkung 
Rauchbergs wäre noch hinzuzufügen, daß vor allem der einmütige 
Wille fehlt, die Kronländer aufzulaſſen. So wie die Tſchechen auf 
die Einheit Böhmens ein ſo großes Gewicht legen, daß ſie ſelbſt in 
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der nationalen Abgrenzung der Amtsſprengel eine Landeszerreißung 
erblicken, was ſie allerdings nicht hindert, ungariſches Gebiet zer⸗ 
reißen zu wollen, ſo ſind auch andere Nationalitäten nicht geneigt, 
aufzugeben, was ſie beſitzen, wenn ſie auch einen Zuwachs an Gebiet 
oder Bevölkerung keineswegs verſchmähen. Vorſchläge, wie ſie nament⸗ 
lich Zaun macht, find nicht nur deshalb utopiſch und phantaſtiſch, 
weil ſie nicht verwirklicht werden können, ſondern namentlich auch 
deshalb, weil die pſychologiſchen Vorausſetzungen für die Verwirklichung 
fehlen. Wären öſterreichiſche Geſinnung und der Wille, ſich zu ver⸗ 
tragen, in allen Ländern in der erforderlichen Stärke zu finden, ſo 
ließe ſich ja über die radikale Bereinigung der politiſchen und natio⸗ 
nalen Streitfragen leichter reden. So wie die Dinge liegen, muß 
man von einer derart radikalen Löſung abſehen und bei allen Re⸗ 
formen behutſam an das Beſtehende anknüpfen. 

Für die Überwindung der nationalen Schwierigkeiten hat man 
in Oſterreich bisher drei Wege gefunden, die mit wechſelndem Glück 
beſchritten worden ſind. Der nächſtliegende Gedanke iſt die doppel⸗ 
oder mehrſprachige Behandlung eines Gebiets. Verwaltung und 
Juſtiz paſſen ſich den nationalen Verhältniſſen an. Sind zwei oder 
drei Nationalitäten im Gebiete zu Hauſe, ſo ſind auch Verwaltung 
und Juſtiz zwei⸗ oder dreiſprachig. Unter einfacheren Verhältniſſen 
mag dieſe Löſung befriedigen. Aber die Vielgeſtaltigkeit der öffent⸗ 
lichen Aufgaben, die Heranziehung der Bevölkerung in den Formen 
der Selbſtverwaltung, des Geſchworenengerichts uſw. zur Beſorgung 
dieſer Aufgaben und nicht zuletzt die geſteigerte nationale Empfindlich⸗ 
keit ſchaffen im Laufe der Zeit immer größere Reibungsflächen. 
Darum wird nunmehr der entgegengeſetzte Grundſatz bevorzugt. 
Nicht das Amt wird dem Gebiet, ſondern das Gebiet dem Amt 
angepaßt, man ſchafft möglichſt einſprachige Amtsbezirke. Man löſt 
auch etwa durch einſprachige Wahlbezirke das Minderheitsproblem, 
indem man nationale Minderheiten bei Wahlen, ſo gut es geht, 
unmöglich macht. Das iſt die ſchon vorhin erwähnte nationale Ab⸗ 
grenzung, und das Ergebnis einer folgerichtig zu Ende gedachten 
nationalen Abgrenzung find die Dniſtrianskyjſchen Volksgebiete oder 
die Launſchen nationalen Gliedſtaaten. Aber auch auf ſolchem Wege 
laſſen ſich im Hinblick auf das Durcheinanderwohnen der Volksſtämme 
nicht alle nationalen Fragen reſtlos bewältigen. Da liegt es denn 
nahe, ſich vom Territorium überhaupt frei zu machen und beſondere 
Amter, Einrichtungen, Anſtalten uſw. für jede Nationalität eines 
beſtimmten Gebietes derart zuzugeſtehen, daß auf einem und dem⸗ 
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ſelben Gebiete Amter, Einrichtungen, Anſtalten zweier oder mehrerer 
Nationalitäten nebeneinander beſtehen. Im Wahlrecht führt dieſer 
Grundſatz der nationalen Autonomie zur Schaffung eines nationalen 
Wahlkataſters, die Wähler jeder Nationalität wählen für ſich in 
abgeſonderten Wahlbezirken. Die nationale Autonomie hat zweifellos 
große Vorzüge, und fie hat ſich, wo fie durchgeführt werden konnte, 
vorzüglich bewährt, die deutſch⸗öſterreichiſche Sozialdemokratie hat ſie 
in ihr Programm aufgenommen, und als ihr Wortführer hat Karl 
Renner (unter dem Decknamen Rudolf Springer) ſchon im Jahre 1902 
unter Zugrundelegung der nationalen Autonomie eine vollſtändig neue 
Konſtruktion Oſterreichs in der Form eines „Nationalitäten⸗Bundes⸗ 
ſtaates“ vorgeſchlagen. Die Rennerſchen Schriſten haben zweifellos 
auf die ſpätere Literatur und auch auf die geſamte öffentliche Meinung 
mächtig eingewirkt, man findet ihre Spuren in dem Gutachtenheft 
über Länderautonomie, und ſie iſt auch auf die Formulierung der 
ſlawiſchen Forderungen vom 30. Mai 1917 von Einfluß geweſen. 
Das Selbſtbeſtimmungsrecht der Völker und die nationale Autonomie 
haben vielfache Berührungspunkte, und daraus erklärt ſich die ſym⸗ 
pathiſche Aufnahme, welche das Selbſtbeſtimmungsrecht bei uns 
gefunden hat. Hier iſt der Punkt, wo ſich zwiſchen dem ſlawiſchen 
Programm und den ſozialdemokratiſchen Anſchauungen eine Brücke 
ſchlagen läßt, und es iſt begreiflich, daß dieſe Möglichkeit von den 
Slawen nicht unausgenutzt gelaſſen wurde. Die Einwände aber, die 
gegen eine Übertreibung der nationalen Abgrenzung vorzubringen 
ſind, gelten hier in verſtärktem Maße. Die nationale Autonomie iſt 
ein äußerſt wertvolles Hilfsmittel, um nationale Fragen innerhalb 
eines Staates oder Landes zu löſen; aber ſie kann nicht zur Sprengung 
des Staates verwertet werden, ſie kann den Staat nicht erſetzen. 
Der Nationalitäten⸗Bundesſtaat würde nicht aus Territorial⸗, ſondern 
aus „Perſonalſtaaten“ beſtehen, und die Lebensfähigkeit ſolcher Perſonal⸗ 
ſtaaten muß ernſtlich bezweifelt werden. Der Nationalitäten⸗Bundes⸗ 
ſtaat, der die Reinkultur des Gedankens der nationalen Autonomie 
darſtellt, wird ſich aus dem wiſſenſchaftlichen Laboratorium nicht in 
die Wirklichkeit verpflanzen laſſen. Bei der Löſung der nationalen 
Fragen wird man nicht einſeitig vorgehen dürfen, indem man einen 
einzigen Gedanken vollſtändig ausſchöpft, ſondern man wird je nach 
Lage des Falles die eine oder die andere Richtung einſchlagen müſſen. 
Ob es aber gelingen wird, durch Einzelausgleiche, wie ſie vor dem 
Kriege teils zuſtande gekommen ſind, teils wenigſtens angebahnt 
wurden, der nationalen Schwierigkeiten Herr zu werden, das hängt 
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mehr als von äußeren Umſtänden von dem guten Willen aller Be⸗ 
teiligten ab. Im Kriege ſind alle Gelegenheiten zur Beſſerung der 
Verhältniſſe verſäumt worden, vielleicht werden ſich die Regierung 
und die ſtaatstreue Bevölkerung nach Friedensſchluß des Ernſtes der 
Lage bewußt ſein und daraus die notwendigen Folgerungen ziehen. 
Handelt es ſich doch darum, ob der Staat, der ſich den äußeren 
Feinden gegenüber zu behaupten vermocht hat, die Kraft aufbringt, 
aller ſtaatsfeindlichen Strömungen im Innern Herr zu werden! 
Denn es ſteht heute, wie ſchon oben geſagt, nicht etwa bloß die 
öſterreichiſche Verfaſſung in Frage, ſondern der Staat ſelbſt. Die 
Verfaſſungskriſe hat ſich zu einer Staatskriſe ausgewachſen. Wer 
Oſterreich zu erhalten wünſcht, muß das ſeinige dazu beitragen, 
daß es die ſchwerſte Kriſe, die es je durchzumachen hatte, glücklich 
überſtehe. 
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N. dem Beiſpiel von Clement Juglar trennt man im Ablauf 
der wirtſchaftlichen Wechſellagen zweckmäßig die Abſchnitte 
Aufſchwung, Kriſe und Stockung. Dabei wird als Kriſe! die kurze 
Spanne verſtanden, die unter plötzlichen, heftigen Erſcheinungen, 
namentlich unter Kreditzuſammenbruch und gehäuften Zahlungs⸗ 
einſtellungen, den Übergang vom Aufſchwung zur Stockung bildet. 
Begrifflich weſentlich für die Kriſe iſt, daß ſie in Auswüchſen der 
vorausgegangenen Wirtſchaftsentwicklung, in der Regel des Auf⸗ 
ſchwungs, ihre Urſachen hat. Ganz ähnliche äußere Erſcheinungen 
wie die der Kriſen können durch Einflüſſe ausgelöſt werden, die von 
außen die Volkswirtſchaft treffen. Hier ſollte man nicht von Kriſe 


1 Die vielfältige, auf den verſchiedenſten Gebieten erfolgende Benutzung 
des Begriffes Kriſe und die ganz gegenſätzlichen Vorſtellungen, die auch im 
Wirtſchaftsleben damit verbunden werden, machen es eigentlich ratſam, das 
Wort aufzugeben, zumal in der Bezeichnung „Krach“ eine ausgezeichnete Ab⸗ 
löſung vorhanden iſt. 
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ſprechen. Es handelt ſich um Unfälle, die man als Klemme be⸗ 
zeichnen kann. Ein zweites begrifflich weſentliches Merkmal für die 
Kriſe iſt die Plötzlichkeit und das Orkanartige. Hierin liegt der 
Unterſchied gegenüber der Stockung. Eine „ſchleichende Kriſe“ iſt 
ein innerer Widerſpruch; ihre Erſcheinungen ſind der Inhalt der 
Stockung. Die Kriſe hat eine ganz andere Verurſachung als die 
Stockung, und deshalb muß ſie von dieſer ebenſo ſcharf getrennt 
gehalten werden wie von der Klemme. Die Verwechſlung oder die 
mangelnde Trennung von Kriſe und Stockung iſt das Verhängnis 
vieler „Kriſentheorien“. 

Der Aufſchwung hat nicht notwendig einen plötzlichen, gewalt⸗ 
tätigen Zuſammenbruch, eine Kriſe, zur Folge, ſondern kann in all⸗ 
mählichem Übergang zur Stockung abfallen. An ſich wäre es ſogar 
möglich, daß gar kein Rückſchlag eintritt. Die Wirtſchaftsentwicklung 
könnte in fortgeſetztem, langſamem, gleichmäßigem Aufſchwung ſich 
abſpielen. Für die nächſte Zukunft iſt Derartiges nicht zu erwarten. 
Mit der Stufe wirtſchaftlicher Entwicklung, auf der wir uns be⸗ 
finden, iſt ein Wechſel von Aufſchwung und Stockung verbunden, 
während die Kriſe oft und zunehmend vermieden wird. Die Ur⸗ 
ſachen für den Wechſel von Aufſchwung und Stockung ſind Gegen⸗ 
ſtand der Periodizitätslehre. Hier iſt nur anzumerken, daß für einen 
immerwährenden, rückſchlagloſen Aufſchwung deſſen tatſächlicher Gang 
zu ſchnell iſt. Aber für einen ſtürmiſchen Zuſammenbruch, eine 
Kriſe, liegt in der Aufſchwungsentwicklung keine Notwendigkeit. Dieſe 
tritt vielmehr erſt ein, wenn der Aufſchwung ſich in ſtarke Über⸗ 
treibungen verliert und in den Zuſtand der Überſpekulation und 
Kreditüberſpannung mündet. Die Kriſe wird bedingt durch das 
ungeſunde, übermäßige Hinauftreiben der Preiſe, durch die Über⸗ 
erzeugung und künſtliche Zurückhaltung der Waren vom Markt, 
durch eine über die volkswirtſchaftlichen Kapitalvorräte hinaus⸗ 
gehende Verpflichtung der Kapitaliſten und Gründer zu Kapital⸗ 
lieferungen, durch übertriebene Neugründungen und Schaffung un⸗ 
geſunder Unternehmungen, und ſchließlich durch eine ungeheure An⸗ 
ſpannung des Kredites, die dem natürlichen Lauf der Dinge Zwang 
antun und den Zuſammenbruch verhindern ſoll, ihn aber nur hinaus⸗ 
ſchiebt und in ſeiner Wucht ſteigert. Hiernach iſt es möglich, ver⸗ 
ſchiedene Gebiete innerhalb der Kriſenerſcheinung gegeneinander ab⸗ 
zugrenzen und das Ganze in mehrere Sondererſcheinungen aufzulöſen. 
Von dieſen wird nachher zu erörtern ſein, wie weit jede für das 
Zuſtandekommen der Geſamterſcheinung nötig iſt, wie weit alle zu⸗ 
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gleich und in innerem Zuſammenhang miteinander aufzutreten pflegen 
oder einzeln erſcheinen oder ganz fehlen können. Es kommen in 
Betracht !: 

Spekulationskriſen, deren Geltungsbereich namentlich die 
Preisbildung iſt, und zwar find hier zwei Arten zu unterſcheiden, 
die unabhängig voneinander eintreten können: 

Wertpapierbörſenkriſe, die den Wertpapierhandel und 
was damit zuſammenhängt umfaßt, 

Warenhandelskriſe, die den Warenhandel, vornehmlich den 

Aus⸗ und Einfuhrhandel, aber auch den Binnenhandel betrifft. 

Erzeugungskriſe. Es handelt ſich um die Folgen aus 
einer vorhandenen Übererzeugung, die man vertuſchen wollte, indem 
man bei Aufrechterhaltung der Preiſe und der alten Güterherſtellung 
die Waren vom Markte zurückhielt. Namentlich mit der Waren⸗ 
handelskriſe liegen viele Berührungs⸗ und gemeinſame Punkte vor. 

Gründungskriſe. Die Kriſe bricht aus, weil zahlreiche 
neugegründete Unternehmungen zugrunde gehen. Die Urſache pflegt 
zu ſein, daß die Gründungen in einem jeden gewinnreichen Betrieb 
ausſchließenden Maße belaſtet find oder auf falſchen Verwertungs⸗ 
vorausſetzungen und unzulänglicher techniſcher Grundlage beruhen 
oder an unfertiger Finanzierung leiden. 

Kapitalkriſe. Sie iſt darin verurſacht, daß die für die 
Erfüllung getätigter Kapitalzeichnungen und für die Durchführung 
begonnener Unternehmungen notwendigen Kapitalvorräte nicht vor⸗ 
handen ſind, daß die Menge und Größe der Kapitalverpflichtungen 
in ihrer Geſamtheit das zur Verfügung ſtehende, freie, anlageſuchende 
Kapital überſteigen. | | 

Kreditkriſe. Ihr Weſen beſteht in einem plötzlichen, ſtarken 
Verſagen des Kredites. Sie wird dadurch verurſacht, daß die fälligen 
Zahlungsverpflichtungen die zeitigen Verkaufsmöglichkeiten über⸗ 
ſteigen, daß zum Teil die Zahlungsverpflichtungen der beteiligten 
Perſonen größer ſind als ihr Vermögen. Die Gelderſatzmittel 
verſagen, und in umfangreichem Maße wird allein Währungsgeld 
verlangt, das die Beſitzer aber krampfhaft zurückhalten. Ihre 
Erſcheinungen bilden den eigentlich wirtſchaftlichen Inhalt der 
ſogenannten Panik. Sie tritt nie allein auf, ſondern immer in 


1 Andere und ähnliche Einteilungen: Wirth, Geſchichte der Handels⸗ 
kriſen, 1874, S. VII. Lexis, Schönbergs Handbuch der polit. Okonomie II, 2, 
1898, S. 295 ff. 
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Verbindung mit anderen Kriſen, fehlt der Regel nach aber auch 
niemals, ſondern iſt ſtete Begleiterin der vorigen. 

Ihren Urſachen nach iſt die Kreditkriſe ſcharf zu ſcheiden von 
der Kreditklemme und der Geldklemme, die keine Kriſen, ſondern 
Unfälle darſtellen, und von der ſehr ſeltenen Geldkriſe. 

Kreditklemme iſt ein plötzliches, ſtarkes Verſagen des Kre⸗ 
dites, verurſacht durch politiſche und kriegeriſche Ereigniſſe, durch ein⸗ 
zelne Rieſenbankerotte mit individuellen Urſachen (Baring Brothers) 
oder ähnliches. 

Geldklemme iſt ein Mangel an Umlaufsmitteln, namentlich 
Währungsgeld, verurſacht durch zu gering vorhandene Mengen, wie 
es zum Beiſpiel bei Währungswechſeln, Umprägungen uſw. ein⸗ 
getreten iſt. 

Bei der Kreditkriſe, Kreditklemme und Geldklemme zeigen ſich 
die gleichen wirtſchaftlichen Erſcheinungen: Geldwertſteigerung und 
Preisfall der Güter. 

Geldkriſe iſt eine plötzliche, ſtarke Geldwertverminderung, 
verurſacht durch Mißbrauch des Kreditgeldes. Abweichend von 
den drei vorherigen erfolgt Preisſteigerung der Güter. Beiſpiele: 
Frankreich 1720, Oſterreich 1811. Vielleicht wird Rußland dem⸗ 
nächſt der Schauplatz einer Geldkriſe. Die Geldkriſe ſteht nicht im 
Zuſammenhang mit den wirtſchaftlichen Wechſellagen, ſondern mit 
der Papiergeldwirtſchaft. Deshalb iſt ſie hier nur begrifflich zu er⸗ 
wähnen, nicht aber in ihren eme und Urſachen zu be⸗ 
handeln. 

Das hier auseinander Gezogene hängt vielfach zuſammen, und 
zwar nicht nur als zufällig gleichzeitig auftretend, ſondern auch 
urſächlich. In mancher Beziehung entſprechen dieſe Trennungen 
und Arten deshalb nicht wirklich ſelbſtändig und geſondert er⸗ 
ſcheinenden Kriſen, ſondern ſie ſtellen ein Erkenntnismittel dar, um 
die verſchiedenen Gebiete des Kriſenvorganges voneinander abzuheben 
und deren Urſachzuſammenhang in ihrer Eigenart aufzuweiſen. 
Zugleich iſt es auf dieſe Weiſe oft möglich, diejenigen geſchichtlichen 
Kriſen, bei denen alle oder mehrere Erſcheinungen und Urſachreihen 
vertreten ſind, ſchärfer zu kennzeichnen, indem man ſie nach der 
im Übergewicht befindlichen, die geſchichtliche Erſcheinung aus⸗ 
zeichnenden Urſachreihe benennt. 
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Die Spekulationskriſen im allgemeinen 


Die hier zu ſchildernden Kriſen ſtehen in doppelter Hinſicht an 
der Spitze der Geſamterſcheinung. Sei es als Warenhandelskriſe, 
ſei es als Wertpapierbörſenkriſe ſind ſie die geſchichtlich am früheſten 
auftretenden wirklichen Kriſen, dann allerdings in der Form der 
Sonderkriſe ihres beſchränkten Gebietes. Aber auch bei ganz all⸗ 
gemeinen Kriſen, bei denen ebenſo die anderen Wirtſchaftsgebiete mit 
betroffen ſind, pflegen ſie als Vorläufer zu erſcheinen und den erſten 
Akt des allgemeinen großen Kriſenſchauſpiels auszufüllen. Sowohl ent⸗ 
wicklungsgeſchichtlich wie bei jeder einzelnen Kriſe iſt die ö 
kriſe der erſte Anſatz für die Geſamterſcheinung. 

Seit es entwickelte Märkte und namentlich Börſen gibt, hat 
die Spekulation nie geruht. In jedem Aufſchwung findet eine aus⸗ 
giebige Preiſteigerung ſtatt, die zunächſt nur ein naturgemäßer Aus⸗ 
fluß der veränderten Sachverhältniſſe iſt, nichts Ungeſundes an ſich 
hat und ohne ſchlimme Folgen verlaufen kann. Wenn die preis⸗ 
bildenden Umſtände eine auf Senkung gerichtete Wandlung erfahren, 
bewegen ſich die Preiſe allmählich abwärts. Die Lage wird erſt 
dann ungeſund und gefährlich und eine Kriſe wahrſcheinlich und 
unvermeidlich, wenn die Spekulation in eine Überſpekulation über⸗ 
geht, der es ſchließlich unmöglich iſt, eine allmähliche Abwärts⸗ 
bewegung anzunehmen, die vielmehr mit einem Schlag zuſammenbricht. 

Das Weſen der Spekulation beſteht darin, daß Maßnahmen 
ergriffen werden in Erwartung von Ereigniſſen, deren Eintreten mehr 
oder weniger ungewiß iſt. Fehlt die Ungewißheit, und pflegen die 
Ereigniſſe, die für eine Entſcheidung maßgebend ſind, regelmäßig 
einzutreten, ſo ſpricht man nicht von Spekulation. Je nach dem 
Grade der Ungewißheit und je nach dem Umfang der Vermögens⸗ 
anlage unterſcheidet man vorſichtige, kühne, leichtſinnige uſw. Speku⸗ 
lation. Der Begriff der Überſpekulation pflegt nicht für 
einzelne Perſonen angewendet zu werden, ſondern bezieht ſich auf 
den Zuſtand eines beſtimmten Kollektivindividuums, eines Gewerbes, 
eines Marktes, einer ganzen Volkswirtſchaft. Die Überfpefulation 
iſt nicht ſchlechthin nur eine falſche, eine ſich ſchließlich als verfehlt 
herausſtellende Spekulation, ſondern ſie geht von Vorausſetzungen 
aus, die bei klarer Überlegung, bei ſachlicher Würdigung der vor⸗ 
liegenden Verhältniſſe und der Zuhilfenahme gewiſſer Erfahrungs⸗ 
tatſachen ſich jedem einigermaßen Bewanderten als handgreiflich un⸗ 
möglich erweiſen. Es handelt ſich um eine weitere und jedenfalls 
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für ein beſtimmtes Gebiet maß? und ausſchlaggebende Kreiſe be- 
herrſchende Beurteilung von Zukunftsereigniſſen, die zu anderen 
Zeiten, wenn ſie bei einer einzelnen Perſon auftritt, allgemein als 
verrückt und ſelbſtmörderiſch bezeichnet wird. Jedenfalls hat der 
einer Überſpekulation zugrunde liegende zeitweilige Geſamtſeelenzuſtand 
einen Stich ins Pſychopathiſche und ſtellt zum mindeſten eine Urteils⸗ 
benommenheit dar. Eine Überſpekulation tft unmöglich ohne das 
Vorhandenſein einer Manie und gewiſſer fixer Ideen, ohne das Fehlen 
derjenigen vorurteilsloſen Überlegung und Tatſachenwürdigung, die 
vorher und nachher in denſelben Kreiſen herrſcht. 

Dieſe Überſpekulation kann ſich auf jedem Wirtſchaftsgebiet 
einſtellen, und die „allgemeine Wirtſchaftskriſe“ beruht in der Tat 
darauf, daß dieſer Zuſtand, mehr oder weniger ausgebildet, allgemeiner 
beſteht. Wie aber der Ausdruck der Spekulation ganz überwiegend 
für die Betätigung in der Preisbildung! gebraucht wird, obwohl 
auch anderweit ſpekuliert wird, ſo ſcheint es gleicherweiſe nützlich, 
die das Preisbildungsgebiet betreffenden Kriſen als Spekulations⸗ 
kriſen zu bezeichnen, obwohl auch für andere Wirtſchaftskreiſe die 
Spekulation und Überſpekulation Kriſenbedingung iſt. Diejenigen 
wirtſchaftlichen Güter, deren Preiſe am meiſten und vornehmlich der 
Spekulation unterliegen, ſind die Wertpapiere und die marktmäßig 
gehandelten Waren, die ſogenannten Produkte, Kolonialwaren, ge⸗ 
werblichen Rohſtoffe, Halbzeuge, Fertigerzeugniſſe, ſoweit ſie Stapel⸗ 
artikel find, uſw. Sie werden im Kriſenſchrifttum unter der Be⸗ 
zeichnung der ihnen dienenden Veranſtaltungen „Wertpapierbörſe“ 
und „Warenhandel“ behandelt. In Anknüpfung hieran ergeben ſich 
die Begriffe: „Wertpapierbörſenkriſe“ und „Warenhandels⸗ 
kriſe“. — | 


Die Wertpapierbörſenkriſe 


Die Art der Wertpapierbörſenkriſe? ift im weſentlichen eine ein- 
heitliche. Grundſätzlich handelt es ſich ſtets um dasſelbe, wenn auch 
die äußeren Formen der einzelnen geſchichtlichen Kriſen je nach 
den Einrichtungen und Handelsgegenſtänden ein verſchiedenes Bild 
zeigen. Das Ausſchlaggebende, was die ganze Erſcheinung kennzeichnet, 
iſt die Kurstreiberei, d. h. die Kursſpekulation in der Form einer 


1 Vgl. Lex is, Art. Spekulation im Handw. d. Staatsw. 2. Aufl. VI, 884. 
2 Vgl. namentlich die ausgezeichnete Darſtellung von Schäffle, Der 
große Börſenkrach des Jahres 1873. Geſ. Aufſätze 1886, 2. Bd. 
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Kursſteigerung ins Unendliche. Der Erwerb der Papiere erfolgt 
nicht, um das Erträgnis zu genießen und um einer dauernden Kapital⸗ 
anlage willen. Vielmehr herrſcht die Abſicht des meiſtens ſehr baldigen 
Wiederverkaufs, bei dem mit Hilfe einer inzwiſchen erfolgten Kurs⸗ 
ſteigerung ein einmaliger privatwirtſchaftlicher Kapitalgewinn er⸗ 
hofft wird. Dieſes gänzliche Abſehen von einem Gewinn am Er⸗ 
trage und die alleinige Verfolgung von Kursbereicherung machen es 
verſtändlich, wenn der Ertrag bei der Kursbildung vernachläſſigt 
wird. Dies zwar nicht in dem Sinne, daß Ereigniſſe, die den Ertrag 
günſtig zu beeinfluſſen geeignet ſind, nicht zur Preisſteigerung benutzt 
würden, wohl aber ſo, daß tatſächlicher Ertrag und zeitiger Kurs 
unverglichen bleiben. Der letztere hat für ſeine Steigerung ſo lange 
keine Grenze, als die Hoffnung beſteht, jederzeit Käufer und Ab⸗ 
nehmer für die Papiere zu finden, die ebenfalls an einem etwaigen 
Mißverhältnis zwiſchen Erträgnis und Preis keinen Anſtoß nehmen, 
ſondern ihre Rechnung bei einem Wiederverkauf zu finden erwarten. 
Da dieſe Vorbedingung in überreichem Maße vorhanden zu ſein 
pflegt, ſo erfolgen die wahnſinnigſten, in dem inneren Wert der 
Papiere gänzlich unbegründeten Kurserhöhungen. Selbſt bei An⸗ 
nahme der kühnſten Ertragsgewinne würden die Papiere nur eine 
ganz mäßige, kaum für Rentenpapiere ausreichende Verzinſung ge⸗ 
währen, zu ſchweigen von einer Berückſichtigung der im hohen Preiſe 
liegenden Gefahr und der mit den Wechſellagen gegebenen Möglichkeit 
der Gewinnminderung oder gänzlichen Ertragloſigkeit. Kursſteigerungen 
um das Mehrfache des Nennwertes ſind keine Seltenheit, ſondern 
finden ſich bei jeder Überſpekulation. 

Dies gilt allerdings nicht für alle Papiere. Zwar beſteht für 
alle zur Spekulation geeigneten und ihr unterliegenden Wertpapiere mehr 
oder weniger dieſe Neigung zur Übertreibung. Jedes Papier, das 
größere oder häufige Schwankungen erfährt und damit die Möglichkeit 
zu größeren Kursgewinnen bietet, eignet ſich zum Spekulations papier 
und hat vermöge dieſer ſeiner Eigenſchaft einen ſeinen inneren 
Wert überſteigenden Preis. Man bezahlt bei ihm die Gewinn⸗ 
gelegenheit. Aber es ſind bei jeder Überſpekulation doch eine um⸗ 
riſſene Menge von Gebieten und Wertpapieren, die im Mittelpunkte 
ſtehen, auf die ſich die Bewegung vornehmlich richtet, die ſogenannten 
leitenden Spekulationspapiere, die Spielpapiere. Namentlich die 
Aktien von Unternehmungen, wie zum Beiſpiel Spekulationsbanken, 
deren Erträge weſentlich vom Stande der Wechſellage beſtimmt 
werden, ſind mit Vorliebe hierzu benutzt, da jedes Ereignis zu 
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einer Beeinfluſſung ihres Preiſes verwendet werden kann. Vermöge 
dieſer ihrer Abhängigkeit von der Wechſellage werden die Ausſichten 
der Zukunft im Preiſe dieſer Papiere vorweggenommen, und deshalb 
zeigt ihr Kurs an, wie die Spekulation die Entwicklung beurteilt. 

Auch die Aktien von Neugründungen ſind bevorzugte Gegen⸗ 
ſtände in der Überſpekulationszeit, da man dieſen unbeſchriebenen 
Blättern ſchwer nachzuprüfende Ausſichten und Gewinngelegenheiten 
zueignen kann. Aus ähnlichen Gründen bevorzugt die Spekulation 
Bezugsrechte bei Kapitalerhöhungen und Ausſchreibungen auf junge 
Aktien. Neuausgaben, ohne daß die alten Aktien vollgezahlt ſind, 
kommen den Spekulanten liebevoll entgegen. 

Eine Spekulationszeit größeren Umfangs und zumal eine Über: 
ſpekulation iſt nie möglich gewejen ohne Einrichtungen, welche den 
Spekulanten erlauben, auch ohne Kapitalbeſitz und beſonders ohne 
verfügbaren Geldkapitalbeſitz ſich zu betätigen. Die verbreiteteſte Form 
hierfür iſt das Zeitgeſchäft, und wo es fehlt, wie zum Beiſpiel in 
Neuyork und unter dem Börſengeſetz für gewiſſe Papiere in Deutſch⸗ 
land, wird es durch andere Einrichtungen erſetzt, durch einen beſonders 
ausgebildeten Lombardverkehr und das ſogenannte Kaſſakontokorrent⸗ 
geſchäft !. Wenn jeder Spekulant jeden Augenblick für feine Um⸗ 
ſätze in ihrer vollen Höhe eigenes Kapital haben müßte, ſo würde 
nie ein großer Spekulationsmarkt zuſtande kommen. Die Zahl derer, 
die das erfüllen könnte, würde verſchwindend klein ſein. Auf die 
Größe des Marktes kommt es ganz weſentlich an. Das Spekulations⸗ 
geſchäft iſt darauf angewieſen, jeden Augenblick jeden beliebigen 
Poſten kaufen oder verkaufen zu können, was nur bei ſehr großer 
Beteiligung möglich iſt. Hierin liegt die Bedeutung der Kuliſſe 
und der Börſenfremden, der großen ſpekulierenden Menge für 
den Spekulationsmarkt. Die großen Börſenmatadore und berufs⸗ 
mäßigen Spekulanten können wohl hier und da zu einem Duell, 
auch zu einem Corner auf Leben und Tod antreten, aber ein 
großes regelmäßiges Geſchäft können ſie untereinander nicht machen. 
Eine Börſe ohne Beteiligung des Publikums iſt immer „luſtlos“. 
Die frühere große Stellung der Berliner Produktenbörſe wurde 
durch das Verbot des Zeithandels vernichtet?, obwohl die Händler 
nach wie vor ſich ſeiner bedienten. Der Grund lag im Verſchwinden 


1 Vgl. Knipper, Der Berliner Effektenhandel unter dem Einfluß des 
Reichsbörſengeſetzes vom 22. Juni 1896. Leipzig 1902, S. 30 ff. 

2 Vgl. Golden baum, Auflöſung und Wiederherſtellung der Berliner 
Produktenbörſe, in dieſem Sn XXIV, XXV, 1900 u. 1901. 
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der Börſenfremden, ſei es, daß durch die Unſicherheit der Rechtslage 
der Verkehr mit ihnen zu gefährlich wurde, ſei es, daß ſie ſelbſt 
abgeſchreckt wurden. 

Wenn in Spekulationszeiten die Zahl der nicht berufs⸗ 
mäßig Spekulierenden ſehr zunimmt, wenn während der Über⸗ 
ſpekulation alle Welt, Schuſter und Schneider, Witwen und Dienſt⸗ 
mädchen ſich am Börſenſpiel beteiligen, ſo iſt das keine Erſcheinung, 
die nur ſozial und ſittlich zu bedauern, urſächlich aber belanglos 
iſt. Urſache und Bedingung der Überſpekulation liegen vielmehr 
gerade hierin zu einem erheblichen Teil. Über den großen Markt 
als Bedingung jeder Spekulationszeit iſt kein Wort mehr zu ver⸗ 
lieren. Auch eine urſächliche Bedeutung hat die Menge der Un⸗ 
erfahrenen für die Überſpekulation. Wenn die Spekulation in eine 
Überſpekulation ausartet, das Unmögliche geglaubt, eine endloſe 
Fortdauer der Kursſteigerung erwartet, das Ganze bis zum Wahn⸗ 
ſinn auf die Spitze getrieben wird, ſo daß es keine Umkehr mehr 
gibt, ſondern nur noch ein Krach übrigbleibt, ſo iſt dafür die ſtarke 
Vertretung dieſer Unerfahrenen und Geſchäftsunkundigen in erheb⸗ 
lichem Maße Urſache. Die Großen und Kundigen pflegen ſich, wie 
noch zu zeigen, rechtzeitig zurückzuziehen, und es ſind weſentlich 
kleine Spekulanten, die bis zur Spitze aushalten und deshalb auch 
ſchließlich die Zeche bezahlen. Die Kuliſſe wird regelmäßig mehr 
oder weniger vernichtet, während die Größten! noch größer aus der 
Bewegung hervorgehen, ſeltener ganz zugrunde gerichtet werden. 

Schaeffle? gibt in ſeiner anſchaulichen Darſtellung der Wiener 
Börſenkriſe von 1873 ein lebendiges Bild der Kuliſſe. Im 
Gegenſatz zur Kuliſſe bezeichnet der „Schranken“ oder das „Parquett“ 
örtlich den. Standort der Vertreter großer Börſenfirmen, der großen 
Geldmächte im Wiener Börſenſaal, den Standort der amtlichen Makler 
in Paris, figürlich das Börſengroßkapital ſelbſt. „Herum raſen 
die Wogen der Kuliſſe. Sie bezeichnet örtlich jenen Raum des 
Börſenſaales, wo die tobenden und ſchreienden Gruppen von Speku⸗ 
lanten zweiten, dritten und vierten Ranges umherwirbeln. Im 
figürlichen Sinne wurde die Kuliſſe zur Bezeichnung der kleineren 
Börſenſpekulation, worunter immerhin neugebackene „fünffache 
Millionäre“ ſich befanden. In noch weiterem Sinn iſt die Kuliſſe 


1 Vgl. die ganz allgemeinen ge hierüber bei Struck, Effekten⸗ 
börſe, 1881, S. 96. 
2 Geſ. Aufſätze II, S. 85. 
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das ganze turbulente Perſonal der Börſenſpielaktionen, das zunächſt 
um die ernſte und äußerlich anſtändige Region des „Schrankens“ im 
Börſenſaal ſelbſt ſich bewegt, aber über den Börſenſaal hinaus einen 
größeren oder kleineren Kometenſchweif in die umliegenden Kaffee⸗ 
häuſer, die Börſenkontore, die Provinzialbörſenagenturen erſtreckt. 
Im weiteſten figürlichen Sinn iſt die Kuliſſe das ganze Spieler⸗ 
publikum auf allen Stufen und Standpunkten außerhalb des 
„Schrankens“, außerhalb der Sphäre des ‚leitenden‘, „befeſtigten“, 
meiſt ſchon ‚alten‘ Großkapitals, das in der Börſenſpekulation 
engagiert iſt. Den Führer und Agenten dieſer großen Kuliſſe macht 
die im engeren Sinne ſogenannte Kuliſſe, die Kuliſſe der „Faiſeurs“ 
und ‚Matadore‘ zweiten, dritten und vierten Ranges, welche teils 
für ſich ſelbſt, teils für das draußenſtehende Spielpublikum an der 
Börſe ſelbſt tätig ſind. Nun, die Kuliſſe im weiteſten Sinn oder 
das große Publikum des Börſenſpiels iſt eine ſonderbar zuſammen⸗ 
geſetzte Kompagnie. Sie enthält neugebackene Millionäre, wie 
Köchinnen und Kommis. Der Hauptunterſchied ihrer Elemente iſt 
der, obs die Angehörigen Rupfer oder rupfbar ſind. Man hat die 
Kuliſſe einem großen Heringszug verglichen, welcher in der trüben 
Börſenflut blöd in den offenen Walfiſchrachen der ruhig lauernden 
Schrankenmillionäre hineinſchwimmt. Das Bild iſt vom Standpunkt 
der Volksvermögensverteilung nicht übel. Doch iſt zu bemerken, daß 
die Kuliſſe nicht bloß aus dummen Heringen und Gimpeln beſteht. 
Es ſchwimmen und flattern in ihr Raubfiſche und Raubvögel der 
verſchiedenſten Art, welche die Mehrheit der Mitſpieler liſtig abfangen 
und verſchlingen. Eigentlich iſt jeder Kuliſſier ſeinem ſubjektiven 
Streben nach ein Raubtier, er iſt der frohen Hoffnung voll, daß er 
andere verſchlingen, nicht von anderen verſchlungen werde. Manchen 
ſolchen zweibeinigen Raubtieren gelingt es auch, ſich bis zum mehr⸗ 
fachen Kuliſſenmillionär anzufreſſen, wie denn die Wiener Kuliſſe 
vor dem ‚Krach‘ mehrere Dutzend ſolcher neugebackener Geldgrößen 
enthalten haben ſoll. Allein, wie gewonnen, ſo zerronnen. Der Er⸗ 
folg macht übermütig, und ſchließlich verſchwinden die meiſten der 
großen Kuliſſiers, der ‚Matadore‘ nnd „Faiſeurs“, wenn wir das 
obige Bild feſthalten wollen, im Rachen der ruhig lauernden großen 
Haifiſche, ſie bleiben im Netze der Schrankenkönige hängen.“ 

Ebenſo wichtig wie die Möglichkeit, ohne Kapital ein Geſchäft 
eingehen zu können, iſt für die Spekulation die andere Möglichkeit, 
jederzeit ſo viel Kapital leihweiſe zu erhalten, daß die in Erwartung 
einer Kursſteigerung auf Zeit gekauften und zu dieſem Zeitpunkt ab⸗ 


233 Die Kriſenarten 233 


nehmbaren Papiere nicht ſofort wieder verkauft werden müſſen, 
auch wenn dies entgegen der Erwartung bei dem tatſächlichen Kurſe 
nur mit Verluſt möglich iſt. Der Hauſſeſpekulant, deſſen Papier 
am Tage der Abnahme gegenüber dem Ankaufstage nicht geſtiegen, 
ſondern etwa gar geſunken iſt, muß wünſchen, mit dem Wiederverkauf 
bis zu einem günſtigen Kursſtande warten zu können. Hierzu hat er 
Geldkapital nötig, um die Papiere auch ohne ſofortigen Wiederverkauf 
zunächſt abnehmen zu können. Dieſe Gelegenheit bietet ihm das 
Koſtgeſchäft. Indem ſo der Spekulant für das Abwarten günſtigen 
Kursſtandes und die Durchführung ſeiner Spekulation auf das leih⸗ 
bare Geldkapital angewieſen iſt, entſteht ein Zuſammenhang zwiſchen 
der Hauſſeſpekulation und dem Geldmarkt und für die Aufrecht⸗ 
erhaltung erſterer eine Abhängigkeit von letzterem. Hieraus ergibt ſich 
dann ein Zuſammenhang zwiſchen Wertpapierbörſenkriſe und Kreditkriſe. 

Nur natürlich iſt es, daß bei der Zunahme der Spekulation 
auch der Umfang des Koſtgeſchäftes anſchwillt. Dieſes gewinnt 
immer mehr an Bedeutung, je vorſichtiger die Kurſe gehütet und je 
mehr Kunſtſtücke angewendet werden müſſen, um ſie noch weiter zu 
ſteigern. Schließlich aber, wenn die Kurſe nur durch vorfichtige 
Verkaufszurückhaltung vor ſtarken Rückgängen zu bewahren ſind, ſteht 
und fällt die ganze Hauſſeſpekulation mit dem Koſtgeſchäft und dem 
Geld⸗ und Kreditmarkt. Dieſe hier kurz angedeutete Stufenfolge 
der Wichtigkeit der Koſtgelder für die Spekulation gibt auch un⸗ 
gefähr ein Bild der Koſtſätze, d. h. des Zinſes, der im Koſtgeſchäft 
zu zahlen iſt. In jeder Hauſſe und namentlich in jeder Überſpekulation 
pflegen die Koſtſätze! ſehr zu ſteigen, ſo daß man ſchon von einem 
Koſtwucher geſprochen hat; 40 — 50% jährlich find vorgekommen. 
Die Beſchäftigung von Geldkapital im Koſtgeſchäft iſt deshalb in 
derartigen Zeiten ſehr verlockend, wenn auch nicht gefahrlos, und 
alle möglichen Kapitalien fließen der Börſe zu, um die Spekulation 
zu nähren. Nicht nur Banken, auch Eiſenbahn⸗ und Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften haben Millionen und Abermillionen hier angelegt ge⸗ 
habt und dadurch die unſinnigſten Preistreibereien gefördert und 
ermöglicht. Den Höhepunkt ſtellt es dar, wenn Geſellſchaften ihre 
eigenen Aktien zur Erleichterung der Kurstreibung beleihen. Dies 
iſt dann geſchehen, wenn die Geſellſchaften Neuausgaben von Aktien 
vorhatten und durch das Steigen der alten Aktien für die neuen 
einen aufnahmewilligen Markt und guten Ausgabekurs herbeiführen 


1 Wirth, a. a. O. S. 543, 551, 571. — Schaeffle, a. a. O. S. 87 ff. 
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wollten. Allerdings liegt hierin nichts weniger als e Recht⸗ 
fertigung. 

Beſondere Anregungen erhält die Überfpefulation, wenn fie mit 
zahlreichen Neugründungen zuſammentrifft, was ſehr häufig oder 
meiſtens der Fall iſt. Das Gründungsweſen und die Gründungskriſe 
iſt nachher darzuſtellen, hier kommt es auf die Zuſammenhänge mit 
der Wertpapierſpekulation an. Wie angedeutet, ſind neue Papiere 
beliebte Spekulationsgegenſtände wegen der Ungewißheit ihres inneren 
Wertes und der dadurch hervorgerufenen Leichtigkeit der Kurs⸗ 
beeinfluſſung. Als weiterer Grund kommt hinzu, daß häufig zunächſt 
nur geringe Beträge darauf einzuzahlen ſind, und deshalb ohne 
großes Kapital die Gelegenheit zum Kursgewinn geboten iſt. Dieſe 
leichten Papiere werden mit der Zunahme der Kapitaleinforderungen 
dann von den Zeichnern oder erſten Beſitzern abgeſtoßen, weil 
dieſen nur an einer Kurstreibung liegt, die in dieſen Papieren leicht 
gelingt und mit Vorliebe und oft in der umfänglichſten und wildeſten 
Weiſe erfolgt iſt. Bezugsrechte auf neue Aktien ſind in gleicher 
Weiſe genutzt worden. Auf die geringen Kapitalanſprüche, die leichte 
Aufgeldbildung und die ſtarke Hauſſeſpekulation, der neue Papiere zu 
unterliegen pflegen, iſt es zurückzuführen, wenn zu den Zeichnungs⸗ 
ſtellen für Neuausgaben ein außerordentlicher Andrang mit erheblichen 
Überzeichnungen ſtattzufinden pflegt. Ja, es iſt zu förmlichen Be⸗ 
lagerungen gekommen, bei denen Menſchen totgedrückt worden ſind. 

In derſelben Weiſe, wie die Gründungen die Spekulation an⸗ 
regen und nähren, ſtützen ſich umgekehrt die Neuausgaben auf die 
Spekulation. Letztere ſorgt dafür, daß die Ausgabe zuſtande kommt. 
Sie zeichnet flott, ja überzeichnet und nimmt die neuen Papiere zu⸗ 
nächſt auf, wenn auch nur als ſchwimmende Maſſe, ohne ſie aus dem 
Markt und in feſte Hände zu bringen. Den Gründern, wie auch den 
gründenden Banken, iſt aus dieſem Grunde lebhaft daran gelegen, ſo⸗ 
lange ſie noch Ausgaben an den Markt bringen wollen, die Spekulation 
zu ſtützen und zu hegen. Sie pflegen das durch reichliche Kapital⸗ 
bewilligungen im Koſtgeſchäft zu tun. Indem eine planvolle Koſt⸗ 
politik betrieben und für beſtimmte Papiergruppen günſtige Be⸗ 
dingungen geſtellt werden, kann der Markt für dieſe Papiere beſonders 
entflammt werden. Iſt aber dann ihr Zweck erreicht, ſo überlaſſen 
die Gründer die Spekulation und den Wertpapiermarkt ſich ſelbſt, 
ſchränken das Koſtgeſchäft ein und verſetzen ihnen damit einen Todes⸗ 
ſtoß. Dieſe Stütze, die die Aktienausgabe in der die Stücke zunächſt 
aufnehmenden Spekulation findet, wurde vor der deutſchen Börſen⸗ 


5 
2351 Die Kriſenarten 235 


enquetekommiſſion mit Nachdruck zur Verteidigung des Wertpapier⸗ 
zeithandels angeführt. In Überſpekulationsperioden iſt die Wirkung 
ebenſo verhängnisvoll geweſen, wie ſie in ruhigen Zeiten günſtig zu 
ſein vermag. 

Eine Darſtellung der Wertpapierbörſenkriſe wäre unvollſtändig, 
wenn neben grenzenloſem Optimismus, Leichtgläubigkeit, Selbſt⸗ 
täuſchung und Leichtſinn der ausgeſprochene Schwindel und 
Betrug vergeſſen würde. So wenig hierin das Weſen der Erſcheinung 
geſehen werden kann, ſo iſt es inſofern wichtig, als die ſchreiendſten 
und ſchroffſten Teilerſcheinungen des Geſamtbildes in der Regel hier⸗ 
auf zurückzuführen find. Und zwar gilt das für jede Kriſenart, fo 
daß hierauf auch bei den anderen folgenden geſonderten Darſtellungen 
jedesmal zurückzukommen ſein wird. — Im beſonderen Gebiet der 
Wertpapierbörſenkriſe handelt es ſich um das ganze Heer von Maß⸗ 
nahmen, durch die eine Kursbeeinfluſſung und ſonſtige Gewinne 
möglich ſind: falſche Gerüchte und Meldungen, unlautere Zeitungs⸗ 
notizen, unrichtige Bilanzen und Dividendenausſchüttungen, Zuviel⸗ 
ausgabe von Aktien und Fälſchung von ſolchen und anderen Papieren 
uſw., Verleitung zum Börſenſpiel, Ausbeutung der Unerfahrenheit 
anderer, falſche Angaben beim Börſenarrangement, Unterſchlagungen 
aller Art, zu ſchweigen von Einſperrungen der Baiſſiers und anderen 
Gewalttaten und Rückſichtsloſigkeiten, über deren Würdigung die 
Anſichten auseinandergehen. 

Die ewige Fortführung der Überſpekulation iſt unmöglich, und 
zu irgendeinem Zeitpunkt muß das ſtrafende Gericht hereinbrechen. 
Dieſes geht nicht derart vor ſich, daß von heute auf morgen ein 
Krach entſteht, der den Kursſtand vom Höhepunkt unvermittelt herab⸗ 
ſtürzt bis zum Tiefſtande. Vielmehr bahnt ſich allmählich eine 
Abwärtsbewegung an, in deren Verlauf dann erſt die Kriſe eintritt. 
Der Anſtoß zur ſinkenden Kursbewegung kann, ſoweit er⸗ 
ſichtlich, von drei Umſtänden ausgehen, die dann im weiteren Verlauf 
wohl regelmäßig vereint auftreten. Zunächſt handelt es ſich hierbei 
um die fortfallende Förderung der Spekulation ſeitens der großen 
Finanzmächte, die bis zur Abſtoßung ihrer Papiere auf die Erhaltung 
der Marktſtimmung angewieſen waren. Aber auch da, wo dies, 
wie in unentwickelten Verhältniſſen, keine Rolle ſpielt, weil große 
Mächte das Gründungsweſen nicht in der Hand haben, ſondern dies 
verſtreut in zahlreichen Händen liegt, beginnt mit der Zeit unter allen 
Umſtänden der Geldkapitalmarkt Schwierigkeiten zu bereiten und den 
Spekulanten ſo hohe Koſtſätze aufzuerlegen, daß die Kurſe darunter 
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leiden müſſen. Zuletzt muß auch irgend einmal das Mißverhältnis 
zwiſchen Kurs und Erträgnis augenfällig werden. Dies beginnt zu⸗ 
nächſt bei einer kleinen Perſonenzahl, aber bald tritt ein Abbruch 
für die Größe des Marktes ein, und hiermit iſt dann der andere 
Grundpfeiler erſchüttert, auf dem neben der leichten Geldkapital⸗ 
erlangung die Spekulation ruhte. | | | 

Die Abbröckelung der Kurſe erfolgt im Rahmen etwa 
folgender Erſcheinungen. Dank der Börſentechnik vermag der einzelne 
Spekulant zwar ohne eigenen Geldkapitalbeſitz auszukommen, aber die 
Spekulation als Ganzes kann, wie eben ſchon angedeutet, das Geld⸗ 
kapital nicht entbehren. In ſteigendem Maße bedarf ſie ſeiner, wenn die 
Kurſe zu weichen beginnen, und wenn bei Aufrechterhaltung der Hoffnung 
auf Beſſerung ein umfängliches Verlangen nach Verlängerung der 
Kredite eintritt. Dieſer erhöhte Geldkapitalbedarf, die gleicherweiſe ſonſt 
herrſchende Kapitalnachfrage, die Zinsſteigerung und die beim Koſt⸗ 
geſchäft jetzt ſteigende Verluſtgefahr, die das Kapital maſſenhaft aus 
dieſem Geſchäftszweig heraustreibt, ſchnellt die Koſtſätze außerordentlich 
in die Höhe. Hiermit entſteht eine erheblich auf Kursſenkung hin⸗ 
wirkende Urſache. Die hohen Koſten der Kreditverlängerung zwingen 
viele Spekulationen zum Abbruch und vermehren dadurch das Angebot 
von Wertpapieren, während die Nachfrage nach ihnen verſiegt. In 
der gleichen Richtung wirkt das Verlangen nach Zuſchüſſen und 
Pfandverſtärkungen, das die Geldkapitaldarleiher jetzt in großem und 
ſtets wachſendem Umfange an die Schuldnerſpekulanten richten. Auch 
hieraus entſtehen Wertpapierverkäufe aller derjenigen, welche dieſem 
Verlangen nicht nachkommen wollen oder können. Zwangsverkäufe für 
zahlungsunfähige Schuldner treten jetzt zahlreicher ein und erſchüttern 
durch die Rückſichtsloſigkeit, mit der ſie vorgenommen werden, die 
betreffenden Papiere häufig un verhältnismäßig. Aber nicht nur die 
Zahl der kühlen Zweifler wächſt, die ihre Verpflichtungen löſen und 
ihren Beſitz an Spekulationspapieren abſtoßen. Die Kontermine oder 
Baiſſepartei, die bisher keine erhebliche Rolle hatte ſpielen können, 
gewinnt an Boden und macht der Hauſſepartei ſo viel zu ſchaffen, daß 
ſich Stimmen erheben, die den Rückgang der Lage lediglich auf deren 
Treiben zurückführen. 

Eine Eigenart der Spekulation iſt, daß immer die mit der 
Wechſellage gehende Partei die führende iſt oder gar unbedingt 
die Bewegung erfüllt. In aller Schärfe gilt dies namentlich bei 
ſtark ausgeſprochenen, feſten Bewegungen. Vom Standpunkt der Spe⸗ 
kulanten, deren Summe die Spekulation ausmacht, wird man das ver⸗ 
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ſtehen können. Gegen die Wechſellage können ſie doch nicht ankämpfen, 
und ſo iſt es nur natürlich, daß ſie mit ihr gehen und aus der Vorweg⸗ 
nahme ihrer Entwicklung Nutzen zu ziehen ſuchen. Aber durch die hier⸗ 
aus folgende Verſtärkung und Übertreibung der jeweiligen Wechſellage 
wird die oft über Gebühr gerühmte Leiſtung der Spekulation, Gegen⸗ 
gewichte gegen unrichtige Bewegungen zu ſchaffen, ſtark abgeſchwächt. 
Im Aufſchwung iſt das Gegenſpiel deshalb ſehr ſchwach, und die Ver⸗ 
käufe erfolgen nicht durch ungedeckt abgebende Baiſſiers, ſondern über⸗ 
wiegend durch verkaufende Hauſſiers. Die jetzt gegen Ende ſtattfindende 
Herausbildung eines ſtarken Gegenſpiels iſt nur günſtig zu beurteilen, 
denn es ſorgt dafür, daß die Kurſe ſchon jetzt herabgehen. Dadurch 
wird die Plötzlichkeit des Sturzes gemildert. Zudem bilden umfangreiche 
Leerverkäufe und das Beſtehen einer großen ungedeckten Partei einen 
nicht zu unterſchätzenden Fallſchirm für den Augenblick der Panik. 
Tritt dann die Baiſſepartei mit Deckungskäufen hervor, ſo mildert 
ſie die vollſtändige Un verkäuflichkeit der Papiere. Solange aber die 
Wechſellage noch nicht ganz umgeſchlagen, ſucht immer noch eine 
Unmaſſe verzweifelter Spekulanten durch Beſtürmung der Koſtnehmer 
ſich der Bewegung entgegenzuſtemmen. Und zwar ſind es namentlich 
kleine und kleinere Kräfte, die vorwiegend bei dieſer Syſiphusarbeit 
beobachtet werden. Aber die Geldmächte haben das Durchhalten 
bereits verloren gegeben. Ihnen liegt an der Einſchränkung der 
Kredite, an der Vorbereitung und eigenen Sicherung für den Sturm, 
und ſo drängen ſie energiſch auf Löſung der Verpflichtungen. Schon 
beginnen die Kurſe ruckweiſe um viele Hundertteile zu fallen, kleine, 
aber zahlreichere Bankerotte erzeugen hier und da einen Vorkrach. 
Jetzt bedarf es nur noch einer großen Erſchütterung, des Falles eines 
führenden Hauſes oder einer größeren Bank, und der plötzliche Zu⸗ 
ſammenbruch, die ſtürmiſche Kriſe, bricht aus. Die äußeren Er⸗ 
ſcheinungen derſelben im Gebiete des Wertpapiermarktes bleiben in 
Zuſammenhang mit der Geſamterſcheinung darzuſtellen. 


Die Warenhandelskriſe 

Die Warenhandelskriſe ſtellt in ihren äußeren Erſcheinungen 
zum großen Teil eine Übertragung der Vorgänge des Wertpapier⸗ 
marktes auf den Warenmarkt dar. Einige dort beſonders wichtige 
Hilfsmittel und Beziehungen ſpielen hier zwar keine Rolle, aber 
Entſprechendes tritt an die Stelle. Was für die Preisbildung des 
Wertpapiermarktes das erwartete Erträgnis (Dividende), iſt für den 
Warenmarkt das erwartete Verhältnis zwiſchen Warenvorrat und 
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Nachfrage. Die Koſtgelder kommen nicht als Stütze der Spekulation 
in Betracht, aber es iſt eine andere Form des Kredites, der Wechſel⸗ 
kredit, häufig als Wechſelreiterei getrieben, die auf dem Warenmarkt 
dieſelben Dienſte leiſtet und denſelben und noch größeren Mißbräuchen 
unterliegt. Eine ähnliche Beziehung, wie ſie zwiſchen Gründungs⸗ 
weſen, Aktienausgabe und Börſe beſteht, bildet der Zuſammenhang 
zwiſchen Warenmarkt und Warenerzeugung, und was dort das Rück⸗ 
ſtrömen der Papiere aus dem Publikum an den Markt, iſt hier die 
von allen Seiten ſich ſteigernde handgreifliche Warenzufuhr. 

Die Überſpekulation des Warenmarktes richtet ſich wie die des 
Wertpapiermarktes auf die Preisbildung. Dazu tritt aber noch 
eine Überſchätzung des Bedarfs, der in einer Überfüllung der Märkte 
und einer ſchließlichen Verkaufsunmöglichkeit der alle Lager füllenden 
Warenmaſſen zum Ausdruck kommt. Wie auf dem Wertpapiermarkt 
ſchließlich das Mißverhältnis zwiſchen Ertrag und Kurs, ſo führt 
hier das Mißverhältnis zwiſchen Preis einerſeits, Vorrat und Abſatz 
anderſeits zum Zuſammenbruch. 

Wie dort die Preisſteigerung erfolgt, weil für die Zukunft 
eine noch weitergehende Erhöhung erwartet wird, ſo auch hier. Aber 
dieſe Überſpekulation des Warenmarktes pflegt ſtärker als die des 
Wertpapiermarktes an beſtimmte, außergewöhnliche Ereigniſſe an⸗ 
zuknüpfen und weniger die Geſamtheit des ganzen Warenmarktes, 
der ja auch lange nicht ſo zuſammengefaßt iſt, zu ergreifen, ſondern 
in engerer Begrenzung ſich an den Ausgangspunkt zu halten. Wenn 
auch auf dem Wertpapiermarkt führende Spekulationspapiere im 
Vordergrunde ſtehen, ſo reißen doch die einheitlichen Urſachen, die in 
den Kapitalverhältniſſen, der allgemeinen Ertragſteigerung uſw. 
liegen, und die Einheit der Beteiligten und des Marktes die anderen 
Spekulationspapiere mehr oder weniger zur Überſpekulation mit ſich. 
Auf dem Warenmarkt iſt es weniger eine allgemeine Spekulations⸗ 
bewegung, die ſich ſchließlich in Überſpekulation verliert, als vielmehr 
die Ausbeutung ganz beſtimmter, geſchichtlich wechſelnder Vorkomm⸗ 
niſſe, die zu ungeſunder Übertreibung führt. Deshalb iſt es zuweilen 
eine einzige Ware, die der Überſpekulation unterliegt, wie zum Bei⸗ 
ſpiel 1847 vornehmlich in England das Getreide. Wie auf dem 
Wertpapiermarkt die in ihrem Ertrag ungewiſſen und ihrer Natur 
nach größeren Kursſchwankungen ausgeſetzten Papiere von der Speku⸗ 
lation bevorzugt werden, ſo iſt es auch auf dem Warenmarkte das 
Ungewiſſe, was die Spekulation anfeuert, bei deſſen Ausmalung für 
die Erträumung grenzenloſer Gewinne der größte Spielraum beſteht. 
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Handelsſperren, Kaperkriege und Mißernten, deren Dauer und Aus⸗ 
dehnung immer unſicher, die Eröffnung neuer Märkte und Abſatz⸗ 
gebiete, deren Mächtigkeit unüberſehbar iſt, dies und ähnliche plötzlich 
oder doch ohne genügende Vorbereitung hereinbrechende Ereigniſſe 
ſind es, die den Ausgangs⸗ und mehr oder weniger auch den bleiben⸗ 
den Mittelpunkt der Warenüberſpekulation bilden. — Der Ausbruch 
eines Krieges, einer Handelsſperre, das Eintreten einer Mißernte, 
die Eröffnung eines neuen Abſatzgebietes ſchaffen einen plötzlichen 
ſtarken Warenbegehr. Die Spekulation ſteigert dies, vergrößert den 
vorausſichtlichen Bedarf, nimmt eine unendlich lange Dauer an und 
paßt dieſen Vorausſetzungen die Preiſe an. Die tatſächliche Un⸗ 
gewißheit und Unberechenbarkeit ermöglicht und begünſtigt das Ge⸗ 
baren. Wo die tatſächlichen Mengenverhältniſſe der gewünſchten 
Preiserhöhung nicht ganz günſtig ſind, wird künſtlich durch Zurück⸗ 
haltung der Waren vom Markt nachgeholfen. Das Ganze iſt ſo lange 
ohne Schwierigkeiten zu führen, als nicht entgegenarbeitende Umſtände 
mit einer gewiſſen Macht auftreten. Bisweilen iſt dies eine geraume 
Zeit der Fall. Aber die Übertreibungen in der Preisbildung kommen 
nicht nur ſchließlich wie auf dem Wertpapiermarkt bei einer Grenze 
an, die doch eine größere Anzahl bisher Mitlaufender bedenklich 
macht. Die Ausſchreitungen ſchaffen auf dem Warenmarkt aus ſich 
ſelbſt Gegengewichte, die bei der nötigen Beachtung und Berückſichtigung 
eine Rückwärtsentwicklung herbeiführen würden. Dieſe Berückſichtigung 
erfolgt aber nicht. Die Spekulation verſucht den natürlichen Aus⸗ 
gleich vielmehr zu vergewaltigen, und ſie läuft damit blind ihrem 
verhängnisvollen Geſchick in die Arme. 

Neben der Preisbildung ſpielen bei der Uberſpekulation des 
Warenmarktes die Mengenverhältniſſe der Handels⸗ 
gegenſtände eine ausſchlaggebende Rolle. Das Beſtreben der 
Spekulanten iſt auf die Erhöhung der Preiſe gerichtet, dann aber 
darauf, von den ausſichtsreichen Waren möglichſt große Mengen in 
die Hand zu bekommen. Auf entwickelten Wertpapiermärkten arbeitet 
die Spekulation ganz überwiegend mit Hilfe des Zeitgeſchäftes und 
zieht die Gewinne nicht ein durch tatſächliche Abnahme und an⸗ 
ſchließenden Verkauf, ſondern durch Auszahlung der Preisunterſchiede. 
Die der Spekulation zugrunde liegenden handgreiflichen Mengen an 
Wertpapieren ſind verhältnismäßig klein. Das gilt, wenn auch mit 
zunehmendem Aufſchwung und wachſender Überſpekulation der hohe 
Preisſtand viele Beſitzer veranlaßt, ſich von ihren Anlagen zu trennen 
und die Stücke in den Markt zu werfen, ohne daß dieſe in gleicher 
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Stärke von anderen, dauernde Anlage Suchenden, wieder heraus⸗ 
genommen werden. Auf dem Warenmarkt iſt das anders. Für die 
Mehrzahl der Güter beſteht kein börſenmäßiger Zeithandel, ſondern 
iſt die Spekulation auf den Kauf handgreiflicher Ware angewieſen. 
Die Aufgabe des ſpekulierenden Händlers beſteht hier vielfach geradezu 
in der tatſächlichen Erlangung der Ware, in ihrem Aufſtöbern aus 
verborgenen Winkeln. Auch wo der Zeithandel beſteht, ſpielt die 
handgreifliche Ware eine große Rolle. Gewiſſe Händlerkreiſe ſuchen 
und finden ihren Gewinn in deren Herbeiſchaffung. Namentlich unter 
den früheren unentwickelten Verhältniſſen, wo die Preisbildung der 
verſchiedenen, beſonders der weit entfernten Märkte nur in lockerem 
Zuſammenhang ſtand und durch den Telegraphen keine ſofortige 
Preisausgleichung ſtattfand, konnten bei ſtarkem Preisſteigen durch 
Ankauf auf fremden, entfernten Märkten die größten Gewinne erzielt 
werden. In dieſer Herbeiſchaffung der Waren begeht das Spekulanten⸗ 
tum die größten Übertreibungen, und zwar beziehen ſich dieſe nicht 
nur auf die Mengen, ſondern auch auf die Arten. Verſchiedentlich 

find in Überſpekulationszeiten die unſinnigſten Gegenſtände auf neu 
erſchloſſene Märkte gebracht. Die neuen ſpaniſch⸗ amerikaniſchen 
Republiken wurden zum Beiſpiel 1825 mit Schlittſchuhen bedacht. 
Aber abgeſehen von dieſen auf ſeiten der ſpekulierenden Händler 
liegenden, ſpäter nur nebenſächlichen Urſachen, gewinnt die Waren⸗ 
menge eine ausſchlaggebende Bedeutung vermöge des Zuſammenhanges 
zwiſchen Warenmarkt und Warenerzeugung. Die Warenmenge im 
Verhältnis zum Verbrauch ſtellt für die Preisbildung des Waren⸗ 
marktes das dar, was bei den Wertpapieren das Erträgnis iſt. Auf 
die Dauer kann ſich der Preis hier mit dem Ertrage, dort mit dem 
Verhältnis zwiſchen Vorrat und kauffähigem Bedarf nicht in Wider⸗ 
ſpruch ſetzen. Aber während auf dem Wertpapiermarkt das Erträgnis 
ſelbſt von einer Überſpekulation in der Kursbildung unberührt bleibt, 
wird auf dem Warenmarkt der Vorrat durch jede Preisänderung 
beſtimmend beeinflußt. Die Preiserhöhung reizt die Warenerzeugung 
zur Ausdehnung an, und ſo ſtrömen dem Markt ſteigende Mengen 
zu, die unter ſonſt gleichen Umſtänden die Vorräte verſtärken und 
dem Anziehen der Preiſe entgegenarbeiten. Wenn dies anfänglich 
auch der tatſächlichen Aufwärtsbewegung der Preiſe keinen Abbruch 
tut, ſo tritt der Zeitpunkt ſchließlich doch einmal ein, und dies um 
ſo mehr, als die Preiserhöhung noch nach einer anderen Seite die 
Neigung hat, ungünſtig, d. h. vergrößernd, auf die Vorräte zu wirken. 
Wie die Erzeugung angeſtachelt, ſo wird der Verbrauch durch das 
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Teurerwerden gehemmt. Irgend einmal wird dadurch auch der Ab⸗ 
fluß vom Warenmarkt aufgehalten. Aus allem folgt, daß die Preis⸗ 
ſteigerungen auf dem Warenmarkt ſich ſelbſt einen Totengräber groß 
ziehen. Sie locken Waren von anderen entfernten Märkten herbei, 
ſie feuern die Erzeugung an und neigen, den Verbrauch zu hemmen, 
kurz ſie ſchaffen Vorräte, die für die Preisbildung unwirkſam zu 
machen, eine außerordentliche, ja auf die Dauer unmögliche und 
ſelbſtmörderiſche Aufgabe iſt. Deren Inangriffnahme ſtellt den 
Höhepunkt der Überſpekulation dar. — Eine beſondere Form der 
Gegenwirkung gegen übermäßige Warenzufuhr iſt in Kolonialhäfen 
beobachtet. Während die Preiſe der Einfuhrwaren fielen, ſtiegen 
dort die der Ausfuhrgüter. 

Das Mittel für die Aufrechterhaltung unverhältnismäßiger 
Preiſe bildet der Kredit. Wie auf dem Wertpapiermarkt wird 
auch auf dem Warenmarkt der Kredit ſchon ſtark in Anſpruch ge⸗ 
nommen für das regelmäßig laufende Geſchäft, bevor noch beſondere 
Anſtrengungen zur Erhaltung der Marktlage unternommen werden 
müſſen. Die Formen dieſes Kredites ſind ſehr verſchieden, jedoch 
ſteht nach den in den Kriſen bekannt werdenden Tatſachen der 
Wechſel in erſter Reihe. Das Bedenkliche beruht darin, daß die 
einzelnen Häuſer zum Teil den Kredit ſo ſtark in Anſpruch nehmen, 
daß ſchon verhältnismäßig glimpfliche Preisrückgänge genügen, das 
ganze Geſchäftskapital aufzuzehren. Die Sucht zur Geſchäftsaus⸗ 
dehnung und das Vertrauen in den Beſtand des Aufſchwungs ſind 
ſchier grenzenlos. In keiner noch ſo großen Verpflichtung wird eine 
Gefahr erblickt. Beiſpiele von geradezu ſchwindelnden Verpflichtungen 
einzelner bietet die Geſchichte in Fülle. Die Kreditanſpannung er⸗ 
reicht den Höhepunkt, wenn die hohen Preife gefährdet zu werden 
beginnen durch Entſtehung von Vorräten, die zum derzeitigen Preiſe 
nicht abſetzbar ſind. Anfänglich hatte die Spekulation wohl zu dem 
Hilfsmittel gegriffen, Waren vom Markte fernzuhalten, um die 
Preiſe genügend treiben zu können. Jetzt muß fie das ſelbe tun und 
zwar in ſtetig ſteigendem Maße, um den Preisrückgang hintanzu⸗ 
halten. Zwiſchen unerwünſchtem Angebot und Erhaltung der Preiſe 
beſteht für den Waren⸗ und Wertpapiermarkt ein gewiſſer Unterſchied, 
aber doch auch wiederum eine Ahnlichkeit. Für die Warenſpekulation 
ſtellt es einen Vorzug dar, daß die Waren mit Übergang an den 
Verbraucher endgültig vom Markt verſchwinden, daß ſie nicht, wie 
die etwa an Kapitaliſten abgegebenen . wieder zurückſtrömen 

Schmollers Jahrbuch XIII I. 16 


242 Arthur Spiethoff 1242 


und dadurch die hohen Preiſe zerſtören können. Der Warenmarkt 
hat aber in dem eben geſchilderten Zufluß von fremden Märkten und 
der verſtärkten Verſorgung durch die Erzeugung etwas der Wirkung 
nach Gleichartiges. So entſteht auf beiden Gebieten zu irgendeinem 
Zeitpunkt für die Spekulation die Aufgabe, ihrerſeits die den Preis⸗ 
ſtand gefährdenden Mengen aufzunehmen. Auf dem Wertpapiermarkt 
wird der hierzu nötige Kredit in umfänglichem Maße von den 
Gründungshäuſern gewährt, die wegen weiterer Abſtoßung von 
Papieren an der Marktlage beteiligt find. Etwas Ähnliches, wenn 
auch weniger regelmäßig und mengenmäßig unerheblicher, wird auf 
dem Warenmarkt beobachtet, wenn die Erzeuger durch Kredit⸗ 
gewährungen die Hauſſeſpekulation zu ſtützen ſuchen. Geſchieht dies 
wirklich in umfangreichem Maße, was aber ſchwer feſtſtellbar iſt und 
im ganzen auch ſeltener ſein dürfte, ſo geht die Warenhandelskriſe 
damit ſchon in eine Erzeugungskriſe über. Welches auch die Kredit⸗ 
geber ſeien, der Kredit wird jetzt der eigentliche Träger der Markt⸗ 
lage und erſetzt die früher in ſchwachem Warenzufluß und ſtarkem 
Begehr gelegenen Gründe hohen Preisſtandes. Dieſe Kreditanſpannung 
erfolgt unter ähnlichen Erſcheinungen, wie es vom Wertpapiermarkt 
ſchon geſchildert iſt. Was dort die bis zur Unerſchwinglichkeit 
ſteigenden Koſtſätze, ſind auf dem Warenmarkt der Diskont, der Lombard⸗ 
zinsfuß und die Lagerſpeſen. Solange eine Ausdehnung und Steige⸗ 
rung des Kredites möglich, gelingt es im großen und ganzen, den 
ſonſt auf den Preis drückenden Warenzuſtrom unſchädlich zu machen. 
Die ſo vor ſich gehende Anſammlung rieſiger Vorräte geſchieht aber 
auf Koſten einer gedeihlichen Zukunftsentwicklung. Der mit ihnen 
ſich bildende Sprengſtoff iſt ſo ungeheuer, daß er den ganzen Markt 
zertrümmern muß, wenn er zur Entladung kommt. 

So geſchieht es, daß die der Warenhandelskriſe vorausgehende 
Überſpekulation und ſchließlich auch dieſe Kriſe ſelbſt nicht nur 
in den unnatürlich und unhaltbar getriebenen Preiſen 
gipfelt, ſondern ebenſo in den übergroßen Warenmengen. 
Dieſe überſteigen zuletzt jeden Bedarf, ſo daß ſie zu keinerlei Preis 
abſetzbar ſind. Entſprechend der Ruhe auf der Wertpapierbörſe tritt 
eine völlige Stockung in der Warenbewegung ein. Verhältnismäßig 
kleine Poſten würden, wenn ihr Verkauf erzwungen werden ſollte, 
die unverhältnismäßigſten Preiseinbußen hervorrufen. Eine beſondere 
Pein für das Spekulantentum entſteht jetzt oft noch durch die künſt⸗ 


— 


1 Vgl. unten S. 246. 
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liche Zurückhaltung, die ſeitens der Kleinhändler und ſonſtigen Händler 
oder Verbraucher in der Abnahme geübt wird. Die Lage iſt bereits 
ſo weit gediehen, daß in weiten Kreiſen mit großen Preisrückgängen 
für die Zukunft gerechnet wird, und an dieſen wollen nun ſchon 
zahlreiche Elemente gewinnen, die ſicheren Verluſt darin ſehen, jetzt 
die Läger zu hohen Preiſen zu füllen. Es iſt keine Seltenheit, daß 
die Läger der Kleinhändler uſw. leer ſind und nur mit den not⸗ 
wendigſten Mengen ergänzt werden, während die Lagerhäuſer die 
angeſammelten Vorräte nicht zu faſſen vermögen. — 

Hinſichtlich des Ausbruchs der Warenhandelskriſe 
können zwei Formen unterſchieden werden. Der urſächliche Zu⸗ 
ſammenhang zwiſchen Preiserhöhung und Erzeugungsausdehnung 
wirkt in der Regel nicht plötzlich und nicht von Anfang an mit 
gleicher Stärke. Er bringt die Warenhandelskriſe deshalb nicht von 
heute auf morgen hervor, ſondern bereitet ſie langſam vor. Andere 
Einflüſſe treten aber ſehr viel plötzlicher und ſofort mit ganzer Kraft 
auf. Hierher gehört zum Beiſpiel das unerwartete Hereinbrechen 
großer Warenmaſſen infolge der Aufhebung von Handelsſperren, der 
Beendigung von Kriegen oder des Erſatzes einer Mißernte durch 
eine ſehr gute. Ebenſo wirkt das plötzliche Aufhören des Abſatzes, 
wenn nach einer Zeit der Überſpekulation ein völliges Verſagen der 
Kaufkraft eines neuerſchloſſenen Abſatzgebietes eintritt, zum Beiſpiel 
durch Mißernten uſw. Wenn derartige Ereigniſſe zuſammentreffen 
mit einer ſchon an Überſpekulation krankenden Marktlage, ſo iſt der 
Ausbruch der Kriſe ihre unmittelbare Folge. Die bisher ſchon nur 
künſtlich geſtützten Preiſe können ſolchem Anſturm nicht ſtandhalten, 
ſondern ſind unaufhaltſamem Sturz geweiht, mit ſich alle Firmen 
fortreißend, deren Vermögen an den hohen Preiſen großer Waren⸗ 
vorräte hängt. So herbeigeführte Zuſammenbrüche gehören nicht zu 
den geſchichtlichen Seltenheiten, wie ja auch derartige beſondere Er⸗ 
eigniſſe häufig der Anlaß zu einer Überſpekulation des Warenmarktes 
waren. Das Eintreten des Ereigniſſes iſt hier Urſache der Über⸗ 
ſpekulation, ſein Verſchwinden Urſache für den Ausbruch der Kriſe. 
Iſt zum Beiſpiel das plötzliche Verſagen der althergebrachten Getreide⸗ 
zufuhren der Ausgangspunkt einer übertriebenen Getreideſpekulation, 
ſo muß dieſe mit Krach zuſammenbrechen, wenn neben den neu 
erſchloſſenen Gebieten, aus denen zu hohen Preiſen Erſatz verſchrieben 
war, die alten wieder mit geſteigerter Kraft auftreten. 

Wo Derartiges fehlt, tritt der Ausbruch der Warenhandelskriſe 


ein als Folge des zuſammenſtürzenden Kredites. Die Aufrechterhaltung 
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der Preiſe war nur durch Zurückhaltung der Waren vom Markte 
möglich geweſen. Dies aber nur durch äußerſte Anſpannung des 
Kredites. Da der Diskont und die Lagerkoſten immer unerſchwing⸗ 
licher, zugleich aber auch die zurückzuhaltende Warenmenge immer 
größer wird, ſo muß die Zahl der Standhaltenden immer kleiner 
werden. 

Wenn nicht ein plötzliches Ereignis den Preisrückgang erzwingt, 
jo wird er ſo lange hingehalten, bis die zunehmenden Zahlungs- 
einſtellungen den Kredit zum Verſagen bringen und die Lage un⸗ 
haltbar machen. Dies geht mittelſt desſelben Abbröckelns der Preiſe, 
der bei der Spekulation Aushaltenden, der noch weiterhin Kredit Ge⸗ 
nießenden vor ſich, wie das eben vom Wertpapiermarkt beſchrieben iſt. 
Der Ausbruch der Warenhandelskriſe, die maſſenhaft auftretenden 
Zahlungseinſtellungen von Handelshäuſern und der plötzliche Preisſturz, 
fällt zuſammen mit der Kreditkriſe und iſt mit dieſer gemeinſam dar⸗ 
zuſtellen. 

Bei dieſer Unterſcheidung handelt es ſich lediglich um die 
äußere unmittelbare Veranlaſſung zum Zuſammenbruch. 
Die Waren: und Vorratsvermehrung, durch welche die hohen Preiſe 
endgültig unhaltbar gemacht werden, ſtellt ſich ſchnell ein im Anſchluß 
an irgendein beſtimmtes Ereignis, das die Überſpekulation in weiter 
Ferne glaubte, und über das ſie nicht rechtzeitig Nachricht erhielt. 
Oder der Kriſenausbruch ergibt ſich aus der ſchrittweiſen wirtſchaft⸗ 
lichen Entwicklung, aus dem Zuſammenhang von Preiserhöhung und 
Erzeugungserweiterung und Abſatzverminderung. Die letztere Form 
iſt die neuere. Die erſtere herrſchte früher in der Haupt⸗ 
ſache vor, da bei dem ſchlechten Verkehrs⸗ und Nachrichtenweſen 
plötzlichen Ereigniſſen gegenüber eine ſchnelle Anpaſſung nicht möglich 
war und Verfügungen über weite Entfernungen nur mit großem 
Zeitaufwand ausgeführt werden konnten. Im weſentlichen unter⸗ 
ſcheiden ſich die beiden Möglichkeiten nicht. Entſcheidend iſt beide 
Male, daß die Preiſe ſich mit der wirklichen Marktlage in erheblichem 
Widerſpruch befinden und eine große Anzahl von Spekulanten be- 
deutende Warenmengen zu dieſen überhohen Preiſen an ſich gebracht 
hat. Der durch die Kriſe hervorgerufene neue Preis bedeutet einen 
Abſtrich, der, auf den ganzen Vorrat der Spekulanten bezogen, zum 
mindeſten deren Zahlungsunfähigkeit, wenn nicht deren Bankerott 
herbeiführt. Ohne die Warenvorräte, die erhebliche Ausdehnung 
haben und zu überhohen Preiſen erworben ſind, würde der Preis⸗ 
ſturz nie die vernichtende Wirkung ausüben. Selbſt eine plötzlich 
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hereinbrechende Zufuhr, wie zum Beiſpiel bei Aufhebung einer Blockade, 
die plötzlichen Preisrückgang bedingt, verurſacht keine Warenhandels⸗ 
kriſe, wenn nicht unverhältnismäßige Vorräte zu jetzt unverhältnis⸗ 
mäßigen Erwerbspreiſen angeſammelt ſind. Dieſe Verkettung iſt da⸗ 
her das Ausſchlaggebende. Der unmittelbare Anlaß zum Preisſturz 
iſt von geringerer Bedeutung und bildet nur einen geſchichtlichen 
Wechſel des äußeren Rahmens, in dem die Warenhandelskriſe ſich 
abſpielt. — 

Die Tatſache einer ſchließlich auf die Preiſe drückenden über⸗ 
großen Erzeugung, verbunden mit dem Verſuch, die Wirkung der 
letzteren durch Zurückhalten vom Markt aufzuheben, bildet das Binde⸗ 
glied zwiſchen Warenhandelskriſe und Erzeugungskriſe, 
von der nachher zu ſprechen ſein wird. Auch für den Wertpapier⸗ 
markt gibt es einen ähnlichen Zuſammenhang. Ganz dementſprechend 
iſt es, wenn bei Dezentraliſation oder unfähiger Zentraliſation des 
Gründungsweſens die Gründungen ſo zahlreich ſind, daß die Kapital⸗ 
bedürfniſſe und Einzahlungsverpflichtungen größer werden als der 
verfügbare freie Kapitalvorrat, und die Unfähigkeit zur Ratenzahlung 
zum maſſenhaften Losſchlagen und Kursfall der Wertpapiere führt. 
Dann ſteht der Zuſammenbruch des Wertpapiermarktes, d. h. alſo 
die Wertpapierbörſenkriſe, in Verbindung mit der Kapitalkriſe. Auf 
dem Warenmarkt erfolgt die Kriſe wegen einer Übererzeugung an 
Waren, die nicht abſetzbar find (Erzeugungskriſe)h, auf dem Wert⸗ 
papiermarkt wegen einer Übererzeugung an Aktien, auf welche die 
Nachzahlungen nicht geleiftet werden können (Kapitalkriſe). — 

Die Überſpekulationen des Warenmarktes pflegen, wie ſchon be⸗ 
tont, an beſtimmte Ereigniſſe anzuknüpfen und weniger die allgemeine 
Fortſetzung einer ganz allgemeinen Spekulationszeit zu ſein. Des⸗ 
halb handelt es ſich bei den Warenhandelskriſen in der Regel nicht 
um die geſamte Handelswelt eines Landes, ſondern um begrenzte 
Gebiete. Gegenſtand der Spekulation ſind nur die von dem Kriege, 
der Mißernte uſw. betroffenen Einfuhrwaren oder die für ein be⸗ 
ſtimmtes zu verſorgendes, neu aufgeſchloſſenes Land in Frage kommenden 
Ausfuhrgüter. Die an der Bewegung Beteiligten oder gar mit ihrem 
Ausgang Verknüpften ſind nur die in den Gegenſtänden handelnden 
Kreiſe, die allerdings ſtarken Zuzug zu erhalten pflegen, oder die 
vornehmlich mit den betreffenden Ländern verkehrenden Gebiete, wie 
namentlich die Handelsſtädte. Die Warenhandelskriſe iſt deshalb 
eine Kriſenart, die nicht Teilinhalt einer allgemeinen Wirtſchafts⸗ 
kriſe ſein muß, ſondern auch als Sonderkriſe auftreten kann. — 
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Floür das gänzliche Verſchwinden der Wertpapierbörſenkriſen be- 
ſteht in abſehbarer Zeit wenig Ausſicht, wenn auch die Geſchichte 
zeigt, daß die Auswüchſe der Spekulation abgenommen haben. Von 
der Warenhandelskriſe kann geſagt werden, daß ſie teilweiſe 
nur noch der Vergangenheit angehört. Alle diejenigen 
Kriſen ſind verſchwunden, die früher aus Anlaß plötzlicher Ereigniſſe 
eintraten. Das mangelhafte Nachrichten⸗ und Verkehrsweſen ge⸗ 
ſtattete zuerſt nicht, ſich genügend ſchnell auf das Ungewöhnliche ein⸗ 
zurichten und erlaubte dann ſpäter ebenſowenig, raſch den wieder⸗ 
eintretenden gewohnten Verhältniſſen die vorher getroffenen außer⸗ 
ordentlichen Maßnahmen anzupaſſen. Alle aus dieſen Veranlaſſungen 
früher entſtandenen Warenhandelskriſen ſind ſeit dem Siege des 
Telegraphen, der Eiſenbahnen und des Dampfſchiffes vermieden. Der 
Handel iſt damit in den Beſitz von Hilfsmitteln geſetzt, die es in 
unendlich vollkommenerer Weiſe ermöglichen, Gegengewichte gegen eine 
berſpekulation zu ſchaffen. Dieſe neuen Einrichtungen im Dienſte 
des Warenhandels ſtellen das Gegenſtück dar zu der ſteigenden welt⸗ 
wirtſchaftlichen Verflechtung und der daraus ſich vergrößernden 
Schwierigkeit richtigen Überblicks. Ihre Dienſte find aber doch zu 
weittragend, als daß ſie durch die andere Entwicklung aufgehoben 
würden. Die techniſche Möglichkeit der Anpaſſung iſt ſo geſichert, 
daß Zuſammenbrüche wegen ihres Fehlens kaum noch vorkommen 
können. Was heute die Zuſammenbrüche des Warenhandels allein 
herbeiführen kann, ſind die Leidenſchaften in Verbindung mit gänzlich 
falſcher Beurteilung der Marktgelegenheiten. Elementare Ereigniſſe 
ſcheiden in weitgehendſtem Maß aus. — 


Erzeugungskriſe 


Wenn hier eine beſondere Art der Erzeugungskriſe aufgeſtellt 
wird, ſo ſei gleich vorweg bemerkt, daß dies mehr der lehrmäßigen 
Vollſtändigkeit halber geſchieht, als aus einem Bedürfnis nach Ein⸗ 
ordnung beſtimmter geſchichtlicher Vorfälle. Man begegnet zuweilen 
in der Wiſſenſchaft!“, namentlich aber im Tagesſchrifttum, dieſem 
Begriff, und da iſt es vielleicht nicht unnützlich, ſich darüber klar zu 
werden, wie eine ausgeſprochene Erzeugungskriſe ausſehen würde. 
Ein derartiger Verſuch kann nur anknüpfen an die Entwicklung der 
Güterhervorbringung während des Aufſchwunges. Der erſte Auf⸗ 


1 Zum Beiſpiel Brentano, Die Arbeiter und die ä ö 
in dieſem Jahrbuch 1878. Lex is, a. a. O. S. 297. 
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ſchwungsabſchnitt der Warenerzeugung beſteht darin, daß die vor⸗ 
handenen Erzeugungsanlagen voll ausgenutzt werden. Es folgt ein 
zweiter, in dem neue Anlagen in großem Umfange errichtet werden, 
ſei es als Neugründung, ſei es als Erweiterungsbauten. Bis hierher 
war die Warennachfrage dem Angebot immer voraus. Der dritte 
Abſchnitt kennzeichnet ſich durch die auf dem Markt erſcheinende 
Erzeugung der Neuanlagen, welche ſchließlich ungefähr den Gleich⸗ 
gewichtszuſtand zwiſchen Nachfrage und Angebot herſtellt. Sie ge⸗ 
fährdet dadurch ſchon die bisherigen hohen Preiſe, denn dieſe be⸗ 
ruhten auf einem Übergewicht der Nachfrage. Ein vierter 
Abſchnitt bringt das Vorwiegen des Angebotes, hinter dem die 
Nachfrage mehr oder weniger erheblich zurückbleibt. Dieſer letzte 
Zuſtand wird als Übererzeugung bezeichnet. Es kommt nun 
darauf an, die Übererzeugung gegen die Erzeugungskriſe abzu⸗ 
grenzen. 

Die Übererzeugung iſt eine Erſcheinung, die den Wechſel der 
Wirtſchaftslage, das Aufhören des Aufſchwunges und den Beginn 
einer Stockung naturgemäß herbeiführen muß. Die Übererzeugung 
bewirkt dieſen Umſchwung in Form eines allmählichen Überganges. 
Vorausſetzung hierfür iſt, daß die Geſchäftswelt den Übererzeugungs⸗ 
folgen keinen Widerſtand entgegenſetzt, ſondern ſich ihnen anpaßt. 
Der Umſchwung tritt aber in Form eines heftigen Zuſammenbruchs 
ein, die Übererzeugung entwickelt ſich zu einer Erzeugungskriſe, wenn 
man die Folgen künſtlich zu unterdrücken ſucht. In Frage ſtehen 
hier dieſelben Erſcheinungen wie bei der Warenhandelskriſe. Gibt 
man bei der Preisbildung den veränderten Mengenverhältniſſen 
willig nach, ſo bilden ſich keine Sprengſtoffe, ſondern es tritt eine 
im Endergebnis zwar auch ſchmerzhafte und verluſtreiche, aber doch 
ſanfter einſetzende und verlaufende Stockung ein. Tut man das 
aber nicht, ſondern verſucht man, den Dingen Gewalt anzutun, ſo 
muß auch der Ausgang ein gewaltſamer ſein. Entweder müſſen die 
hohen Preiſe aufgegeben oder die große Erzeugung eingeſchränkt 
werden oder teilweiſe beides. Wenn Überſpekulationsſtimmung 
herrſcht und man ſich zu keinem Nachgeben entſchließt, ſondern hohe 
Preiſe und große Erzeugung nebeneinander zu erhalten ſucht, ſo 
muß Kreditüberſpannung eintreten. Der Druck großer Warenmaſſen 
auf die Preiſe kann nur dadurch unſchädlich gemacht werden, daß 
man unter Mißbrauch des Kredites die Waren vom Markte zurück⸗ 
hält. Das endet ſchließlich wie die Warenhandelskriſe. Aber während 
es dort das Händler⸗ und Spekulantentum iſt, was die hohen Preiſe 
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trotz der angeſammelten Vorräte zu erzwingen ſucht, find es hier 
die Warenhervorbringer ſelbſt; während dort der Vorgang an ge⸗ 
wiſſen Handelsmittelpunkten vor ſich geht, ſpielt er ſich hier an den 
Erzeugungsſtätten ab. 

Dieſer Zuſtand mag bei jeder Warenhandelskriſe in gewiſſem 
Maße mitwirken. Namentlich 1857 ſcheint dies in einer in die 
Augen ſpringenden Weiſe der Fall geweſen zu ſein. Auch bei jeder 
Übererzeugung mögen Anſätze dazu vorhanden ſein. Aber es iſt 
noch keine Kriſe beobachtet worden, deren Schwergewicht darin lag, 
daß die gewerblichen Erzeuger während einer ausgeſprochenen Über⸗ 
erzeugung bei Fortſetzung der alten Erzeugungsausdehnung durch 
Zurückhaltung der Waren vom Markt und mittelſt Kreditüber ſpannung 
die Aufrechterhaltung der ſeitherigen Preiſe zu erzwingen getrachtet 
hätten. Einzelne Zuſammenbrüche von Unternehmungen werden 
immer ſo zu erklären ſein, aber eine „allgemeine Wirtſchaftskriſe“ 
hat, ſoweit erſichtlich, noch niemals unter dieſem Zeichen geſtanden. 

Wenn man den Begriff Erzeugungskriſe überhaupt verwenden 
will, ſo wird man ihn nur mit dieſem Zuſtande verbinden können, 
der ſich aus einer vertuſchten Übererzeugung ergeben würde. 


Die Gründungskriſe 


In jedem Aufſchwung ſpielen zahlreiche Gründungen neuer 
Unternehmungen eine bedeutſame Rolle, und zwar geſchieht dies als 
Bedingung des Aufſchwungs, ohne daß darin an ſich ein Kriſengrund 
liegt. Selbſt wenn dieſer Zuwachs, was wohl die Regel, ſo reich⸗ 
lich iſt, daß er ſchließlich die vorhandenen Bedürfniſſe überſchreitet, ſo 
braucht das nicht notwendig zu einer Kriſe zu führen, wenn es auch 
eine Übererzeugung und eine tiefe und ſchwere Stockung im Gefolge 
haben mag. In dieſer Zeit werden dann die Unternehmungen der 
überſetzten Gebiete einen ſehr peinlichen Wettbewerbskampf führen, 
ſie werden nur geringe oder gar keine Gewinne erzielen oder ſelbſt 
mit Verluſten arbeiten; aber ſie müſſen, wenn ſie nur ſonſt geſund 
ſind, nicht zugrunde gehen. Im Gegenſatz hierzu bietet die Gründungs⸗ 
kriſe das Bild zahlreicher Bankerotte, die den Abſchluß des Auf⸗ 
ſchwungs ausmachen und auch während der Stockung mehr oder 
weniger fortdauern. Die Urſache liegt darin, daß die vorauf⸗ 
gegangene Gründungszeit einer beſonderen Art war und keine ge⸗ 
ſunden und widerſtandsfähigen, ſondern von Anfang an ſieche und 
enn tödlichen Gebrechen behaftete Unternehmungen entſtehen ließ 
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Dieſe dem Untergange geweihten Gründungen zerfallen in drei 
Gruppen. 

Unter geſunden Verhältniſſen richtet der Gründer ſein Haupt⸗ 
augenmerk darauf, daß das neue Weſen, für den Daſeinskampf wohl 
ausgerüſtet, ein erſprießliches Leben führe. In dieſem Falle iſt die 
Gründung nur Mittel zum Zweck. Der Zweck ſelbſt iſt die ge⸗ 
deihliche Entwicklung, die Betätigung der Unternehmung, ihr gewinn⸗ 
bringender Betrieb. Die neuere Zeit hat es nun zwar mit ſich 
gebracht, daß ausgedehnte Organiſationen gerade in der Gründung 
neuer Unternehmungen ihre Aufgabe und ihren Gewinn ſuchen; aber 
damit braucht ſich ihre Anteilnahme nicht zu erſchöpfen. Vielmehr 
können ſie, wie eine längere Erfahrung beweiſt, damit ſehr wohl die 
Sorge um eine geſunde Grundlage und kräftige Ausrüſtung, um 
gute Bedingungen für eine gewinnreiche Entwicklung verbinden. 
Im Gegenſatz zu alledem hat es Gründungszeiten gegeben, in denen 
zahlreiche neue Unternehmungen nur oder vorwiegend unter dem 
Geſichtspunkt ins Leben gerufen wurden, bei der Errichtung 
Gründergewinn und Aktienaufgeld abzuwerfen, un⸗ 
bekümmert darum, was ſpäter daraus wird. 

Dieſe Bereicherung der Gründer erfolgt in zweierlei Form. 
Bei Gründung des Unternehmens werden irgendwelche Gegenſtände, 
die zum Betrieb benötigt werden, ſogenannte Werte „eingebracht“, 
d. h. ſie werden bei Zeichnung des Aktienkapitals mit einem be⸗ 
ſtimmten Betrag an Stelle der Barzahlung angenommen” Hier 
kann alles nur Denkbare in Betracht kommen, je nach dem 
Gegenſtand des Unternehmens, Grundſtücke, Fabriken, Rohſtoffe uſw. 
Beſonders bevorzugt ſind aber Dinge, deren Wert nicht genau be⸗ 
ſtimmt werden kann, bei denen vielmehr eine günſtige Meinung 
weiten Spielraum hat. Hierher gehören namentlich Patente, Kon⸗ 
zeſſionen und ähnliches. Indem die eingebrachten Gegenſtände un⸗ 
gebührlich bewertet und angerechnet werden, kann das Unternehmen 
für alle Zeiten dem Siechtum geweiht ſein. Dies iſt der erſte Fiſch⸗ 
zug, deſſen Ergebnis darin beſteht, daß das Aktienkapital zum mehr 
oder weniger großen Teil in Nichtwerten angelegt iſt oder beſteht. 
Der zweite Fiſchzug hat es auf die von den künftigen Aktien⸗ 
beſitzern zu zahlenden Kurſe abgeſehen. Durch alle möglichen 
noch zu ſchildernden Machenſchaften werden die Kurſe in die Höhe 
getrieben, durch alle möglichen Ausſprengungen wird es erreicht, die 
Aktien mit hohem Aufgeld zur Zeichnung auszulegen. Die Er⸗ 
reichung dieſes Aufſchlages iſt in vielen Zeiten für zahlreiche Gründer 
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das einzige Ziel geweſen. Sie errichten Unternehmungen, nicht 
weil dieſe einem Bedürfnis entſprechen, nicht damit dieſe einen ge⸗ 
winnreichen Betrieb eröffnen, ſondern lediglich um für ihre Perſon 
möglichſt billig in den Beſitz von Papieren zu gelangen, die mit 
hohem Aufgeld verkauft und Gegenſtand der Preistreiberei werden 
können. In den ſchlimmſten Zeiten ſind die phantaſtiſchſten Grün⸗ 
dungen möglich geweſen, denen jeder ruhig Denkende ſofort anſehen 
mußte, daß es nur auf den Verkauf ihrer Aktien abgeſehen war. 
In anderen Zeiten mußte zu raffinierten Täuſchungen und Be⸗ 
trügereien gegriffen werden, um wertloſe Aktien an den Mann zu 
bringen. Das Endergebnis iſt immer dasſelbe und beſteht in der 
Plünderung der ſchließlichen Aktienbeſitzer und in der Lebensunfähig⸗ 
keit des Unternehmens. 

Die bisher beſprochene Art von Unternehmungen leidet unter 
ausgeſprochener Ausbeutung und Plünderung durch ihre Gründer, 
es handelt ſich um glatten Betrug. Daneben ſteht eine andere ebenſo 
wichtige, wenn nicht dem Umfang nach noch ausſchlaggebendere Gruppe. 
Stets gibt es eine große Zahl von Leuten, die ſich mit Plänen aller 
Art herumtragen, ſei es, daß ſie ſich im Beſitze grundſtürzender Er⸗ 
findungen wähnen, ſei es, daß ſie ſonſt einen Gedanken ihr eigen 
nennen, deſſen Verwirklichung goldene Berge verheißt. Zum über⸗ 
wiegenden Teil handelt es ſich dabei um Hirngeſpinſte oder ſo 
unbeſtimmte und ungeſicherte Grundlagen, daß in ruhigen 
Zeiten kein Kapitaliſt auch nur daran denkt, darauf einzugehen. In 
Aufſchwungs⸗ und Spekulationszeiten ſchwellen derartige Pläne zu 
Legionen an, und da hier das Kapital beſonders lüſtern iſt und das 
berufsmäßige Gründertum mit Heißhunger nach Gegenſtänden ſucht, 
ſo haben mehrfach die auf derart ſchwankenden Grundlagen errichteten 
Unternehmungen einen Umfang annehmen können, der zur Kriſe 
führte. Dazu gehört allerdings eine eigenartige, rohe Verfaffung des 
Grüngungsweſens, die noch zu kennzeichnen bleibt. Aber ſelbſt wenn 
auch die halb unbegreiflichen Pläne unausgeführt bleiben, und man 
von den ärgſten Zeiten wie 1715—1719 in England abſieht, ſo 
kommen Unternehmungen vor, die trotz beſten Willens und unantaſt⸗ 
barer Ehrlichkeit ihrer Gründer auf falſchen Vorausſetzungen 
oder utopiſchen Hoffnungen und trotz gewiſſenhafteſter Prüfung erſter 
Fachleute auf unzulänglichen techniſchen Grundlagen 
beruhen. Sie leiden an Gebrechen, die unheilbar oder wenigſtens 
in abſehbarer Zeit unabſtellbar ſind und über lang oder kurz zum 

Ruin führen müſſen. Ihrem Gegenſtand oder ihrer Anlage nach find 
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es verfehlte Gründungen, denen keine Macht der Welt zur Blüte 
verhelfen kann, die im günſtigſten Fall unter großen Kapitalverluſten 
im kleinen erhalten und auf ein eingeengtes, verhältnismäßig günſtiges 
Gebiet beſchränkt werden, oder durch koſtſpielige Neuorganiſation 
fähig und ausdauernd gemacht werden können, in künftig günſtigere 
Zeiten hineinzuwachſen. Meiſt ſind dies aber erſt endliche Ergebniſſe 
von Heilungen, denen Krachs vorausgegangen ſind. 

Ein drittes beſonderes Gebrechen, an dem die Unternehmungen 
leiden, iſt Kapitalmangel. Es findet ſich zwar auch bei den 
beiden anderen Gruppen, aber die in dieſe Klaſſen Gehörenden ſind 
ohnedem Todeskandidaten. Hier ſind jedoch an ſich ausſichtreiche, 
auf geſundem Grunde ruhende Unternehmungen in Frage, die lediglich 
oder in der Hauptſache an Kapitalmangel kranken. Es iſt möglich, 
daß der Grund hierfür aus den für die Kapitalkriſe kenn⸗ 
zeichnenden Verhältniſſen entſpringt; dann liegt eine Verbindung 
dieſer mit der Gründungskriſe vor. Aber auch andere Umſtände 
können dafür verantwortlich ſein. Bei einem Zuſammenfallen mit 
der Kapitalkriſe iſt der Grund des bei den Unternehmungen herr⸗ 
ſchenden Kapitalmangels die Kapitalarmut der ganzen Wirtſchaft, das 
Fehlen genügender Kapitalvorräte überhaupt. Bei dem der Gründungs⸗ 
kriſe eigentümlichen Zuſtand liegt die Urſache in den Verhältniſſen der 
einzelnen Unternehmungen oder in denen des Gründungsweſens. Für 

jede Unternehmung kann die Zwangslage eintreten, neues Kapital heran⸗ 
ziehen zu müſſen. Beſonders nahe liegt dies, oder vielleicht richtiger, 
es geſchieht regelmäßig bei neuen Anlagen, da nur in den ſeltenſten 
Fällen der Bedarf von Anfang an richtig überſehen wird. Häufig 
wird auch trotz des Bewußtſeins ungenügender Kapitalkraft ein 
Unternehmen angefangen, weil die Hoffnung beſteht, das Fehlende 
im Verlauf heranziehen zu können, oder weil die Anſicht herrſcht, daß 
es nach Inangriffnahme leichter ſei, neue Teilnahme zu gewinnen 
als beim Vorliegen eines bloßen Planes. Ein neues Unternehmen, 
das von Großkapitaliſten ausgeht, oder dem ein leiſtungsfähiges 
Bankhaus zur Seite ſteht, pflegt ohne große Schwierigkeit ſich 
Kapital zuführen zu können. Wo aber beides fehlt, iſt die Aufgabe 
nicht leicht und kann ſcheitern. Der Satz, daß für ausſichtreiche 
Anlagegelegenheiten in der kapitaliſtiſchen Wirtſchaft ſich immer 
Liebhaber finden, hat durchaus keine Allgemeingültigkeit. Dazu iſt 
erforderlich, daß die ganze Anlage ſich im Rahmen des allgemein 
Üblichen und täglich Vorkommenden hält, daß beſtimmte Beteiligungs⸗ 
formen gewährt, oder beſtimmte Sicherheiten und Verpfändungen 
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geboten werden können; es muß ſich um gangbare und auf einer 
ſchon in weiteren Kreiſen beſtehenden „Meinung“ beruhende Gegen— 
ſtände handeln. Sehr häufig find auch perſönliche Beziehungen er- 
forderlich, manche Anlage iſt nur möglich bei genauer Kenntnis über 
die leitende Perſon. Wo derartige Hinderniſſe beſtehen, wo für 
einen Gegenſtand plötzlich die „Meinung“ umſchlägt, wo einer 
Perſönlichkeit aus irgendeinem Grunde das Vertrauen entzogen wird, 
kann eine an ſich geſunde und ausſichtreiche Unternehmung aus 
Kapitalmangel zugrunde gehen. Ein früherer Mitarbeiter Dr. Strous⸗ 
bergs, des großen Gründers der 1870 er Jahre in Deutſchland, hat 
mir gegenüber nicht ohne gute Gründe die Anſchauung vertreten, 
daß der Zuſammenbruch ſehr wohl hätte vermieden werden können, 
wenn Strousberg nach ſeiner widerrechtlichen Verhaftung nicht von 
den bisher mit ihm arbeitenden Geldmächten im Stich gelaſſen 
worden wäre, die in kurzſichtiger Deckungs⸗ und Sicherungspolitik 
das Ganze aus dem Auge verloren. — Namentlich wo das Gründungs⸗ 
weſen, zumal das größerer Unternehmungen, nicht in Anlehnung an 
ſtarke Kapitalmächte erfolgt, kann der individuelle Kapitalmangel der 
Unternehmungen leicht ein Anlaß für den allgemeinen Zuſammen⸗ 
bruch werden. | 

Neben dieſen Gebrechen der einzelnen Unternehmungen kennzeichnet 
ſich die Gründungskriſe in der Regel weiter dadurch, daß die neuen 
Unternehmungen, namentlich der beſonders getrieben geweſenen Fächer, 
zu zahlreich und zu groß errichtet ſind. Auch wenn jede einzelne an 
ſich ganz geſund wäre, würden ſie in ihrer Geſamtheit durch ihre 
Anzahl einen weſentlichen Abbruch erleiden. Dieſes Übermaß 
von Gründungen bewirkt zwar, wie vorn ſchon angedeutet, an 
ſich keine Gründungskriſe, wohl aber in Verbindung mit den zahlreichen 
Schwächen, die bei vielen Unternehmungen vorhanden ſind. Ohne zu 
harten Wettbewerb würde eine ganze Reihe von kranken Geſchäften 
ſich halten können und allmählich vielleicht ſogar geſunden; aber den 
Unbilden und Opfern, die der Kampf um einen heiß umſtrittenen 
Markt auferlegt, ſind ſie nicht gewachſen, ſondern müſſen ſie erliegen. 
Und deshalb iſt die Überzahl von Gründungen und ihre übermäßige 
Ausdehnung auch eine auf die Gründungskriſe mit hinwirkende Ur⸗ 
ſache, wenn auch nur eine unter mehreren und keine allein ausreichende. 
Die Aufgabe, ein Übermaß von Gründungen zu verhüten, iſt eine 
überaus ſchwer zu löſende. Allein ein ſtraff zentraliſtiſch organiſiertes 
Gründungsweſen hätte die techniſche Macht in Händen, ob aber damit 
die richtige Einſicht und der gute Wille verbunden iſt, bleibt die Frage. 
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Adolph Wagner! bringt mehrere der vorſtehend gekennzeichneten 
Eigenſchaften in eine Entwicklungsreihe, indem er drei Perioden 
der Spekulation unterſcheidet, die weſentlich durch die in ihnen 
erfolgenden Gründungen verſchieden ſind, ohne daß er jedoch eine 
ſcharfe Trennung zwiſchen ihnen behauptet. Im erſten Stadium 
wirft ſich hiernach die Spekulation „auf wirklich gemeinnützige Unter⸗ 
nehmungen, deren Zuſtandekommen im höchſten Grade wünſchenswert 
iſt. Hier muß man anerkennen, daß gerade viele der wichtigſten und 
wohltätigſten Anſtalten einer ſolchen Spekulationszeit ihr Entſtehen 
verdanken, ſie nur in der Hoffnung auf große und leichte Gewinne 
unternommen find ..., die eine für das Riſiko wohlverdiente Prämie“ 
darſtellen. Ein zweites, ſchon bedenkliches Stadium iſt dadurch ge⸗ 
kennzeichnet, daß „im Fortgange der Spekulation, und angeregt durch 
die leichten und raſchen Gewinnrealiſierungen, die gleichzeitige Unter⸗ 
nehmung zu vieler, ſonſt noch vollkommen nützlicher und wünſchens⸗ 
werter Anſtalten ins Auge gefaßt wird“ 2. — „In ein ganz neues 
Stadium tritt die ſpekulative Tendenz aber, wenn die erzielten Vor⸗ 
teile bei reellen Unternehmungen nun auch die Gründung mehr oder 
weniger unſolider, ſehr riskanter, ſchwindelhafter veranlaſſen. Dann 
treten jene großen materiellen wie moraliſchen Nachteile hervor, 
welche bald ſo überhand zu nehmen pflegen, daß die vorausgegangenen 
Vorteile ... dagegen ganz zurücktreten ..., das Börſenſpiel, die 
Agiotage erſcheinen alsdann in der widerlichſten Weiſe und Geſtalt 
und verpeſten alle unſere Verhältniſſe.“ Die Wagnerſche Scheidung 
der erſten und zweiten Periode iſt auch in der hier gegebenen Dar⸗ 
ſtellung enthalten, nur iſt die erſte nicht zur Kriſe gezogen, ſondern 
zu der ihr vorausgehenden Zeit des Aufſchwungs, der keine 
Kriſe bedingt. Der zweite Abſchnitt gehört zum weiteren Kriſen⸗ 
bilde, und zwar iſt es ganz unbeſtreitbar, daß es ſich hierbei 
um eine zeitliche Folge handelt; die eine Periode entwickelt ſich 
aus der anderen und entſteht durch ihre Übertreibungen. Fraglich 
dürfte es jedoch ſein, ob es ſich hinſichtlich der zweiten und dritten 
Periode gerade ſo verhält. Sicher iſt, daß die zur Überſpekulation 
fortſchreitende ſpekulative Marktſtimmung die Pläne weniger genau 
prüft und es dadurch unter Umſtänden unſoliden Elementen leichter 
gemacht wird, zum Geſchäft zu kommen. Im Wagnerſchen Gedanken⸗ 


— 


1 Vgl. Beiträge zur Lehre von den Banken, 1857, S. 229. 
2 Es ſchließt ſich hieran eine nähere Kennzeichnung, die nach der wer be⸗ 
folgten Einteilung in das Bild der Kapitalkriſe gehört. 
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gang handelt es ſich aber nicht um dieſe Aufnahmeneigung des 
Marktes, ſondern vielmehr um eine Entwicklung, die ſich bei den 
Gründern und Aktienausgebern vollzieht. Dadurch, daß ihnen bei 
guten Geſchäften große Gewinne zugefloſſen ſind, ſoll ihnen gewiſſer⸗ 
maßen der Mut zu ſchwindelhaften wachſen, wobei vielleicht die 
Vorſtellung zugrunde liegt, daß die guten, ſoliden Möglichkeiten 
erſchöpft ſind und zu weiterer Betätigung, zu der die Marktlage 
einladet, nun zweifelhafte Unternehmungen herangezogen werden 
müſſen. Dieſe Auffaſſung dürfte kaum erfahrungsmäßig zu belegen 
ſein. Pſychologiſch erklärlich wäre es, wenn an ſich ſolide und 
ehrliche Gründer nach einer Reihe geglückter ſcharfer Aufſchwungsjahre 
weniger vorſichtig werden, auch mit gewagten Dingen ſich abgeben 
und glauben, es müſſe ihnen alles gelingen. Hiervon grundverſchieden 
ſind aber die geſchilderten ſogenannten „blutigen Gründungen“, bei 
denen es auf eine ausgeſprochene Ausbeutelung des Publikums ab⸗ 
geſehen iſt, die ausgeſprochen unſoliden, ſchwindelhaften Unter⸗ 
nehmungen, die Wagner im dritten Abſchnitt im Auge hat. Hierbei 
dürfte es ſich nicht um den endlichen Ausläufer einer organiſchen 
Entwicklungsreihe handeln; das Ausſchlaggebende für einen ſolchen 
Zuſtand dürfte vielmehr ſein, ob nach der ganzen Organiſation des 
Gründungsweſens gewiſſe unlautere Elemente im umfänglichen Maße 
überhaupt zur Betätigung kommen können. Es handelt ſich nicht um 
dieſelben Perſonen, die früher ehrlich waren, ſich jetzt aber ungünſtig 
entwickeln und auf ſchwindelhafte Geſchäfte ausgehen, ſondern um 
ganz andere Kreiſe. Iſt dieſen eine Tätigkeit überhaupt möglich, ſo 
entfalten ſie dieſe nicht erſt im Altweiberſommer des Aufſchwungs. 
Die unehrliche Grundlage der Unternehmungen tritt meiſt erſt jetzt 
zutage, weil das ſeine Zeit erfordert; die Gründungen ſelbſt ſtammen 
aber nicht allein aus einem letzten, als ſchwindelhaft zu kennzeichnenden 
Abſchnitt. Dieſe Erſcheinungen ſind mehr einer beſtimmten Or⸗ 
ganiſation des Gründungsweſens und der Betätigungsmöglichkeit 
beſtimmter Perſonen eigen, als daß ſie einem beſonderen Abſchnitt des 
Aufſchwungs oder der Überſpekulation entſprächen und ſich aus dem 
vorangegangenen Aufſchwung organiſch entwickelten. Wenn die Er⸗ 
ſcheinungen, die Wagner in den zweiten und dritten Abſchnitt verlegt, 
bei derſelben Kriſe auftreten, ſo dürften ſie mehr nebeneinander be⸗ 
ſtehen, als Glieder einer geſchichtlichen Entwicklungsreihe ſein. Freilich 
bleibt das zu betonen, daß die umfängliche Betätigung unſolider und 
ſchwindelhafter Elemente immer einen bereits unüberlegten Aufſchwung 
vorausſetzt, ohne den es ihnen an den nötigen Gimpeln fehlt. 
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Zur Kennzeichnung des Allgemeinzuſtandes der Gründungskriſe 
legt Lexis beſonderes Gewicht auf den Umſtand, „daß! ein großer 
Teil der ſtehenden Kapitalanlagen in den Händen ſeiner jetzigen 
Beſitzer faſt oder gar gänzlich unrentabel geworden und die 
Wiederkehr der abnormen Preiſe der Gründerzeit, bei denen dieſe An⸗ 
lagen noch einen Gewinn ergeben konnten, gar nicht zu erwarten iſt“. 
Das Vorhandenſein eines derartigen Zuſtandes iſt unbeſtreitbar, aber 
es dürfte zweifelhaft ſein, ob er zum Weſen der Gründungskriſe 
gehört. Ausbleibender Unternehmer⸗ und Kapitalgewinn fällt in den 
Zuſammenhang der Übererzeugung und Stockung, führt aber nicht 
zu einer Kriſe. Als Urſache des Zuſtandes ſcheinen die durch den 
Aufſchwung verurſachten Anlageverteuerungen oder die Übernahme 
beſtehender Fabriken zu übertriebenen Anſchlägen angeſehen zu werden. 
Die Verteuerung der Neuanlagen durch den Aufſchwung iſt eine ganz 
allgemeine, ſtets und notwendig eintretende Erſcheinung, ohne daß 
dadurch aber eine Kriſe bedingt wird. Die zu teuere Übernahme 
beſtehender Anlagen gehört allerdings zu den Sonderurſachen der 
Gründungskriſe, aber nicht ohne weiteres und ſchon dann, wenn 
dadurch bei ſinkenden Preiſen der Unternehmergewinn ſchwindet, 
ſondern erſt, wenn ſie in ſolchem Stärkegrade auftritt, daß dadurch 
der Zuſammenbruch des Unternehmens herbeigeführt wird. | 

Die Technik, mittelſt derer das auf Beute ausgehende 
Gründertum arbeitet, iſt vielſeitig, aber in jeder Maßnahme 
frei von ſittlichen Bedenken. Im Anfang des Gründungsweſens 
fehlte es an gehörigen Beſtimmungen über den Gründungsvorgang, 
über die wirklich erfolgten Zeichnungen, die Beteiligungen anderer 
Perſonen am Gründungsgeſchäft und der ſpäteren Unternehmung, 
die Bewertung der Einbringungen, die Nachweiſung der Kapital⸗ 

einzahlungen uſw. Hier war es möglich, aus Nichts und mit Nichts 
Unternehmungen in Geſellſchaftsform zu errichten und deren Aktien 
an den Markt zu bringen. Gänzlich kapitalloſe und abenteuernde 
Menſchen konnten ſich jo gefahrlos im Gründungsweſen betätigen. 
Die. Zerlegung des Aktienkapitals in unverhältnismäßig kleine Ab⸗ 
ſchnitte beutete die Geſchäftsunkenntnis und Unerfahrenheit kleiner 
Sparer aus. Den Gründern war es leicht, ſich raſch von ihren 
Kindern loszuſagen, die ſie ſich ſelbſt überließen, und für die ſie 
nicht verantwortlich gemacht wurden. Als ſich dann die Geſetz⸗ 
gebungen des Gegenſtandes annahmen, wurden die Beſtimmungen oft 


1 Schönbergs Handbuch der polit. Okonomie II, 2, 1898, S. 297. 
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in umfänglichem Maße umgangen, die Nachweiſungen und Urkunden, 
namentlich über Kapitaleinzahlungen der Gründer, gefälſcht oder durch 
Bankbeſcheinigungen erbracht, die entweder tatſächlich und formell 
Fälſchungen darſtellten oder formell in Ordnung waren, ſachlich aber 
auf Schiebungen beruhten. Eine planmäßige Strohmännerwirtſchaft 
ſorgte für die vom Geſetz verlangten Mindeſtzahlen der beteiligten 
Mitgründer, Aktionäre, Aufſichtsratsmitglieder uſw. und deckte die 
eigentlichen Gründer. Zuweilen gaben dieſe ſich damit ſogar ein be⸗ 
ſonderes Anſehen, zum Beiſpiel wenn Mitglieder des hohen Adels 
oder ſonſtige angeſehene Perſönlichkeiten zur Verfügung ſtanden, was 
in jeder Zeit nachweisbar iſt. 

Soweit das Konzeſſionsweſen in Blüte ſteht, bildet die 
Erlangung der obrigkeitlichen Genehmigung die Vorausſetzung der 
Gründung. Die Konzeſſionspflicht, die der Errichtung unſolider 
Unternehmungen einen Riegel vorſchieben ſoll, wird in ſtarken 
Gründungszeiten vielfach Ausgangspunkt einer planmäßigen Be⸗ 
ſtechung, die es verſteht, die den überzähligen und ungeſunden 
Gründungen gegenüber aufgerichteten Schranken fortzuränmen. Bei 
der erſten größeren Gründungsbewegung zu Anfang des 18. Jahr⸗ 
hunderts in England konnte der Betrug noch die allernaivſten 
Formen annehmen, und zwar in weitem Unefang. Die Gründer be— 
dienten ſich verfallener oder gefälſchter Freibriefe. Dieſe urwüchſigen 
Formen weichen feineren, ausgebildeteren Verfahren, die ausgiebigen 
Ertrag liefern und die neue Unternehmung nicht der Ungültigkeit 
ausſetzen. Es gelingt, ſich der Regierungsorgane, der Beamten und 
Parlamentsmitglieder zu bemächtigen. Teils werden dieſe für die 
Beſorgung der Genehmigung in bar bezahlt, teils durch Aktien⸗ 
überlaſſung „beteiligt“, teils werden ihnen die perſönlich erworbenen 
Genehmigungen abgekauft. Aber auch für die dauernde Beſchützung 
der Unternehmung muß geſorgt werden, namentlich ſoweit es ſich 
um Fächer handelt, an denen erhebliche öffentliche Belange beſtehen, 
und denen gegenüber deshalb geſetzliche Eingriffe in Frage kommen, 
oder für die Zinsgarantien, Prämien uſw. erſtrebt werden. Die 
größeren derartigen Unternehmungen pflegen dann in den Parlamenten 
durch Direktoren und Aufſichtsratsmitglieder mehrfach vertreten zu 
ſein, der ganze Zweig verfügt über zahlreiche Anwälte und Beſchützer. 
Wie das Eiſenbahnweſen mit verſchiedenen anderen Kriſenerſcheinungen 
untrennbar verbunden iſt, ſo kommt ihm auch für dieſe hier in 
Frage ſtehende eine beſondere Bedeutung zu; erſt in weiterer Ent⸗ 
fernung folgen Banken, Landkonzeſſionen uſw. In manchen Zeiten 
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find erhebliche Bruchteile der geſetzgebenden Körperſchaften, des hohen 
Adels uſw. am Gründungsweſen beteiligt geweſen, jo daß deſſen 
Belange wirklich herrſchend werden konnten. — 

Die Gründung eines Unternehmens iſt dem berufsmäßigen 
Gründer nur die unentbehrliche Vorbereitung, die vergeblich bleibt, 
wenn es nicht gelingt, die Aktien zu verkaufen, in letzter Linie alfo 
an die Kapitaliſten zu bringen. Eine beſondere Rolle im Gründungs⸗ 
weſen ſpielt deshalb die Art der Aktienausgabe. Es handelt ſich 
einerſeits um die Begeiſterung und Unterſtützung der Spekulation, 
anderſeits um die Gewinnung der anlageſuchenden Kapitaliſten. 
Wie vorn ſchon angedeutet, iſt die Spekulation für jede Aktien⸗ 
ausgabe von Bedeutung. Sie beſtimmt! nach Erſcheinen der 
Zeichnungseinladung und des Proſpektes und vor Zuteilung der 
Stücke die Bildung eines Agios oder Disagios, ſie beſtimmt die 
erſten Kurſe, ihr Fallen oder Steigen, was auf die Kapitaliſten, 
deren Beteiligung und Kaufluſt von weitgehendſtem, um nicht zu 
ſagen von ausſchlaggebendem Einfluß iſt. Sie nimmt durch die ſpeku⸗ 
lative Zeichnung vorläufig die Stücke auf, auch wenn die dauernde An⸗ 
lage ſuchenden Kapitaliſten hierfür nicht ausreichen. Damit die 
Spekulation in der dem Aktienausgeber erwünſchten Richtung vor⸗ 
geht, muß ſie geſchoben und unter Umſtänden organiſiert werden; 
denn es iſt nicht unmöglich, daß die Spekulation in Baiſſe⸗ und 
nicht in Hauſſegeſchäften ihren Gewinn ſucht, alſo anſtatt Stücke 
aufzunehmen,, ſolche leer verkauft. Zunächſt kommt es darauf an, 
keine das Gelingen durchkreuzende Gegner entſtehen zu laſſen, ſondern 
die maßgebenden Kräfte an der Aktienausgabe mitzubeteiligen. Dies 
iſt in der verſchiedenſten Weiſe möglich. Heute werden Beteiligungen 
am Ausgabegewinn durch Bildung umfangreicher Emiſſionsſyndikate 
herbeigeführt. Früher arbeitete? man mit Aktienüberlaſſungen zu 
beſtimmten Kurſen und Zuſicherung beſtimmter Kursgewinne oder 
baren Geldzahlungen. Steht die Ausgabe bevor, ſo macht es auf 
die Kapitaliſten und die Spekulation einen guten Eindruck, wenn 
ſich ſchon jetzt ein Aufgeld über den Ausgabekurs hinaus bildet. 
Bewegt ſich die Spekulation nicht ſelbſtändig in dieſer Richtung, ſo 
läßt der Ausgeber der Aktien durch ſeine Agenten nachhelfen. Dies 
geſchieht mittelſt der ſogenannten Geſchäfte vor der Zuteilung. 
Der Ausgeber, ſei es ein Gründer oder ein Einführer einer Staats⸗ 
anleihe, läßt nach Veröffentlichung des Proſpektes Kaufangebote mit 
Vgl. Struck, Effektenbörſe, 1881, S. 67 ff. 


2 Vgl. „Deutſche Zeitung“, zitiert bei Wirth, a. a. O. Se 555. 
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Aufgeld machen. Dieſes Gebot veranlaßt in der Regel Spekulanten, 
die Papiere leer zu verkaufen, die ſie dann zeichnen, und auf deren 
Zuteilung ſie rechnen. Durch dieſes Aufgeld wird das Papier den 
Kapitaliſten empfohlen als ein ſolches, dem die gewiegte Spekulation 
Vertrauen entgegenbringt. Es wird nun behufs Kapitalanlage ge⸗ 
zeichnet. Wenn das Aufgeld ſehr hoch ſteigt, kommt es auch vor, 
daß die Kapitaliſten eine ſtarke Überzeichnung vermuten, die Hoffnung 
auf eine Zuteilung von Stücken aufgeben und in Erwartung weiterer 
Kursſteigerung am beſten zu fahren glauben, wenn ſie die Papiere 
mit Aufgeld kaufen, womit ſie dann nicht nur mittelbar die Zeichner 
vermehren, ſondern auch das Aufgeld feſtigen und ſteigern helfen. Struck 
bezeichnet in ſeiner 1881 erſchienenen Schrift dieſe Art der Bildung 
von Aufgeld als unbedingt typiſch und auch bei guten Papieren die Regel 
bildend. Die Kapitaliſten ſeien ſo an dies Auftreten eines Aufgeldes nach 
der Proſpektveröffentlichung und vor der Zuteilung gewöhnt, daß 
deſſen Ausbleiben in ihren Augen ſchon eine Herabſetzung darſtelle. 
Häufig ſind die Aktieneinführer zu dieſen Geſchäften vor der Zu⸗ 
teilung auch gezwungen, um die Leerverkäufe und die Bemühungen 
zur Bildung eines Disagios aufzuheben, die von Wettbewerbern aus⸗ 
gehen, und denen daran liegt, die Gründung von Wettbewerbsanſtalten zu 
hintertreiben. In derartigen Fällen, wo eine Gegenpartei beſteht, 
die möglicherweiſe ſehr große Leerverkäufe getätigt hat, rückt die 
Verſuchung nahe, eine Einſperrung vorzunehmen. Die Einführer 
teilen die Stücke ihren Beauftragten zu, ſo daß die Leerverkäufer 
keine erhalten, ſondern jeden Preis bezahlen müſſen, um ſich in den 
Beſitz der benötigten Stücke zu ſetzen. Zuweilen war eine beabſich⸗ 
tigte Einſperrung aber auch der Zweck, zu dem die Gründung und Ein⸗ 
führung erfolgte. Struck teilt Fälle mit, wo die Gründer bis zu 
90% und mehr der ganzen Ausgabe mit Aufgeld hatten kaufen 
laſſen, die Stücke ſich ſelbſt zuteilten und ſo die Leerverkäufer in die 
Hand bekamen. Ahnlich ſtarke Rückkäufe ſeitens der Ausgeber ſind 
in anderen Fällen vorgekommen, um die Kurſe längere Zeit in der 
Hand zu behalten und immer weiter zu ſteigern. Dadurch wird der 
Anſchein einer ſtetigen Aufwärtsbewegung des Papiers erzeugt und 
eine allmähliche Abſtoßung des Vorrates mit wachſendem Nutzen er⸗ 
reicht. Zwiſchendurch müſſen allerdings größere Poſten, die etwa 
an den Markt kommen, immer wieder aufgekauft werden. — 

Eine beſondere Art der Beeinfluffung findet bei Neuausgaben 
ſchon eingeführter Papiere ſtatt. Dieſe werden durch Aufkäufe im 
Kurſe getrieben, um die Wertſchätzung des alten Papiers durch die 
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Spekulation deutlich hervortreten zu laſſen und fo zum Erwerb 
der neuen Ausgabe, die vielleicht etwas unter dem künſtlich ge⸗ 
triebenen Kurs aufgelegt wird, anzuregen. Der Aufkauf eigener 
Aktien oder deren Übernahme in Koſt durch Aktiengeſellſchaften hat 
hier ihren Hauptgrund. 

Die Spekulanten beteiligen ſich nun aber nicht nur an Zeich⸗ 
nungen, um das Aufgeld einzuſtreichen, wenn ſie die Stücke ſchon 
verkauft haben, ſondern auch ohne dem, wenn ſie nur auf eine 
ſteigende Kursbewegung rechnen. Dies iſt, wie vorn gezeigt, im 
Aufſchwung in umfänglichem Maße der Fall, und ſo bildet die 
Spekulation eine wichtige Hilfe für das Gelingen einer 
Ausgabe, indem ſie auch beim Fehlen der Kapitaliſten die Stücke 
aufnimmt. Zu dieſer Aufnahme iſt ſie aber nur zeitweiſe in der 
Lage, ſie will die Papiere nicht behalten, ſondern mit Gewinn weiter⸗ 
verkaufen, ſie will die Kapitaliſten durch die ſteigende Kursbewegung 
aufmerkſam machen und zu dauernder Abnahme veranlaſſen. Wenn 
dieſes Sicheinfinden der Kapitaliſten, ſei es aus Einzelgründen oder 
wegen Lage des Kapitalmarktes, aber zu ſpärlich iſt, ſo werden die 
ſchwachen Spekulanten von den Kräften verlaſſen und müſſen die 
Papiere verkaufen, auch wenn ſie ſich dadurch den Preis und damit 
den Gewinn verderben. Eine derartige ſich etwa zeigende Neigung 
dürfen die Gründer und Aktieneinführer nicht aufkommen laſſen. 
falls ſie entweder ſelbſt Papiere derſelben Art abgeben oder noch 
andere Aktien herausbringen wollen. Der Erfolg einer neuen Aus⸗ 
gabe kann leicht gefährdet werden, wenn vorher von denſelben Ein⸗ 
führern herausgebrachte bald im Kurſe gewichen ſind. Dieſelbe Gefahr 
liegt vor, wenn Papiere desſelben Gebietes, auch wenn ſie von einem 
anderen Einführer herrühren, weichende Neigung bekunden. Für die 
Beurteilung neuer Papiere werden nicht nur die früheren Erfolge 
ihrer Einführer herangezogen, ſondern auch der Kursſtand der Papiere 
ähnlicher oder derſelben Unternehmungen. Aus dieſem Grunde 
müſſen die Gründer und Einführer die Spekulation mit 


Kapital unterſtützen, wenn ſich Verkaufsbedürfniſſe zeigen, 


und das geſchieht, wie ſchon vorn angeführt, im Wege des Koſt⸗ 
geſchäftes. Aber nicht planlos betreiben die Einführer dieſes Hilfs⸗ 
geſchäft, vielmehr benutzen ſie es, um auf diejenigen Kurſe ein⸗ 
zuwirken, die für ihre Zwecke die maßgebenden ſind. Dies gilt 
jedoch nur von der beſten Aufſchwungszeit, denn in den ſpäteren 
Abſchnitten müſſen auch Anſtrengungen gemacht werden, die all⸗ 
gemeine Stimmung der Spekulation zu halten. Freilich immer nur 
17* | 
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jo lange, als für den Verkauf von Papieren ein Bedürfnis danach 
beſteht. u | 

Neben dieſer Beeinfluſſung der engeren Spekulation betreiben 
die Gründer und Einführer eine planvolle Beeinfluſſung der 
Offentlichkeit, die häufig mit der größten Schamloſigkeit ins 
Werk geſetzt iſt. Es handelt ſich einerſeits um die Zeitungseinladungen 
und Einführungsberichte, in denen die Gewinnmöglichkeiten mit un⸗ 
wahren Angaben aller Art wahrſcheinlich gemacht und hohe Bau⸗ 
zinſen zugeſagt, in denen übermäßige Werte für die Beſitzungen und 
Anlagen aufgeführt werden. All dies würde vergeblich ſein, wenn 
eine unabhängige, ſachkundige Preſſe für die rechte Kritik und War⸗ 
nung ſorgt. Deshalb gilt es, ſich der Zeitungen zu bemächtigen. 
In manchen Ländern und Zeiten hat dies zu einer völligen Zeitungs⸗ 
verderbnis geführt. Durch Ankauf oder Beteiligung am Beſitz, durch 
große Anzeigenaufträge, durch bare Beſtechungen, durch Überweiſung 
von Papieren an die Schriftleiter gewann das Gründertum, die 
Börſe die unbedingte Macht über die Preſſe. Es gab kein Papier, 
was nicht empfohlen, keine auf Kurstreiberei gerichtete Nachricht, 
die nicht abgedruckt worden wäre. Nur vereinzelte Unabhängige 
nannten das Ganze beim richtigen Namen. 

Der Ausbruch der Gründungskriſe erfolgt derart, daß 
aus Einzelgründen zunächſt in kurzer Aufeinanderfolge und in auffälliger 
Weiſe einige der kranken Unternehmungen zuſammenbrechen. Dieſe 
Bankerotte führen zur Krediterſchütterung und unter Umſtänden zur 
Panik, und in Verbindung mit der Kreditkriſe ſtürzt nun in ſchneller 
Aufeinanderfolge eine der ſiechen Gründungen nach der anderen. 
Ohne den Zuſammenbruch des Kredites würde das Gleichzeitige und 
Maſſenhafte der Konkurſe nicht eintreten. Vielmehr würden ſich die 
einzelnen Unternehmungen mit Hilfe des Kredites noch kürzere oder 
längere Zeit über Waſſer halten und ſo lange hinſiechen, bis die 
Einzelverhältniſſe ſich jo zuſpitzen, daß fie nicht mehr haltbar find. 
Dann träte an Stelle des maſſenhaften, auf eine kurze Zeitſpanne 
zuſammengedrängten Zuſammenbruchs eine allmählichere Auflöſung, 
in der das eine oder andere Unternehmen in Ruhe geheilt werden 
könnte. 

Namentlich in den letzten Jahrzehnten hat ſich im Gründungs⸗ 
weſen außerordentlich viel gebeſſert. Teilweiſe durch beſſere 
Ausbildung der Geſetzgebung, beſonders aber auch dadurch, daß mehr 
und mehr eine beſchränktere Anzahl großer, im vollen Licht der 
Offentlichkeit ſtehender Banken und Bankgeſchäfte das Gründungs⸗ 


261] Die Kriſenarten 261 


und Einführungsweſen in die Hand bekommen hat. Für die auf 
Beute ausgehenden Eintagserſcheinungen wird dadurch eine Betäti⸗ 
gung auf dieſem Gebiet, wenigſtens in umfänglichem Maße, immer 
ſchwieriger. Die Kapitaliſten gewöhnen ſich in ſteigendem Maße daran, 
nur die Einführungen ſolcher Häuſer zu beachten, die wohlbeglaubigt 
und allgemein bekannt ſind oder perſönlich ſich als zuverläſſig erwieſen 
haben, Die Geſetzgebungen ſchreiben Offentlichkeit des Gründungs⸗ 
herganges und der Gründervorteile vor, verlangen feſte Zeichnung 
des Aktienkapitals und gewiſſe Mindeſteinzahlungen darauf, machen 
die Gründer zivil⸗ und ſtrafrechtlich haftbar für die Angaben der 
Gründungsberichte, ebenſo die Einführungshäuſer für die Einführungs⸗ 
anzeige, fordern genaue Bewertung der Einbringungen mit geſonderter 
Begründung und Nachprüfung, ſetzen die Mindeſtgröße der einzelnen Aktie 
feſt, verbieten den Aktiengeſellſchaften den Ankauf eigener Aktien uſw. 
Durch all dieſes werden die ärgſten Ausſchreitungen und der 
offenkundige Raub und Betrug unterbunden, die ſchlimmſten Auswüchſe 
vermieden. Aber ganz werden die Gründungskriſen dadurch 
nicht aus der Welt geſchafft, ſie bekommen nur ein mehr oder 
weniger anſtändigeres Ausſehen. Überkapitaliſierungen, ungenügende 
Finanzierung, mangelhafte techniſche Grundlagen, übermäßige Anzahl 
von Unternehmungen und übergroße Ausdehnung derſelben, all Der⸗ 
artiges iſt nicht gänzlich beſeitigt, wenn es auch gebeſſert iſt. Ein 
Aufhören der Gründungskriſen in nächſter Zukunft iſt deshalb nicht 
wahrſcheinlich. Die hier vorliegenden Aufgaben find zu vielſeitig 
und zu ſchwierig, die Verſuchung zu Überſchätzungen iſt bei gutem 
Geſchäftsgang zu groß, als daß in abſehbarer Zeit auf Vermeidung 
aller Fehler zu hoffen iſt. Wenn es im Sommer 1901 in Deutſchland 
zu einer ausgeſprochenen Kriſe gekommen wäre, ſo hätte die Er⸗ 
ſcheinung als Gründungskriſe bezeichnet werden müſſen. 


Die Kapitalkriſe Ä 
| Die Kapitalkriſe erwächſt ungefähr aus demſelben äußeren Zu- 
ſammenhang wie die Gründungskriſe. Das für ſie Ausſchlaggebende 
find aber andere Umſtände, die ſich aus den Kapitalverhältniſſen 
ergeben. | 

Wie gezeigt, wird am Schluß jedes Aufſchwungs mindeſtens 
eine gewiſſe Verſteifung des Kapitalmarktes eintreten. Dieſer Um⸗ 
ſtand kann allein genügen, den Aufſchwung in eine rückläufige Be⸗ 
wegung zu verwandeln, wenn in der Regel allerdings auch noch 
anderes mitzuwirken pflegt. Geſetzt aber den Fall, der Aufſchwung 
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bräche lediglich wegen Verſteifung des Kapitalmarktes ab, jo wäre 
dies nicht als Kapitalkriſe zu bezeichnen; denn das Aufhören des 
Aufſchwunges und ſelbſt der Umſchlag in eine ausgeſprochene Stockung 
iſt keine Kriſe, ſondern nur ein Wechſel der Wirtſchaftslage. Eine 
Kapitalkriſe liegt erſt vor, wenn die Kapitalverhältniſſe unter außer⸗ 
ordentlichen Erſcheinungen zu einem plötzlichen Zuſammenbruch führen 
und eine allgemeine Kriſe, einen plötzlichen Sturz des Aufſchwunges 
nach ſich ziehen. Der Zuſtand des Kapitalmarktes, der dies bedingt, 
pflegt dahin zu gehen, daß eine mehr oder weniger große Anzahl 
von Gründungen nicht fertig finanziert iſt. Das urſprünglich in 
Ausſicht genommene Kapital erweiſt ſich zur Durchführung als zu 
gering. Vor allem aber ſind vielfach nur erſt gewiſſe Raten auf 
die Zeichnungen eingezahlt, ſo daß größere Verpflichtungen zu 
Kapitalzahlungen den Markt und die Kapitaliſten belaſten. Sind 
dieſe Verpflichtungen ſo groß, daß ſie die Kraft des 
Marktes überſteigen, ſo bricht er unter großem Krach in noch 
näher zu ſchildernder Weiſe zuſammen und begräbt den ganzen Auf⸗ 
ſchwung unter ſeinen Trümmern. Ob der Kapitalmarkt gegen Ende 
des Aufſchwungs dieſes Bild zeigt, hängt von ſeiner Verfaſſung ab. 
Die das Triebrad des Aufſchwungs bildenden Kapitalanlegungen 
erfolgen in den verſchiedenen Abſchnitten volkswirtſchaftlicher Ent⸗ 
wicklung im Rahmen und mit Hilfe einer wechſelnden Verfaſſung 
und Technik, und dieſe ſind für den Ausgang von ausſchlaggebender 
Bedeutung. Die dabei der Kapitalkriſe in erſter Reihe günſtigen 
Umſtände ſind folgende. 

Die für ihre Finanzierung auf die Hilfe fremden Kapitals an⸗ 
gewieſenen Gründungen wenden ſich entweder unmittelbar an die 
Kapitaliſten oder bedienen ſich ſolcher Mittelsmänner und Hilfs⸗ 
perſonen, die nicht in der Lage ſind, auch nicht vorübergehend, das 
nötige Kapital herzugeben. Alsdann iſt das Gelingen der Kapital⸗ 
beſchaffung und damit die Durchführung der errichteten Unternehmung 
abhängig von der Kraft und Stimmung des offenen Marktes. Auf 
den Markt ſtürmt eine unbegrenzte Zahl von Kapitalnachfragern ein, 
die ohne alle Ordnung ſind. Eine zuſammenhangloſe Menge, als 
Ganzes ohne ausgeſprochene Eignung, ohne beſtimmte Beziehung zu 
den anlageſuchenden Kreiſen, widmet ſich der Finanzierung der Neu⸗ 
gründungen und hat dieſe Aufgabe in Händen. Da jeder Einzelne 
für ſich vorgeht, nur ſein oder ſeine Geſchäfte im Auge hat, die er 
in Sicherheit zu bringen ſucht, ſo erfolgt die Bewegung als Ganzes 
ohne jede Rückſicht auf die Aufnahmefähigkeit der Kapitaliſten, zu 
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deren Beurteilung es dieſer zuſammengewürfelten Maſſe auch an dem 
erforderlichen Organ und an der nötigen Sachkenntnis fehlt. Es 
findet keine Sichtung der Pläne und Gründungen ſtatt, bevor ſie mit 
ihrem Begehr an den Kapitalmarkt herantreten, ſondern jeder, der 
einen Plan hat, kann mit der Aufforderung zur Aktienzeichnung an 
den offenen Markt treten, und zwar, was die Hauptſache iſt, ohne 
daß dies auffiele nnd etwas Ungewöhnliches darſtellte. 

Neben dieſer völligen Dezentraliſation des Finanzierungs⸗ 
geſchäftes ſteht eine hierdurch verurſachte beſondere Art, in der man 
die Kapitaliſten zur Erfüllung ihrer Kapitalzeichnungen heranzieht. 
Das ganze nötige Kapital wird nicht ſofort bei der Zeichnung gefor⸗ 
dert, auch nicht in wenigen, ſich ſchnell folgenden beſtimmten Raten, 
ſondern man begnügt ſich mit einer möglichſt geringen erſten Ein⸗ 
zahlung und läßt die folgenden entweder ganz ungewiß, ohne eine 
beſtimmte Friſteinhaltung zu verlangen, oder ſetzt die weiteren Raten 
und Zeiten recht klein und fern an. Die mangelnde Ordnung 
der Kapitalnachfrager und der übermäßige Wettbewerb, den ſie ſich 
untereinander machen, zwingt, möglichſt geringe Anforderungen an 
die Kapitaliſten zu ſtellen, zunächſt ſich mit der Erlangung von 
Zeichnungen und kleineren Zahlungen zu begnügen. Wären die 
Kapitalnach ſucher in ihrem Vorgehen noch ſo zuſammenhanglos und 
ohne Bedenken hinſichtlich der Aufnahmefähigkeit des Marktes, würden 
ſie aber das Kapital ſofort mit der Zeichnung voll gezahlt verlangen 
können, ſo vermöchte die Lage nie allzu gefährlich zu werden. Bei 
Ausſchöpfung des Marktes würden weitere Aufforderungen zur 
Zeichnung ergebnislos verlaufen, und die geplanten Unternehmungen 
würden, noch bevor ſie irgendwelche Kapitalzufuhren erfahren haben, 
einſchlafen. Auch die in England überwiegende Art, wobei der 
merchant das nötige Kapital feſt hergibt, die Weitergabe! der 
Papiere an die Kapitaliſten aber unter Gewährung mehrerer und 
längerer Raten vornimmt, iſt der Kapitalkriſe in der Regel weniger 
günſtig. Bei unrichtiger Beurteilung der Marktlage kann zwar der 
übernehmende merchant in Verlegenheit geraten. Aber nur wenn 
ihre Zahl ſehr groß und ihre Kapitalnot ſehr dringend iſt, kann 
daraus ein Zuſammenbruch hervorgehen, der auch die neuen Unter⸗ 
nehmungen um das ihnen zukommende Kapital bringt. Ohne dem 
ſind wenigſtens die Kapitalbedürfniſſe der Neugründungen ſicherge⸗ 
ſtellt, und ſind die aus der Kapitalkriſe für die jungen Unternehmungen 


1 Bol, Lotz, Technik des deutſchen Emiſſionsgeſchäftes, 1890, S. 28, 49. 


264 Arthur Spiethoff [264 


folgenden Verheerungen vermieden. Dieſe Verſammlung der zu 
finanzierenden Unternehmungen bei den merchants iſt aber ſchon eine 
ſpätere Entwicklung und ſtellt ſchon eine feſte Ordnung des Geſchäfts⸗ 
zweiges dar. Bei der geſchilderten Verfaſſungsloſigkeit und völligen 
Dezentraliſation, der Unzahl von Aktieneinführern iſt eine andere 
Art der Kapitaleinforderungen als in kleinen und weiten Raten 
vermöge der Wettbewerbsrückſichten nicht möglich. Durch dieſe Art 
wird eine Überzahl von Unternehmungen eingeleitet und mit Teil⸗ 
kkapitalien ausgeſtattet, die fortzuführen und völlig auszurüſten die 
volkswirtſchaftliche Kapitalkraft überſteigt. 

Die leichten Zeichnungsbedingungen veranlaſſen eine große Menge 
zur Teilnahme, die nicht entfernt vorhaben, die ſpäteren Raten zu 
entrichten. Die durch Zeichnungen übernommenen Verpflichtungen 
überſteigen nicht ſelten das ganze Vermögen, geſchweige die Barmittel 
der Zeichner. Solange nur geringe Einzahlungen zu leiſten ſind, 
drücken die Verpflichtungen nicht. Wohl aber geſchieht dies, wenn 
die Einforderungen ſich mehren und höher werden. Alsdann wird 
der Beſitz dieſer Papiere eine Quelle von Verlegenheiten, weil er zur 
Beſchaffung von Kapital nötigt, das mit der Zeit immer knapper 
wird. Will man dieſen Anforderungen entgehen, ſo müſſen die 
betreffenden Stücke veräußert werden. Will man ſie erfüllen, ſo 
müſſen zur Erlangung baren Geldes andere Papiere verkauft oder 
bei Kreditaufnahme drückende Zinsſätze bezahlt werden, die den 
Vorteil der Gelderlangung aufwiegen und deshalb den Stückeverkauf 
vorteilhafter erſcheinen laſſen. Jeder dieſer Fälle vermehrt das An⸗ 
gebot, und da dieſes wegen der ſteigenden Kapitaleinforderungen in 
größerem Umfange auftritt, ſo beginnen die Kurſe erheblicher zu 
weichen. Auf dieſe Weiſe entſteht ein Zuſammenhang und ein 
Urſachverhältnis zwiſchen Kapitalkriſe und Wertpapier⸗ 
börſenkriſe. | | | 

Hiermit ſteht auch der unmittelbare Ausbruch der Kapital⸗ 
kriſe in Verbindung. Zuerſt beſchleunigen und verſchlimmern die 
Kapitalverhältniſſe die Wertpapierbörſenkriſe. Aber nachdem dieſe 
ausgebrochen, oder möglicherweiſe ohne einen ſolchen Zuſammenbruch, 
verſagt jetzt eine größere Anzahl von zu Kapitalleiſtungen Ver⸗ 
pflichteten. Nun geraten auch die halb finanzierten Unternehmungen 
in Zahlungsverlegenheiten, da der Kapitalmangel jetzt nicht mehr nur 
ihre Aktionäre, ſondern ſie ſelbſt berührt. Zunächſt ſuchen ſie ſich noch 
mit Hilfe des Kredits zu halten, aber wenn dies nicht mehr gelingt, 
und zahlreiche Zahlungseinſtellungen eintreten, ſo fällt die Kredit⸗ 


265] Die Kriſenarten 255 


wirtſchaft zuſammen, und die Kapitalkriſe bricht aus, alle Unter- 
nehmungen in ſich hineinziehend, die an unfertiger Finanzierung 
leiden, die des zu ihrer Durchführung nötigen Kapitals entbehren. 

Die Wirkungen der Kapitalkriſe pflegen wie die der 
Gründungskriſe beſonders ſchwer zu ſein und dauernde volks⸗ 
wirtſchaftliche Verluſte im Sinne unbedingter Kapitalvernichtung 
herbeizuführen. Durch die flott vor ſich gehenden Zeichnungen und 
die deshalb gelingenden Aktienausgaben wird eine große Zahl von 
Unternehmungen in Angriff genommen und mit teilweiſer Kapital⸗ 
ausrüſtung verſehen, deren Durchführung und Fertigſtellung nach 
Maßgabe des Kapitalvorrates ganz ausgeſchloſſen iſt. Durch die 
Kapitalkriſe bleibt eine große Zahl von Anlagen in halbfertigem 
Zuſtande liegen, ohne daß die angelegten Kapitalien je zur Nutzung 
kämen. In günſtigeren Fällen wird nach Jahren eine Fortführung 
verſucht, ohne daß aber unbedingte wirtſchaftliche Kapitalverluſte 
dadurch abgewendet werden. Ganz ebenſo verhält es ſich mit den 
Opfern der Gründungskriſen. Die wegen mangelnder Finanzierung 
unfertigen Anlagen verfallen. Andere Unternehmungen, die auf un⸗ 
genügender techniſcher Grundlage beruhen, kranken an unverwertbaren 
Bauten und Einrichtungen, die günſtigenfalls nach Jahren unter 
großen Verluſten zu anderen Zwecken umgeändert werden. Jede 
Gründungszeit iſt in höherem oder geringerem Grade von einer 
Kapitalvergeudung begleitet, von Anlagen, die techniſch und wirt⸗ 
ſchaftlich verfehlt ſind und nie fruchtbar werden. Es handelt ſich 
hier nicht lediglich um privatwirtſchaftliche Vermögensverluſte, wie 
ſie im übrigen maſſenhaft bei jeder Kriſenart auftreten, wie ſie die 
Folge veränderter Kapitalverwertungsmöglichkeiten und wechſelnder 
Bewertungen bilden. Es handelt ſich auch nicht um privatwirtſchaftliche 
Vermögensverſchiebungen, wie ſie eintreten, wenn eine an ſich gute 
Anlage oder ſonſt ein Gegenſtand zu übermäßigen Preiſen oder 
Kurſen verkauft und der Verkäufer bereichert, der Käufer geſchädigt 
wird. Es ſtehen vielmehr ganz unabhängig von der marktmäßigen 
Bewertung und den privatwirtſchaftlichen Beſitzern ſachliche Ver⸗ 
nichtungen von Kapitalgütern in Frage, die einen unwiederbringlichen 
volkswirtſchaftlichen Verluſt an Sachgütern darſtellen, und denen 
keinerlei Gegenleiſtung entſpricht. | 

Die Kapitalkriſe ift eine Kriſenart, der durch die Fortſchritte in 
der Verfaſſung des Finanzierungs⸗ und Gründungsgeſchäftes ganz 
erheblich an Boden entzogen iſt, und die bei Sicherung der 
Vorzüge dieſer Neuordnung vielleicht ganz zu überwinden ift. 
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Verfehlte Gründungen werden nie ganz zu vermeiden ſein, aber 
worauf es hier ankommt, iſt die Anpaſſung der Gründungen und 
ihrer Kapitalanforderungen an die zeitige Kapitalkraft der Volks⸗ 
wirtſchaft. Bei einer völligen Regel⸗ und Ordnungsloſigkeit des 
Gründungsweſens, wo Hunderte und Tauſende planlos, ununterrichtet 
über die wirtſchaftliche Kraft und unbekümmert um den Ausgang 
nebeneinander vorgehen, müſſen Kapitalkriſen notwendig eintreten, wenn 
in ſpekulativen Zeiten zahlreiche Gründungen auf den offenen Kapital⸗ 
markt ſich angewieſen ſehen. Eine Zentraliſation des Gründungs⸗ 
weſens, wie ſie ſich in den letzten Jahrzehnten angebahnt hat, gibt 
wenigſtens die techniſche Möglichkeit der Regelung und rückt die 
Vermeidung von Kapitalkriſen in den Kreis des Erreichbaren. Es 
kommt darauf an, die Zentraliſation ſo mit Sicherungen auszuſtatten, 
daß fie ihre Macht in der volkswirtſchaftlich erwünſchten Weiſe zur 
Anwendung bringt. | 


(Ein Aufſatz über die Kreditkriſe folgt.) 
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Die Geſchichtsphiloſophie Montesquieus 


ls Montesquieu im Jahre 1748 fein Lebenswerk „De l’esprit 
des lois“ nach zwanzigjähriger Arbeit vollendete, war er kein 

Unbekannter mehr. Zwei Werke hatten ſeinen Ruhm bereits begründet. 
Seine erſte, ſchon 1721 erſchienene Schrift, die „Lettres persanes“, 
geißelt die politiſchen und kirchlichen Mißſtände ſeiner Zeit in lau⸗ 
niger Satire. 1734 folgten dann die „Considérations sur les causes 
de la grandeur des Romains et de leur décadence“. Schon 
hier verrät er jenen politiſchen Scharfblick und jene reiche Kenntnis 
der Sitten und Geſetze, die uns in ſeinem Hauptwerke in Erſtaunen 
ſetzen. 

Beide Arbeiten, obwohl bedeutende Leiſtungen im Rahmen ihrer 
Zeit, enthalten aber noch nicht die neuen, zukunftsreichen Gedanken, 
durch die Montesquieu für die Entwicklung des hiſtoriſchen und 
politiſchen Denkens bahnbrechend wurde. 

Dieſe neuen Gedanken erwuchſen ihm unmittelbar an einem 
Problem, das die Aufklärung zu löſen vergeblich ſich bemüht hatte. 

Gemäß den natürlichen Geſetzen der allgemeinen Vernunft hatte 
der Rationalismus die Einheitlichkeit aller ſtaatlichen und rechtlichen 
Einrichtungen gefordert und ſich damit von der Herrſchaft des 
Hiſtoriſch⸗Gegebenen freigemacht. Nun aber erweiterte ſich im 
18. Jahrhundert der Blick des Hiſtorikers, über die nationalen 
Schranken hinaus. Fremde Länder, fremde Erdteile traten in ſeinen 
Geſichtskreis. Die ganze Fülle ſtaatlicher und geſellſchaftlicher Ge⸗ 
bilde, wie ſie die Univerſalgeſchichte umfaßte, galt es nun urſächlich 
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zu erklären . Hierzu erwies ſich das naturrechtliche Denken als 
unfähig, denn die allen Menſchen gleiche Vernunft als geſtaltendes 
Prinzip der Geſchichte widerſprach dieſer Mannigfaltigkeit. Um ſie 
zu verſtehen, bedurfte es vielmehr der Auffindung hiſtoriſcher Einzel⸗ 
urſachen. 

Den urſächlichen Zuſammenhang zwiſchen der Natur und den 
wechſelnden Erſcheinungen der geſchichtlichen Wirklichkeit zu erkennen, 
das war die Aufgabe, die zwar ſchon im 16. Jahrhundert von einem 
einſamen Denker — Jean Bodin — erfaßt und mit intuitivem Genie 
antizipiert worden war, die aber erſt Montesquieu vertiefte und in 
ſyſtematiſchem Verfahren löſte. 
| Auf Grund der vergleichenden Methode kam Montesquieu zu 
der Erkenntnis, daß die einzelnen Völker bezüglich ihrer geiſtigen 
Entwicklung und darum in Sitten, Gewohnheiten, Religion, ſtaat⸗ 
lichen und rechtlichen Einrichtungen ſtark voneinander abweichen. 
Dieſe Mannigfaltigkeit führte er zurück auf die engen Beziehungen 
zwiſchen Natur und Menſch einerſeits und Menſch und der Eigen⸗ 
art ſeiner Geſamtkultur anderſeits 2. 

Montesquieu iſt hierbei ſtark beeinflußt von dem ihm geiſtes⸗ 
verwandten Shaftesbury?, der „in künſtleriſcher Intuition Seele, 
Welt und Gott als einen Zuſammenhang wirkſamer Formen ſchaute“ “. 
Wie für Shaftesbury das Univerſum ein gewaltiges Syſtem von 
rapports war, die das „ringende Leben“ erzeugten, in dem ſich das 
„Weltweſenhafte“ offenbart, ſo geht auch Montesquieu in ſeinem 
Hauptwerke, dem „Geiſt der Geſetze“, ſolchen Beziehungen nach und 
verſucht den Nachweis, daß natürliche Faktoren, insbeſondere Klima 
und Bodenbeſchaffenheit, die phyſiſche und pſychiſche Struktur des 
Menſchen beeinfluſſen, und daß die fo individuell geformte pſycho⸗ 
phyſiſche Natur des Menſchen auch nur eine individuell geſtaltete 
Kultur hervorbringen kann, deren einzelne Seiten nicht nur unter⸗ 
einander in engſter Wechſelbeziehung ſtehen, ſondern auch wiederum 


1 Vgl. Dilthey, „Das 18. Jahrhundert und die geſchichtliche Welt“. 
„Deutſche Rundſchau“ 1901, Bd. 108, beſ. S. 261 f. * 

2 Esprit des lois XIV, 1: „S’il est vrai que le caractère de l’esprit et 
les passions du cœur soient extrömement différentes dans les divers climats, 
les lois doivent étre relatives et à la difference de ces passions et à la 
difference de ces caracteres.“ 

8 Vgl. Weiſer, „Shaftesbury und das deutſche Geiſtesleben“, 1916, 
Vorrede S. IX. 

4 Ebenda S. 123. 


269] Montedquieus Einfluß auf die Geſchichts⸗ u. Staatsphiloſophie 269 


auf den Menſchen zurückwirken und ſogar den Einfluß der Natur 
bis zu gewiſſem Grade ſchwächen oder verſtärken. Dieſe engen, all⸗ 
ſeitigen Relationen erzeugen ein beſtimmtes geiſtiges Milieu, den 
„esprit general“ 1, der zur alles durchdringenden Seele des indi⸗ 
viduellen Volkskörpers wird. 

Verſuchen wir, das Behauptete durch eine Auswahl aus det 
Fülle der im Montesquieuſchen Werke herangezogenen Beiſpiele klar⸗ 
zulegen ?. 


„Plusieurs choses gouvernent les hommes, le elimat, la 
religion, les lois, les maximes du gouvernement, les exemples 
des choses passes, les mœurs, les manières; d'où il se forme 
un esprit général qui en résulte.“ Das iſt das Leitmotiv, das ſich 
durch die Fülle der Montesquieuſchen Erörterungen hindurchzieht. 

Wärme und Kälte wirken auf Muskelfaſern, Nervenſtränge und 
Blutlauf der Menſchen, erzeugen dadurch phyſiologiſche und in weiterer 
Folge pſychiſche Eigentümlichkeiten und geben jo langſam der natür⸗ 
lichen geiſtigen Veranlagung der Bevölkerung ein typiſches Gepräge. 

So entwickeln ſich unter dem Einfluſſe niedriger Temperaturen 
körperlich kräftige, wenig empfindliche Menſchen voll Mut, Selbſt⸗ 
vertrauen und Freimütigkeit. Die Hitze des Südens dagegen erzeugt 
ein körperlich ſchlafferes, geiſtig beweglicheres, reizbareres und ero⸗ 
tiſcheres Geſchlecht. Kalt, ſachlich und milde in Strafe und Ver⸗ 
geltung waren die germaniſchen Weſtgoten, ſolange ſie in den kühlen 
Waldgeländen der gemäßigten Zone wohnten; ſie wurden wild und 
rachſüchtig unter der glühenden Sonne Spaniens. 

Große Hitze entnervt den Körper und ſchwächt die Willenskraft. | 
Weil die Menſchen dann nur aus Furcht vor Strafe zu einer be⸗ 
ſchwerlichen Arbeit gebracht werden können, ſo begünſtigt warmes 
Klima die Sklaverei und alle Formen ſozialer und politiſcher Unter⸗ 
drückung. Länder heißer Zonen ſind deshalb meiſt von ſchwachen, 
abhängigen Stämmen beſiedelt, die kühleren Regionen eines Erdteils 
hingegen ſind bewohnt von dem mutigeren. und dominierenden Teile 
der Bevölkerung. Und wo, wie in Aſien, kalte und heiße Zone ohne 
Zwiſchengürtel aufeinanderſtoßen, finden wir Schauplätze kriegeriſcher 


1 Außer dieſer Bezeichnung „esprit général“ find noch bei Montesquieu 
gebräuchlich: „esprit général d'un peuple“ und „esprit de la nation“ (XIX, 5). 

2 Da die im folgenden ausgeführten Gedanken über das ganze Werk 
Montesquieus verſtreut ſind, ſo wird, außer bei wörtlichem Zitat, auf Angabe 
der einzelnen Stellen verzichtet. 
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Vergewaltigungen. Starke, ſich ſelbſt behauptende Völker find nur 
in Erdteilen mit ausgeglichenem Klima, wie Europa, möglich. Und 
während die großen Eroberer des Orients langſam dem Sklavenſinn 
der Beſiegten unterlagen, trugen die freiheitliebenden Germanen ihre 
Herrſchaft nach dem Süden, um „den Tyrannen und Sklaven zu 
lehren, daß die Natur ſie alle gleich gemacht habe“. 

Als klimatiſch beeinflußt erweiſen ſich weiter die Sitten und 
religiöſen Anſchauungen der einzelnen Völker. Die Frauen der 
warmen Himmelsſtriche werden im Gegenſatze zu der Frau der ge⸗ 
mäßigten Zonen früh alt und reizlos; darum herrſcht dort Viel⸗ 
weiberei, hier die Einzelehe — dort die ſoziale Geringſchätzung und 
Abgeſchloſſenheit, hier die geſellſchaftliche Geltung der Frau. 

Die freigebige Natur der Tropen läßt dem Menſchen viel Zeit 
zu Vergnügung, Spiel und religiöſen Feſten; die geringere Frucht⸗ 
barkeit der gemäßigten und kalten Zonen drängen der Selbſterhaltung 
wegen zur Arbeit. Dieſer Umſtand greift hinüber auf das Gebiet 
der Glaubenslehren: Es entſpricht der Trägheit und Gleichgültigkeit 
der Mohammedaner die Prädeſtinations lehre, während das Chriften- 
tum geſunden und arbeitsfreudigen Sinnes iſt. „Das Klima ſcheint 
darum, menſchlich geſprochen, der chriſtlichen und mohammedaniſchen 
Religion Grenzen geſetzt zu haben .“ Es nahmen bei der Spaltung 
der chriſtlichen Religion die Völker des Nordens das proteſtantiſche 
Bekenntnis an, während die des Südens das katholiſche bewahrten. 
„Der Grund liegt darin, daß die nordiſchen Völker einen Geiſt der 
Unabhängigkeit und der Freiheit beſitzen und immer behalten werden, 
der den Völkern des Südens nie eigen iſt, und daß eine Religion 
ohne ſichtbares Oberhaupt beſſer zu der Unabhängigkeit eines Klimas 
paßt als die mit einem ſolchen?.“ 

„Der Glaube an die Seelenwanderung iſt für das Klima Indiens 
gemacht.“ Weil die außerordentliche Hitze die Wieſen verdorren und 
das Vieh an zahlreichen Krankheiten verderben läßt, indes Reis und 
Hülſenfrüchte infolge der künſtlichen Bewäſſerung gut gedeihen, dar⸗ 
um wurde die Fleiſchnahrung unterſagt und dieſes Verbot durch 
eine Glaubenslehre wirkſam geſtaltet. 

In den Kreis der Relationen zwiſchen Klima, Volkscharakter, 
Sitten und Religion tritt als weiterer individualiſierender Faktor 
die Bodenbeſchaffenheit in ihrer Wirkung auf die Beſchäftigung eines 
Volkes und die damit zuſammenhängenden kulturellen Einrichtungen 


1 Esprit des lois XXIV, 24. 3 Ebenda XXIV, 5. 
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Erdteile mit weitausgedehnten, fruchtbaren Ebenen ſind bewohnt 
von Ackerbauern und Viehzüchtern. Da dieſe einerſeits in ihrer 
Exiſtenz abhängig ſind von der Gunſt oder Ungunſt der Natur, ſo 
verehren ſie Naturgewalten als Götter, die ſie ſich durch Opfer 
günſtig zu ſtimmen ſuchen; anderſeits aber zieht das ſtarke Intereſſe 
am Ertrage des Bodens die Menſchen von höheren politiſchen Fragen 
ab, und ſie ſind glücklich, wenn ſie jemand gegen äußere Feinde 
ſchützt. Sie leben deshalb meiſt in deſpotiſchen Staaten. 

Die reiche vertikale Gliederung Europas zieht zwar der Staats⸗ 
bildung enge Grenzen, aber die Bewohner ſind fleißig, rührig und 
wachen eiferſüchtig über Freiheit und Beſitz. Das macht ſie politiſch 
intereſſiert, und ſie leben darum in kräftigen Demokratien oder 
Staaten mit „gemäßigter Regierung“. Dem Geiſte des Staates 
entſpricht wiederum der der Religion, „denn die chriſtliche Religion 
iſt dem reinen Deſpotismus abgeneigt; die Milde, die im Evan⸗ 
gelium empfohlen wird, tritt dem deſpotiſchen Zorn, womit der Fürft 
ſich Recht verſchaffen und ſeine Grauſamkeiten verüben möchte, ent⸗ 
gegen“ !. So entſcheidend iſt dieſe Wirkung der Religion auf die 
Staatsform, daß „die chriſtliche Religion trotz der Größe des Reichs 
und der Mängel des Klimas den Deſpotismus verhindert hat, ſich 
in Athiopien einzurichten“?, während in unmittelbarer Nähe unter 
gleichen natürlichen Bedingungen der Mohammedanismus den Geiſt 
der Zerſtörung und der Sklaverei verbreitet. 

Die Deſpotie wirkt lähmend auf das geſamte Wirtſchaftsleben, 
da die Gewalt des Fürſten keine Schranke an Beſitz und Vermögen 
des Einzelnen findet. „Allgemeine Regel iſt: bei einem Volke, das 
fih in Knechtſchaft befindet, plagt man ſich mehr um das Erhalten 
als um das Erwerben.“ Die Unſicherheit des Beſitzes macht auch 
den Wucher heimiſch, „da jeder den Preis ſeines Geldes erhöht nach 
der Gefahr, die er bei der Verleihung. läuft““. Handel und Ge⸗ 
werbe, die ſichere rechtliche Verhältniſſe erfordern, kommen in deſpo⸗ 
tiſchen Staaten nicht zur Blüte. Das Volk findet ſeinen Unterhalt 
vorzüglich in der Landwirtſchaft und lebt, ohne größere Vermögen 
anzuſammeln, „von der Hand in den Mund“. | 

Ganz anders in der Monarchie. Hier ift der Herrſcher in feiner 
Macht rechtlich gebunden und kann von ſeinen Untertanen nicht 
blinden Gehorſam fordern. Deshalb muß er ſie zu gewinnen ſuchen 


1 Esprit des lois XXIV, 3. 2 Ebenda XXIV, 3. 
Ebenda XX, 4. Ebenda V, 15. 
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durch Anregung, Förderung, Belohnung und Auszeichnung, vor allem 
aber durch Schutz ihrer Rechte und ihres Beſitzes. Dieſe Sicherheit 
der Perſon und des Eigentums „befördert alle Unternehmungen, und 
weil man des Erworbenen ſicher zu ſein glaubt, ſo wagt man es 
einzuſetzen, um noch mehr zu gewinnen“ 1. Die Freude an der Arbeit 
aber zeitigt Wohlſtand und Luxus und eine gewiſſe Höhe des Kunſt⸗ 
ſinns, was wiederum fördernd auf das geſamte Wirtſchaftsleben 
zurückwirkt. Handel und Gewerbe blühen, und damit bereichert ſich 
wieder der Staat :. | 

Mit dem Wirtſchaftsleben ſteht in engſter Beziehung die Ent⸗ 
wicklung des Rechts. Jagdvölker leben in faſt ungebundener Freiheit; 
ohne Haus und Hof nennen ſie nur ihr Eigentum, was ſie bei ſich 
tragen; ſie leben deshalb beinahe ohne poſitive Geſetze. Hirtenvölker 
haben einen reich entwickelten Sittenſchatz, und es erbt ſich bei ihnen 

ein Gewohnheitsrecht von Geſchlecht zu Geſchlecht fort. Im Zu⸗ 
ſammenhange mit dem Grundeigentum der Ackerbauer muß ein kodi⸗ 
fiziertes Privatrecht entſtehen. „Der Handelsgeiſt endlich erzeugt 
in den Menſchen ein gewiſſes ſtrenges Rechtsgefühl, das einerſeits 
den Räubereien entgegentritt, anderſeits jenen ſittlichen Tugenden 
widerſtrebt, welche bewirken, daß man ſeine Intereſſen nicht immer 
mit Strenge erörtert.“ Dieſes Rechtsgefühl findet ſeinen Nieder⸗ 
ſchlag in einem hochentwickelten, durchgebildeten Rechtsweſen. 

So hat Montesquieu, wie er im Vorwort zu ſeinem Werke 
ſagt, „die Menſchen betrachtet und geglaubt, daß ſie bei dieſer un⸗ 
endlichen Verſchiedenheit in Sitten und Geſetzen nicht einzig und 
allein durch ihre Launen geleitet wurden“. Er iſt deshalb den poſi⸗ 
tiven Kräften nachgegangen, die das Leben der Menſchen, unabhängig 
von ihrem Willen und ihrer Vernunft, beſtimmen, und hat dabei 
entdeckt, daß die kulturelle Mannigfaltigkeit pſychologiſch⸗hiſtoriſch 
bedingt iſt. 

Gleichartiges Klima und Bodenbeſchaffenheit bedingen gleich⸗ 
artige Beſchäftigung der Bewohner und gleichartige Anreize für ihre 
Empfindungs⸗ und Vorſtellungswelt, darum auch einen gleichartigen 
Bewußtſeinsinhalt, der zu gleichartigen Sitten und Charakteranlagen 
führt. Aus alledem entwickeln ſich wiederum gleichartige Willens⸗ 
ſtrebungen, nach denen ſich das ſtaatliche und rechtliche Leben eines 
Volkes ordnet. 

Esprit des lois XX, 4. 2 Ebenda VII, 4. 

8 Ebenda XX, 2. een, 
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So entſteht-aus der Beſonderheit der phyſiſch⸗geo⸗ 
graphiſchen Bedingungen, ſowie aus den mannigfaltigſten 
Wechſelwirkungen und gegenſeitigen Beziehungen der 
natürlichen, ſittlichen, religiöſen, wirtſchaftlichen, 
ſtaatlichen und rechtlichen Verhältniſſe die eigen⸗ 
artige Pſyche jeder völkiſchen Individualität oder 
mit einer begrifflichen Abkürzung für dies viel⸗ 
verſchlungene Gewebe: ein Geiſt, der den einzelnen 
Gliedern des Volkes trotz ihrer individuellen Be⸗ 
ſonderheiten doch das Bewußtſein des Gemeinſamen, 
das Gefühl der Zuſammengehörigkeit gibt. Dieſer 
Geiſt, der die einzelnen Volksgenoſſen in einer höheren 
Individualität einigt, iſt der „esprit general“. 

Iſt ſo der „allgemeine Geiſt“ ein Produkt der geſamten Lebens⸗ 
bedingungen eines Volkes, Jo wirkt ſich dieſer Gemeingeiſt! wiederum 
in den geſamten Lebensäußerungen einer Nation aus. Die Kultur 
eines Volkes wird der Spiegel ſeines Geiſtes. 


Montesquieu iſt durchdrungen von dem Bewußtſein, daß das 
geſamte Leben eines Volkes eine Einheit iſt. Die Kultur einer Nation 
ſtellt ſich ihm dar als ein Komplex unendlich mannigfaltiger Be⸗ 
ziehungen und Verknüpfungen. Jedes einzelne Kulturgebiet, jede 
Lebensäußerung ſteht in urſächlichem Zuſammenhange mit dem Kultur⸗ 
ganzen, und nur in Beziehung zu dieſem Ganzen iſt das Einzelne 
zu erfaſſen. So ſind auch Recht und Staat nur notwendige Aus⸗ 
wirkungen der kulturellen Geſamtheit, ſie ſind gleichſam kauſal ver⸗ 
ankert in dem Kulturganzen?, das von der Individualität eines 
Volksgeiſtes beſeelt iſt. | 

Mit dieſer Erkenntnis aber hat Montesquieu mit dem unhiſtoriſchen 


1 Es iſt wichtig, daß Montesquieu den Ausdruck „Gemeingeiſt“ nicht nur 
als Inbegriff deſſen braucht, was der Beſchauer an gemeinſamen Zügen er⸗ 
kennt, ſondern ihn im Laufe der Darſtellung ſo verwendet, als ob damit eine 
objektive Realität gemeint ſei. Wenn dieſe zweite Auffaſſung des Begriffes 

„Gemeingeiſt“ bei Montesquieu auch nur intuitiv und halb unbewußt iſt, ſo 
weiſt er gerade hiermit direkt auf Herder und Hegel hin. 

2 J, 3: „Les lois doivent &tre relatives au ‚physique‘ du pays, au 
climat giace, brülant ou tempere; à la qualité du terrain, & sa situation, 
à sa grar deur; au genre de vie des peuples, laboureurs, chasseurs ou pasteurs; 
elles doivent se rapporter au degré de liberté que la constitution peut 
souffrir; à la religion des habitants, à leurs inclinations, à leurs richesses, 
A leur nombre, à leur commerce, à leurs mours, & leurs manières. Enfin, 

Schmollers Jahrbuch XLII I. 18 
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Verfahren der Aufklärung gebrochen, die alle kulturellen Erſcheinungen 
als Erzeugniſſe der menſchlichen Vernunft betrachtete. Er ſetzt der 
idealen Gleichheit des naturrechtlichen Vernunftſtaates 
die reale Mannigfaltigkeit der hiſtoriſchen Staaten 
entgegen und hat ſo als einer der erſten die Relativität 
aller Staatsformen und Staatsgeſetze betont. Er wendet 
ſich gegen die bis dahin geübte rationaliſtiſche Methode, den Wert 
der hiſtoriſchen Vergangenheit an der Kultur der Gegenwart zu meſſen. 
„In weit zurückliegende Jahrhunderte alle Gedanken 
des Jahrhunderts, in dem man lebt, hineintragen, 
ift die ergiebigſte Quelle des Irrtums !.“ Jede Zeit trägt 
nach ihm ihren Maßſtab in ſich, und überall klingt uns darum ein 
„Verſtehen deſſen, was iſt“, in ſeinen Ausführungen entgegen. 

Das finſtere, barbariſche Mittelalter, dem die ganze Verachtung 
der Aufklärungshiſtoriker galt, findet zuerſt bei Montesquieu eine 
ſachliche Würdigung. Die auf lehnsrechtlicher Grundlage ruhende 
Monarchie der Franken „erhebt ſich wie eine alte Eiche vor unſeren 
Augen, von ferne ſehen wir ihr Laubwerk, wir nähern uns und 
ſehen ihren Stamm, aber nicht ihre Wurzeln; man muß in die 
Erde eindringen, um dieſe zu finden“?. Und nun entwickelt er in 
den Büchern 30 und 31 den Urſprung und die Ausgeſtaltung der 
Feudalrechte im Zuſammenhang mit den ſozialen, politiſchen und 
kirchenrechtlichen Verhältniſſen. „Schritt um Schritt folgt Montes⸗ 
quieu auf mühſeligen und verſtaubten Wegen der fränkiſchen Rechts⸗ 
geſchichte und Geſchichte, die ſich ihm eng verknüpfen; Bildung der 
Lehen, Wechſel im Herrſchergeſchlecht und Bindung der Krone an 
ein großes Lehen, Erblichwerden der Lehen und der Krone — das 
alles ſteht in Verknotung und Wechſelwirkung ?.“ 

Aus dieſem Bewußtſein der Bedingtheit aller hiſtoriſchen Er⸗ 
ſcheinungen heraus betont er, „daß die Geſetze einem Volke ſo eigen⸗ 
tümlich ſein müſſen, daß es ein ſehr großer Zufall wäre, wenn die 
Geſetze eines Volkes auch für ein anderes paßten““. Man kann die 
ſtaatlichen und rechtlichen Einrichtungen nicht ohne weiteres von 


elles ont des rapports entr' elles; elles en ont avec leur origine, avec l'objet 
du legislateur, avec l'ordre des choses sur lesquelles elles sont &tablies. 
C'est dans toutes ces vues qu'il faut les considérer. 
P'examinerai tous ces rapports: ils forment tous ensemble, ce que 1 
appelle l'Esprit des lois“. 

1 Esprit des lois XXX, 14. 2 Ebenda XXX, I. 

3 Klemperer, „Montesquieu“, Bd. 2, S. 282. 

4 Esprit des lois I, 3. | 
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einem Volke auf ein anderes übertragen, und jedes Geſetz, auch das 
beſte, richtet Schaden an, wenn die Menſchen dafür nicht vorbereitet 
ſind. „Den Germanen ſchien nichts unerträglicher als das Gericht 
des Varus“, und „ſelbſt die Freiheit ift den Völkern, die an ihren 
Genuß nicht gewöhnt waren, unerträglich erſchienen“ !. 

Staatsformen und Staatsgeſetze können darum auch nicht will⸗ 
kürlich gemacht werden, ſondern müſſen der Eigenart eines jeden 
Volkes angepaßt ſein. Die Frage nach der beſten Verfaſſung iſt ſo⸗ 
mit eine müßige. „Als man Solon fragte, ob die Geſetze, die er 
den Athenern gegeben hatte, die beſten wären, antwortete er: ‚Sch 
habe ihnen die beſten gegeben, die ſie ertragen konnten.“ Ein ſchönes 
Wort, das von allen Geſetzgebern beachtet werden ſollte.“ 

Das Verſtändnis für die hiſtoriſche und geographiſche 
Bedingtheit der Volks individualität und die Er- 
kenntnis der Wechſelwirkung und der gegenſeitigen 
Abhängigkeit der einzelnen Lebensgebiete innerhalb 
desſelben Kulturganzen ſind die neuen, auf das hiſto⸗ 
riſche Denken befruchtend wirkenden Ideen in Montes⸗ 
quieus „Geiſt der Geſetze“ ?. Aber er iſt zu wenig ſyſtematiſcher 
Philoſoph, und ſein Denken wurzelt noch zu ſtark im Boden des 
Rationalismus, als daß er das Neue in klarem Zuſammenhange er⸗ 
faßt und bis zum letzten Ende durchdacht hätte. Die Erkenntnis 
der Relativität alles Hiſtoriſchen miſcht ſich wie 
dichteriſche Intuition zwiſchen ſeine rationaliſtiſchen 
Gedankengänge; es kreuzen ſich bei ihm mn Ver⸗ 
nunft und Geſchichte. 

Die neue hiſtoriſche Erkenntnis kommt bei Montesquieu nicht 
klar zur Darſtellung. Die Methode, nach der er ſeinen Stoff be⸗ 
handelt, iſt nicht die des Hiſtorikers. Er betrachtet den einzelnen 
Volksgeiſt und ſeine individuellen Lebensäußerungen nie im Zu⸗ 
ſammenhange, ſondern zerlegt die ganze Mannigfaltigkeit des ge⸗ 
ſchichtlichen Lebens in ſeine Faktoren. Er ſtellt verwandte Er⸗ 
ſcheinungen bei den verſchiedenen Völkern und aus verſchiedenen Zeit⸗ 


— 


1 Esprit des lois XIX, 2. 

2 Klemperer nennt Montesquieu zuweilen geradezu einen Romantiker, 
fo zum Beiſpiel als er feine Stellung zum Mittelalter charakteriſiert: Teil II. 
S. 110: „Wie weit iſt er hier vom 18. Jahrhundert und vom Klaſſizismus 
entfernt, wie tief in die romantiſche Verehrung des Vielſeitigen, Vielfarbigen, 
Individuellen eingetaucht.“ Richtiger wäre es allerdings, die Romantiker 
„Montesquieuiſten“ zu nennen; über dieſe Beziehungen vgl. unten S. 300 f. 

18 * 
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perioden zuſammen, ſucht für gleiche Tatſachen nach gleichen Einzel: 
urſachen und abſtrahiert davon nach Art des Naturforſchers das er- 
klärende Geſetz. Die gewonnenen Kauſalgeſetze ſubſumiert er unter 
umfaſſendere Geſichtspunkte und kommt ſo zu letzten, allgemeinſten 
Grundſätzen, die ihm die ganze geſchichtliche Wirklichkeit erklären 
müſſen. „Ich habe die Grundgeſetze aufgeſtellt und gefunden, daß 
die beſonderen Fälle ſich ihnen wie von ſelbſt unterordnen, daß die 
Geſchichte aller Völker nur die Entwicklung dieſer Grundgeſetze iſt, 
und daß jedes einzelne Geſetz mit einem anderen in Verbindung 
ſteht oder von einem allgemeineren abhängt !.“ 

Durch dieſes vergleichende, generaliſierende Verfahren kommt er 
zu allgemeinen Regeln zum Beiſpiel über „die Geſetze in ihrer Be⸗ 
ziehung zur Stärke der Verteidigung“ oder über „die Geſetze in ihrer 
Beziehung zur Landesreligion“ uſw. Weil er ſo die einzelnen Völker 
nach immer wechſelnden Geſichtspunkten durchforſcht, zerpflückt er 
gewiſſermaßen das Geſamtbild der Individualität. Der Gedanke 
der Verknüpfung der einzelnen Seiten der Volkskultur 
und ihrer Auffaſſung als einer Totalität liegt zwar 
dem ganzen Plane des Werkes zugrunde, kommt aber 
nirgends zu einer geſchloſſenen Darſtellung. Durch 
dieſes Streben, überall unabänderliche Geſetze zu erkennen, raubt er 
dem Volksganzen die alles durchdringende, belebende Seele. Der 
Volksgeiſt iſt eingeſpannt in eine ſtarre Geſetzmäßigkeit, 
er hat nichts von der rätſelhaften Tiefe des Volkslebens, nichts von 
dem nationalen Ethos, das allein ein Volk großer geſchichtlicher 
Taten fähig macht. 

Zwar verwahrt ſich Montesquieu ausdrücklich gegen ein Kon⸗ 
ſtruieren der Geſchichte im naturrechtlichen Sinne, indem er ſagt: 
„Ich habe meine Grundgeſetze nicht meinen Vorurteilen, ſondern der 
Natur der Dinge entnommen“ ?, aber doch tut er mit dieſen Geſetzen 
dem pulſierenden Leben der Geſchichte Gewalt an. 

Ein zweiter Mangel in Montes quieus Geſchichtsphiloſophie, der eng 
mit dem erſten zuſammenhängt, iſt die Unvollkommenheit der genetiſchen 
Denkweiſe ?. Zwar macht er den Verſuch — wie ſchon oben erwähnt —, 
zum Beiſpiel die Entwicklung des fränkiſchen Lehnrechts“ und „die 


1 Esprit des lois: Vorwort. 2 Ebenda. | 
3 Wenn Dilthey, „Das 18. Jahrhundert...“ S. 352 Montesquieu 


jede genetiſche Denkweiſe abſpricht, fo geht er meiner Meinung nach zu weit. 


Anſätze zum genetiſchen Denken find vorhanden; vgl. oben S. 274 f. 
4 Esprit des lois: Buch 30 und 31. 
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Entſtehung und Veränderung der bürgerlichen Geſetze bei den Fran⸗ 
zoſen“! im Zuſammenhang mit den Fortſchritten der Geſamtkultur 
darzuſtellen. Aber dieſe Verſuche, ſo verdienſtvoll ſie, verglichen mit 
dem Denken ſeiner Zeit, auch ſein mögen, bleiben doch ſtets unvollkommen. 
Sie behandeln immer nur kurze Ausſchnitte aus der Geſchichte eines 
einzelnes Volkes. Nie betrachtet er die Volksgeiſter in ihren gegen⸗ 
ſeitigen Beziehungen und Wechſelwirkungen. Nie ſchlägt er die 
Brücke von Volksgeſchichte zu Volksgeſchichte, um zu 
einem inneren Zuſammenhange des geſamten Welt⸗ 
geſchehens zu kommen. Jeder einzelne Volksgeiſt iſt ihm zwar 
ein Gewordenes, aber er überſieht das ewige Werden in der Ge⸗ 
ſchichte. Die hiſtoriſchen Völker ſtehen neben und um ihn in einer 
weiten Ebene, „wie ein zweites Naturreich“. 

Aus dieſen Mängeln des hiſtoriſchen Denkens folgt unmittelbar 
der Rückfall in die naturrechtliche Auffaſſung ſeiner Zeit. Montesquieu 
hat die geſchichtliche Welt aufgelöſt in eine Reihe hiſtoriſch bedingter 
Volksgeiſter, deren jeder für ſich ein Ganzes und nach außen hin Ab⸗ 
geſchloſſenes bildet. Um aber die Einheit der Welt zu wahren, um die 
mannigfaltigen Kauſalgeſetze in einer letzten Urſache zuſammenzufaſſen, 
konſtruiert Montesquieu über den Beſonderheiten der hiſtoriſchen Wirk⸗ 
lichkeit eine metaphyſiſche Weſenheit: die „raison primitive“. Dieſe 
urſprüngliche Vernunft iſt eine außerhalb der Welt ſtehende, aber mit 
allen Weſen des Univerſums in Beziehung tretende Macht. „Es gibt 
alſo eine urſprüngliche Vernunft, und die Geſetze — in der weiteſten 
Bedeutung — ſind die notwendigen Beziehungen, die zwiſchen ihr 
und den verſchiedenen Weſen und zwiſchen dieſen verſchiedenen Weſen 
untereinander beſtehen?.“ Nicht ein blindes Geſchick waltet in der 
Welt, „denn was iſt widerſinniger als ein blindes Schickſal, das 
vernunftbegabte Menſchen hervorgebracht hätte““, ſondern das 
Univerſum iſt ein Syſtem „notwendiger Beziehungen““. 
Das geſamte Weltgeſchehen wird ſomit geſetzlich, und von allen Ver⸗ 
änderungen der phyſiſchen wie der geiſtigen Welt gilt ihm der Satz: 
„Jede Verſchiedenheit iſt eine Gleichförmigkeit, jede Veränderung 
eine Beſtändigkeit.“ Als die Zuſammenfaſſung aller „rapports 


1 Esprit des lois: Buch 28. 

2 Ebenda I, 1: „Il y a donc une raison primitive; et les lois sont les 
rapports qui se trouvent entr’elle et les différents &tres, et les rapports de 
ces divers &tres entr’eux.“ 3 Ebenda I, 1. 

4 Über die Metaphyſik der Relationen vgl. oben S. 268. 

5 Esprit des lois I, 1. 
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nécessaires“, als die letzte Einheit, als das Geſetz aller Geſetze er⸗ 
ſcheint die „raison primitive“. Dieſe war vor allen Dingen, iſt 
über allen Dingen und iſt dem Weltganzen wie den Einzelweſen 
immanent in Form der notwendigen Geſetze. Sie iſt Herr des Uni⸗ 
verſums, denn „alle Weſen, die Gottheit, die körperliche Welt, die 
dem Menſchen überlegenen geiſtigen Weſen, die Tiere und die Menſchen“ 
folgen ihren Geſetzen. 

In zwei Prinzipien wirkt ſich die urſprüngliche Vernunft in 
der Welt aus: Im Reiche der Natur als das Geſetz der Kauſalität, 
das alles natürliche Weltgeſchehen beherrſcht; im Reiche der vernunft⸗ 
begabten Weſen aber als die Idee der Gerechtigkeit, die in Form 
von ewigen Vernunftgeſetzen das N Handeln der Menſchen be⸗ 
ſtimmt . 8 


Das Geſetz RR die „volonte generale. bei Montesquieu 


Gleichartige Lebensbedingungen eines Volkes, ſo haben wir ge⸗ 
ſehen, erzeugen gemeinſame Vorſtellungs⸗ und Bewußtſeinsinhalte, 
die ſich in gleichen Sitten und Gewohnheiten ausprägen und endlich 
gemeinſame Willensſtrebungen zur Folge haben. Die Individuen, 
die Glieder ein und desſelben Volkes ſind, werden in jenen gemein⸗ 
ſamen Bewußtſeins⸗ und Sittenkomplex hineingeboren und folgen ihm 
unbewußt, wie einem unausgeſprochenen, naturhaft wirkenden Geſetze. 
Aber der Einzelne als ſelbſtändiges, denkendes Weſen hat auch einen 
Willen, dem er bewußt Aufgaben und Ziele ſetzt, der angeregt wird 
durch perſönliche Intereſſen, Leidenſchaften und Neigungen und darum 
mit jenem gemeinſamen Willen kontraſtiert. 

Stehen ſich ſo die Gemeinſamkeit des unbewußt wirkenden 
Volksgeiſtes und die Einzelheit des bewußt wollenden Individuums 
gegenüber, ſo bedarf es einer jenſeits von Volksgeiſt und Einzel⸗ 
willen liegenden Syntheſe. Dieſe iſt gegeben in der „volonte gene- 
rale“, dem auf das Allgemeine gerichteten Willen. Er iſt die alle 
zu wahrer Einheit bindende Kraft, darum die Seele des Staates 
und findet ſeinen Ausdruck im Geſetz. 

Wollte das Geſetz nur die hiſtoriſch und geographiſch bedingte 
Sitte kodifizieren, alſo gewiſſermaßen das Gewohnheitsrecht ſank⸗ 


1 Esprit des lois I, 1: „Avant qu'il y eüt des lois faites, il y avait des 
rapports de justice possibles. . . . II faut donc avouer des rapports d’equite 
anterieurs à la loi positive qui les établit: comme, par exemple, que, supposé 
qu'il y eft des sociétés d’hommes, il serait juste de se e à euın 
Jois,“ etc. = 
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‚tionieren, fo wäre es ganz einſeitig der bloße Ausfluß des Volks⸗ 
geiſtes. Dieſer iſt aber im Individuum immer ſchwächer als der 
bewußte, ſubjektive Wille; deshalb wäre ein ſolches Geſetz für den 
Einzelnen nicht wahrhaft verbindlich. 

Aber auch die unzähligen, ſcheinbar einander widerſtrebenden 
Einzelwillen verbindet im Grunde ihres Weſens ein Gemeinſames. 
Das iſt die allen Menſchen von Natur aus innewohnende, gleiche 
Vernunft. Solche „vernunftbegabte Weſen aber waren möglich, bevor 
es deren gab; ſie hatten alſo mögliche Beziehungen und folglich 
mögliche Geſetze. Bevor es gemachte Geſetze gab, gab es mögliche 
Rechtsbeziehungen. Die Behauptung, daß nichts gerecht oder un⸗ 
gerecht ſei, als was die gegebenen Geſetze befehlen oder verbieten, iſt 
unrichtig. Man muß alſo Rechtsbeziehungen anerkennen, die dem 
gegebenen Geſetz, das fie einführt, vorhergehen“!, d. h. Rechts⸗ 
beziehungen, die losgelöſt von allen beſonderen Beſtimmungen nur 
den allgemeinen Grundſatz der Gerechtigkeit zum Inhalt haben und 
in dem ewig gleichen Weſen der Vernunft wurzeln. Dieſes ur⸗ 
ſprüngliche, unbedingte und darum unwandelbare Recht iſt das 
Naturrecht. 

So ſteht das Recht des hiſtoriſch bedingten und deshalb wandel⸗ 
baren Volksgeiſtes dem abſoluten Vernunftrecht gegenüber, beide ein 
Überindividuelles, beide ein Subjektiv⸗Objektives. 

Der Ausgleich zwiſchen dem National⸗Beſonderen und dem Ver⸗ 
nünftig⸗ Allgemeinen vollzieht ſich in der ſtaatlichen Geſetzgebung. 
„Das Geſetz im allgemeinen iſt die menſchliche Vernunft, und in⸗ 
ſofern regiert es alle Völker der Erde. Die politiſchen und bürger⸗ 
lichen Geſetze jeder Nation ſind nur die beſonderen Fälle, auf welche 
jene menſchliche Vernunft angewendet wird?.“ Die Vernunftgeſetze 
„entſpringen einzig und allein der Beſchaffenheit unſeres Weſens“ ®, 
ſie ſind darum das Primäre. Die Forderungen des Volksgeiſtes ent⸗ 
halten das völkiſch Individuelle, das Bedingte und ſomit das Zu⸗ 
fällige; ſie ſind das Sekundäre. Darum ſind ſie immer zu meſſen 
an den ewigen Wahrheiten der Vernunft; d. h. die aus dem 
Volksgeiſte erwachſene Sitte und das Gewohnheits⸗ 
recht müſſen mit den Grundſätzen der Vernunft har⸗ 


1 Esprit des lois I, I. 

2 Ebenda I, 3: „La loi, en general, est la raison humaine, en tant 
qu'elle gouverne tous les peuples de la terre, et les lois politiques et civiles 
de chaque nation, ne doivent &tre que les cas particuliers où s applique cette 
raison humaine.C“ 8 Ebenda I, 2. | 


980 Hildegard Treſcher 1280 


moniſiert, ihnen angepaßt werden. Nur ein auf dieſer 
doppelten Grundlage aufgebautes Geſetz kann zum Machtfaktor des 
Staates werden, während es zugleich die wahre politiſche Freiheit 
der Individuums garantiert. ö 

Das letztere bedarf noch einer näheren Begründung. Obwohl 
die vernunftbegabte Welt — der die Menſchen angehören — 
„ihre Geſetze hat, welche ihrer Natur nach unveränderlich ſind, ſo 
befolgt ſie dieſelben doch nicht ſo beſtändig wie die phyſiſche Welt 
die ihrigen. Der Grund liegt darin, daß die einzelnen vernunft⸗ 
begabten Weſen ihrer Natur nach beſchränkt und infolgedeſſen dem 
Irrtum unterworfen ſind, während es anderſeits in ihrer Natur liegt, 
ſelbſtändig zu handeln. Sie befolgen daher nicht beſtändig ihre ur⸗ 
ſprünglichen Geſetze, und ſelbſt die, welche ſie ſich ſelbſt gegeben 
haben, befolgen fie nicht immer“ !. Leidenſchaften und partikulare 
Intereſſen beſtimmen den Willen des Menſchen, er vergißt ſeiner 
Vernunft, und ſein ſcheinbar freies Handeln beruht auf Willkür. 
Weil aber ſeine Mitmenſchen ganz denſelben Schwächen unterliegen, 
trifft Willkür auf Willkür, was die Freiheit des Einzelnen aufhebt. 
Freiheit iſt darum nicht Unabhängigkeit und nicht Willkür. „In 
einem Staate, d. h. in einer Geſellſchaft, wo es Geſetze gibt, kann 
die Freiheit nur darin beſtehen, tun zu können, was man wollen 
darf, und nicht gezwungen werden, das zu tun, was man nicht wollen 
darf?.“ Das Individuum aber findet im Geſetz gegeben, was es 
ſeinem vernünftigen, ſittlichen Willen und ſeiner hiſtoriſchen Be⸗ 
ſtimmtheit nach wollen ſoll. 

Indem der Einzelne mit dem Geſetz das Allgemeine — nämlich 
die Verwirklichung der Idee der Gerechtigkeit — will, ſtößt er bei 
Ausübung ſeines Willens auf keinerlei Hinderniſſe, denn alle wollen 
ja mit ihm das gleiche; folglich iſt er in ſeinem Wollen und Handeln 
frei. So wird das Individuum allein durch das Geſetz ein ſittliches, 
freies Weſen; denn das Geſetz iſt ihm nicht mehr ein auto⸗ 
ritativ vorgeſchriebenes, ſondern in doppeltem Sinne 
ein autonom gewolltes, ein ſelbſtgegebenes: Es iſt 
der Ausdruck des in allen Individuen unbewußt wir⸗ 


— 


1 Esprit des lois I, I. 

2 Ebenda XI, 3: „Dans un état, c’est-A-dire, dans une société oü il y 
a des lois, la liberté ne peut consister qu'à pouvoir faire ce que 'on doit 
vouloir, et à n’ötre pas contraint de faire ce que 'on ne doit pas vouloir.“ 
Die Überfegung lautet alſo beſſer: „. .. tun zu können, was man wollen 
ſoll ...“ f 
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kenden, gemeinſamen Geiſtes, des esprit general, 
es iſt aber auch zugleich die Verwirklichung ſeines auf 
überindividuelle, allgemein ſittliche Ziele gerichteten 
Vernunftwillens der volonté générale. 

Nur wenn dieſer allgemeine Wille in allen Bürgern lebendig iſt, 
vollzieht ſich die Harmoniſierung der Notwendigkeit, die in der 
Forderung der Geſetzeserfüllung liegt, und der Freiheit, wie ſie im 
Weſen des vernünftigen Willens gegeben iſt. 


Es liegt nun im Intereſſe des Staates als der überindividuellen 
Einheit, dieſen allgemeinen Willen in den Bürgern zu pflegen und 
zur Stärkung des Ganzen zu verwerten. 

Es liegt aber anderſeits im Intereſſe des Einzelnen, ſich zu 
dieſem allgemeinen Willen zu erheben, denn nur ſo kann ſeine Frei⸗ 

heit realiſiert werden. | 


Die Staatslehre Montesquieus 


Auf dem Begriffe der „volonté générale“ baut Montesquieu 
ſeinen Staat auf. Zwei Momente ſchließt nach dem oben Geſagten 
dieſer allgemeine Wille ein: das Moment des Allgemeinen, Über⸗ 
individuellen, wie es im Geſetz zum Ausdruck kommt und im Staate 
Wirklichkeit wird; und das Moment des in der Allgemeinheit auf⸗ 
gehenden Beſonderen, wie es ſich in den einzelnen Staatsbürgern 
darſtellt. Beiden Seiten will Montesquieu gerecht werden, ſein 
Staat wird alſo von einer doppelten Idee getragen. 
Nennen wir die erſte, die ſich die Konzentration aller Einzelkräfte im 
Staate zur Aufgabe macht, die zentraliſtiſche, — bezeichnen wir 
die zweite, welche die Freiheit des Individuums gegen die Übergriffe 
des Machtſtaates ſchützen will, als die liberale Idee. 


Montesquieus Werk „I' Esprit des lois“ ift nicht eine Staats⸗ 
lehre im gewöhnlichen Sinne. Es iſt vielmehr eine Unterſuchung 
der Staatseinrichtungen und Regierungshandlungen bei den ver⸗ 
ſchiedenſten Völkern und zu den verſchiedenſten Zeiten auf ihre ſtaats⸗ 
fördernden und ſtaatszerſtörenden Wirkungen hin. Man könnte ſein 
Werk eine „Pſychologie des Politiſchen“ nennen. Es iſt ein Lehrbuch 
der Regierungskunſt zur Nutzanwendung für den Geſetzgeber. 

Dem Geſetzgeber wird in Montesquieus Staate eine doppelte 
Aufgabe zugewieſen. Er hat einmal mit klugem Geiſte und pſycho⸗ 
logiſchem Scharfſinn die Bürg er zur politiſchen Tugend zu erziehen, 
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und anderſeits ſoll er Verfaſſung und Geſetzgebung dem natur⸗ 
bedingten Volksgeiſte und der aus ihm hervorgegangenen Kultur an⸗ 
paſſen, um auch auf dieſe Weiſe das Individuum geiſtig mit dem 
Staate zu verketten. Die oben in der Theorie behandelte „volonté 
générale“ wird vom Geſetzgeber benutzt, um den Staat in allen 
ſeinen Teilen zu einer Einheit zu verſchmelzen und ſomit zum Macht⸗ 
ſtaat zu geſtalten. 

Die ſtarke Betonung des Staatsganzen zieht ſich wie ein cantus 
firmus durch Montequieus ganzes Werk, weshalb Klemperer treffend 
von ihm ſagt: Der Staat iſt die Gottheit, zu der er betet“. Der Staat 
iſt für Montesquieu nicht das ſchützende Obdach für den zufriedenen 
Staatsbürger, ſondern er ſteht über den Individuen mit eigenen 
Zielen und eigenen Aufgaben. Er iſt ſich Selbſtzweck, und dieſer 
beſteht in Selbſterhaltung ?. | | 

Der Staat iſt „die Vereinigung aller einzelnen Kräfte“ der 
Geſellſchaft unter einer Regierung. „Die einzelnen Kräfte aber können 
ſich nicht vereinigen, ohne daß ihre Willen ſich vereinigen®.“ Darum 
iſt ihm der Staat nicht die gewaltſame Zuſammenfaſſung einer 
atomiſtiſchen Menge, ſondern das freiwillige Aufgehen der Individuen 
in einem allgemeinen Intereſſenkomplex und ihre Einigung unter 
einer oberſten Gewalt. Welche Form dieſe „force générale“ an⸗ 
nimmt, ob ſie von einem Einzelnen oder von mehreren ausgeübt 
wird, iſt ihm gleichgültig; denn alle Staatsformen ſind ihm, wie 
wir oben geſehen haben, hiſtoriſch bedingt. Er kennt keine beſte 
Staatsform, ſondern „es iſt viel richtiger zu ſagen, daß die 
Regierung die naturgemäßeſte ſei, deren beſondere Einrichtung der 
Neigung des Volkes am beſten entſpricht“ “. 

Deſpotie, Ariſtokratie, Monarchie, Demokratie — alle betaſtet 
er kritiſch mit feiner Sonde. Er ſtellt deren ſtarke und ſchwache 
Seiten feſt und gibt Winke zur Erhaltung ihrer Stärke und Rat⸗ 
ſchläge zur Heilung ihrer Schäden. Viel wichtiger aber als die 
Form oder — wie er es nennt — „die Natur“ der Regierung iſt 
ihm der Umſtand, daß die an ſich leere Form des Staates von dem 
Geiſte des Volkes belebt und getragen werde. Stärker als die 


Klemperer, a. a. O. S. 112, 288. 
2 Esprit des lois XI, 5. 
| 3 Ebenda I, 3; dieſe von Gravina wörtlich übernommene Definition hat 
zweifellos Anklang an das naturrechtliche Denken. Wenn auch der Gedanke der 
Staatsgründung nicht notwendig in den Worten liegt, ſo iſt doch charakteriſtiſch, 
daß ihm der Staat nicht das geeinte Volk, ſondern die Geſellſchaft als eine 
Vereinigung von Individuen iſt. 4 Ebenda I, 3. 
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Staatsform betont er darum die Staatsgeſinnung oder „das 
Prinzip“ der Regierung und meint damit die ethiſche Grund⸗ 
ſtimmung, das Staatsintereſſe des Einzelnen, das dem Staate erſt 
die lebendige Kraft gibt, „ce qui le fait agir“ l. 

Montesquieu unterſcheidet, entſprechend den drei weſentlichſten 
Staatsformen, drei verſchiedene „Prinzipien“. In der Deſpotie iſt 
die Furcht, in der Demokratie die Tugend und in der Monarchie 
die Ehre das herrſchende Prinzip. 

Die Tugend in dem von Montesquieu gebrauchten Sinne iſt 
weder ein religiöſer, noch ein allgemein ſittlicher, ſondern ein rein 
politiſcher Begriff. Sie beſteht in der dauernden Überwindung des 
egozentriſchen Intereſſes zugunſten des Allgemeinen, alſo die Hin⸗ 
gabe und Aufopferungsfähigkeit für den Staat, kurz „die Liebe zum 
Vaterlande“. Der Bürger der idealen Demokratie Montesquieus 
iſt Träger der Regierung. Er ſieht im Staate nur ſein erweitertes 
Ich. Staatsbewußtſein und Ichbewußtſein ſind bei ihm identiſch. 
Die „Liebe zur Gleichheit“, wie Montesquieu dieſe „Tugend“ auch 
erläutert, die vor dem Geſetze und in der Geſetzeserfüllung keine 
Unterſchiede kennt, die jedes Vorrecht bekämpft und eiferſüchtig über 
das Heraustreten eines Einzelnen wacht, bindet die Demokratie zu 
der Einheit, wie ſie in der Monarchie durch das Staatsoberhaupt | 
gegeben iſt. 

Das „Prinzip“ der Monarchie iſt die Ehre. Montesquieu hat 
hierbei vor allem die Feudalmonarchie Frankreichs im Auge, wo ſich 
das Staatsleben in der Hauptſache auf den privilegierten Adel ſtützte, 
der nicht aus Pflichtgefühl, ſondern aus der Überzeugung heraus, 
die feſte Stütze des Thrones zu ſein, willig den größten Teil der 
Staatsgeſchäfte auf ſich nahm. Somit iſt die Ehre nicht gleich⸗ 
bedeutend mit Ehrgeiz, ſondern ſie iſt „die eigentümliche Selbſt⸗ 
ſchätzung“, die auch „bei germaniſchen Völkern bis gegenwärtig aus 
Geburt und aus Dienſt der Fürſten fließt. Sie iſt ein Impuls der 
Geſinnung, daß nur der eigenen Ehre, dem hohen eigentlichen 
Berufe gemäß gehandelt werde, und iſt namentlich ein Band zum 
Fürſten“ ?. 

In der Deſpotie, in der der Fürſt „nach ſeinem Belieben und 
ſeinen Launen“ regiert, bedarf es der Furcht, um das Beſtehen des 
Staates zu ſichern. „Die Tugend iſt hier nicht nötig, und die 


1 Esprit des lois III, 1. 
2 Stahl, „Philoſophie des Rechts“ I, S. 342. 
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Ehre würde gefährlich ſein!.“ Vielmehr müſſen alle in blindem 
Gehorſam dem einen folgen, auf deſſen Willen der ganze Staat ruht. 
Dieſes „Prinzip“ einer jeden Regierung muß den Bürgern im 
Intereſſe der zentraliſtiſchen Staatsidee von Kindheit auf anerzogen 
werden, damit es ganz gewohnheitsmäßig das weſentlichſte Motiv 
ihres politiſchen Denkens und Handelns wird. Montesquieu denkt 
dabei nicht ſowohl an eine ſtaatliche Regelung des Erziehungsweſens, 
als vielmehr an eine Pflege des herrſchenden ä im ganzen 
privaten und öffentlichen Leben. 
Das führt uns zur politiſch⸗pädagogiſchen Aufgabe des Geſetz⸗ 
gebers. | 

„Die Geſetze der Erziehung find die erſten, welche auf uns 
wirken. Da ſie uns zu Bürgern heranbilden ſollen, ſo muß jede 
einzelne Familie nach demſelben Plane regiert werden wie die große 
Familie, welche fie umfaßt? .“ 

In der Deſpotie ſoll ſich die Erziehung auf das Notwendigſte 
beſchränken; ſie hat ein rein negatives Ziel. Sie ſoll aus dem 
jungen Herzen durch große Strenge und die Forderung unbedingten 
Gehorſams Mut, Selbſtachtung und Ehrgefühl ausreißen. „Sie 
muß erſt alles nehmen, um etwas zu gewähren, und zunächſt einen 
nichtsnutzigen Menſchen bilden, um einen guten Sklaven daraus zu 
machen?.“ 

Die Tugend der Demokratie iſt die Selbſtentſagung und Liebe 
zu den Geſetzen und zum Vaterlande. „Ein ſicheres Mittel, ſie in 
den Kindern zu erwecken, beſteht darin, daß die Eltern ſelbſt ſolche 
Liebe haben. Wie man es gewöhnlich in ſeiner Hand hat, ſeine 
Kenntniſſe auf die Kinder zu übertragen, ſo iſt es noch leichter, ſeine 
Neigungen auf fie zu übertragen *.” 

In der Monarchie iſt die Geſellſchaft die Schule der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Geſinnung, „die Schule der ſogenannten Ehre, der All⸗ 
gebieterin, die uns überall begleiten fol”. „Die Tugenden, welche 
uns hier gelehrt werden, beſtehen weniger in den Pflichten gegen 
andere als gegen uns ſelbſts.“ Sie find Vornehmheit und Frei- 
mütigkeit, Höflichkeit und Gehorſam gegen den Fürſten, ſofern ſeine 
Befehle nicht gegen die eigene Ehre gehen. „Die Ehre hat ihre un⸗ 
verbrüchlichen Regeln“, deren oberſte gebietet, daß man ſich nie eines 
eingenommenen Ranges unwürdig zeigen darf, und daß die Forde⸗ 


1 Esprit des lois III, 9. 2 Ebenda IV, 1. Ebenda IV, 3. 
Ebenda IV, 5. 5 Ebenda IV, 2. 
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rungen der Ehre um ſo dringender aufzufaſſen ſind, wenn die Ge⸗ 
ſetze — d. h. die poſitiven Geſetze — ſolche Forderungen nicht 
ſtellen !. Das aber iſt die Tugend der Könige, die den Staat ſtark 
und groß macht. 

Indem Montesquieu den Geiſt, der die einzelnen Staatsformen 
belebt, auf eine Formel bringt — „Furcht“ oder „Tugend“ oder 
„Ehre“ —, will er vor allem die Einheitlichkeit der ſtaats⸗ 
bürgerlichen Erziehung betonen. Er tadelt darum ausdrücklich 
die prinzipienloſe Erziehung ſeiner Zeit, die innerlich zerriſſene 
Menſchen zeitigt, im Gegenſatz zu den geſchloſſenen Perſönlichkeiten 
der Antike. „Die meiſten alten Völker lebten unter Regierungen, 
welche die Tugend zur Grundlage haben, und wenn dieſe dort in 
ihrer vollen Kraft war, vollführten ſie Dinge, wie man ſie heute 
nicht mehr erlebt, und die unſere kleinen Geiſter in Erſtaunen ſetzen. 
Ihre Erziehung hatte vor der unſrigen den Vorteil, daß ſie nie 
Lügen geſtraft wurde. . .. Heute erhalten wir drei verſchiedene oder 
widerſprechende Erziehungen, einmal von unſeren Eltern, dann von 
unſeren Lehrern und endlich durch die Geſellſchaft. Was wir in 
dieſer hören, wirft alle Vorſtellungen, welche die beiden erſten Er⸗ 
ziehungen uns eingepflanzt haben, über den Haufen. Hieran iſt zu 
einem gewiſſen Teile der Gegenſatz zwiſchen den Anforderungen der 
Religion und der Geſellſchaft ſchuld, den die Alten nicht kannten.“ 

Das führt uns zu Montes quieus Stellung zu den übrigen er⸗ 
zieheriſchen Faktoren im Volke, insbeſondere zu ſeiner Stellung zur 
Religion und zu den von ihr vertretenen Anſchauungen über Moral 
nnd Sittlichkeit. | 

Religion und bürgerliche Geſetze ſollen ſich in einem Staate 
gegenſeitig ergänzen und unterſtützen, denn beide „müſſen haupt⸗ 
ſächlich dahin ſtreben, die Menſchen zu guten Bürgern zu machen“ ?. 
Montesquieu ſtellt ſonach die Religion in den Dienſt des Staates. 
Der Wahrheitsgehalt der einzelnen Religionen iſt ihm gleichgültig. 
„Auch die falſcheſten Glaubensſätze können vortreffliche Folgen“ für 
die Geſellſchaft haben, und umgekehrt „können die wahrſten und 
heiligſten Glaubensſätze ſehr ſchlechte Folgen haben, wenn man ſie 
nicht mit den Grundſätzen der Geſellſchaft verbindet““. Montesquieu 


1 Esprit des lois IV, 2. 2 Ebenda IV, 4. 3 Ebenda XXIV, 14. 
4 Ebenda XXIV, 19: „Les dogmes les plus vrais et les plus sains peuvent 
avoir de très mauvaises conséquences, lorsqu'on ne les lie pas avec les 
principes de la société; et au contraire, les dogmes les plus faux en peuvent 
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prüft ſie nur auf ihre den Staat ſchwächenden oder ſtärkenden Ten⸗ 
denzen hin. Hoch bewertet er darum die Lehre der Stoa, welche 
den Genuß und den Schmerz zu verachten gebietet und den Menſchen 
unterweiſt, allen Lohn in ſich ſelbſt zu ſuchen. Sie erzog darum 
gute Staatsbürger und große Männer. Wegen ſeines ſozialen 
Zuges, nach dem es Milde und Verſöhnung predigt, ſtellt er das 
Chriſtentum über die anderen herrſchenden Religionen 1. „Überhaupt 
müßten alle Religionsgeſetze vermeiden, eine andere Mißachtung ein⸗ 
zuflößen als vor dem Laſter, und vor allem ſich hüten, die Menſchen 
der Liebe und dem Mitleid untereinander zu entfremden?.“ So 
benutzt Montesquieu die Religion zur moraliſchen Bindung der 
Staatsbürger; aber ſofern die kirchliche Moral der Erziehung zur 
Staatsgeſinnung nicht von Vorteil iſt, opfert er ſelbſt die Sittlichkeit 
dem politiſchen Intereſſe, denn „nicht alle ſittlichen Fehler ſind 
politiſche Fehler, und nicht alle politiſchen Fehler ſind ſittliche 
Fehler“. Vollkommene Sittlichkeit iſt Sache der Religion, im Hin⸗ 
blick auf den Staat iſt alle Sittlichkeit relativ. Die Erziehung 
„erlaubt Liebeshändel, wenn ſich der Gedanke der Eroberung daran 
knüpft“, ſelbſt wenn die Sitten des Volkes darunter leiden; „ſie er⸗ 
laubt Hinterliſt, wenn ſie mit dem Gedanken großen Scharfſinns 
oder wichtiger Angelegenheiten verbunden iſt, wie in der Politik, 
deren Verſchlagenheit keinen Anſtoß erregt.“ Man ſchätzt die Wahr⸗ 
heit nicht um der Wahrheit willen, „man verlangt ſie nur, weil 
ein Mann, der gewohnt iſt, die Wahrheit zu ſagen, kühn und frei 
zu ſein ſcheint“. „Auf alles das geht die Erziehung, um den ſo⸗ 
genannten rechtſchaffenen Mann zu bilden, der alle in einer Regie⸗ 
rung verlangten Eigenſchaften und Tugenden befitt *.“ 
Montesquieu ſtellt ſomit das Wohl und das Intereſſe des 
Staates über alle religiöſen und ſittlichen Grundſätze. Dieſen Grund⸗ 
zug ſeiner Staatslehre, der uns auch in der Geſetzgebung wieder 
begegnen wird, hat man mit Recht als machiavelliſtiſch bezeichnet . 


avoir d’admirables, lorsqu’on fait qu’ils se rapportent aux mémes principes.“ 
„C'est moins la verite ou la fausseté d'un dogme, qui le rend utile ou per- 
nicieux aux hommes dans état civil, que l'usage ou l’abus que l'on en fait.“ 
1 Esprit des lois XXV, 3. 2 Ebenda XIV, 23. 

3 Ebenda XIX, 11: „Tous les vices politiques ne sont pas des vices 
moraux et tous les vices moraux ne sont pas des vices politiques.“ 

4 Ebenda IV, 2. 

5 So Klemperer, a. a. O. S. 266. Über das Verhältnis von Montes⸗ 
quieu zu Machiavell iſt erſchienen: E. Levi Malvano, „Montesquieu e 
Machiavelli“. Paris 1912. | 
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Was Haus und Geſellſchaft gewohnheitsmäßig anbahnen, ſoll 
die Geſetzgebung planmäßig vollenden. Hatte die Erziehung die 
Aufgabe, die jugendlichen Willen in ihrer ſubjektiven Willkür lang⸗ 
ſam zu binden und umzubiegen in den allgemeinen Willen, jo hat 
das Geſetz den Zweck, den Staatsbürger bewußt darin feſtzuhalten. 
Deshalb müſſen „die Geſetze, die der Geſetzgeber gibt, ſich nach dem 
Prinzip der Regierung richten“ !. 

Die Deſpotie erreicht ihren Zweck am beſten 11 Geſetze. Der 
Untertan gleicht hier einem dreſſierten Pferde, „man prägt ſeinem 
Hirn zwei oder drei Eindrücke ein, und damit iſt es genug“ ?. 

Die Demokratie fördert die Liebe zur Gleichheit und zur Ge⸗ 
nügſamkeit durch Geſetze, die den Beſitz beſchränken und den Luxus 
verbieten. Durch geſetzliche Veſtimmungen wird ſie verhindern, daß 
Handel und Gewerbe eine Quelle des Überfluſſes für den Einzelnen 
werden. Alte Geſetzgeber verteilten das Land gleichmäßig, und 
niemand durfte zwei Erbſchaften befiten?. Pracht und Aufwand, 
die man dem Einzelnen unmöglich macht, ſoll er im Staate finden, 
und glänzende Feſte und koſtbare Tempelbauten auf Staatskoſten 
ſollen ihn entſchädigen für die Einfachheit der eigenen Lebenshaltung“. 
„Denn je weniger wir unſere beſonderen Neigungen befriedigen können, 
um jo mehr werden wir uns den allgemeinen Beſtrebungen widmen“. 

Die Monarchie ſorgt auf geſetzlichem Wege für einen begüterten 
Erbadel, „deſſen Kind und Vater ſozuſagen die Ehre iſt“ “. Man 
hebt ihn durch Ausnahmegeſetze und Privilegien aus dem gemeinen 
Volke heraus. Man geſtaltet das Erbrecht ſo, „daß er den größten 
Teil ſeines Vermögens einem feiner Kinder allein hinterläßt“), um 
den Großgrundbeſitz nicht zu zerſtückeln. 

Ferner müſſen die Geſetze in der Monarchie Handel und In⸗ 
duſtrie begünſtigen, „damit die Untertanen den immer neu ent⸗ 
ſtehenden Bedürfniſſen des Fürſten und ſeines Hofes genügen 
können“ ®. 

So wird die Geſetzgebung, gleich der Erziehung, zu einem 
wirkſamen Mittel, dem „Prinzip“, dem den Staat beherrſchenden und 
zuſammenhaltenden Geiſt immer neue Impulſe zu geben. 

Damit aber die Staatsgeſinnung der Bürger nicht nur etwas 
Anerzogenes und ſomit mehr oder weniger Außerliches bleibe, ſondern 


1 Esprit des lois V, 1. 2 Ebenda V, 14. 3 Ebenda V, 5. 
4 Ebenda V, 3. 5 Ebenda V, 2. 6 Ebenda V, 9. 
Ebenda V, 9. 8 Ebenda V, 9. 
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das Geſetz mit ihrem eigenſten Empfinden und Denken übereinſtimme, 
muß die Geſetzgebung auf dem Volksgeiſte, d. h. auf dem Volks⸗ 
charakter, der Volksſitte, der Volkskultur aufgebaut werden. Nur 
dann, wenn das Geſetz den natürlichen, wirtſchaftlichen und ſozialen 
Eigentümlichkeiten des Volkes Rechnung trägt, kann es im Bewußt⸗ 
ſein der Nation lebendig werden und das Wollen der Einzelnen be⸗ 
ſtimmen; dann wandelt ſich der esprit général ganz 
organiſch in die volonté générale. In demſelben Maße 
aber, als ſich das Geſetz von dem Geiſte des Volkes entfernt und zu 
einem bloßen Werke der Vernunft oder der Willkür wird, bedeutet 
es eine Vergewaltigung des esprit général und wirkt ſtaatszerſtörend. 
Damit kommen wir zur zweiten Aufgabe des Geſetzgebers. Er 
waltet wie eine höhere Vernunft über dem Volke, prüft mit klugem 
Geiſte alle naturbedingten Sitten und Gewohnheiten und die aus 
dieſer Naturbedingtheit heraus entſtandene Kultur, mißt ſie an dem 
Maßſtabe der Vernunft und unterſucht die einzelnen Momente auf 
ihren dem Staate nützlichen oder ſchädlichen Gehalt hin. „Es iſt 
die Aufgabe des Geſetzgebers, dem Volksgeiſte zu folgen, wenn er 
nicht den Regierungsgrundſätzen entgegen iſt; denn wir tun nichts 
beſſer, als was wir frei und gemäß unſerer eigenen Anlage tun!.“ 
Deshalb müſſen die Geſetze in Beziehung ſtehen „zu der Art und 
Weiſe, wie die verſchiedenen Völker ſich den Unterhalt verſchaffen. 
Ein Volk, das ſich mit Handel und Schiffahrt befaßt, muß ein um⸗ 
faſſenderes Geſetzbuch haben als ein Volk, das ſich damit begnügt, 
ſeine Ländereien zu bebauen. Letzteres braucht ein größeres als ein 
Volk, das von ſeinen Herden lebt, und dieſes wieder ein größeres 
als ein Volk, das von feiner Jagd lebt“ ?. Die Geſetze müſſen ſich 
ferner den Gewohnheiten eines Volkes anpaſſen, „denn die Gewohn⸗ 
heiten eines knechtiſchen Volkes bilden einen Teil ſeiner Knechtſchaft, 
diejenigen eines freien Volkes bilden einen Teil feiner Freiheit““. 
„Wenn es ein Volk in der Welt gäbe, das geſelligen Sinn, offenes 
Herz, Freude am Leben und Geſchmack hätte, das lebhaft, liebens⸗ 
würdig, fröhlich, zuweilen unklug, oft vorlaut wäre und dabei Tapfer⸗ 
keit, Großmut, Freimütigkeit und ein gewiſſes Ehrgefühl beſäße, ſo 
ſollte man ſeine Gewohnheiten nicht durch Geſetze zu beſchränken ſuchen, 


um nicht ſeine Vorzüge zu beſchränken. Wenn der Charakter im all⸗ 


gemeinen gut iſt, was ſchaden dann einige Mängel, die ſich darin 
vorfinden?“ “ 


1 Esprit des lois XIX, 5. 2 Ebenda XVIII, 8. 
3 Ebenda XIX, 27, 4 Ebenda XIX, 5. 
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Wo es allerdings das Staatsintereſſe erfordert, muß der Ge⸗ 
ſetzgeber ſich auch dem Volksgeiſte entgegenſtellen. So ſoll er vor 
allem die ſtaatsſchädlichen Wirkungen des „Klimas“ bekämpfen. 
„Je mehr das Klima ein Volk veranlaßt, die Arbeit zu fliehen, um 
fo mehr müſſen die Religion und die Geſetze es dazu antreiben 1.“ 
Nur ſchlechte Geſetzgeber folgen dem natürlichen Hange zur Trägheit 
bei den ſüdlichen Völkern, gute dagegen ſchaffen Geſetze, „die jede 
Möglichkeit, ohne Arbeit zu leben, beſeitigen“2. Zur Förderung 
der Arbeit iſt es ratſam, „den Landarbeitern, die ihre Felder am 
beſten bebauen oder den Handwerkern, die ihr Gewerbe am meiſten 
gefördert haben, Preiſe zu verleihen“ ?. Der Kaiſer von China 
machte ſeine beſten Ackerbauer ſogar zu Mandarinen“. 

Aber ſelbſt da, wo das Staatswohl gebietet, den natürlichen 
Anlagen des Volkes entgegenzuwirken, ſoll der Geſetzgeber vor⸗ 
ſichtig und mit Schonung zu Werke gehen; denn jede gewaltſame 
Anderung der Sitten und Gebräuche kann leicht zu Staatsumwäl⸗ 
zungen führen?. „Die gewaltſamen Mittel“, die Peter I. anwandte, 
um ſein Volk zu europäiſchen Sitten zu erziehen, „waren unnütz, 
und er hätte ebenſogut durch Milde fein Ziel erreicht“. 

Da der Geſetzgeber vor allem die Kräftigung des Staates im 
Auge haben ſoll, darf er ſogar aus den Fehlern ſeines Volkes Nutzen 
ziehen. Die Chineſen ſind ein eifriges Handelsvolk mit gierigem 
Erwerbsſinn, der auch vor dem Betruge nicht zurückſchreckt. Die 
chineſiſche Geſetzgebung würde darum einen Lebensnerv des Staates 
treffen, wenn ſie den Betrug unter Strafe ſtellen und den Ge⸗ 
ſchädigten ſchützen wollte“. Die lebhafte Art der Franzoſen und die 
maßgebende Rolle, die die Frau in der franzöſiſcher Geſellſchaft 
ſpielt, erzeugen Geſchmack, Freude am Putz und am geſelligen Leben, 
zuweilen auf Koſten der Sittlichkeit des Volkes; aber indem „man 
den Sinn auf eitle und nichtige Dinge lenkt, vermehrt man beſtändig 
die Zweige des Handels“ s, und dem Staate erwächſt jo aus den 
Fehlern ſeines Volkes eine Quelle des Reichtums und der Macht. 

Staatsgeſinnung der Bürger, Volksgeiſt und ſogar die Religion 
werden für Montesquieu zu Mitteln, den Staat im Innern zu kon⸗ 
ſolidieren, und wie notwendige Konſequenzen erſcheinen die folgenden 
Ratſchläge, den ſo befeſtigten Staat auch nach außen hin zu ſichern: 
die Ausdehnung der Landesgrenzen muß im rechten Verhältnis zu 


1 Esprit des lois XIV, 6. 2 Ebenda XIV, 7. s Ebenda XIV, 9. 
4 Ebenda XIV, 8. 5 Ebenda XIX, 12. 6 Ebenda XIX, 14. 
7 Ebenda XIX, 20. 8 Ebenda XIX, 8. 
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den Verteidigungskräften des Staates ſtehen. „Alle Größe, alle 
Stärke und alle Macht iſt bedingt. Man muß ſich wohl 
hüten, daß man nicht die bedingte Größe vermindert, 
indem man die tatſächliche Größe zu ſteigern ſucht!.“ 
„Das Leben der Staaten gleicht dem der Menſchen. Dieſe haben in 
dem Falle der Notwehr das Recht zu töten, jene zu ihrer Selbſt⸗ 
erhaltung das Recht, Krieg zu führen.“ „Das Recht der Notwehr 
aber zieht zuweilen die Notwendigkeit des Angriffes nach ſich?.“ 
Somit gilt ihm der Krieg an und für ſich als gerechtfertigt, ſogar 
der Angriffskrieg, ſobald er nicht der Laune oder der Ruhmſucht 
eines Fürſten entſpringt, ſondern die Sicherheit des Staates ihn er⸗ 
fordert. Unbekümmert um die chriſtliche Moral oder die Humanitäts⸗ 
ideen ſeiner Zeit billigt er die Durchſetzung des Staates nach außen 
hin, auch hierin ein gelehriger Schüler Machiavells. Wie zur Be⸗ 
ruhigung ſeines „aufgeklärten“ Gewiſſens gibt er noch Anweiſungen 
zu edler Menſchlichkeit des Siegers gegenüber dem Beſiegten “. 


Faſſen wir zurückblickend die einzelnen Züge der zentraliſtiſchen 
Staatsidee Montesquieus zuſammen. 

Montesquieu gibt mit politiſchem Scharfſinn Ratſchläge zur 
Stärkung und Erhaltung des Staates. Er geht dabei nicht aus 
von einer allgemeinen Forderung der Vernunft, ſondern knüpft an 
die geſchichtliche Wirklichkeit an. Er ſucht' die hiſtoriſch⸗geographiſche 
Grundlage des Staates, d. h. den „Volksgeiſt“, zu erkennen, um ſo 
auf die beſonderen Lebensbedingungen die beſonderen Einrichtungen 
des Staates aufzubauen. Ferner iſt er beſtrebt, durch Geſetz und 
Erziehung einen der Staatsform entſprechenden beſtimmten Staats⸗ 
geiſt bei den Bürgern zu pflegen. Beide Maßnahmen aber geſchehen 
nicht um des geſchichtlich Gewordenen oder der Freiheit des Indi⸗ 
viduums willen, ſondern mit politiſcher Klugheit benutzt er ſie als 
Mittel zur Stärkung ſeines Staates; denn der Staat bildet den 
Angelpunkt ſeines Denkens. Somit ſind ihm die im Volksgeiſte 
liegenden Werte: — Sitte, Religion, Moral — nur relativ. So⸗ 
bald ſie nicht ſeinen Zwecken dienen, opfert er ſie auf; er bedient 
ſich in machiavelliſtiſcher Denkweiſe ſelbſt der Fehler und moraliſchen 
Schwächen eines Volkes, um den Staat zu kräftigen. Das Geſetz 
iſt ihm hier nicht der Ausdruck des Rechts, es gilt ihm nur als 
Mittel, um das Individuum geiſtig mit dem Staate zu verketten. 


1 Esprit des lois IX, 9. 2 Ebenda X, 2. 3 Ebenda X, 3. 
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In dieſem Zuſammenhange erſcheint ſomit die Rechtsſtaatsidee 
als dem zentraliſtiſchen Staatsgedanken durchaus untergeordnet. 


Montesquieu faßt jeden Staat als eine hiſtoriſch bedingte 
Individualität auf, und ausgehend vom Einzelindividuum, das im 
Leben immer zugleich allgemein menſchliche und partikulare Zwecke 
verfolgt, läßt ihm ſeine hiſtoriſche Erfahrung auch ſo getrennte 
Zwecke bei den Staaten erkennen. „Obgleich im allgemeinen alle 
Staaten einen gleichen Zweck haben, nämlich den der Selbſterhaltung, 
ſo hat doch jeder Staat noch einen beſonderen Zweck für ſich: Rom 
hatte die Vergrößerung zum Gegenſtand, Lakedämon den Krieg... ., 
im allgemeinen ſind die Genüſſe der Fürſten der Zweck der de⸗ 
ſpotiſchen Staaten, ſein und des Staates Ruhm der Zweck der 
Monarchie.“ „Es gibt aber auch ein Volk in der Welt, das die 
politiſche Freiheit zum unmittelbaren Zweck ſeiner Verfaſſung hat!.“ 
Montesquieu hat dabei das engliſche Volk und die engliſche Ver⸗ 
faſſung im Auge, allerdings nicht, wie ſie zu ſeiner Zeit tatſächlich 
beſchaffen war, ſondern wie er perſönlich ſie auffaßt. Montesquieu 
mochte fühlen, daß ſein Machtſtaat das Individuum und deſſen 
ſubjektive Rechte vollſtändig abſorbiert und aufhebt. So benutzt er 
das Beiſpiel der engliſchen Verfaſſung, wie er ſie für ſeine Zwecke 
umkonſtruiert hat, um die individualiſtiſchen Forderungen, die der 
Rationalismus ſeiner Zeit ſo ſtark betonte, ſicher zu ſtellen. 

Das Hauptpoſtultat des Naturrechts iſt die Garantie der un⸗ 
veräußerlichen Rechte der Menſchen, welche ſind: perſönliche Freiheit 
und Sicherheit, Gleichheit vor dem Geſetz und Schutz des Eigen⸗ 
tums. Die Gefahr der Verletzung dieſer „Menſchenrechte“ ſieht 
Montesquieu in einem Mißbrauch der ſtaatlichen Gewalt gegenüber 
dem Individuum. Die Sicherſtellung desſelben durch das Geſetz 
ſcheint ihm unwirkſam, ſolange die Staatsgewalt in der Hand eines 
Einzelnen liegt. Die Löſung des Problems glaubt Montesquieu 
darum in der Teilung der Staatsgewalt in drei ſelb⸗ 
ſtändige Sondergewalten zu finden, und er unterſcheidet: 
die geſetzgebende, die ausführende und die richterliche Gewalt. 

Die abſolute Trennung dieſer drei Gewalten bedeutet die Auf⸗ 
hebung der Einheit und damit des Staates überhaupt. Die Stär⸗ 
kung der einen Gewalt auf Koſten der anderen ſtört gewiſſermaßen 
das ſtatiſche Gleichgewicht und führt zu einer Beeinfluſſung der 
übrigen Gewalten. Und ſo kommt Montesquieu ſchließlich zu einem 


1 Esprit des lois XI, 5. ns 
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fein ausbalancierten Syſtem, das jeder Sondergewalt 
die Selbſtändigkeit ſichert, die ſie zur Erfüllung ihrer 
Aufgabe nötig hat, das jeder aber auch die Möglichkeit 
gibt, einer anderen Übergriffe zu wehren und ſie in 
die Grenzen ihrer Macht befugniſſe zurückzuweiſen!. 

Im Sinne der naturwiſſenſchaftlichen Denkweiſe ſeiner Zeit hat 
Montesquieu jo einen Mechanismus konſtruiert, der die Staat3- 
maſchine in Tätigkeit erhält, ohne die Freiheit des Staatsbürgers 
gefährden zu können. 

Betrachten wir zunächſt die Selbſtändigkeit der drei 
Gewalten und danach ihre gegenſeitige Hemmung. 

Die geſetzgebende Gewalt ſtellt den allgemeinen Staatswillen? 
dar. Da in einem freien Staate jeder Menſch mit freiem Willen 
ſein eigener Geſetzgeber ſein ſoll, ſo muß auch dem Volke als einem 
erweiterten Individuum die Geſetzgebung unterſtehen. Aus praktiſchen 
Gründen iſt in einem großen Staate die direkte Beteiligung aller an 
der Geſetzgebung unmöglich, auch iſt das Volk in ſeiner Geſamtheit 
unfähig, ſeine Angelegenheiten ſachlich zu verhandeln. Darum iſt 
die indirekte Beteiligung aller der Bürger vorgeſehen, bei deren 
geiſtiger Entwicklung und Lebensſtellung man einen freien Willen 
vorausſetzen kann. Die Beteiligung geſchieht durch freie, gleiche 
Wahl von geeigneten Abgeordneten, die den einzelnen politiſchen 
Bezirken des Landes entnommen ſind. Mit dieſer naturrechtlichen 


1 Die Frage, ob Montesquieu nur eine Trennung oder auch eine Ver— 
ſchmelzung der drei Gewalten geſordert habe, iſt Gegenſtand einer Polemik ge— 
worden zwiſchen Rehm und Richard Schmidt einerſeits, Georg Jellinek ander— 
ſeits. Rehm, „Staatslehre“, S. 233 und Rich. Schmidt, „Allgemeine Staats- 
lehre“ I, 66 betonen neben der Trennung die Verſchmelzung der Gewalten 
Georg Jellinek, „Eine neue Theorie über die Lehre Montesquieus von den 
Staatsgewalten“ (Zeitſchrift f. priv. u. öffentl. Recht der Gegenwart, Bd. 30) 
hebt die Trennung der Gewalten hervor, die ein „Eingreifen der einen Gewalt 
in die andere, aber keine Vermengung duldet“. 

Ich ſehe ein Stück Wahrheit bei jeder der beiden Anſichten und ſtimme 
darin mit Klemperer, a. a. O. II, S. 96 überein. Montesquieu kommt es in 
Buch XI, Kap. 6 in erſter Linie darauf an, die Rechte des Individuums im 
politiſchen Leben zu ſichern, und dazu braucht er die Trennung der Gewalten. 
Aber in der fortwährenden Betonung der Idee des Staatsganzen, die ſein ge— 
ſamtes Werk charakteriſiert, vgl. oben „Zentraliſtiſche Staatsidee“, ſowie in 
ſeinem Glauben an die Notwendigkeit einer Harmonie des Weltgeſchehens, das 
die drei Gewalten zwingt, „d’aller de concert“, vgl. unten S. 295, liegt als 
ideelle Forderung der Gedanke einer Verſchmelzung der Gewalten; vgl. XI, 7. 

2 Esprit des lois XI, 6: „volonté générale de l'état“. 
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Idee der politiſchen Gleichheit kreuzt ſich bei Montesqu ieu der Ge⸗ 
danke der politiſchen Proportionalität. Der Adel als Träger des 
Großgrundbeſitzes und wichtiger ſtaatlicher Funktionen würde durch 
das gleiche Wahlrecht der politiſchen Knechtſchaft des Volkes ver⸗ 
fallen. Er muß deshalb eine beſondere Körperſchaft mit erblicher 
Zugehörigkeit innerhalb der geſetzgebenden Gewalt bilden zum Zwecke 
der Verteidigung ſeiner Vorrechte, die in einem freien Staate immer 
gefährdet ſind. 

Beide Körperſchaften bilden zuſammen die legislative Gewalt, 
d. h. ſie haben das Recht, Geſetze und „Verordnungen zu machen 
und das, was ein anderer verordnet hat, zu ändern“ !. 

Die ausführende Gewalt beſitzt der Monarch, weil die Regierung 
ein ſchnelles Eingreifen und Handeln erfordert, dieſes aber nur möglich 
iſt, wenn die Ausführung in der Hand eines Einzelnen liegt. Um 
nachdrücklich handeln zu können, beſonders dem Auslande gegenüber, 
muß dem Monarchen das Heer unterſtellt ſein. Die Frage, ob die 
Würde des Monarchen erblich ſein ſoll, läßt Montesquieu offen. 

Liegt der Schwerpunkt der ausführenden Gewalt auf dem per⸗ 
ſönlichen Moment, ſo iſt dies ohne Bedeutung in der Geſetzgebung 
wie in der Geſetzesanwendung. Das Objekt beider iſt der allgemeine 
Staatswille, den die geſetzgebende Gewalt formuliert, die richterliche 
Gewalt anwendet auf den einzelnen Fall. Darum muß auch der 
Gerichtshof entperſönlicht werden. Man überträgt die richterliche 
Gewalt nicht Berufsrichtern, ſondern von dem Volke auf Zeit ge⸗ 
wählten Geſchworenen. „Die Richter müſſen ſogar von dem Stande 
des Angeklagten oder ſeinesgleichen ſein, damit er ſich nicht einbilden 
kann, Leuten unter die Hände gefallen zu ſein, die ihm Gewalt an⸗ 
tun möchten.“ Die Adligen ſind darum nicht vor die gewöhnlichen 
Gerichte zu laden. „Bei wichtigen Anklagen muß der Angeſchuldigte 
ſogar in Gemeinſchaft mit dem Geſetz ſich Richter wählen oder eine 
ſo große Zahl ablehnen können, daß die übrigbleibenden als von 
ihm gewählt angeſehen werden können.“ „Die Richter des Volkes 
ſind nur der Mund, der die Worte des Geſetzes verkündet, willen⸗ 
loſe Weſen, welche weder die Macht, noch die Härte des Geſetzes 
ändern können.“ Die Strafen ſollen dazu aus der Natur des Ver⸗ 
brechens abgeleitet werden, ſo daß der Verurteilte die Strafe nicht 
als perſönlichen Eingriff des Richters, ſondern als notwendige Folge 


ſeines Verhaltens erkennt. 


1 Esprit des lois XI, 6; hier auch alle im folgenden ziterten Stellen. 
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Die gegenfeitige Hemmung der Gewalten: 

Schon innerhalb des geſetzgebenden Körpers ſtoßen wir auf das 
regulative Moment. Weil beide Körperſchaften von verſchiedenen 
Intereſſen geleitet werden, tagen und beſchließen ſie getrennt. Sie 
haben aber nicht in allen Dingen das gleiche Beſchlußrecht; ſo iſt 
zum Beiſpiel dem Adel das Beſtimmungsrecht entzogen in allen Ge⸗ 
ſetzen, die die Steuererhebung betreffen, weil dieſe auch in der Aus⸗ 
führung ihrer Gewalt unterliegen. Im übrigen kann die adlige 
Körperſchaft die Beſchlüſſe der Volksvertreter hemmen, indem ſie 
ihnen die Zuſtimmung verſagt, wie umgekehrt die Körperſchaft der 
Volksvertreter die Unternehmungen des Adels hindern kann. Die 
geſetzgebende Gewalt erfährt eine weitere Hemmung durch die Exe⸗ 
kutive: Sie tagt nur nach Einberufung durch den Monarchen und 
kann von dieſem ebenſo jederzeit vertagt werden. Gegen alle Be⸗ 
ſchlüſſe der Legislative hat der Monarch das Vetorecht. 

Die ausführende Gewalt findet zunächſt ihre natürliche Schranke 
in den Beſchlüſſen der Legislative. Außerdem unterliegt ſie in ihrer 
ganzen Tätigkeit der beſtändigen Kontrolle der Volksvertreter. Die 
Kritik findet aber eine Grenze in der Perſon des Monarchen, „die 
geheiligt iſt“ und deshalb nicht zur Verantwortung gezogen werden 
kann. Die Verantwortung haben die Ratgeber des Königs, die 
Miniſter. In eine gewiſſe Abhängigkeit von der geſetzgebenden Ge⸗ 
walt kommt die Exekutive ferner durch die alljährlich von der Legis⸗ 
lative neu zu bewilligenden öffentlichen Abgaben. 

Die richterliche Gewalt, die ja an und für ſich nur willenlos aus⸗ 
zuſprechen hat, was das Geſetz vorſchreibt, kann auch dann vom Ge⸗ 
ſetze nicht abweichen, „wenn ſie in beſonderen Fällen in die Lage 
kommt, zu harte Urteile zu ſprechen“. Dann hat die Körperſchaft 
des Adels die Aufgabe, „das Geſetz um des Geſetzes willen zu 
mäßigen und weniger ſtreng zu urteilen als das Geſetz“. 

So wird jeder »der drei Gewalten gerade ſo viel Bewegungs⸗ 
freiheit zugemeſſen, als ihr Zweck erfordert; im Falle einer Über⸗ 
ſchreitung der Machtbefugnis löſt ſich wie automatiſch die vorgeſehene 
Hemmung aus. 

Durch ſolche formellen Rechtsgarantien, die Montesquieu inner⸗ 
halb des Machtſtaates für möglich hält, glaubt er, die Freiheit des 
Individuums genügend geſchützt und damit die Machtidee mit 
der Rechtsidee in ſeinem Staate vereinigt zu haben; 
denn nun iſt der Einzelne der Willkür entzogen, erſt wenn Geſetz, 
Urteil und ausführende Gewalt gegen ihn ſind, d. h. wenn eine 
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wirkliche Geſetzesverletzung vorliegt, verfällt er der Staatsgewalt. 
Er kann nie das Opfer der partikularen Zwecke einer einzelnen 
Gewalt werden, weil ſich die beiden anderen, nicht intereſſierten Ge⸗ 
walten dem widerſetzen müſſen. Jede der drei Gewalten kann nur 


praktiſche Bedeutung erlangen, wenn ſie in Übereinſtimmung mit den 


übrigen handelt, d. h. wenn der Zweck, den ſie verfolgt, nicht ein 
beſonderer, ſondern ein allgemeiner iſt. Der allgemeine Zweck aber 
iſt immer der Zweck des Staates ſelbſt. Weil die drei Gewalten 
nur Teile der — freilich nur in der Idee beſtehenden — geſamten 
Staatsgewalt ſind, müſſen die Intereſſen, in denen ſie alle drei über⸗ 
einſtimmen, mit dem Staatsintereſſe zuſammenfallen. Somit bedeutet 
der Staatsmechanismus Montesquieus die Harmoniſierung des Macht⸗ 
ſtaates mit dem Rechtsſtaate in einer Verfaſſungsform, die man 
ſeither mit dem Namen der „konſtitutionellen Monarchie“ be⸗ 
zeichnet. | 

Das Bedenken, daß eine der drei Gewalten von der Möglichkeit 
der Hemmung recht ausdrücklich und eigenſinnig Gebrauch machen 
könnte, „was eine Ruhe und Untätigkeit zur Folge haben müßte“, 
hält Montesquieu für unbegründet, „da die notwendige Bewegung 
der Dinge fie zwingt, in Eintracht zuſammenzugehen“ !. Die von 
Leibniz ſtammende, das ganze 18. Jahrhundert beherrſchende Idee, 


daß eine präſtabilierte Harmonie dem ganzen Weltgeſchehen und ſo 


auch dem Ablauf des ſtaatlichen Lebens innewohne, läßt den ſonſt 
ſo ſcharfblickenden Politiker optimiſtiſch über die größte Schwäche 
ſeines Rechtsſtaates hinwegſehen. In Wirklichkeit gibt es keine 


Möglichkeit, die Staatsmaſchine über den toten Punkt hinweg⸗ 


zubringen, wenn zum Beiſpiel der Monarch den geſetzgebenden Körper 
nicht einberuft oder beharrlich von ſeinem Vetorecht Gebrauch macht, 
oder wenn anderſeits der geſetzgebende Körper die notwendigen Geld⸗ 
mittel nicht in ausreichender Weiſe bewilligt. In jedem Falle iſt 
die Exiſtenz des Staates gefährdet. Die Verſöhnung von 
Machtſtaat und Rechtsſtaat und damit die Harmoni⸗ 
ſierung des Staates mit dem Individuum iſt N 
quieu demnach nur ſcheinbar gelungen. 


Überblicken wir das Ausgeführte unter dem Geſichtspunkte 


unſeres Hauptproblems, das iſt der Verſöhnung der rationaliſtiſchen 


1 Esprit des lois XI, 6: „Ces trois puissances devraient former un 
repos ou une inaction. Mais comme, par le mouvement nécessaire des choses, 
elles sont contraintes d' aller, elles seront forcees d’aller de concert.“ 
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und der hiſtoriſchen Weltanſchauung, jo kommen wir zu folgenden 
Ergebniſſen: 

Die Weltanſchauung Montesquieus iſt keine ein- 
heitliche und geklärte, ſondern durch die immer 
wiederkehrende Kreuzung rationaliſtiſcher und hiſto⸗ 
riſcher Gedankengänge erhält ſie ein dualiſtiſches 
Gepräge. 

Das zeigt ſich zunächſt in ſeiner Geſchichtsphiloſophie: Überall 
ſieht er die geheimnisvollen Kräfte am Werke, die ſich im Volks⸗ 
leben verbinden und die Geſchichte geſtalten. Bei konſequenter Ver⸗ 
tiefung dieſer Gedanken hätte er den Rationalismus überwinden 
müſſen. Indes beherrſchte ihn die rationaliſtiſche Denkweiſe ſo ſtark, 
daß ſie die neuen fruchtbaren hiſtoriſchen Anſchauungen nicht zur 
Durchführung kommen ließ. 

Der Dualismus von Montesquieus Weltanſchauung ſpiegelt ſich 
ferner in ſeinen Ausführungen über Geſetz und Recht. 

Das hiſtoriſch gewordene und vom Volksgeiſt getragene Gewohn⸗ 
heitsrecht reguliert er durch das Vernunftrecht und gewinnt ſo die 
politiſchen und bürgerlichen Geſetze. Sie bedeuten ihm alſo eine 
auf empiriſchen Wege vollzogene äußere Harmoniſierung des zeitlich und 
örtlich Bedingten mit dem Zeitloſen, Unbedingten, eine Vereinigung 
des Beſonderen mit dem Allgemeinen. Und indem auch das Indi⸗ 
viduum als vernunftbegabtes Weſen und Glied des Volksganzen eine 
vernünftig⸗abſolute und zugleich eine hiſtoriſch⸗pſychologiſch bedingte 
Seite hat, die beide in der Richtung auf das Allgemeine wirken, iſt 
es mit Geſetz und Staat verſöhnt. 5 

Der Harmoniſierungsverſuch poſitiver und abſoluter Elemente 
begegnet uns endlich wieder in Montesquieus Staat: 

Auf die hiſtoriſche Denkweiſe ſtützt ſich die zentraliſtiſche Staats⸗ 
idee, nach der der Einzelne nur ein abhängiges Glied des Ganzen 
iſt, deſſen Intereſſen denen der überindividuellen Staatseinheit unter⸗ 
zuordnen ſind. Zugleich aber fordert der Rationaliſt in Montesquieu 
die Souveränität des Individuums. In dem Syſtem der Teilung 
der Gewalten ſchafft er einen künſtlichen Regierungsmechanismus, 
um die Freiheit des Einzelnen zu ſichern. 

„Der hiſtoriſch fundierte Staat wird getragen vom individuellen 
Volksgeiſte, und jedes Volk hat darum die Verfaſſung, die in der 
Beſonderheit ſeiner Lage die beſte iſt. Wiederum aber ſtellt Montes⸗ 
quieu als naturrechtliches Ideal die Verfaſſung Englands hin, die 
er allen Staaten als Muſter empfiehlt. 
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Sogar innerhalb der beiden Staatsanſchauungen, der zentra⸗ 
liſtiſchen wie der liberalen, ſpiegelt ſich die Doppelnatur Montes⸗ 
quieus. | 

Der Einheitsſtaat ift ihm zwar hiſtoriſch bedingt und vom Volks⸗ 
geiſte belebt, aber doch weiſt er dem „Geſetzgeber“ — d. h. dem 
Fürſten oder dem leitenden Staatsmanne — die Rolle einer über 
allem Hiſtoriſchen thronenden Vernunft! zu, die durch Befehle, Ein⸗ 
griffe und „politiſches Machen“ den Volksgeiſt zu korrigieren hat. 

In dem liberalen Staatsideal kreuzt ſich die Forderung gleicher 
politiſcher Rechte für alle Bürger mit dem Gedanken der ſtändiſchen 
Gliederung, wodurch die hiſtoriſch erwachſene ſoziale Ungleichheit 
rechtlich anerkannt wird. 

Aus alledem ergibt ſich, daß Montesquieu mehr ein Mann 
raſcher Intuition als ſtreng logiſchen Denkens war. Die Gegen⸗ 
ſätzlichkeit ſeiner Weltanſchauung kam ihm nicht zum Bewußtſein . 
Vernunft und Geſchichte, das Abſolute und das Poſitive, erſchienen 
ihm nicht als einander ausſchließende, ſondern ſich wechſelſeitig be⸗ 
lebende Mächte. Er glaubte vor allem für das praktiſch⸗politiſche 
Leben eine Verſöhnung von Idealſtaat und hiſtoriſch bedingtem Staate 
gefunden zu haben: Der Gedanke des Idealſtaats iſt ihm das regu⸗ 
lative Prinzip; von den natürlichen und hiſtoriſchen Bedingungen 
hängt es ab, wieweit es dem einzelnen Staate möglich iſt, das Ideal 
zu verwirklichen. Der weiſe Geſetzgeber, in dem die Vernunft ebenſo 
ledendig iſt wie das Wiſſen um die kulturellen Bedingungen ſeines 
Volkes, hat die Aufgabe, durch Geſetz, Beiſpiel und Anderung der 
Sitten die Annäherung zu vollziehen. 

In Wirklichkeit aber ſchuf er in der naturrechtlichen 
Lehre von der Teilung der Gewalten eine Kampftheorie 
gegen den herrſchenden Abſolutismus, zugleich aber 
auch in dem hiſtoriſch bedingten zentraliſtiſchen Staate 
eine Waffe gegen das unhiſtoriſche Staatsideal der 
Aufklärung. 

In dieſem doppelten Sinne wurde Montesquieus „Geiſt der 
Geſetze“ in der Folgezeit verwertet. 


1 Die „Staatsraiſon“ des abſolutiſtiſchen Regimes. 

2 Dieſe Verflechtung von Norm und Hiſtorie iſt dem ganzen damaligen 
Zeitbewußtſein eigentümlich. Dieſelbe Dualität liegt zum Beiſpiel bei Winckel⸗ 
mann vor. 
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Fortentwicklung und Ambildung der Lehren Montesquieus 
bis zu Hegel 


Der Gedanke einer Syntheſe von Vernunftſtaat und hiſtoriſch⸗ 
bedingtem Staate, deſſen Durchführung im „Geiſt der Geſetze“ ver⸗ 
ſucht wird, eilte dem Denken des 18. Jahrhunderts weit voraus. 
Montesquieus Abſicht wurde von ſeiner Zeit ganz überſehen. Dafür 
wurde aus ſeinem Werke um ſo eifriger das herausgegriffen, was 
der alles Denken beherrſchenden naturrechtlichen Theorie genehm war 
und den rationaliſtiſchen Forderungen neue Überzeugungskraft ver⸗ 
leihen konnte. 


Verfolgen wir zunächſt die Wirkung der west 
lichen Gedankengänge Montesquieus. 


Montequieu galt ſeiner Zeit als der ſcharfſinnige Staatstheoretiker, 
der einen fein ausbalancierten Staatsmechanismus konſtruiert hatte, 
der die Freiheit des Individuums ſicherſtellt und den Untertan der 
Allgewalt des Staates entreißt, — eine Theorie, die den abſolutiſtiſch 
regierten Zeitgenoſſen die rechte Antwort auf die Überſpannung der 
Staatszentraliſation unter Ludwig XIV. und feinen Nachfolgern dünkte !. 
Montesquieus „Geiſt der Geſetze“ wurde zuſammen mit Rouſſeaus 

„Contrat social“ zum politiſchen Katechismus, deſſen Theorien in 
der franzöſiſchen Revolution in die Tat umgeſetzt wurden. Aber 
während Rouſſeaus demokratiſches Dogma von der Volksſouveränität 
mehr die radikale Periode der Revolution beherrſchte, ſo beſtimmten 
Montesquieus liberale Forderungen das Denken der Nationalverſammlung 
von 1791. Dieſe ſah in der idealiſierten engliſchen Verfaſſung das 
Urbild eines rechtlichen Staates und führte nach Montesquieus 
Muſter die Teilung und Hemmung der drei Gewalten ein. Zwar 
geht die Nationalverſammlung in einigen Punkten eigene Wege, 
„fragt man aber nach dem großen ſtaatstheoretiſchen Gedankenkreis, 
dem ſie ſich angeſchloſſen hat, und will man einen Namen auf das 
Verfaſſungswerk von 1791 ſchreiben, ſo iſt es der Name Montes⸗ 
quieus“ ?. 

1 Über die Wirkung Montesquieus auf feine Zeitgenoſſen vgl. Sorel, 
„Montesquieu“ S. 133 ff. und Wahl, „Politiſche Anſichten Frankreichs im 
18. Jahrhundert“. Tübingen und Leipzig 1903, beſ. S. 20 ff.; der Einfluß 
Montesquieus auf die Parlamente. 


2 Redslob, „Die Staatstheorien der franzöſiſchen Nationalverſammlung 
von 1789“, S. 366. 
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Während ſo die normativ⸗naturrechtlichen Anſchauungen Montes⸗ 
quieus, die den Staat vom Standpunkt des Individuums beurteilen, 
in Frankreich in die Wirklichkeit umgeſetzt wurden, fanden dieſe 
Gedanken faſt gleichzeitig in Deutſchland ihre theoretiſche Fort⸗ 
entwicklung bis zur höchſten Blüte des Individualismus vor allem 
in Kants Ethik und Rechtslehre. 

Kant geht aus von dem ſittlichen Werte des Individuums, das 
ſich Selbſtzweck iſt. Der ſittliche Menſch iſt frei und beſtimmt ſein 
Handeln nach ſeiner autonomen Vernunft. Der Staat dagegen 
gehört in die Sphäre des Naturhaften, die der Menſch, ſeiner ſitt⸗ 
lichen Beſtimmung gemäß, überwinden ſoll. Deshalb muß ſich der 
Staat von den höheren Gütern des Lebens, von Religion, Erziehung, 
Wiſſenſchaft, Kunſt fernhalten und dieſe Gebiete der freien Betätigung 
des Individuums überlaſſen. Der Staat hat hierbei nur die negative 
Aufgabe, die Hemmungen zu beſeitigen, die dem freien Wirken des 
Individuums entgegenſtehen, er iſt alſo im weſentlichen Sicherheits⸗ 
und Rechtsinſtitut. 

Der einzige Zweck des Staates, ſo führt Kant aus, iſt die Ver⸗ 
wirklichung der Gerechtigkeit, d. h. der unbedingten Geltung des Ge⸗ 
ſetzes. Dieſe Aufgabe aber kann er nur erfüllen, wenn die Un⸗ 
verletzlichkeit des Geſetzes durch die Einrichtungen des Staates 
garantiert iſt. Das iſt nur möglich — ſo folgert Kant mit Montes⸗ 
quieu —, wenn die gejamte. Staatsgewalt in drei Sondergewalten 
geteilt iſt. Nur dadurch, daß die gefetzgebende Gewalt — der Kant 
nach Rouſſeaus Vorbild die Souveränität zuſpricht — die voll⸗ 
ziehende und die richterliche Gewalt in ihren Funktionen abſolut 
unabhängig voneinander ſind, iſt die unbedingte Geltung des Rechts 
gefihert!. Die politiſche Freiheit, Gleichheit und Selbſtändigkeit 
der Individuen aber ſind gewahrt durch deren tätigen Anteil an 
dem vereinigten Willen des Volkes, der ſich in der Volksvertretung 
auswirkt; „denn alle wahre Republik iſt und kann nichts anderes ſein 
als ein repräſentatives Syſtem des Volkes“ ?. 

Charakteriſtiſch für dieſe letzte philoſophiſche Formulierung des 
Naturrechts iſt die rein negative Bewertung des Staates, der zum 
Mittel wird, die freie Entfaltung des Individuums zu ſichern. So 
einſeitig hatte man die rationaliſtiſchen, von Montes⸗ 


quien neu belebten Gedanken aufgegriffen und um⸗ 
gebildet, daß man das letzte Ziel des Staates in der 


1 Kant, „Rechtslehre“, 88 45—49. v Ebenda $ 52. 
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völligen Aufhebung feiner ſelbſt ſah und in der Auf- 
löſung in eine allgemeine, alle Staaten umfaſſende 
Rechtsgemeinſchaft, die den „ewigen Frieden“ bringen ſollte. 
Dieſe Staatsanſchauungen, die von hier aus zum großen Teil in 
die Weltanſchauung des Liberalismus übergingen !, bedeuten eine 
einſeitige Überfpannung des Rechtsſtaatsgedankens, die eine Reaktion 
auslöſen mußte. 


Während fo die naturrechtlich⸗ normative Gedankenreihe in Montes⸗ 
quieus „Geiſt der Geſetze“ das politiſche Denken ſtark beeinflußte, 
befruchtete bald nach dem Erſcheinen des Werkes auch der zweite 
große Gedanke Montesquieus, der Gedanke der hiſtoriſchen Relativität 
und der Verflechtung aller Lebensgebiete in der Einheit des Volks⸗ 
geiſtes, einzelne Denker und löſte eine geiſtige Bewegung aus, die 
ſich zunächſt mehr mit dem kulturellen Leben der Völker beſchäftigte, 
darum wie eine Unterſtrömung, von der breiten Maſſe unbemerkt, 
neben jener oben charakteriſierten herlief und erſt nach der fran⸗ 
zöſiſchen Revolution Einfluß auf die Geſchichts⸗ und Staatsauffaſſung 
gewann. 

Verfolgen wir dieſe Bewegung in ihrem Verlaufe. Der zweite 
Gedanke Montesquieus weiſt in die geheimnisvollen Tiefen alles 
Lebens, und gemäß der natürlichen Anlage des deutſchen Geiſtes 
waren es deutſche Denker, welche die hiſtoriſche Seite des Montes⸗ 
quieuſchen Werkes fortbildeten und vertieften e. 

In bewußter Abhängigkeit von Montesquieu ſuchte Juſtus 
Möſer“ die rechtlichen und ſtaatlichen Verhältniſſe ſeiner Onabrücker 
Heimat aus dem Zuſammenhang mit den natürlichen, wirtſchaftlichen, 
religiöſen und allgemein geiſtigen Eigentümlichkeiten des Volkes zu 
begreifen. Winckelmann wollte die Eigenart der griechiſchen Kunſt 
aus der natürlichen und kulturellen Bedingtheit des griechiſchen Volks⸗ 
geiſtes verſtehen. 

Die Göttinger: Gatterer, Schlözer, Spittler übertrugen dieſe 
Methode auf die Weltgeſchichte. 


— 


1 Die Staatsauffaſſung des Liberalismus hat ſtarke Anklänge an die 
unhiſtoriſche, konſtruktive Methode des Naturrechts, obgleich ſie auch unter dem 
Einfluß der hiſtoriſchen Strömung der Zeit geſchichtliche Elemente auf⸗ 
genommen hat. | 

2 Vgl. Dilthey, „Das 18. Jahrhundert ..., S. 363 ff. 

3 Vgl. Schaumkell, „Geſchichte der deutſchen Kulturgeſchichtsſchreibung 
von der Mitte des 18. Jahrhunderts bis zur Romantik“, S. 30 ff. 
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Leſſing wendet die „große Entdeckung“ Montesquieus auf die 
Geſchichte der poſitiven Religionen an und ſucht deren Verſchiedenheit 
als ein Produkt naturgeſetzlicher Bedingtheiten und allſeitiger Wechſel⸗ 
wirkung der Kulturgebiete zu erfaſſen 1. Zugleich aber tut er einen 
bedeutenden Schritt vorwärts, indem er mit Montesgquieus hiſtoriſcher 
Auffaſſung den Leibnizſchen Entwicklungsgedanken vereinigt: die ver⸗ 
ſchiedenen Religionen in ihrer beſonderen Eigenart ſind ihm nur 
Stationen einer aufſteigenden Entwicklungsreihe, eine allmähliche 
Annäherung an die ideale, abſolute Religion. 

Herder überträgt dann den Leibnizſchen Entwicklungsgedanken 
auf das geſamte geiſtige Leben der Völker und bildet ihn zugleich 
weiter, indem er die einzelnen Stufen eine aus der anderen organiſch 
herauswachſen und einander kauſal bedingen läßt. Wenn Herder 
dieſen Gedanken an einer geſchichtlichen Darſtellung auch noch nicht 
durchgeführt hat, ſo begreift er doch die ganze Welt als eine fort⸗ 
laufende, von der unorganiſchen Natur über die Pflanze zum Tier 
bis zum Menſchen aufſteigende Entwicklungsreihes. Die Trennung 
von Natur und Geiſt iſt damit überwunden. Alles Geſchaffene iſt 
eine Einheit, denn in allem wirkt Gott. Dem ewigen Werden liegt 
eine einheitliche Idee, ein göttlicher Plan, die „Erziehung des 
Menſchengeſchlechts“ zur Humanität zugrunde. 

Träger der hiſtoriſchen Entwicklung ſind ihm die Volksgeiſter, 
die in ihrer jeweiligen Beſonderheit „teils nach Lage und Bedürfnis 
des Ortes, teils nach dem angeborenen oder ſich erzeugenden Charakter 
der Völker“? zu verſtehen find. Neben den phyſiſchen Mächten be⸗ 
„tont Herder viel ſtärker als Montesquieu geheimnisvolle Geiſtes⸗ 
kräfte, die die Volksindividualität, die eigenartige Volksſeele be⸗ 
dingen, welche unbewußt, triebartig ſchafft. In myſtiſchem Wachſen 


1 Beſonders charakteriſtiſch für den Einfluß Montesquieus iſt die bei 
Dilthey, „Das Erlebnis und die Dichtung“ S 123 abgedruckte Stelle aus 
Leſſings „Ernſt und Falk“, 2. Geſpräch: „Viele von den kleineren Staaten 
würden ein ganz verſchiedenes Klima, folglich ganz verſchiedene Bedürfniſſe 
und Befriedigungen, folglich ganz verſchiedene Gewohnheiten und Sitten, folglich 
ganz verſchiedene Sittenlehren, folglich ganz verſchiedene Religionen haben.“ 
Vgl. Werke (Reklam) Bd. 3, S. 441. Vgl. dazu auch die Grundidee des Nathan. 

2 Dieſe rein ideelle Entwicklung iſt nicht in darwiniſtiſchem Sinne zu 
verſtehen. N 

3 „Ideen zur Philoſophie der Geſchichte der Menſchheit“, Buch 13, Kap. 6. 
— über Herders Verhältnis zu Montesquieu vgl. Kantorovicz, H. Z. 1912 
(Bd. 12), S. 305; Haym, „Herder“ I, S. 344 f. Vgl. auch Wundt, 
Logik II, 2, S. 422. 
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und Weben erzeugt fie ungewollt die nationale Kultur, ihre geſell⸗ 
ſchaftlichen, rechtlichen und ſtaatlichen Formen. Ihren ureigenſten 
Ausdruck aber findet die Volksſeele nur in der Poeſie, im Liede. 

So iſt das hiſtoriſche Bewußtſein ſchon vor der franzöſiſchen 
Revolution weſentlich vertieft und fortentwickelt worden. Ihre 
charakteriſtiſch einſeitige Umbildung und bewußte Anwendung auf 
Staat und Recht aber erfährt ſie erſt in der umfaſſenden Geiſtes⸗ 
bewegung, die unmittelbar nach 1793 einſetzt: in der Weltanſchauung 
der Romantik. 

Wenn die franzöſiſche Revolution gleichſam die Krönung der 
unhiſtoriſchen Naturrechtslehre durch die Praxis bedeutet, ſo läßt 
ſie auch gleichzeitig die ganze Einſeitigkeit und Unhaltbarkeit der 
rationaliſtiſchen Staatskonſtruktion offenbar werden. Man erkannte 
— vor allem geleitet durch Burkes Betrachtungen über die fran⸗ 
zöſiſche Revolution! —, wie gefährlich es wäre, den Staat von ſeinem 
natürlichen und hiſtoriſchen Boden zu löſen und ihn rein aus der 
Vernunft heraus aufzubauen; man merkte, wie wenig man dem 
Weſen des Staates gerecht wurde, wenn man ihn nur vom Stand⸗ 
punkte des Individuums als reinen Rechtsſtaat auffaßte. Deshalb 
ſetzte gleich nach der franzöſiſchen Revolution eine mächtige Reaktions⸗ 
bewegung ein, die in Deutſchland noch beſonders verſtärkt wurde 
durch das neuerwachte Nationalbewußtſein. 

Die Romantik iſt ſich ihres Charakters als Reaktionsbewegung 
gegen die mechaniſierenden Abſtraktionen der Aufklärung voll bewußt. 
„Warum ſeht ihr alles einzeln, was doch nicht einzeln und für ſich 
wirkt!“ ruft Schleiermacher 1799 in ſeinen „Reden über die Religion“. 
Alles Lebendige iſt erwachſen aus einem myſtiſchen, irrationalen 
Lebensgrunde. Deshalb iſt alles Geſchehen eine Einheit, und alle 
Lebensgebiete ſind unlösbar ineinander verwebt. Das ganze Leben 
iſt Bewegung, Werden, „iſt Geſchichte“?. Und dieſes ewig Fließende, 
Eine, Grenzenloſe kann man nicht analyſieren, nicht erklären, nicht 
auf Geſetze bringen, man kann es nur intuitiv erfaſſen, nur „aus 
dem Ganzen verſtehen“. 

Darum iſt es falſch, ſo polemiſiert die politiſche Romantik gegen 
die naturrechtlich liberalen Ideen, wenn man Staat und Recht aus 


1 Burkes „Reflections“ wurden 1793 von Fr. Gentz ins Deutſche über⸗ 
tragen. Über Burkes Verhältnis zu Montesquieu vgl. Burke, W. VI, S. 297, 
wo er Montes quieu „the greatest genius which has e this age“ 
nennt. 

2 Schlegel, „Vorleſungen über Eneyklopädie“, 1808, S. 24. 
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der Einheit der Kultur heraushebt und iſoliert betrachtet, denn bei 
ſolcher Abſtraktion muß das Lebendige zum Mechanismus erſtarren. 
Staat und Recht ſind organiſch erwachſen aus dem innerſten Weſen 
der Nation. Die dem Volke urſprünglich innewohnende Lebenskraft 
erzeugt in unbewußter Tätigkeit das Recht im engſten Zuſammen⸗ 
hange mit den politiſchen, wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſen. 
„Alles Recht entſteht als Gewohnheitsrecht“, d. h. es wird erzeugt, 
„erſt durch Sitte und Volksglaube, dann durch Jurisprudenz, überall 
alſo durch innere, ſtillſchweigende Kräfte, nicht durch die Willkür 
eines Geſetzgebers“ !“. Ebenſo ift der Staat kein gemachtes, kein 
bewußt konſtruiertes, ſondern ein „hiſtoriſches Phänomen, das nur 
genetiſch, d. h. aus ſeiner Geſchichte“?, verſtanden werden kann. Der 
Staat iſt „die innige Verbindung der geſamten phyſiſchen und 
geiſtigen Bedürfniſſe, des geſamten phyſiſchen und geiſtigen Reichtums, 
des geſamten inneren und äußeren Lebens einer Nation zu einem 
großen energiſchen, unendlich bewegten und lebendigen Ganzen“. 
Damit hört der Staat auf, Mittel zur Realiſierung individueller 
Zwecke zu ſein. Er bekommt ſelbſtändigen Wert als ein über⸗ 
individuelles Gebilde mit ethiſchem Gehalt. Als die Verkörperung 
der Volkseinheit iſt er „ein "großes, all die kleinen Individuen um⸗ 
faſſendes Individuum“ “. Eine Teilung der Geſamtmacht in ſelb⸗ 


1 Savigny, „Vom Beruf unſerer Zeit zur Geſetzgebung“, 1814, S. 8. 
Ganz ähnlich ſchreibt das andere Haupt der hiſtoriſchen Rechtsſchule, Eichhorn: 
„Man verkannte in den naturrechtlichen Lehren, daß jeder Staat ein beſtimmter 
gegebener geſellſchaftlicher Zuſtand iſt, der folglich ohne ein durch dieſe Indi⸗ 
vidualität unmittelbar bedingtes, hiſtoriſch gegebenes Recht, welches keineswegs 
willkürlich begründet iſt, gar nicht gedacht werden kann, daß dieſes mithin 
einen organiſchen Charakter hat, ſich mit dem geſellſchaftlichen Zuſtand, da dieſer 
nichts Totes oder Stillſtehendes und Abgeſchloſſenes iſt, mithin Veränderungen 
erleidet, freilich ebenfalls verändern muß, aber immer unmittelbar auf dieſen 
bezogen werden und ſtets durch dieſen bedingt ſein muß, daß die Geſetzgebung 
daher den Beruf hat, die Bedürfniſſe dieſes Zuſtandes aufzufaſſen und, was 
vorhanden iſt, nach den ewigen Regeln der Gerechtigkeit zu ordnen.“ Deutſche 
Staats⸗ und Rechtsgeſchichte, Bd. 4, $ 614, S. 639. Der 4. Bd. iſt allerdings 
erſt 1823 erſchienen, dieſelben Gedanken aber finden ſich ſchon in dem 1808 ge⸗ 
druckten 1. Bande. Eichhorn faßt Montesquieu nur als den Verfaſſer der 
Lehre von der Gewaltenteilung auf und polemiſiert deshalb gegen ihn und 
feinen Einfluß in Deutſchland — vgl. Bd. IV, § 614, S. 645 — obgleich 
feine Anſchauungen noch mehr als die Savignys mit denen Montesquieus ver⸗ 
wandt ſind. | 

2 Schlegel, „Vorleſungen über Eneyklopädie“. 

3 Adam Müller, „Elemente der Staatskunſt“, Bd. I, S. 84. 

Ebenda S. 256. 5 
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ſtändige Sondergewalten widerſpräche dem Weſen des Staates als 
Einheit; vielmehr verlangt er gerade eine ſichtbare Zuſammenfaſſung 
aller Gewalt im Monarchen, der ſeine Würde nicht von Menſchen, 
ſondern von Gott ſelbſt empfangen hat. Der Einzelne behält in 
dieſem Staate ſeine Selbſtändigkeit und iſt doch eng mit dem Staate 
verwachſen. Je nach ſeiner Beſtimmung hat das Individuum, das 
nicht mehr Untertan, ſondern Glied, Organ iſt, im ſtaatlichen Ge: 
ſamtorganismus beſtimmte Pflichten und beſtimmte Rechte. Ent⸗ 
ſcheidend iſt alſo nicht der Wert des Menſchen als ſolcher, ſondern 
ſein natürlicher Sozialwert. Nur ſo hat der Einzelne Freiheit inner⸗ 
halb ſeiner Sphäre, und die Einheit des Ganzen iſt gewahrt. 


So ſehen wir das politiſche Denken am Anfang des 
19. Jahrhunderts von zwei Staatsanſchauungen be- 
herrſcht!. Die eine fordert Garantie der natürlichen 
Rechte des Individuums gegenüber dem Staate und 
ſtützt ſich dabei auf die rationaliſtiſch⸗liberalen Lehren, 
denen Montesquieu eine charakteriſtiſche Prägung 
gegeben hatte; die andere tritt ein für die Einheit 
und Autorität des Staates und verwendet dazu die 
hiſtoriſche Denkweiſe, die eine ihrer Wurzeln im „Geiſt 
der Geſetze“ hat. Zum Teil ſind dieſe Anſchauungen in ein⸗ 
ſeitiger Weiſe vertreten, noch öfter aber kreuzen ſich beide in ein 
und demſelben Denker und zwar ſo, daß jeweilig die eine oder die 
andere Richtung überwiegt. Die ganze geiſtige Konſtellation 
drängte zu einer klaren Löſung der Antinomie von 
Vernunft und Geſchichte. Hegel hat es verſucht, die rationa⸗ 
liſtiſch⸗naturrechtliche und die hiſtoriſch⸗ organiſche Weltanſchauung 
zu verſöhnen r. 


1 Vgl. Spranger, „Philoſophie und Pädagogik der preußiſchen Reform⸗ 
zeit“. H. Z. 1910 (8), bei. S. 293 ff. 

2 Über Montesquieus Einfluß auf Hegels Staatsphiloſophie wird an dieſer 
Stelle eine beſondere Unterſuchung folgen. 
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Plan einer allgemeinen Wochenhilfe 
als Weiterführung der Reichswochenhilfe 
nach dem Kriege 


Von Clara Schloßmann⸗Düſſeldorf 


Inhaltsverzeichnis: Allgemeines S. 306. — Umfang der Verſicherung S. 309. 
— Leiſtungen der allgemeinen Wochenhilfe S. 312. Wochen⸗ und Schwangeren⸗ 
geld S. 312; Stillgeld S. 314; Freie Hebammendienſte und ärztliche Be⸗ 
handlung S. 316; Aufnahme in Wöchnerinnenheimen S. 317; Hauspflege 
S. 317; Beginn und Ende der Anſprüche auf Leiſtung S. 318. — Koſten 
S. 319. — Plan und Überſicht S. 320 und 321. 


De. Einführung der Reichswochenhilfe war eine ſoziale Tat und 
allgemein iſt der Wunſch, ſie nicht bei Friedensſchluß ins Nichts 
verſinken zu laſſen, ſondern ſie in irgendeiner Form hinüberzuführen 
in die Friedenszeit. Eine große Anzahl auf ſozialem Gebiete tätiger 
Organiſationen hat dahingehende Forderungen ausgeſprochen, ſo der 
Hauptverband deutſcher Ortskrankenkaſſen, der Bund deutſcher Frauen⸗ 
vereine und der preußiſche Verein für Säuglingsſchutz. Auch machte 
die Frankfurter Ortskrankenkaſſe im Verein mit dem Magiſtrat und 
vielen Frankfurter Organiſationen in einer Eingabe an den Reichstag 
beſtimmtere Vorſchläge für eine Fortführung der Reichswochenhilfe. 
Faſt kann man ſagen, es wird allgemein erwartet, daß die Mutter⸗ 
ſchaftsfürſorge nicht wieder auf die gleichen Leiſtungen wie vor Ein⸗ 
führung der Reichswochenhilfe zurückſinkt. Sind doch die Vorteile, 
die die Reichswochenhilfe bietet, in die Augen ſpringend, und wenn 
trotz der ſonſtigen ungünſtigen Verhältniſſe der Jetztzeit die Säuglings⸗ 
ſterblichkeit recht günſtig iſt, weit mehr Mütter ihre Kinder ſtillen 
als früher und der Geſundheitszuſtand der Säuglinge ein recht guter 
iſt, ſo iſt das wohl ausſchließlich der Reichswochenhilfe zu danken. 

Mit Recht hat jetzt die Bevölkerungspolitik eine früher nie ge⸗ 
kannte Bedeutung gewonnen. Nach den furchtbaren Wunden, die der 
Krieg unſerem Volkskörper geſchlagen hat, iſt das Heranziehen eines 
geſunden Nachwuchſes von außerordentlicher Bedeutung; der Grund⸗ 
und Eckſtein einer richtigen Bevölkerungspolitik aber muß eine gute 
Fürſorge für Mutter und Kind ſein. Sie iſt das Mittel, nicht nur 
die Mütter geſunder und gebärfähiger zu erhalten und unnützes 
Sterben von Kindern zu vermeiden, ſondern vor allem werden hier⸗ 


durch aus den Geborenen kräftigere Kinder, R Er⸗ 
Schmollers Jahrbuch XIII I. 
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wachſene. Die Millionen, die das Reich jetzt jährlich für die Reichs⸗ 
wochenhilfe aufwendet, ſind ein Kapital, das in der Zukunft reiche 
Zinſen tragen wird, und die Volkswirtſchaft in 20, 30 Jahren wird 
den Segen ernten. 

Wenn ſomit auch mit Sicherheit anzunehmen iſt, daß die Reichs⸗ 
wochenhilfe nicht bei Friedensſchluß einfach aufhört, ſo iſt doch Um⸗ 
fang und Form der ſpäteren Mutterſchaftsfürſorge noch ganz un⸗ 
gewiß, und eine offene Frage iſt auch, in wie weitem Maße das Reich 
Mittel dafür aufzuwenden willens ſein wird. Da heute allen minder⸗ 
bemittelten Müttern der Kinder von Kriegsteilnehmern Reichswochen⸗ 
hilfe zuſteht, ſo genießt jetzt ein erheblicher Teil aller Wöchnerinnen 
dieſe Hilfe, und ſicher iſt ja zu hoffen, daß der erfreulicherweiſe 
hiermit beſchrittene Weg, Reichsmittel für Wochenhilfe zu ver- 
wenden, nicht wieder verlaſſen wird. Dieſer Weg iſt auch ſchon 
vielfach in anderen Staaten beſchritten worden, ſo beſonders in 
Norwegen, wo der Staat Zuſchüſſe zu jeder Wochenhilfe leiſtet. 
Ein wünſchenswertes Ziel wäre ja vielleicht, künftig allen minder⸗ 
bemittelten Wöchnerinnen aus Mitteln des Reiches Wochenhilfe zu 
gewähren, ſo wie das Reich jetzt die vollen Koſten für die Wochen⸗ 
hilfe der Kriegerfrauen trägt. Die Summe aber, die hierfür nötig 
wäre, überſteigt das, was wohl erreichbar iſt; bei einer Geburten⸗ 
zahl von etwa 1,9 Millionen, wie vor dem Kriege, und bei der 
Schätzung, daß drei Viertel der Wöchnerinnen als minderbemittelt 
Anſpruch auf Wochenhilfe hätten, würde bei Zugrundelegen der 
Leiſtungen der heutigen Reichswochenhilfe! die jährliche Aufwendung 
etwa 180 Millionen betragen. Wenn wir daher zwar auch wohl einen 
Reichszuſchuß ins Auge faſſen können, ſo werden doch für den Haupt⸗ 
teil der Koſten andere Träger zu ſuchen ſein. 


Allgemeines 


Vnſer Ziel muß fein, die Verſorgung möglichſt aller minder- 
bemittelten Wöchnerinnen. Um dies zu erreichen, iſt eine 
allgemeine Zwangs verſicherung vorgeſchlagen worden, und 
zwar nimmt von Behr⸗Pinnow in einem Vortrage vom 13. März 


1 Die allgemeine Ortskrankenkaſſe für das rechtsrheiniſche Düſſeldorf 
wendete im Jahre 1916 für 714 Fälle von Reichswochenhilfe 75 327,73 Mk. auf; 
zuzüglich 50% des Wochengeldes, das am 6. Juni 1917 von 1 Mk. auf 1,50 Mk. 
erhöht wurde, hätten die Aufwendungen 91 458,92 Mk. betragen; dies iſt durch⸗ 
ſchnittlich 128 Mk. für jeden Fall. 
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1915! eine Verſicherung auf Gegenſeitigkeit ohne finanzielle Reichs⸗ 
hilfe in Ausſicht für alle Ehefrauen, ſoweit ſie nicht durch die Reichs⸗ 
verſicherungsordnung Anſpruch auf Reichswochenhilfe haben. In einer 
Beſprechung dieſes Vorſchlages erweitert Mayet? dieſen Vorſchlag zu 
einer Zwangsverſicherung für alle weiblichen Perſonen von 16 bis 
45 Jahren ohne Begrenzung des Einkommens und verlangt für etwa 


ein Drittel der Koſten einen Reichszuſchuß, den er jährlich auf 74 


bis 75 Mill. Mk. ſchätzt. Auch die Eingabe der vereinigten Frank⸗ 
furter Organiſationen ſpricht von Verſicherungszwang, ohne aber 
näher darauf einzugehen. 

Eine ſolche Zwangsverſicherung, bei der die Verſicherten ſelbſt 
zwangsweiſe zu den Koſten herangezogen werden, hat aber meines 
Erachtens außerordentlich große Nachteile. Zwei ſolche zwangsweiſe 


Selbſtverſicherungen kennt ſchon die Reichsverſicherungsordnung und 


beide locken nicht zur Nachfolge. § 444 RVO. beſtimmt, daß die 
unſtändig Beſchäftigten ſich ſelbſt anmelden ſollen, doch wird in der 


Praxis wohl der überwiegende Teil nicht erfaßt; an Nichtverſicherte 


werden die Leiſtungen nicht gewährt. Und § 384 RVO. ſieht vor, 
daß Kaſſen mit Familienhilfe von allen Verſicherten mit Familien⸗ 
angehörigen einen Zuſatzbeitrag erheben können. Obgleich dies im Geſetz 


eigentlich nicht vorgeſehen iſt, wird der $ 384 m. W. von den wenigen 


Kaſſen, die ihn überhaupt anwenden, ſo gehandhabt, daß ein Zwang 


auf Zahlen der Zuſatzbeiträge nicht ausgeübt wird, ſondern bei Nicht⸗ 


entrichten wird einfach die Leiſtung nicht gewährt. So hat die Praxis 
die Zwangsverſicherung in eine freiwillige Verſicherung verwandelt. 


Wie aber ſollte eine Zwangsverſicherung für Wochenhilfe ſich geſtalten? 
Will man von zwangsweiſer Beitreibung der Beiträge abſehen, fo 


würden alle diejenigen, die glauben, der Leiſtung nicht zu bedürfen, 


die Zahlung verweigern; die ganze Berechnungsgrundlage würde hier⸗ 


durch hinfällig; ferner würden alle diejenigen die Wochenhilfe nicht 


erhalten, die ihren Zahlungsverpflichtungen nicht genügten. Aus der 
Zwangsverſicherung wäre eine freiwillige Verſicherung geworden. — 
Ober will man bei ſäumiger Zahlung die Beiträge wie Steuern bei⸗ 
treiben? Das würde große Koſten und Verbitterung verurſachen, 


1 „Die Sicherung des Volksbeſtandes Deutſchlands“, von Kabinettsrat a. D. 


Kammerherr Dr. jur. et med. h. c. von Behr⸗Pinnow. Vortrag, gehalten in 


der außerordentlichen Tagung der Deutſchen Vereinigung für Säuglingsſchutz 
am 13. März 1915. Zeitſchrift für Säuglingsſchutz VII, Heft 4, April 1915. 
2 „Reichswochenhilfe nach dem Kriege“, von Prof. Dr. P. Mayet, Kaiſerl. 


Geh. Regierungsrat. Zeitſchrift Ortskrankenkaſſe, 1. Juli 1915. 
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zumal ja Beiträge auch von denen zu erheben ſind, die nie von den 
Leiſtungen Gebrauch machen wollen. Dann wäre wohl ſchon ein⸗ 
facher und für die Zahlungspflichtigen bequemer, von vornherein die 
Beiträge mit den Steuern zu erheben. — Ein Fehler jeder derartigen 
Zwangs⸗Mutterſchaftsverſicherung iſt ferner, daß einſeitig die Frauen 
mit dem Aufbringen der Mittel belaſtet werden, während meines 
Erachtens die Männer als Väter in gleicher Weiſe zu den Koſten 
heranzuziehen wären. Täte man aber noch dieſen notwendigen 
Schritt und zieht man den Kreis der Berechtigten ſo weit, wie 
Mayet vorſchlägt, ſo verflüchtigt ſich überhaupt der Charakter der 
Verſicherung; Leiſtung und Gegenleiſtung ſind faſt ohne Zuſammen⸗ 
hang. — Auch ſcheint mir nicht richtig, zu den ſchon vorhandenen 
vier großen Zweigen der ſozialen Verſicherung einen weiteren Sonder⸗ 
zweig zu ſchaffen, der nur die verhältnismäßig geringe Leiſtung der 
Wochenhilfe umfaßt. Sie muß in eine größere Verſicherung ein⸗ 
gefügt werden. Sollte vielfachen Vorſchlägen von Bevölkerungs⸗ 
politikern folgend als neuer großer Zweig der Sozialverſicherung 
ſchon bald eine umfaſſende Familienverſicherung zur Gewährung von 
Erziehungsgeldern geſchaffen werden, ſo wäre die Wochenhilfe rich— 

tigerweiſe dieſer neuen Familienverſicherung einzugliedern. Dies 
baldige Entſtehen ſolcher Familienverſicherung iſt aber wohl nicht 
zu erwarten. 

Wenn ſomit eine allgemeine Zwangsverſicherung, die aus⸗ 
ſchließlich Wochenhile umfaßt, mir nicht der richtige Weg zu ſein 
ſcheint, ſo ſcheineu mir anderſeits die vor Einführung der Reichs⸗ 
wochenhilfe gemachten Vorſchläge überholt, und auch der Plan 
von Alfons Fiſcher!, als Ergänzung der Mutterſchaftsverſicherung 
der Krankenkaſſen private, auf Selbſthilfe beruhende Mutter⸗ 
ſchaftskaſſen einzurichten, ſcheint mir nach dem heutigen Stand 
der Frage mehr hemmend als dem Fortſchritt dienend. Wir ſtehen 
heute in der Frage der Wochenhilfe auf einer ſo hohen Stufe, daß 
wir nicht neue Grundlagen bauen ſollten, ſei es Zwangsverſicherung 
oder freie Mutterſchaftskaſſen, ſondern das richtige ſcheint mir, auf 
der guten vorhandenen Grundlage weiter zu bauen, fie den Friedens⸗ 
verhältniſſen anzupaſſen und ihre Lücken in möglichſter Angliederung 
an das Vorhandene auszufüllen. Das Beſtreben muß hierbei ſein, 
möglichſt zahlreichen Wöchnerinnen die Wochenhilfe zu ſichern, ohne 
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eine neue Verſicherung, auf Grund der eigenen Arbeitsleiſtung oder 
aber der des Ehemannes, anſchließend an die Krankenverſicherung. 
Nur für diejenigen Gruppen von Frauen, für die ein ſolcher Weg 
nicht gangbar iſt, muß eine neue Mutterſchaftsverſicherung geſchaffen 
werden, und für dieſe an Zahl möglichſt zu beſchränkenden Perſonen⸗ 
gruppen ſchlägt unſer Plan eine freiwillige, aber durch günſtiges 
Riſiko lockende Verſicherung vor. Für jeden Fall von Wochenhilfe 
wäre von dem Reich ein feſter Betrag als Reichszuſchuß zu leiſten. 

Im einzelnen iſt der Plan folgender: Träger der allgemeinen 
Wochenhilfe müſſen die Krankenkaſſen ſein, die ſchon jetzt einen nam⸗ 
haften Teil der Wochenhilfe leiſten. Auch für die freiwillige Ver⸗ 
ſicherung wird nicht ein neuer Träger geſchaffen, ſie wird den all⸗ 
gemeinen Ortskrankenkaſſen anzugliedern ſein. 


Umfang der Verſicherung 


Die Wochenhilfe ſoll ſich erſtrecken auf die minderbemittelten 
Wöchnerinnen. Wünſchenswert wäre die Einkommengrenze von 
5000 Mk. — Grenze der Angeſtelltenverſicherung —, doch ſcheint 
es aus Zweckmäßigkeitsgründen vielleicht vorläufig richtiger, die, 
jetzt vorhandene Grenze beizubehalten und als minderbemittelt 
im Sinne dieſer Beſtimmungen eine Wöchnerin zu kennzeichnen, 
1. wenn ſie ſelbſt oder ihr Ehemann auf Grund der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung krankenverſichert iſt, oder 2. wenn ihres 
Ehemannes und ihr jährliches Geſamteinkommen 2500 Mk. nicht 
überſteigt. Dieſe Grenze entſpricht der Bundesratsverordnung 
über Reichswochenhilfe vom 23. April 1915 § 2 und dem § 176 
RVO. Wenn vielfachen Wünſchen und dem gewandelten Geldwert 
entſprechend die Einkommengrenze der Krankenverſicherung erhöht 
wird, ſo iſt auch die der Mutterſchaftsverſicherung entſprechend 
heraufzuſetzen. Für jedes ſchon vorhandene Kind unter 15 Jahren, 
deſſen Unterhalt von den Eltern beſtritten wird, ſollte dieſe Summe 
um 250 Mk. oder einen noch höheren Betrag erhöht werden. Dieſe 
Erweiterung aus bevölkerungspolitiſchen Gründen iſt zwar in der 
heutigen ſozialen Geſetzgebung ſo nicht vorhanden, doch finden wir 
eine dem Sinne nach gleiche Ausdehnung in der Bundesrats⸗ 
verordnung vom 23. April 1915, § 2, Abſ. 2. Eine ſolche Er⸗ 
weiterung wäre ſehr wünſchenswert, ſie trägt der richtigen, heute 
mehr und mehr durchdringenden Auffaſſung Rechnung, daß das 
Einkommen nicht an ſich den Maßſtab zu bilden hat, ſondern es iſt 
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zu beurteilen im Verhältnis zu der Zahl der Perſonen, die von 
dieſem Einkommen zu leben haben. Für ſolche, deren Einkommen 
nach dem Beitritt ſteigt, wäre wie in der Krankenverſicherung feſt⸗ 
zuſetzen, daß dieſe Verſicherungsberechtigung erſt erliſcht, wenn das 
Geſamteinkommen 4000 Mk. überſteigt. 

Die anſpruchsberechtigten Wöchnerinnen teilt unſer Plan in 
drei Gruppen: 

Gruppe A: Die auf Grund der Krankenverſicherung 
Verſicherten (Krankenkaſſenmitglieder). 
Gruppe B: Die verſicherungsfreien Ehefrauen von 
Verſicherten. 
Gruppe C: Freiwillige Mitglieder der Mutter⸗ 
ſchaftsverſicherung. 
Nach dem heutigen Recht hat nur die Gruppe A einen Anſpruch 
auf Wochenhilfe. Der Gruppe B kann Wochenhilfe als Mehrleiſtung 
durch die Satzung der zuſtändigen Krankenkaſſe zuerkannt werden, 
doch iſt dieſe Mehrleiſtung nur in geringem Maße eingeführt. Für 
Gruppe O beſteht heute keine Möglichkeit der Verſicherung. u 

Nach unſerem Plan erhalten Gruppe A und B die Wochenhilfe 
von der zuſtändigen Kaſſe ohne beſondere Gegenleiſtung. Den Ver⸗ 
ſicherungsfreien und durch ihren Arbeitgeber von der Krankenkaſſe 
Befreiten“, alſo ſtaatlichen und gemeindlichen Beamten, Lehrern 
an öffentlichen Schulen, befreiten Dienſtboten u. a., wird ein An⸗ 
ſpruch gegen ihren Arbeitgeber zuerkannt; der nicht krankenverſicherten 
Schiffsbeſatzung deutſcher Seefahrzeuge hat, ſoweit ſie innerhalb 
der Einkommengrenze der Krankenverſicherung iſt, die Seeberufs⸗ 
genoſſenſchaft die Wochenhilfe zu leiſten. Und zwar haben diejenigen 
Wöchnerinnen, deren Lohn nicht fortgezahlt wird, Anſpruch auf die 
Leiſtungen der Gruppe A, diejenigen, die weiter Gehalt beziehen, 
haben Anſpruch auf die Leiſtungen der Gruppe B. Sind die Wöch— 
nerinnen ſelbſt weder verſichert noch befreit, aber ihr Ehemann iſt 
gemäß obigen Paragraphen von der Krankenverſicherung befreit, ſo 
hat deſſen Arbeitgeber bzw. die Seeberufsgenoſſenſchaft die Wochen⸗ 
hilfe zu leiſten. 

Bei dieſer Regelung iſt der weitaus größte Teil der minder: 
bemittelten Wöchnerinnen erfaßt, ohne gegenüber der heutigen Or⸗ 
ganiſation Weſentliches zu verändern. Unerfaßt bleiben nur die 
Berufsgruppen der kleinen Selbſtändigen und die nichterwerbstätigen 
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unverheirateten Wöchnerinnen, ſowie diejenigen, die wir durch die 
je nach der Kinderzahl vorgeſehene Verſchiebung der Einkommen⸗ 
grenze in die Verſicherung einbeziehen wollen. Wird die Einkommens⸗ 
grenze der Mutterſchaftsverſicherung auf 5000 Mk. feſtgeſetzt, ſo 
kommen noch diejenigen hinzu, die jenſeit der Grenze der Kranken⸗ 
verſicherung, aber diesſeit der der Mutterſchaftsverſicherung ſtehen. 

Deshalb muß eine weitere Gruppe von Verſicherten vorgeſehen 
werden, und zwar Gruppe C, die die freiwilligen Mitglieder der 
Mutterſchaftsverſicherung umfaßt. Dieſe Frauen ſollen bei der all⸗ 
gemeinen Ortskrankenkaſſe zuſtändig ſein und Beiträge zu entrichten 
haben. Auf die Höhe dieſer Beträge kommen wir ſpäter bei Be⸗ 
ſprechung der Koſten zurück. Daß für dieſe der Gruppe C zu⸗ 
gehörigen Frauen nur eine freiwillige Verſicherung vorgeſehen wird, 
iſt zweifellos ein Nachteil, da ja bei jeder freiwilligen Verſicherung 
ein namhafter Teil der Verſicherungsberechtigten unverſichert bleibt. 
Doch ſcheint mir dies noch der beſte von den möglichen Wegen. 
Auch wird, wie geſagt, die Zahl der der Gruppe C Zugehörigen 
überhaupt im Verhältnis zu denen der Gruppen A und B nur ſehr 
gering ſein. Iſt ſchon an ſich die Zahl der kleinen Selbſtändigen 
nicht bedeutend, ſo ſo verringert ſie ſich noch dadurch, daß ein nicht 


unerheblicher Teil als freiwillige Mitglieder der Kranken⸗ 


verſicherung angehört, wodurch dann ja Wochenhilfe für Gruppe A 
bzw. — wenn der Ehemann freiwilliges Mitglied einer Krankenkaſſe 
iſt — für Gruppe B zuſtände. Ein ſehr günſtiges Riſiko der Ver⸗ 
ſicherung für Gruppe C, verhältnismäßig hohe Leiſtungen bei ge⸗ 
ringen Beiträgen, worauf wir ſpäter noch näher eingehen, würde 
die freiwillige Verſicherung lockend erſcheinen laſſen. Bleibt aber 
auch ein Teil der Verſicherungsberechtigten der freiwilligen Ver⸗ 
ſicherung fern, ſo ſcheint mir das dann nicht bedenklich, weil die 
wirtſchaftliche Lage ſo ausgeglichen iſt, wie etwa bei einem Bauern 
im Weſterwald. Freilich wäre dringend erwünſcht, daß von einer 
anderen Seite, außerhalb des Rahmens dieſer Verſicherung, für die 
Hilfsbedürftigſten Sorge getragen wird, und zwar von ſeiten des 
Kommunalverbandes durch die neu zu ſchaffenden Jugendämter oder 
von einer noch umfaſſenderen Organiſation, ſo in Preußen von 
ſeiten des Landarmenverbandes. Der Begriff hilfsbedürftig wäre 
nicht gar zu eng zu umgrenzen, weiter als die „armenrechtliche 
Hilfsbedürftigkeit“, und hätte beſonders die Unehelichen zu umfaſſen. 
Die Koſten für deren Verſorgung wären nach Möglichkeit von den 
unehelichen Vätern zurückzufordern, | 
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Leiſtungen der allgemeinen Wochenhilfe 


Wir kommen nun auf den wichtigſten Punkt: welche Leiſtungen 
die allgemeine Wochenhilfe zu gewähren hat. Wohl wäre es wünſchens⸗ 
wert, ſehr hohe Leiſtungen feſtzuſetzen, doch die Koſtendeckung wäre 
allzu ſchwierig, und deshalb ſcheint mir, wie ſchon geſagt, richtiger, 
ſich mit weniger zu begnügen, die Forderungen möglichſt an das 
Beſtehende anzuſchließen und als Hauptſache darauf zu dringen, daß 
die allgemeine Wochenhilfe ſich ohne Unterbrechung gleich bei Er⸗ 
löſchen der Reichswochenhilfe bei Friedensſchluß ſofort anſchließt. 
Deshalb ſieht dieſer Plan als Regelleiſtung das vor, was 
heute wohl zu erreichen möglich iſt. Darüber hinaus werden 
„Mehrleiſtungen vorgeſehen, die gut bemittelte Kaſſen gewähren 
ſollten. 

Die Leiſtungen für die Gruppen A, B und C ſollen nicht ganz 
die gleichen ſein. Während die Gruppen B und C bisher ohne alle 
Verſorgung waren, hatte Gruppe A nach der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung Anſpruch auf Regelleiſtung von 8 Wochen Wochengeld in 
Höhe des Krankengeldes und erhielt ſeit Einführung der Reichs⸗ 
wochenhilfe bedeutend erweiterte Leiſtungen, ungefähr die von der 
Reichsverſicherungsordnung vorgeſehenen Mehrleiſtungen. — Als ſelbſt⸗ 
verſtändlich kann wohl angenommen werden, daß dieſe erweiterten 
Leiſtungen für Gruppe A beibehalten werden und daß dieſe Neben⸗ 
wirkung der Reichswochenhilfe bleibt, wenn ſie ſelbſt durch das Weg⸗ 
fallen der Kriegsteilnehmer erliſcht. Wir legen daher dieſe erweiterten 
Leiſtungen unſerem Plan zugrunde. Die wichtigſte Leiſtung iſt das 
Wochengeld. 


Wochen: und Schwangerengeld 


Während alle anderen Leiſtungen der Wöchnerinnen der drei 
Gruppen A, B und C in gleicher Art und Höhe zuzubilligen find, 
iſt dies bei dem Wochen⸗ und Schwangerengeld nicht der Fall. Für 
Gruppe A gilt es Erſatz zu ſchaffen für den wegfallenden Verdienſt, 
für Gruppe B und C, die Nur⸗Hausfrauen und Nichterwerbstätigen, 
iſt Erſatz ſolcher Einkommeneinbuße nicht in gleicher Weiſe zu leiſten. 
Für Gruppe A ſoll nach unſerem Plan Wochengeld wie bisher für 
die Dauer von 8 Wochen gewährt werden, doch wäre zu fordern, 
daß die Ausnahmebeſtimmung für die Landkrankenkaſſen aufgehoben 
wird und dieſe auch 8 Wochen und nicht nur 4 Wochen Wochengeld 
zu gewähren hätten. Wird gemäß einer Forderung des Reichstags⸗ 
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ausſchuſſes für die Mutter⸗ und Kinderfürſorge der Wöchnerinnen⸗ 
ſchutz auf 10 Wochen ausgedehnt, ſo wäre ſelbſtverſtändlich auch das 
Wochengeld auf 10 Wochen zu gewähren. Die Höhe des Wochengeldes 
aber genügt nicht. Schon ſeit vielen Jahren iſt die Forderung erhoben 
worden, das Wochengeld ſolle nicht in Höhe des Krankengeldes, ſon⸗ 
dern in Höhe des vollen Lohnes gewährt werden, und dieſe Forderung 
erſcheint voll berechtigt. Durch die Gewerbeordnung iſt für Wöchne⸗ 
rinnen ein Arbeitsverbot für die Dauer von 8 Wochen beſtimmt, und 
es erſcheint nur gerecht, daß dieſes Verbot durch vollen Erſatz des 
ausfallenden Lohnes ausgeglichen wird. Erfreulicherweiſe kommt die 
ſoeben erſchienene Bundesratsverordnung vom 22. November 1917 
dieſem Bedürfnis nach und beſtimmt, daß die Satzung der Kranken⸗ 
kaſſen das Wochengeld höher als das Krankengeld bemeſſen darf und 
zwar bis zur Höchſtgrenze von drei Viertel des Grundlohnes. 
Dringend iſt zu wünſchen, daß die Kaſſen dieſe Mehrleiſtung ein⸗ 
führen, und für die künftige allgemeine Wochenhilfe ſollte dieſe 
Mehrleiſtung Regelleiſtung werden. Darüber hinaus müßte als 
Mehrleiſtung der volle Grundlohn gewährt werden dürfen. er 

Für Gruppe B, die verſicherungsfreien Ehefrauen der Verſicherten, 
iſt nach der Reichsverſicherungsordnung bisher ein Wochengeld zwar 
zuläſſig, doch wird es faſt nirgends gewährt; die Reichswochenhilfe jedoch 
gewährt ein ſolches den Müttern der Kinder von Kriegsteilnehmern, 
wir nennen ſie kurz Reichswöchnerinnen. Für die künftige allgemeine 
Wochenhilfe ſcheint uns zwar für Gruppe B und C eine Art von 
Wochengeld angebracht, doch tritt dieſes nicht wie bei Gruppe A an 
die Stelle des wegfallenden Verdienſtes, ſondern foll nur allgemeine 
Unkoſten der Niederkunft tragen helfen. Wir glauben daher beſſer 
ſchon in der Form eine Unterſcheidung vorſchlagen zu ſollen. Auch 
ſcheint uns kein Bedenken vorzuliegen, den zugedachten Betrag als 
einmalige Summe bei der Niederkunft auszuzahlen. Wir nennen 
ihn daher Niederkunftsgeld zur Unterſcheidung von dem weiter 
unten zu beſprechenden Entbindungsgeld und ſchlagen eine Summe 
von 30 Mk. vor. Als Mehrleiſtung wäre es bis etwa 60 Mk. vor⸗ 
zuſehen. Um die Koſten nicht zu ſehr zu ſteigern, ſetzen wir dieſes 
Niederkunftsgeld nicht höher an. Als wünſchenswert für eine ſpätere 
Erweiterung möchten wir etwa 75 Mk. bezeichnen, das iſt ungefähr 
die Höhe des Wochengeldes, das jetzt die R erhalten, 
nämlich 57 Tage zu 1 Mk. 50 Pf. 

Schwangerengeld iſt heute nicht Regelleiſtung, auch kennt 
die Reichswochenhilfe es nicht. Als Mehrleiſtung ſieht 8 199 RVO. 
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ein Schwangerengeld in Höhe des Krankengeldes bis zur Geſamtdauer 
von 6 Wochen vor, wenn die Schwangere infolge der Schwanger⸗ 
ſchaft arbeitsunfähig iſt. Auf die Dauer dieſer Leiſtung kann die 
Zeit der Gewährung des Wochengeldes vor der Niederkunft (alſo 
2 Wochen) angerechnet werden. Das Fehlen des Schwangerengeldes 
iſt vielfach für die verſicherten Wöchnerinnen dadurch nicht fo emp- 
findlich, daß die durch Schwangerſchaftsbeſchwerden erwerbsunfähige 
Schwangere dann als Kranke unter dem Namen Krankengeld die 
gleiche Unterſtützung bezieht. Für die nichtverſicherte Reichswöchnerin 
iſt das Fehlen des Schwangerengeldes wohl vielfach ſchmerzlich emp⸗ 
funden worden, und manche Unterſtützungsverbände haben dieſem 
Mangel wohl ähnlich abgeholfen, wie es in Düſſeldorf geſchieht. 
Hier erhalten die von der Familienfürſorge unterſtützten Kriegerfrauen 
in den letzten Z Monaten der Schwangerſchaft je 10 Mk. Schwangeren⸗ 
unterſtützung. Auch hat die Landesverſicherungsanſtalt Rheinprovinz 
in Anbetracht des Fehlens der Schwangerenunterſtützung den Unter⸗ 
flüßungsverbänden eine größere Summe zur Verfügung geſtellt, die 
in erſter Linie für ſchwangere Kriegerfrauen zu verwenden iſt. Für 
Gruppe A ſcheint uns Schwangerengeld für Erwerbsunfähige er⸗ 
forderlich für die Dauer von 6 Wochen, alſo die bisherige Mehr⸗ 
leiſtung ſollte Regelleiſtung werden. Außerdem wäre meines Er⸗ 
achtens noch eine Art von Schwangerenunterſtützung wünſchenswert, 
nämlich eine Unterſtützung, die wie das Stillgeld ohne Rückſicht auf 
Erwerbsunfähigkeit den ſchwangeren Frauen in den letzten Schwanger⸗ 

ſchaftsmonaten zuſtände. Dieſe Hochſchwangeren haben Verlangen 
nach einer kräftigen Ernährung. Sie bedürfen ihrer auch, um in 
möglichſt gutem Geſundheitszuſtand die Entbindung zu überſtehen 
und das Kind möglichſt kräftig zur Welt zu bringen. Eine ſolche 
Schwangerenunterſtützung wäre zweifellos bevölkerungspolitiſch eine 
wertvolle Leiſtung. Sie wäre natürlich allen drei Gruppen der Wöch⸗ 

nerinnen zu gewähren und in Höhe des Stillgeldes auf 8—12 Wochen 
zu bemeſſen; den Kaſſen wäre freizuſtellen, dieſe Schwangerenunter⸗ 
ſtützung mit Einverſtändnis der Schwangeren in Form von Koſt zu 
geben. Gemäß der Gepflogenheit, Neues zunächſt nicht als Regel⸗ 

leiſtung, ſondern nur als Mehrleiſtung einzuſetzen, könnte dieſe Leiſtung 
zunächſt als Mehrleiſtung aufgenommen werden. 


Stillgeld 


Nach der Reichsverſicherungsordnung war Stillgeld nicht Regel⸗ 
leiſtung, ſondern nur als Mehrleiſtung für die Dauer bis zu 12 Wochen 
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und bis zur Höhe des halben Krankengeldes vorgeſehen. Durch die 
Reichswochenhilfe wurde den verſicherten Frauen, ebenſo wie den 
Reichswöchnerinnen, ein Stillgeld von täglich 50 Pf. für die Dauer 
von 12 Wochen zugebilligt. Dieſe Leiſtung hat ſich e be⸗ 
währt, ſie bewirkt, daß faſt alle Kinder geſtillt werden. 

Nach einer Feſtſtellung in Düſſeldorf ſtillten im Jahre 1916 von 
den 609 Reichswöchnerinnen, die die Wochenhilfe vom Lieferungs⸗ 
verband erhielten und deren Wochenhilfe nicht durch ſpätere Ein⸗ 
berufung oder frühere Entlaſſung des Kriegsteilnehmers unterbrochen 
war, 525, alſo 86,2% , volle 12 Wochen; nur 84 Frauen ſtillten 
kürzere Zeit oder gar nicht. — Die allgemeine Ortskrankenkaſſe 
für das rechtsrheiniſche Düſſeldorf gewährte im Jahre 1916 Reichs⸗ 
wochenhilfe in 714 Fällen und Wochenhilfe an Selbſtverſicherte auf 
Grund der Reichsverſicherungsordnung ohne Zuzahlung des Reiches in 
218 Fällen. Von dieſen 932 Wöchnerinnen ſtillten 672, alſo 72,10 lo, 
die vollen 12 Wochen, 129, alſo 13,84%, ſtillten gar nicht, 
und 131, alſo 15,06 , ſtillten zwar, doch kürzer als 12 Wochen. 
Das Stillergebnis iſt inſofern noch günſtiger, als dieſe Zahlen er⸗ 
ſcheinen, als in beiden Aufſtellungen die Totgeburten eingerechnet 
ſind, ſowie diejenigen Fälle, in denen durch frühen Tod des Kindes 
das Stillen aufhörte; ferner ſind bei der Aufſtellung der Allgemeinen 
Ortskrankenkaſſe bei den Reichswöchnerinnen diejenigen Fälle mit⸗ 
gezählt, in denen die Wochenhilfe durch Entlaſſung des Ehemannes 
aus dem Heeresdienſte unterbrochen wurde. Eine Fehlerquelle mit 
entgegengeſetzter Wirkung aber iſt, daß das Stillgeld für Mehrlings⸗ 
geburten für jedes Kind gezahlt wird. Der Unterſchied in der Still⸗ 
häufigkeit der Wöchnerinnen des Lieferungsverbandes und der All⸗ 
gemeinen Ortskrankenkaſſe erklärt ſich dadurch, daß die erſteren im 
allgemeinen nur Nichterwerbstätige ſind, die letzteren aber ſind großen⸗ 
teils ſelbſtverſichert; von den 932 Wöchnerinnen waren 345 ſelbſt⸗ 
verſichert, alſo erwerbstätig. — Ahnlich günſtige Ergebniſſe ſcheinen 
überall vorzuliegen, wenn auch meines Wiſſens nur wenige genauere 
Angaben vorliegen. Über München berichtet Jäger !, daß etwa zwei 
Drittel der Wöchnerinnen geſtillt haben, und hält dies für ein günſtiges 
Ergebnis; offenbar iſt dort das Stillen weit weniger Gebrauch als 
am Niederrhein. 

Eine ſozial⸗ hygieniſch ſehr hoch zu e ede Folge des Stil. 


1 „Stillergebniſſe der Reichswochenhilfe“, von ee e 
Dr. Jäger, Ortskrankenkaſſe vom 13. Oktober 1917. | 
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geldes iſt auch die ärztliche und pflegeriſche Beaufſichtigung der 
Säuglinge. Wo Mütterberatungsſtellen vorhanden ſind, werden meiſt 
die Stillbeſcheinigungen von dieſen ausgeſtellt, und die Mütter gewöhnen 
ſich, ſachverſtändigen Rat zu ſuchen und zu befolgen. Wünſchens⸗ 
wert wäre, die Dauer des Stillgeldes zu verlängern; unſer Plan 
ſetzt deshalb als Mehrleiſtung die Dauer von 39 Wochen an. 

Als Ergänzung der Leiſtung der Krankenkaſſen wäre zu fordern, 
daß alle Gemeinden Mütterberatungsſtellen errichten, die ſich überall 
ſehr gut bewährt haben. Die Stillbeſcheinigungen dürften nur in 
den Mütterberatungsſtellen ausgeſtellt werden. 


Freie Hebammendienſte und ärztliche Behandlung 

Nach der Reichsverſicherungsordnung waren Hebammendienſte 
und ärztliche Behandlung nicht Regelleiſtung, ſondern nur als Mehr⸗ 
leiſtung geſtattet und zwar bei der Niederkunft und bei Schwanger⸗ 
ſchaftsbeſchwerden. Die Reichswochenhilfe brachte eine Beſſerung; 
ſeit deren Einführung iſt ein einmaliger Beitrag zu den Koſten der Ent⸗ 
bindung in Höhe von 25 Mk. zu zahlen, außerdem eine Beihilfe im 
Betrage von 10 Mk. für Hebammendienſte und ärztliche Behandlung, 
falls ſolche bei Schwangerſchaftsbeſchwerden erforderlich werden. 
Die Krankenkaſſen können beſchließen, ſtatt dieſer baren Beihilfe freie 
Behandlung durch Hebammen und Arzte ſowie die erforderliche Arznei 
bei der Niederkunft und bei Schwangerſchaftsbeſchwerden zu gewähren. 
Bei der künftigen allgemeinen Wochenhilfe ſollte dieſe Sach leiſtung 
die Regel bilden, da ſie der baren Geldleiſtung zweifellos vorzuziehen 
iſt. Nur müßte, um wegen etwaiger Schwierigkeiten, mit Hebammen 
oder Arzten zu einem zweckentſprechenden Vertrage zu kommen, die 
Barleiſtung möglich ſein. Sie könnte an die Zuſtimmung des Ober⸗ 
verſicherungsamtes gebunden werden. Bei Barleiſtung wäre die Bei⸗ 
hilfe bei Schwangerſchaftsbeſchwerden nicht auf 10 Mk. zu begrenzen, 
ſondern weit höher oder ohne Grenze feſtzuſetzen derart, daß der 
Schwangeren die Auslagen nach den Mindeſtſätzen der Gebühren⸗ 
ordnung der Hebammen und Arzte zu erſtatten wären. Eine erheb⸗ 
liche Mehrbelaſtung der Kaſſen würde daraus erfahrungsgemäß nicht 
entſtehen. So zahlte die Allgemeine Ortskrankenkaſſe für das rechts⸗ 
rheiniſche Düſſeldorf im Jahre 1916 in 714 Fällen von Reichs⸗ 
wochenhilfe nur 628 Mk. für Beihilfen bei Schwangerſchafts⸗ 
beſchwerden; in bevölkerungspolitiſcher Hinſicht wäre aber die Leiſtung 
wertvoll, und es würde ſicher manche geſundheitliche Schädigung 
vermieden werden. 
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Aufnahme in Wöchnerinnenheimen 
Dieſe Leiſtung iſt eine „Kann“ leiſtung der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung. Mit Zuſtimmung der Wöchnerin kann die Kaſſe an Stelle 
des Wochengeldes Kur und Verpflegung in einem Wöchnerinnenheim 
gewähren. Dieſe Leiſtung wäre ſo weiterzuführen. Bei Barleiſtung 
des Entbindungsbeitrags wäre dieſer natürlich dann der Wöchnerin 
nicht auszuzahlen; für Gruppe B und C, die ja kein Wochengeld, 
aber ein Niederkunftsgeld erhalten ſollen, wäre ein entſprechender 
Teil von dieſem einzuhalten; das Stillgeld aber verbleibt der Wöch⸗ 
nerin. Den Gemeinden wäre die Pflicht aufzuerlegen, dafür Sorge 
zu tragen, daß die Wöchnerin in geeigneten Wöchnerinnenheimen 

gegen die obenerwähnte Vergütung Aufnahme finden kann. 


Hauspflege 

Nach der Reichsverſicherungsordnung kann den Wöchnerinnen 
Hilfe und Wartung durch Hauspflegerinnen gewährt werden; in den 
Städten, in denen Hauspflegevereine beſtehen, haben die Kaſſen viel⸗ 
fach mit dieſen Verträge abgeſchloſſen und gewähren ihren Wöch⸗ 
nerinnen auf Antrag dieſe Leiſtung. Noch wichtiger aber als für 
die Selbſtverſicherten, alſo für die erwerbstätigen Wöchnerinnen, iſt 
die Hauspflege für die Nur⸗ Hausfrauen, ſoweit nicht Verwandte oder 
andere Kräfte vorhanden ſind, die die Pflege der Wöchnerin und die 
Sorge für den Haushalt übernehmen können. Dieſe Nur⸗Hausfrauen 
haben bisher ihre ganze Arbeit dem Haushalt und den Kindern ge⸗ 
widmet. Der Wegfall dieſer Arbeit bringt für Kinder und Haus⸗ 
halt erheblichen Schaden, die Wöchnerin kann ſich vielfach die un⸗ 
bedingt notwendige Ruhe nicht gönnen und ſchädigt oft durch zu 
frühes Aufſtehen und Arbeiten ihren Körper ſchwer. Leider haben 
nach den heutigen Beſtimmungen gerade die Nur⸗Hausfrauen, die 
Reichswöchnerinnen, keinen Anſpruch auf Haushilfe, denn begreiflicher⸗ 
weiſe konnte die Reichswochenhilfe dieſe Leiſtung, deren Gewährung 
zweifellos große Schwierigkeiten bietet, nicht einführen. Ergänzend 
iſt da wohl vielfach, wie in Düſſeldorf, die Kriegswohlfahrtspflege 
eingetreten. Hier erhalten die Kriegerfrauen auf Antrag vom Haus⸗ 
pflegeverein unentgeltlich eine Hauspflegerin, die Koſten trägt größten⸗ 
teils das Kriegsunterſtützungsamt. — Obgleich es dringend wünſchens⸗ 
wert wäre, dieſe Leiſtung jeder Wöchnerin, die ihrer bedarf, zu ge⸗ 
währen, ſo iſt die Schwierigkeit der Beſchaffung geeigneter Haus⸗ 
pflegerinnen für die Kaſſen ſelbſt wohl zu groß und zu fern ihren 
ſonſtigen Aufgaben. Sie kann daher wohl nicht als Regelleiſtung, 
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ſondern nur wie bisher als Mehrleiſtung vorgejehen werden. Doch 
ſollten alle Kaſſen, an deren Orten Hauspflegevereine beſtehen, die 
Leiſtung gewähren, und zwar dürfte ſie nicht beſchränkt werden auf 
die Gruppe A, da gerade Gruppe B und C ihrer ſehr bedürfen. 


Beginn und Ende des Anſpruchs auf Leiftung 


Nachdem wir nun alle Leiſtungen beſprochen haben, die die 
künftige allgemeine Wochenhilfe zu gewähren hätte, bleibt noch die 
Frage, wann der Anſpruch auf dieſe Leiſtungen beginnen und wann 
er erlöſchen ſoll. Hierin ſind gegenüber dem heutigen Recht einige 
Anderungen wünſchenswert und einige neue Beſtimmungen für die 
Gruppen B und C nötig. Nach der Reichsverſicherungsordnung 
wird Wochenhilfe gewährt, wenn die Wöchnerin im letzten Jahre vor 
der Niederkunft mindeſtens 6 Monate verſichert geweſen iſt. Dieſe 
Wartezeit hätte für Gruppe A weiter zu gelten. Für Gruppe C, 
die Nur⸗Mutterſchaftsverſicherten, wäre ſie zweckmäßig auf 9 Monate 
zu bemeſſen, um einem unberechtigten Ausbeuten der. Mutterſchafts⸗ 
verſicherung vorzubeugen. Für Gruppe B, die Ehefrauen der Ver— 
ſicherten, beſteht heute eine Wartezeit je nach Satzung der Kaſſe, 
d. h. ſoweit eine ſolche für Mehrleiſtungen im allgemeinen beſtimmt 
wird ($ 208 RVO.). Da aus der bisherigen Mehrleiſtung eine 
Regelleiſtung werden ſoll, ſo wäre eine Beſtimmung über die etwaige 
Wartezeit nötig. Hier erſcheint zweckmäßig, mit ſinngemäßer Ab⸗ 
änderung die Beſtimmung der Bundesratsverordnung vom 3. De⸗ 
zember 1914 zugrunde zu legen und die Wochenhilfe dann zu gewähren, 
wenn der Ehemann auf Grund der Reichsverſicherungsordnung 
oder bei einer Knappſchaftskaſſe in den vorangegangenen 12 Monaten 
mindeſtens 26 Wochen oder unmittelbar vorher mindeſtens 6 Wochen 
gegen Krankheit verſichert war. 

Einer Anderung und Anpaſſung an die Bedürfniſſe der all⸗ 
gemeinen Wochenhilfe bedarf aber $ 214 RVO., wonach bei Erwerbs⸗ 
loſigkeit der Anſpruch auf die Leiſtung nur dann beſteht, wenn der 
Verſicherungsfall binnen 3 Wochen nach dem Ausſcheiden eintritt. 
Dieſe Friſt iſt für die Wochenhilfe zu kurz. Ungezählte Wöchnerinnen 
kommen dadurch um die ihnen nach geſundem Rechtsgefühl zuſtehenden 
Leiſtungen. Wie oft legen Frauen, die ſonſt regelmäßig erwerbstätig 
waren, einige Wochen vor der Niederkunft ihre Arbeit nieder. Die 
Klippen der Verſicherungsgeſetze ſind ihnen nicht bekannt, auch haben 
viele in dieſer ſchweren Zeit keinen Groſchen übrig, um freiwillige 
Beiträge zu zahlen. Man denke nur zum Beiſpiel an Dienſtmädchen, 
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die hochſchwanger ihre Stelle verlaſſen müſſen und dann trotz jahre⸗ 
langer Mitgliedſchaft bei einer Krankenkaſſe in ihrer ſchwerſten Zeit 
keinen Anſpruch auf Wochenhilfe haben. Dieſe vom Geſetzgeber 
gewiß ungewollte Härte ſollte beſeitigt werden. Die Friſt wäre auf 
8 bis 12 Wochen zu bemeſſen, auch wäre die Beſtimmung des gleichen 
§ 214, wonach den wegen Erwerbsloſigkeit Ausgeſchiedenen nur die 
Regelleiſtungen zu gewähren ſind, aufzuheben, ſoweit die Wochenhilfe 
in Betracht kommt. Um die vorgeſchlagenen Leiſtungen klar über⸗ 
blicken und mit den heutigen vergleichen zu können, gibt die auf 
S. 320 u. 321 ſtehende Tabelle eine Zuſammenſtellung aller Leiſtungen. 


Koſten 
Die Koſten können, wie ſchon erwähnt, nicht den Krankenkaſſen 
allein aufgebürdet werden, da dieſe Belaſtung eine zu ſchwere wäre. 


Wohl iſt meines Erachtens zu verlangen, daß die Kaſſen etwas mehr für 


Wochenhilfe aufwenden, als für die jetzige Regelleiſtung erforderlich 
iſt, wobei unter den jetzigen Regelleiſtungen die Regelleiſtungen der 
Reichsverſicherungsordnung, erweitert durch die Reichswochenhilfe, 
zu verſtehen ſind. Am beſten würde mir ſcheinen, einen feſten Reichs⸗ 
zuſchuß zu jedem Wochenhilfefalle zu erſtatten; die Höhe müßte wohl 
etwa 40 Mk. bis 50 Mk. betragen. Mit ſolchem Zuſchuß hätten 
die Krankenkaſſen die Wochenhilfe für Gruppe A und B, alſo die 
Krankenkaſſenmitglieder und die verſicherungsfreien Ehefrauen der 


Verſicherten, ſelbſt zu tragen. Da die Krankenkaſſen jetzt die Koſten 


für Gruppe A ohne jeglichen Zuſchuß ſelbſt zu tragen haben, ſo 
würde der nach unſerem Plan vom Reiche zu erſtattende Teil der 
Koſten erſpart und für die Wochenhilfe für Gruppe B verwendbar. 


Die Mehrkoſten der Krankenkaſſen würden ſomit nicht allzu belaſtend. 


Eine günſtige Folge ſolcher Regelung wäre auch, daß die Belaſtung 

durch Wochenhilfe, die jetzt nur die Kaſſen mit weiblichen Mitgliedern 

zu tragen haben, gleichmäßig auf alle Kaſſen verteilt werden. 
Gruppe C, die kleine Gruppe der freiwilligen Mitglieder der 


neu einzurichtenden Mutterſchaftsverſicherung, hätte einen Beitrag zu 


zahlen. Da die Regelleiſtung im Höchſtfalle — bei 12 wöchigem 
Stillen — etwa 98,50 Mk. (Niederkunftsbeitrag 30 Mk., Stillgeld 
42,50 Mk., Entbindungsgeld eventuell 25 Mk., Beihilfe bei Schwanger⸗ 
ſchaftsbeſchwerden) beträgt, ſo rechnen wir im Durchſchnitt mit 
Koſten von 85 Mk. bis 90 Mk. für jeden Fall. Wenn das Reich 
40 Mk. leiſtet, ſo wäre 45 ar bis 50 is von den . ſelbſt 
aufzubringen. 
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Nun läßt fich freilich kaum ſchätzen, wie das Verhältnis der 
Geburten zu der Zahl dieſer freiwillig Verſicherten ſich geſtalten wird. 
Ergibt ſich, daß hauptſächlich diejenigen ſich verſichern, die ſich 
Kinder wünſchen, die anderen aber nicht, ſo wäre mit einer verhältnis⸗ 
mäßig hohen Geburtenzahl zu rechnen. Nehmen wir alſo den un⸗ 
günſtigſten Fall an, daß auf 3 Verſicherte jährlich eine Geburt kommt, 
ſo müßten die für den Wochenhilfefall benötigten 45 Mk. bis 50 Mk. 
auf 3 Jahre verteilt werden. Das ergibt einen Wochenbeitrag von 
etwa 30 Pf. Empfehlenswert wäre, das Riſiko für dieſe freiwillige 
Mutterſchaftsverſicherung den Allgemeinen Ortskrankenkaſſen ab⸗ 
zunehmen, die Abrechnung wäre geſondert zu führen und dann je 
nach dem Bedarf die Höhe der Beiträge feſtzuſetzen, wie dies bei der 
Krankenverſicherung geſchieht. | 

Die nach dieſem Plan dem Reiche entſtehenden Koften würden 
bei Annahme einer Geburtenzahl von 1,9 Millionen, bei Schätzung, 
daß etwa / der Wöchnerinnen anſpruchsberechtigt für die allgemeine 
Wochenhilfe ſind und bei Annahme eines Reichszuſchuſſes von 40 Mk. 
für jeden Fall etwa jährlich 57 Millionen betragen. 

Dieſe Aufwendung des Reiches wäre wohl eine der produktivſten 
Ausgaben, die aus öffentlichen Mitteln gemacht werden können, im 
volkswirtſchaftlichen Sinne ein Sparen an Volkskraft, Volksgeſundheit 
und Volksvermögen. Wir hoffen, daß in nicht ferner Friedenszeit 
eine ſolche allgemeine Wochenhilfe den deutſchen Müttern beiſtehe, 


die deutſche Kinder vor Schädigungen bewahre. 
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Zur Hamburger Aniverſitätsfrage 
Ein Gutachten!? | 


Von Hermann Schumacher 


Inhalts verzeichnis: I. Das Hamburger Kolonialinſtitut iſt nicht lebens⸗ 
jähig: 1. Es gibt keine Kolonialwiſſenſchaft oder Überſeewiſſenſchaft S. 324, 
2. Das praktiſche Bedürfnis nach Kolonialſtudien iſt beſchränkt S. 324, 
3. Der Vorſprung Hamburgs in der Kolonialwiſſenſchaft iſt nicht von Dauer 

. 327. — II. Das Kolonialinſtitut iſt nicht in ein Forſchungsinſtitut um⸗ 
zubilden: 1. In Verbindung mit den Univerſitäten ſtehende Forſchungs⸗ 
inſtitute kranken an Unſelbſtändigkeit S. 328, 2. Forſchungsinſtitute müſſen 
für beſtimmte Aufgaben ins Leben gerufen werden S. 331, 3. Forſchungs⸗ 
inftitute haben mit einem wachſenden Wettbewerb der Univerſitäten zu 
rechnen S. 334. — III. Das Kolonialinſtitut iſt im Intereſſe Deutſchlands 
zu einer Univerſität auszubauen: 1. Überfüllung herrſcht an den großen 
Univerſitäten S. 335, 2. Differenzierung im Univerſitätsweſen: Einführungs⸗ 
univerſitäten, wiſſenſchaftliche Arbeitsuniverſitäten, Examensuniverſitäten 
S. 335, 3. Unterſchiede der Hamburger Univerſität von der neuen Frank⸗ 
furter Univerſität S. 337. — IV. Solche Umgeſtaltung zur Univerſität liegt 
im Intereſſe der Hamburger Anſtalt: 1. Die Hamburger Hochſchule muß 
aufgenommen werden in den Kreis der deutſchen Univerſitäten S. 338, 
2. die Hamburger Univerſität muß eine beſondere Eigenart aufweiſen S. 339, 
3. die Hamburger Univerſität muß zur Kriſtalliſationsſtelle aller höheren 
Bildungsbeſtrebungen von Hamburg werden S. 341. — V. Eine ſolche Ham⸗ 
burger Univerſität würde der Stadt Hamburg zahlreiche Vorteile bringen: 
1. Sie würde die einheimiſchen e befriedigen S. 346, 
2. eine Univerſität würde Hamburgs Stellung dem Binnenlande gegenüber 
heben S. 346, 3. eine Univerſität würde Hamburgs Stellung dem Auslande 
gegenüber heben S. 347, 4. eine Univerſität würde auch beträchtliche wirt⸗ 
ſchaftliche Vorteile mit ſich bringen S. 348. 


1 Erſtattet im April 1914 der Hamburger Bürgerſchaft betreffend den 
Ausbau des Kolonialinſtituts. 

2 Am 20. Dezember 1912 hat der Senat der freien Hanſeſtadt Hamburg 
in der Bürgerſchaft den Antrag geſtellt, das ins Leben gerufene Kolonialinſtitut, 
ſowie das hochentwickelte „Allgemeine Vorleſungsweſen Hamburgs“ zu einer 
Univerſität auszubauen. Dieſer Antrag hat im Oktober 1913 zu eingehenden 
und erregten Auseinanderſetzungen in der Hamburger Bürgerſchaft geführt. 
Am 29. Oktober 1913 wurde mit 80 gegen 73 Stimmen zuerſt ein Vermittlungs⸗ 
antrag, die Senatsvorlage zur weitgehendſten Prüfung einem Ausſchuß zu 
überweiſen, und dann auch der Senatsantrag ſelbſt abgelehnt. Es wurde jedoch 
von der Bürgerſchaft beſchloſſen, einen Ausſchuß von 17 Mitgliedern nieder⸗ 


zuſetzen zur Prüfung der Frage: „In welcher Weiſe, unter fortgeſetzter Aus⸗ 


bildung des Vorleſungsweſens, der weitere Ausbau des Hamburgiſchen Kolonial⸗ 


ilnſtituts als einer ſelbſtändigen, der Forſchung, der Lehre und der praktiſchen 


Ausbildung gewidmeten Anſtalt mit tunlichſter Beſchleunigung und dauernd 
ermöglicht werden kann.“ Dieſer Ausſchuß hat ſeine Beratungen im Dezember 
1913 aufgenommen und bis Juli 1914 fortgeſetzt. Er hat in dieſer Zeit den 
Verfaſſer zu einem Gutachten aufgefordert, das er auch mündlich vor dem Aus⸗ 
ſchuß eingehend vertreten hat. Mit dem Kriege kamen die Verhandlungen zum 
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as Hamburger Kolonialinſtitut, das entſtanden iſt in der Zeit 
der Kolonialbegeiſterung, die mit dem Namen Dernburgs ver⸗ 
bunden iſt, iſt von Anfang an als Schrittmacher weiterer Ent⸗ 
wicklungen erſchienen und hat ſich als ſolcher im hamburgiſchen und 
wiſſenſchaftlichen Intereſſe auch glänzend bewährt. Dagegen iſt es 
als eine ihrem Namen entſprechende Anſtalt für ſich von Anfang an 
nicht lebensfähig geweſen, und zwar aus den folgenden Gründen 
theoretiſcher und praktiſcher Art. 

1. Es gibt, wie die Senatsvorlage! ſchon betont hat, keine 
Kolonialwiſſenſchaft oder auch Überſeewiſſenſchaft. Das Kolonial⸗ 
weſen iſt „kein Objekt mit ſelbſtändigem Inhalt, wie das Glaubens- 
leben, das Recht, die Wirtſchaft, das Naturleben, die Sprache, die 
Geſchichte“ (Pierſtorff). Es beſteht nur aus Teilen anderer Wiſſen⸗ 
ſchaften. Ihm fehlt die wiſſenſchaftliche Selbſtändigkeit. Darum 
muß es wiſſenſchaftlich ſtets nach einem Ausbau zur Selbſtändigkeit 
ſtreben. Bereits in der kurzen bisherigen Entwicklung ſind die 
Grenzen des Kolonialweſens nach vielen Richtungen ſoweit überſchritten 
worden, daß heute ſchon der Name des Inſtituts ſeinen wiſſenſchaftlichen 
Inhalt nicht mehr deckt. Vieles, was das Kolonialinſtitut bietet oder 
gar zu bieten vermöchte, kommt zum Schaden Hamburgs nicht zur 
Geltung, weil man es unter der zu einſeitigen und bereits veralteten 
Etikette nicht vermutet. In Anbetracht deſſen, was das Kolonial⸗ 
inſtitut mit ſeinen heutigen Kräften bereits zu leiſten vermöchte, wirkt 
ſein Name wie das Gegenteil einer Reklame. 

2. Wie das theoretiſche Wirkungsfeld an Unſelbſtändigkeit leidet 
ſo auch das praktiſche. Die weiße Bevölkerung in allen unſern 
Schutzgebieten beläuft ſich noch nicht auf 30000 Köpfe. Das iſt 


Stillſtand. Infolge der preußiſchen Denkſchrift über die Förderung des Aus⸗ 
landsſtudiums an den Univerſitäten hat der Ausſchuß, auf eine ohne Zutun 
des Senats erfolgte Anregung der Bürgerſchaft, feine Beratungen wieder auf⸗ 
genommen und im Gegenſatz zur anfänglichen Stellungnahme der Bürgerſchaft 
am 12. Januar 1918 mit 10 gegen 5 Stimmen — ein Mitglied des Ausſchuſſes, 
das mit der Mehrheit geſtimmt haben würde, war verreiſt — grundſätzlich den 
Ausbau des Kolonialinſtituts und des Allgemeinen Vorleſungsweſens zu einer 
Univerſität beſchloſſen. Damit iſt dieſe für Hamburgs Zukunft und Deutſchlands 
Bildungsweſen wichtige Frage in den entſcheidenden Abſchnitt ihrer Entwicklung 
eingetreten. Sie wird noch zu lebhaften Auseinanderſetzungen in der Offent⸗ 
lichkeit führen. Deshalb wird hiermit mein Gutachten, das nicht ohne Einfluß 
auf die Stellung des Ausſchuſſes geblieben ſein ſoll, der Offentlichkeit übergeben. 

1 Antrag des Senats vom 20. Dezember 1912 betreffend Ausbau des 
Kolonialinſtituts und des Allgemeinen Verfaſſungsweſens zu einer Univerſität. 
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keine ausreichende ziffermäßige Grundlage für eine Hochſchule, kommt 
doch in Deutſchland, in dem über eine Überproduktion von Univerſitäten 
ſo oft geſprochen wird, eine Univerſität auf nicht weniger als 
3000000 Einwohner, ganz abgeſehen davon, daß das Bedürfnis nach 
einer Hochſchulbildung unter den hochentwickelten Verhältniſſen des 
Mutterlandes natürlich unvergleichlich viel größer iſt, als in den in 
den Anfängen ihrer Entwicklung ſtehenden Kolonialgebieten. 

Auch für dieſe kleine Schar, die in die Kolonien hinauszieht, 
kommt das Kolonialſtudium nur als Zuſatzbildung in Betracht, und 
noch mehr gilt das für alle binnenländiſchen Kolonialintereſſenten. 
Erſt nach beendigtem allgemeinen Studium kommt ein Studium in 
Hamburg in Frage, und ein ſolches Nachſtudium ſich zu leiſten iſt 
ſtets nur eine Minderheit der erſten Gruppe und nur ganz ausnahms⸗ 
weiſe ein Vertreter der zweiten Gruppe in der Lage. Regelmäßig 
wird man ſolche Zuſatzbildung in Verbindung mit dem Hauptſtudium 
ſich anzueignen wünſchen. Das iſt nicht nur für den einzelnen zweck⸗ 
mäßig, ſondern auch für die Geſamtheit erfreulich, denn wenn ſolche 
Zuſatzbildung aus ſachlichem Intereſſe frei erwächſt, iſt ſie nachhaltiger 
und praktiſch wertvoller, als wenn ſie nachträglich ausſchließlich aus 
Berufsintereſſen gewonnen wird. 

Darum wird ein Kolonialinſtitut, das ſeinem Namen entſpricht, 
ſoweit das Lehren in Betracht kommt, in der Hauptſache nur eine 
Spezialbeamtenſchule ſein können. Eine ſolche ſtößt aber vom Stand⸗ 
punkt der hamburgiſchen Intereſſen auf ſchwere Bedenken. Denn im 
Gegenſatz zu allen anderen Beamtenſchulen iſt es nicht eine Schule 
für eigene Beamte. Weder auf ihre Auswahl noch auf ihre Ver⸗ 


wendung ſteht Hamburg ein rechtlicher Einfluß zu. Eine Beamten⸗ 


ſchule für fremde Beamte iſt eine Anſtalt ohne Selbſtändigkeit. Sie 
findet ſich in prekärer Abhängigkeit von einer anderen Inſtanz. So 
iſt auch hier ein Streben nach Selbſtändigkeit begreiflich. Aber es 
hat bisher — vielleicht von einigen e abgeſehen — keinen 
Erfolg gehabt. 

Für die Zukunft ſcheinen die Ausſichten im bisherjgen Rahmen 
auch keineswegs ſich günſtiger zu geſtalten. Denn man beginnt auch 
in Deutſchland einzuſehen, wie es in England ſchon lange geſchehen 


iſt, daß es für die Deutſchen, die in die Kolonien oder fremde über⸗ 


ſeeiſche Gebiete ziehen, keineswegs in erſter Linie auf eine Dreſſur für 
ihre auswärtige Tätigkeit ankommt!. Gewiß iſt auch eine beſondere 


1 Vgl. Schumacher, Zur Frage der Errichtung einer Auslands» 
hochſchule, abgedruckt in der Internationalen Monatsſchrift, Dezember 1917. 


0 


326 Hermann Schumacher [3236 


koloniale oder überſeeiſche Ausbildung von Wichtigkeit. Sie verkürzt 
in der Fremde die Zeit des Lernens und Eingewöhnens, weckt 
Intereſſen und Verſtändnis für das Land und Volk des neuen 
Aufenthalts, erſchließt im eigenen Innern Quellen der Anregung, die 
an Ort und Stelle ſpäter ſchwer zu gewinnen ſind. Sie kann ſo die 
bevorſtehende Tätigkeit reizvoller und fruchtbarer geſtalten. 

Aber anderes iſt für den Kolonial⸗ oder Überſeedienſt noch 
wichtiger. 

Wichtiger iſt die Fähigkeit, Weſentliches von Unweſentlichem zu 
ſcheiden, der klare Blick in die Zuſammenhänge der Dinge. Das 
kann nur gewonnen werden durch ein Studium, welches nicht be⸗ 
ſchränkt iſt auf beſtimmte, und zwar im allgemeinen in der Entwicklung 
zurückgebliebene Gebiete. 

Wichtiger iſt zweitens die Beziehung zum Heimatland. Vom 
Geſamtintereſſe unſeres Volkes aus iſt der Aufenthalt in überſeeiſchen 
Gebieten ebenſowenig Selbſtzweck, wie etwa eine Kolonie Selbſtzweck 
iſt. Beide haben dem großen Ganzen der Volkswirtſchaft zu dienen. 
Dazu iſt eine Kenntnis des einheimiſchen deutſchen Wirtſchaftslebens 
und insbeſondere ſeiner Informationsquellen nötig. Wer in über⸗ 
ſeeiſchen Gebieten lebt, kann ſich mit gründlicher Ausbildung und 
geſchultem Blick für die tatſächlichen Verhältniſſe mit den zwar 
fremden, aber doch im ganzen einfachen Verhältniſſen und Problemen 
ihres noch unentwickelten Staats⸗ und Wirtſchaftslebens leicht an 
Ort und Stelle vertraut machen. Für das Heimatland Verſäumtes 
nachzuholen, iſt dort nicht mehr möglich; im Gegenteil, den heimiſchen 
Verhältniſſen entfremdet bei längerem Aufenthalt immer mehr, wer 
mit ihnen nicht bereits gründlich vertraut war und dadurch in 
lebendiger Verbindung mit ihnen bleiben kann. Wer aber fremd dem 


einheimiſchen deutſchen Wirtſchaftsleben und ſeinen Bedürfniſſen 


gegenüberſteht, kann wenig nutzen in allen Kolonial- und Auslands⸗ 
ſtellungen, deren Hauptbedeutung für die Geſamtheit unſeres Volkes 
in den Beziehungen zur Heimat begründet iſt. Für unſere kon⸗ 
ſulariſchen und diplomatiſchen Beamten iſt das bereits eingeſehen. 
Für Kolonialbeamte gilt es heute noch nicht im gleichen Maße, aber 
mit fortſchreitender Entwicklung muß auch hier die gleiche Erkenntnis 
immer mehr ſich durchſetzen. Denn ſtets hat die Schulung vor allem 
dort einzuſetzen, wo die Erfahrung verſagt. Man kann daher mit 
einiger Übertreibung ſagen: den in die Fremde Ziehenden gilt es in 


u erſter Linie mit gründlicher Kenntnis des einheimischen Wirtſchafts⸗ 


lebens, den in der Heimat Verbleibenden mit klarer Erkenntnis der 
internationalen Zuſammenhänge auszuſtatten. 
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Von dieſem Geſichtspunkt aus iſt es mir zweifelhaft, ob ein 
Kolonialinſtitut im wahren Sinne des Wortes auch nur als Fach⸗ 
ſchule für die Kolonialbeamten des Reiches auf die Dauer ſich wird 
behaupten können. 

3. Für die weitere Entwicklung des Kolonialinſtituts kommt 
endlich in Betracht, daß ſeine Verdienſte zum großen Teil die eines 
Pioniers find. Der Ausbau der Vorleſungen nach der kolonialen 
Seite hin hat auch auf den deutſchen Univerſitäten begonnen. Der 
Vorſprung, den Hamburg hier heute noch hat, wird ſich vermindern. 
Das Kolonialweſen zugunſten der Hamburger Hochſchule zu mono⸗ 
poliſieren, iſt unmöglich. Das Gedeihen unſerer Kolonien hängt 
— wie ich ſchon andeutete — nicht nur davon ab, daß die, welche 
in ihnen zu arbeiten haben, möglichſt gut vorbereitet werden, ſondern 
auch davon, daß Intereſſe und Verſtändnis für ſie in den weiteſten 
Kreiſen der Gebildeten, die daheim bleiben, geweckt werden. Dieſes 
lebhaft empfundene und deutlich erkannte Bedürfnis drängt immer 
ſtärker zu Neubildungen auch an den Univerſitäten. Und wenn auch 
Hamburg einen Vorſprung behält in der Vollſtändigkeit ſeiner Lehr⸗ 
kräfte und Lehrmittel, dieſer Vorteil wird aufgewogen durch den 
Mangel, das koloniale Zuſatzſtudium nicht mit einem Hauptſtudium 
verknüpfen zu können. Mit der unvermeidlichen, bereits einſetzenden 
Weiterentwicklung der Univerſitäten entſteht daher die Gefahr, daß 
das Hamburger Kolonialinſtitut noch mehr als bisher der Studierenden 
beraubt wird und daß zugleich — was noch ſchlimmer iſt — die 
Anziehungskraft der Univerſitäten für Dozenten, wie das Hamburger 
Inſtitut ſie nötig hat, noch eine Steigerung erfährt. 

Denn es muß ſich immer mehr geltend machen — was nicht 
häufig und nachdrücklich genug betont werden kann — daß, wer 
Kolonialpolitik ſtudiert, noch kein Nationalökonom, wer Kolonialrecht 
ſtudiert, noch kein Juriſt, wer Kolonialgeſchichte ſtudiert, noch kein 
Hiſtoriker iſt. Vom wiſſenſchaftlichen Standpunkt aus vermag das 
Kolonialinſtitut als ſolches aus eigener Kraft nur Dilettanten heran⸗ 
zubilden, die nur durch größere Vielſeitigkeit von andern Dilettanten 
ſich unterſcheiden. Als Lehranſtalt muß das Kolonialinſtitut an 
dieſem Dilettantismus, der in ſeiner weſentlichen Eigenart begründet 
iſt und an dem auch die beſten wiſſenſchaftlichen Lehrkräfte nichts 
ändern können, ſcheitern. Kann das Kolonialinſtitut als Forſchungs⸗ 
inſtitut ſich eine Stellung erringen? 
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II 


1. Forſchungsinſtitute ſind nicht etwas ſo Neues, wie man viel⸗ 
fach anzunehmen ſcheint. Mit Recht hat Profeſſor v. Wettſtein 
aus Wien ſein Referat auf dem vierten deutſchen Hochſchullehrertag 
mit den Worten begonnen: „Es hat ſtets zweierlei Zentren der 
Forſchung gegeben.“ Es kann hinzugefügt werden, daß gerade in 
neueſter Zeit zahlreiche Forſchungsinſtitute, wenn auch unter anderer 
Flagge, auch auf dem Gebiet der Geiſteswiſſenſchaften neben den 
Univerſitäten ins Leben gerufen worden ſind. Die zahlreichen Geſchichts— 
archive, ſowie die hiſtoriſchen Geſellſchaften, wie zum Beiſpiel die 
Geſellſchaft für rheiniſche Geſchichtsforſchung, die neuen Wirtſchafts⸗ 
archive, wie insbeſondere das rheiniſch⸗weſtfäliſche, auch die vielen 
neugegründeten ſtatiſtiſchen Amter müſſen hierhergezählt werden; ſie 
alle haben einen Stab von wiſſenſchaftlichen Beamten, die ausſchließlich 
Forſchungsarbeiten ſich widmen. Aber für die Wiſſenſchaft bedeutungs⸗ 
voller und wirkſamer ſind die vielen wiſſenſchaftlichen Organiſationen 
mannigfachen Namens, welche nur zeitweiſe aus der Gelehrtenzunft 
für die wechſelnden Aufgaben der Wiſſenſchaft ſich die geeigneten 
Kräfte herausſuchen, von den alten Akademien der Wiſſenſchaften 
und den neuen Organiſationen modernen Geiſtes, die ihnen zur Seite 
getreten ſind, an bis zu den zahlloſen wiſſenſchaftlichen Vereinen, wie 
beiſpielsweiſe dem Verein für Sozialpolitik, der ganz zu einer großen 
nationalökonomiſchen Forſchungsorganiſation geworden iſt. 

Zu dieſen Organiſationen, die in unabläſſiger Entwicklung be: 
griffen find, find neue in den Inſtituten der Kaiſer-Wilhelm⸗ 
Geſellſchaft hinzugetreten. Sie dienen überwiegend, wie die bisherigen, 
Aufgaben, welche Zeit und Mittel in ungewöhnlichem Maße erfordern 
und „mit dem Hochſchulbetrieb ſchwer vereinbar ſind“. In ſolchen 
Fällen liegt ihre ſelbſtändige Organiſation auch im Intereſſe der 
Hochſchulen. Bei einer zweiten Gruppe iſt Streit darüber entſtanden, 
ob ihre Angliederung an eine Hochſchule nicht ratſamer wäre. Bei 
einer dritten Gruppe ſcheint eine ſolche örtliche Vereinigung be— 
abſichtigt zu ſein. Aber auch wo ſie nicht vorliegt, iſt doch ſtets 
eine enge Verbindung mit dem Univerſitätsweſen vorhanden. Die 
Forfchungsinſtitute ſtehen nicht iſoliert da, angewieſen auf ihre eigene 
Kraft. Sie arbeiten vielmehr „in enger Fühlung mit dem Unterrichts⸗ 
miniſterium“ Preußens und halten durch ſeine Vermittlung „den 
Zuſammenhang mit den Hochſchulen und der Akademie der Wiſſen⸗ 
ſchaften aufrecht“, die ihrerſeits wieder nichts anderes als eine Aus⸗ 
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leſe von Univerſitätsprofeſſoren darſtellt. Ihnen ſteht daher gewiſſer⸗ 
maßen das ganze Perſonal der preußiſchen Univerſitäten zur Verfügung 
und, wie ſie aus ihnen ſich rekrutieren, ſo können ſie auch ihre Kräfte 
an die Hochſchulen wieder abgeben. Trotz örtlicher Trennung und 
ſelbſtändiger Organiſation beſtehen zwiſchen beiden ſtarke Wechſel⸗ 
beziehungen, die nicht nur auf Wohlwollen aufgebaut ſind. Sie 
werden gefördert dadurch, daß die Forſchungsinſtitute, wo ihre Auf⸗ 
gabe beſtimmte Ortlichkeiten nicht vorſchreibt, in Univerſitätsſtädten 
errichtet werden. Sie ſind oft durch Perſonalunionen miteinander 
in engſter Verbindung. Dieſe neuen Forſchungsinſtitute ſind ſomit 
abſchließende Glieder in einer großen Organiſation; auf der Grund⸗ 
lage eines hochentwickelten Univerſitätsweſens ſtellen ſie eine erfreuliche 
weitere Differenzierung der Kräfte dar. 

Ganz anders wenn ſie allein für ſich ſtänden, wie das in Hamburg 
der Fall wäre. Solche iſolierte Forſchungsinſtitute kranken un⸗ 
vermeidlich an Unſelbſtändigkeit. Da ſie ſelbſt ein ausreichendes 
Studium und einen Studienabſchluß durch die Doktorprüfung nicht 
ermöglichen, ſind ſie wegen ihrer Arbeitskräfte, und da ſie ſelbſt eine 
nennenswerte Lehrtätigkeit nicht ausüben, ſind ſie auch wegen der 
Verwertung ihrer Forſchungsergebniſſe auf die fremden Univerſitäten 
angewieſen. In doppelter Weiſe iſt eine Abhängigkeit von ihnen 
vorhanden und damit iſt die ſtete, große Gefahr gegeben, daß die 
unvermeidliche Verbindung zwiſchen den hamburgiſchen Forſchungs⸗ 
inſtituten und den nichthamburgiſchen Univerſitäten ſich in Formen 
geſtaltet, die von Hamburg je länger je mehr als unwürdig empfunden 
werden. N 

Was insbeſondere die Arbeitskräfte anlangt, ſo können ſolche 
iſolierte Forſchungsinſtitute ſie nur in Ausnahmefällen frei auswählen. 
Natürlich wenn es ihnen gelingt, ganz ungewöhnliche Gelehrten⸗ 
perſönlichkeiten, etwa wie Ehrlich, heranzuziehen, dann wird die 
Anziehungskraft des berühmten Namens auch ihnen zugute kommen. 
Aber wahrſcheinlicher iſt es, daß dieſe ſtarke Hilfe ſtets mehr dem 
vielgliedrigen Univerſitätsweſen größerer Staaten als einem allein⸗ 
ſtehenden Inſtitut einer einzelnen Stadt zuteil werden wird. Jeden⸗ 
falls darf man eine umfaſſende Organiſation, die auf Dauer berechnet 
iſt, nicht auf ſeltene Glücksfälle aufbauen. Man darf nur mit 
Forſchungsinſtituten durchſchnittlicher Qualität rechnen. Ob fie 
aber auf junge Gelehrte, die noch nicht durch eine ſehr ausgedehnte 
Lehrtätigkeit ermüdet ſind, eine ſtärkere Anziehungskraft ausüben 
werden, als die zahlreichen Forſchungsgelegenheiten an der Univerſität 
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in enger Verbindung mit den Lehrern und Mitſtrebenden, durch die 
ihr Forſchungsintereſſe erweckt worden iſt, erſcheint äußerſt zweifelhaft. 
Die größere Univerſitätsorganiſation, die auch Forſchungsaufgaben 
dient, wird ihrerſeits keinesfalls ihre entwicklungsfähigſten Kräfte 
abgeben. Man wird vielmehr im allgemeinen nehmen müſſen, was 
man bekommen kann; und auch das wird man über die nutzloſe 
Vorbereitungszeit hinaus regelmäßig zum eigenen Vorteil nur durch 
feſte Beamtenanſtellung mit Gehältern, welche die Einnahmen in den 
entſprechenden Univerſitätsſtellungen zum mindeſten erreichen, feſthalten 
können. 

Die Geiſter aber, die man einmal gerufen hat, wird man ſo 
leicht nicht wieder los. Wer an einem iſolierten Hamburger 
Forſchungsinſtitut angeſtellt iſt, wird dort auch meiſt angeſtellt bleiben. 
Das iſt aber von großer Bedeutung aus ſachlichen wie perſönlichen 
Gründen. In der Forſchung nämlich herrſcht ein ſteter Wechſel. Je 
emſiger und erfolgreicher auf einem Gebiet gearbeitet worden iſt, um 
ſo nötiger wird es, zu einem andern überzugehen. Für immer neue 
Aufgaben müſſen die Forſchungsinſtitute mit Mitteln und Kräften 
neu ausgerüſtet werden. Dieſer ſtetige, oft ſchnelle Wechſel iſt ein 
Hauptgrund, warum es den einzelnen Univerſitätsinſtituten in letzter 
Zeit ſo viel ſchwerer wurde, in der Forſchung ſtets die Führung zu 
behalten. Inſtitute, die nur dem Forſchen dienen, unterliegen einer 
viel ſchnelleren und ſtärkeren Veraltung als ſolche, die zugleich auch 
Lehrziele verfolgen. Zu Anfang bei der Neueinrichtung auf der 
Höhe der Zeit zu ſein, iſt bei entſprechenden Mitteln leicht; die 
Jahrzehnte hindurch, auch unter dem Ballaſt einer Vergangenheit, 
ſich ſtets „modern“ zu erhalten, iſt die Schwierigkeit. Erſt die Er⸗ 
fahrung wird lehren, ob das reinen Forſchungsinſtituten beſſer gelingt 
als Univerſitätsinſtituten, die auch der Lehre dienen und für ſie noch 
benutzen können, was für die Forſchung allein nicht mehr ausreicht. 

Das gilt von Menſchen wie Mitteln. Auch wer nicht mehr 
ſchöpferiſch tätig ſein kann, vermag als Lehrer noch ſehr nützlich zu 
wirken. Dazu wird ein iſoliertes Forſchungsinſtitut dankbare Ge⸗ 
legenheiten ſchwerlich bieten. Da ſich ihm natürlich in erſter Linie 
widmen wird, wer den Beruf als Lehrer nicht in ſich fühlt, ſo kann 
ein Forſchungsinſtitut auch ſchwer nachträglich zu einem Lehrinſtitut 
befriedigend entwickelt werden. | 

Unzweifelhaft ift die Gefahr groß, daß ſolche ifolierte Inſtitute, 
je länger je mehr, zu „Salons von Zurückgewieſenen“ ſich entwickeln. 
Ohne das Gegengewicht vielſeitiger allgemeiner Vorleſungen, ohne 
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belebende Verbindung mit der ſtrebſamen Jugend, ohne den Zwang 
zur Selbſtkritik, den das Lehren ausübt, entwickelt ſich in ihnen leicht 
ein an den Univerſitäten heute faſt überwundener extremer Typ 
weltfremden Gelehrtentums, während gerade Hamburg Vertreter 
der Wiſſenſchaft nötig hat, die möglichſt frei von Scheuklappen 
und voll Intereſſe und Verſtändnis für die Aufgaben des praktiſchen 
Lebens ſind. 

2. Die bisherigen Forſchungsinſtitute ſind, ein jedes nach ſorg⸗ 
fältigſter Prüfung, regelmäßig ins Leben gerufen worden für ganz 
beſtimmte Aufgaben, bald weiterer, bald engerer Art, bald rein 
theoretiſchen, meiſt aber auch praktiſchen Charakters. In Hamburg 
kann die Seewarte, in gewiſſer Weiſe auch das Tropeninſtitut, hier⸗ 
hergezählt werden. Das Inſtitut verkörpert eine ganz beſtimmte 
Aufgabengruppe mit feſten Grenzen und deutlichen Zielen. Zuerſt 
war dieſe Aufgabengruppe vorhanden, und aus ihr iſt als wirkſamſter 
Apparat zu ſeiner Löſung das Inſtitut herausgewachſen. Das iſt 
eine natürliche und geſunde Entwicklung. 

In Hamburg ſcheint mir der entgegengeſetzte Weg vorgeſchlagen 
zu werden. Man will Forſchungsinſtitute gründen und ſich dann 
nach Aufgaben für ſie umſehen. Wie man eine Weberei ſchafft, 
indem man Webſtühle aufſtellt, To will man „Arbeitsmittel und 
Arbeitsmöglichkeiten“ ſchaffen und glaubt, damit ein Forſchungs⸗ 
inſtitut zu haben. Aus „neuem Material“, meint man, e 
auch neue Forſchung. 

Ich muß ſagen, daß ich dieſer Annahme ſehr ungläubig gegen⸗ 
überſtehe. Ich halte Forſchungsinſtitute ſo allgemeiner Art, wie ſie 
in Hamburg von verſchiedener Seite gewünſcht werden, für wiſſen⸗ 
ſchaftliche Mißgeburten. Wie Profeſſor Marcks erklärt hat, daß er 
ſich ein ſolches allgemeines Forſchungsinſtitut „für ſein Fach und 
die ihm naheſtehenden nicht vorzuſtellen vermöge“, ſo muß ich für 
die Volkswirtſchaftslehre oder Weltwirtſchaftslehre dasſelbe erklären. 
An Material und an Aufgaben fehlt es in meinem Fach wahrlich 
nicht. Auch Sammelſtellen für „neues Material“ ſind in großer 
Fülle an den verſchiedenſten Orten und unter den mannigfachſten 
Namen vorhanden; man muß ſie nur kennen und zu finden wiſſen. 
Woran es fehlt, ſind allein die nötigen Menſchen. Sie heranzuziehen 
mit freiem Blick und Intereſſe für die neuen Probleme, das iſt die 
Hauptaufgabe. Sie iſt eine Aufgabe des Lehrens, und wird ſie 
richtig gelöſt, ſo wächſt aus ihr von ſelbſt die weitere nötige Forſchung 
hervor. Allgemeine Forſchungsinſtitute ohne feſt umriſſene Sonder⸗ 
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aufgaben ſtehen in der Gefahr, zu Unterſtützungsinſtituten für einzelne 
Gelehrte herabzuſinken, und das wäre für Hamburg beſonders be⸗ 
denklich, weil es ſelbſt nur in Ausnahmefällen ſolche Gelehrte ſelbſt 
heranzubilden vermöchte, es alſo regelmäßig um Unterſtützung fremder 
Gelehrter ſich handeln würde. 

Es kommt noch ein weiteres hinzu. Es iſt eine Tatſache, die in 
vieler Hinſicht keineswegs erfreulich iſt, mit der aber gerechnet werden 
muß, daß die „Maſſe“ nicht nur im wirtſchaftlichen und politiſchen 
Leben, nicht nur im Lehrbetrieb, ſondern auch in der wiſſenſchaftlichen 
Forſchung eine immer größere Bedeutung gewonnen hat. Wir ſind 
in eine Zeit der Maſſenforſchung eingetreten und werden wahrſcheinlich 
noch immer mehr in fie hineinkommen. Zum Rieſenbau der Wiſſen⸗ 
ſchaft gehören immer mehr gleichartige Bauſteine. Wie zum Beiſpiel 
Hunderte von Forſchungsarbeiten über die Eiweißkörper angeſtellt 
find, fo müſſen auch beiſpielsweiſe in meinem Fach Hunderte an- 
geſtellt werden zum Problem der Teuerung. Die Weitung der Volks— 
wirtſchaft zur Weltwirtſchaft bedeutet zwar auch eine weſentliche 
Umgeſtaltung vieler Wirtſchaftsprobleme, aber in der Hauptſache 
ihre Multiplikation. Wie im Wirtſchaftsleben der Zahlenabſtand 
zwiſchen Leitern und ausführenden Hilfskräften immer größer ge⸗ 
worden iſt, ſo zum Teil aus ganz ähnlichen Gründen auch in der 
Wiſſenſchaft. Einer kleinen Minderheit auserleſener und ausgereifter 
Geiſter bleibt die immer ſchwieriger werdende Aufgabe des auf— 
bauenden Architekten, die höhere Syntheſe. Die vielen aber, die 
die einzelnen Bauſteine ſchaffen, müſſen ſie mit dem größten Nutzen 
für ſich und die Geſamtheit ſchaffen. Es müſſen alſo Arbeitskräfte 
ſein, deren Entgelt vor allem im Lernen beſteht. Die einmal er⸗ 
probte Methode ſelbſt immer wieder anwenden, wird für einen aus⸗ 
gereiften produktiven Gelehrtengeiſt zur unleidlichen Tortur; für 
einen wiſſenſchaftlichen Neuling iſt jede neue Arbeit intereſſant und 
nützlich; denn er lernt die Methode des Arbeitens und gewinnt neue 
Einblicke und Anregungen. Maſſenforſchung iſt daher zum großen 
Teil Forſchung mit Hilfe von Schülerarbeiten. Im ganzen dürfte 
die Forſchertätigkeit deutſcher Univerſitätslehrer kaum abgenommen 
haben. Sie hat nur teilweiſe ihre Richtung verändert. Sie zeigt 
ſich nicht mehr dem Uneingeweihten ſo deutlich in den Namen des 
Forſchers tragenden dicken Arbeiten der ſtillen Studierſtube. Forſchen 
und Publizieren iſt nicht mehr eins. Sie wendet ſich anſpruchsloſer 
und unſcheinbarer oft allein an den kleinen Kreis ausgewählter 
Schüler. So iſt die Arbeit des Proſeſſors mit der fortſchreitenden 
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Entwicklung der Seminare und Inſtitute den neuen Bedürfniſſen der 
Wiſſenſchaft angepaßt worden; ſie iſt mühſeliger und zeitraubender 
geworden, aber auch fruchtbringender. Wenn die deutſchen Univer⸗ 
ſitäten noch immer einen Vorrang einnehmen, ſo hängt das in erſter 
Linie mit der Maſſenforſchung dieſer zuerſt von uns entwickelten 
Seminare und Inſtitute zuſammen. In dieſer neuen „Arbeits⸗ 
univerſität“, wie ſie vor allem im letzten Vierteljahrhundert an die 
Seite der alten „Vorleſungsuniverſität“ getreten iſt, lernen die 
Schüler unmittelbar die Wiſſenſchaft, nach den Worten Wilhelm 
v. Humboldts in ſeiner berühmten Denkſchrift zur Begründung der 
Berliner Univerſität, „als etwas noch nicht ganz Gefundenes und nie 
ganz Aufzufindendes zu betrachten und ſie als ſolche zu ſuchen“. In 
ihr tritt heute die Verbindung von Lehren und Forſchen am ſchärfſten 
und ergiebigſten hervor. Hier wird die Lehre befruchtet durch die 
Forſchertätigkeit und iſt dieſe wieder abhängig von den Schülern, die 
die „Vorleſungsuniverſität“ liefert. N 

Reine Forſchungsinſtitute ſind natürlich für ſolche Maſſen⸗ 
forſchung, da ihnen der flutende Strom immer neuer Schüler fehlt, 
nicht geeignet. Aber auch die höhere Syntheſe fällt für ſie fort; 
denn ſie iſt nicht von ſachlichen, ſondern nur von perſönlichen Vor⸗ 
ausſetzungen abhängig und kann überall geleiſtet werden. Den zu 
ihr Berufenen die nötige Zeit zu gewähren, iſt gewiß eine wichtige, 
bei uns bisweilen etwas vernachläſſigte Aufgabe; aber zu ihrer be⸗ 
friedigenden Löſung ſind Forſchungsinſtitute nicht nötig. So bleiben 
für Forſchungsinſtitute nur Spezialaufgaben übrig, die ſachliche Vor⸗ 
ausſetzungen oder einen Zeitauſwand oder prekäre oder koſtſpielige 
Methoden erfordern, die über die Mittel des einzelnen Gelehrten und 
die Arbeitsfähigkeiten der Univerſitätsinſtitute und Seminare hinaus⸗ 
gehen. Wo ſolche Spezialaufgaben klar und ſorgfältig heraus⸗ 
gearbeitet werden, ſind Forſchungsinſtitute im Intereſſe der Wiſſen⸗ 
ſchaft am Platze. Für ſolche Spezialaufgaben müſſen die Spezial⸗ 
kräfte erſt herangebildet werden. Je wirkſamer das geſchieht, um ſo 
ſchwieriger finden ſie anderweitig Verwendung. In dieſer Hinſicht 
wirkt die Arbeitsteilung in der Wiſſenſchaft genau ſo wie im Wirt⸗ 
ſchaftsleben. 

Solche Spezialiſten, wenn ſie den an ſie geſtellten wiſſenſchaſt⸗ 
lichen Erwartungen wirklich entſprechen und der in der Iſolierung 
großen Gefahr einer phantaſtiſchen Eigenbrödelei oder eines nutzloſen 
Dilettantismus entrinnen, werden aber kaum Hamburgs Eigenart 
wirkſam ſpiegeln. Der genius loci wird für ſie nur Bedeutung 


> 
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haben, ſoweit er in freigebiger Bewilligung von Mitteln ſich betätigt. 
Die ſo idealiſtiſch gedachten Forſchungsinſtitute geraten dann in die 
Gefahr, zu finanziellen Pumpwerken für mehr oder minder perſönliche 
Gelehrtenzwecke unwürdig zu entarten. 

3. Endlich muß noch berückſichtigt werden, daß, was wirklich 
der Wiſſenſchaft und nicht nur einem einzelnen Forſcher nützt, auf 
den Univerſitäten natürlich bald nachgeahmt wird. Schon heute wird 
ſich ſchwerlich eine beachtenswerte Strömung in der Wiſſenſchaft 
finden, die auf deutſchen Univerſitäten völlig unvertreten iſt. Aller⸗ 


dings iſt dabei eins zu beachten. Wie der Gelehrte regelmäßig von 


Stufe zu Stufe emporſteigt, ſo mit ihm auch eine neue Richtung in 
der Wiſſenſchaft. Das iſt der natürliche Gang. Wer den Blick auf 
ordentliche Profeſſoren beſchränkt und von außerordentlichen Profeſſoren 
und Privatdozenten abſieht, muß zu falſchen Urteilen gelangen. 
Forſchungsinſtitute haben ſomit mit einem wachſenden Wett⸗ 


bewerb der Univerſitäten zu rechnen. Ja ſie ſind weit ſchlimmerem 
Wettbewerb ausgeſetzt, als eine neue Univerſität, da ſie international 


mit verwandten Organiſationen zu rechnen haben, hinter denen der 
wiſſenſchaftliche Ehrgeiz eines ganzen großen Volkes ſteht, wie die 
Kaiſer⸗Wilhelm⸗Stiftung oder Carnegie⸗Inſtitution. 

Ein einſeitiger Ausbau der Forſchung würde demnach weder 
dem Kolonialinſtitut noch auch ſonſt Hamburg nützen. Es müſſen 
vielmehr, dem alten Grundſatz entſprechend, der Deutſchlands Hoch⸗ 
ſchulweſen berühmt gemacht hat, Lehre und Forſchung zugleich aus⸗ 
gebaut werden. Es muß die Möglichkeit geſchaffen werden, das 
Spezialſtudium der Überſeeprobleme mit einem allgemeinen Studium 


zu verbinden. Es muß alſo eine univerſitätsmäßige Ausgeſtaltung 


ftattfinden. Iſt im allgemeinen eine neue Univerſität wünſchenswert 
und empfiehlt ſie ſich für Hamburg? 


III 


Nach den beiden letzten großen Berufszählungen hat die Zahl 
der Erwerbstätigen 1895—1907 im Deutſchen Reich im ganzen um 
30,16 % , in der Induſtrie um 35,93 % , im Handel und Verkehr 
um 48,71% zugenommen. Demgegenüber iſt in derſelben Zeit die 
Zahl der Studierenden um 24,6 % gewachſen. Ob man danach mit 
Recht von einem übermäßigen Anwachſen der Studentenſchaft ſprechen 
kann, iſt zum mindeſten zweifelhaft, zumal da die Zahl der Univerſitäts⸗ 
hörer im Verhältnis zur Geſamtbevölkerung nach Bücher in Frank⸗ 
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reich, den Niederlanden und Schottland „eine weit ſtärkere als in 
Deutſchland“ iſt. Jedenfalls ſind in höherem Maße die Klagen über 
die Qualität der Studierenden berechtigt. Es drängen an die Uni⸗ 
verſitäten zu viele ſubalterne Kräfte, die nur nach Berechtigungen 
ſtreben und vom wiſſenſchaftlichen Geiſt unberührt bleiben. Die 
Gründe hierfür wurzeln außerhalb der Univerſität in der Geſamt⸗ 
organiſation unſeres Staatsweſens. Darauf kann nicht eingegangen 
werden. 

Aber die Klagen über die Quantität ſind auch nicht völlig un⸗ 
berechtigt. Ihr berechtigter Kern ergibt ſich daraus, daß die Zahl 
der Studierenden in derſelben Zeit, in der ſie im Deutſchen Reich 
um 24,6 % fteigt, in Berlin um 48,3% in München um 42,05 %, 
in Leipzig um 38,84% zugenommen hat. Nicht an den kleinen 
Univerſitäten kann von Überfüllung die Rede ſein, wohl aber an 
den großen. Und das hat ſeinen natürlichen Grund. Die kleinen 
Univerſitäten können immer weniger den Bedürfniſſen modernen 
Wiſſenſchaftsbetriebes entſprechen. Allein für die Studentenſchaft 
einer kleinen Univerſität die nötigen Bibliotheken, Sammlungen und 
Laboratorien zu ſchaffen, iſt ausgeſchloſſen. Das iſt nur dort möglich, 
wo ſie auch anderen als Univerſitätszwecken dienſtbar gemacht werden. 
Das iſt in den großen Städten der Fall. Als Sitze ſtaatlicher Be⸗ 
hörden aller Art, zu Zwecken der Stadtverwaltung, zum beſten ihrer 
Bürgerſchaft, beſitzen ſie an Hilfsmitteln und Anregungen aller Art, 
was in einer kleinen Univerſitätsſtadt immer ſchwieriger zu ſchaffen iſt. 

Wir leben in einer Zeit den Großbetriebes und der Konzentration. 
Auch das gilt nicht nur vom Wirtſchaftsleben, ſondern auch von der 
Wiſſenſchaft. Auch ſie konzentriert ſich am günſtigſten Standort; 
auch ſie kann nur bei ſtarker Konzentration die Arbeitsteilung durch⸗ 
führen, die ſie nötig hat, und die Kapitalien ausreichend nutzen, die 
ſie erfordert. Das gilt ſchon lange von den Naturwiſſenſchaſten 
und der Medizin; ſeitdem die Geiſteswiſſenſchaften nach Material 
und Aufgaben international ſich weiten, auch von ihnen. 

So zeigt ſich ſchon deutlich, daß ſich im deutſchen Univerſitäts⸗ 
weſen eine Differenzierung herausbildet. 

Es entſpricht ſchon heute weitverbreiteten Neigungen der Söhne, 
wie Wünſchen der Eltern, daß zu Anfang eine kleine Univerſität auf⸗ 
geſucht werde. Dieſe von alten Traditionen geſtützten Beſtrebungen 
einerſeits und die angedeuteten Wandlungen in den wiſſenſchaftlichen 
Bedürfniſſen anderſeits laſſen die kleinen Univerſitäten immer aus⸗ 
geprägter den Charakter einer Anfangsuniverſität, die in mancher 
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Hinſicht dem amerikanischen College vergleichbar ift, gewinnen. Hier 
steht einerſeits das Studentenleben im Vordergrund. Man lernt die 
lange erſehnte Freiheit zu benutzen und ſich zu behaupten unter ſeines⸗ 
gleichen. Zweitens gilt dieſe Anfangszeit des Studiums neben der 
Charakterbildung auch noch der allgemeinen Bildung. Man macht 
ſich heimiſch im unbekannten weiten Reich der Wiſſenſchaften und 
feſtigt ſich damit im verantwortungsvollen Entſchluß der Berufswahl. 
Und endlich hat hier die Einführung in das erwählte Studium 
ſtattzufinden, hoffentlich nicht nur formell, ſondern mit größerem 
Ernſt und Eifer — es beginnt unzweifelhaft ſich zu beſſern —, als 
das bisher jo vielfach geſchieht. Für dieſe jo höchſt wichtigen Auf- 
gaben hat die kleine Univerſität unbeſtreitbare Vorzüge, aber damit 
hören ſie für eine immer ſtärker anwachſende Mehrzahl auch auf. 
Neben der einführenden Anfangsuniverſität, die frei gewählt 
werden kann, tritt als Abſchluß die Examensuniverſität, die zum 
großen Teil vorgeſchrieben iſt. Sie iſt ein Glied mehr der Staats- 
verwaltung als der Wiſſenſchaft. Im größten deutſchen Bundes⸗ 
ſtaat, mit ſeiner gewaltigen Nachfrage nach Beamten aller Art, iſt 
der Examensgeſichtspunkt, der dem Univerſitätsgedanken ſo vielfach 
widerſtreitet, natürlich beſonders ſtark ausgebildet und leider auf 
verſchiedenen Gebieten immer einſeitiger in den Vordergrund gerückt 
worden. Im preußiſchen Beamtenſtaat macht daher der Gegenſatz 
zwiſchen wiſſenſchaftlicher Anſtalt und Beamtenbildungsanſtalt im 
Univerſitätsweſen immer fühlbarer ſich geltend. Die ſtets ſchwieriger 
werdende Aufgabe, der ſtändig anwachſenden Schar von Beamten 
eine ausreichende Ausbildung zu vermitteln, drängt die Fürſorge 
für die, welche nur der Wiſſenſchaft ſich widmen, ohne ein Examen 
zu machen, — und ihrer gibt es viele in allen Wiſſenſchaftszweigen 
mit Ausnahme der Rechts⸗ und der Heilwiſſenſchaft — immer mehr 
zurück. Viel weniger das Anwachſen der Studenten, als das der 
Beamten gefährdet vielfach den wiſſenſchaftlichen Charakter und den 
alten Ruf der preußiſchen Univerſitäten. Daher würde eine Uni⸗ 
verſität, in einem Staatsweſen, das nach ſeiner Größe, Vergangenheit 
und Eigenart von dieſer Beamtenſorge nicht gedrückt und maßgebend 
beeinflußt wird, gerade jetzt eine höchſt notwendige und willkommene 
Ergänzung des deutſchen und insbeſondere norddeutſchen Univerſitäts⸗ 
weſens darſtellen. Hamburg kann dank feiner ſtaatlichen Sonder⸗ 
ſtellung unbekümmert dieſe Beamtenfeſſeln, denen Preußen nie ſich 
wird entziehen können, abſtreifen. Es kann den alten Typus der 
deutſchen Univerſität, deren Ziele nur durch die Wiſſenſchaft beſtimmt 
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werden, wieder zu ſtärkerer Geltung bringen. Das ſcheint mir heute 
die wichtigſte Aufgabe der vielgenannten „deutſchen Kulturpolitik“ 
zu ſein. Wer ſie löſt, dem wird die Führung in ihr zufallen. 

Zwiſchen Einführungsuniverſität und Examensuniverſität ſchiebt 
ſich aber regelmäßig — die Hauptausnahme bilden die auf ſechs 
Semeſter beſchränkten preußiſchen Juriſten — ein drittes Glied und 
zwar das wichtigſte. Das iſt die wiſſenſchaftliche Arbeitsuniverſität. 
Auf ihr muß die Gelegenheit geboten werden, im Bereiche der zum 
Beruf erwählten Wiſſenſchaft ſich möglichſt gründlich umzuſchauen 
und zu vertiefen. Für die Einführung iſt eine gewiſſe Rückſtändigkeit 
in den Hilfsmitteln und Methoden nicht nur erträglich, ſondern oft 
ſogar nützlich. Für die Weiterbildung wird dagegen eine Ausſtattung 
immer unerläßlicher, die dem Stande der Forſchung voll entſpricht 
und den Studenten gerade hinlenkt auf die Probleme, die im inter⸗ 
nationalen Wiſſenſchaftsbetrieb im Vordergrunde des Strebens ftehen. 
Das iſt nur in den großen Mittelpunkten deutſcher Kultur und 
deutſcher Arbeit möglich. Die großen Hauptarbeitsſtätten unſeres 
Volkes find beſtimmt, auch die eigentlichen Arbeitsuniverſitäten in 
Deutſchland zu werden. Bisher haben wir nur drei: Berlin, München 
und Leipzig. Bonn ſchließt ſich der Beſuchsziffer nach zwar an, aber 
iſt im Grunde doch nur eine beſonders große Kleinuniverſität, die 
ihren abgeſchloſſenen binnenländiſchen Charakter ſtärker ſich bewahrt 
hat als manche kleinere. Hier liegt ein dringendes Bedürfnis der 
Ergänzung vor. Ich bin kein Gegner der Univerſitätsgründung in 
Frankfurt am Main, weil ich glaube, daß ſich dort, wenn nicht ſofort, 
ſo doch in kürzerer Friſt, als man heute meint, eine neue Arbeits⸗ 
univerſität der gekennzeichneten Art herausbilden wird. Vor allem 
aber ſcheint mir die zweitgrößte Stadt Deutſchlands in der Lage 
und berufen zu ſein, eine ſolche zu ſchaffen und zwar in einer ſehr 
viel erfreulicheren Form. Kann ich von Frankfurt nur ſagen, daß 
ich kein Gegner bin, ſo ſtehe ich der Hamburger Gründung vom 
Standpunkt der Geſamtintereſſen unſeres Univerſitätslebens als 
warmer Freund gegenüber. 

Und das kommt daher, daß ſie ſich in dreifacher Richtung von 
der Frankfurter Gründung unterſcheiden kann. | 

Den erſten Unterſchied habe ich ſoeben bereits hervorgehoben; 
Hamburg bedarf nicht der Univerſität als einer „Anſtalt zur Bildung 
von Staatsbeamten“ in ähnlichem Maße wie Preußen. 

Die Hamburger Univerfität ſteht zweitens allein für ſich. Wer 
in den großen Kreis der preußiſchen Univerſitäten eintreten will, muß 
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ſich ihnen in allen weſentlichen Zügen anpaſſen. Sonſt wird die 
Harmonie nach dem Satz: was dem einen recht iſt, iſt dem andern 
billig, bedenklich geſtört. Eine Hamburger Univerfität erfreut ſich 
eines ganz andern Maßes von Unabhängigkeit. Nur dem allgemeinen 
Rahmen der deutſchen Univerfität. braucht fie ſich anzupaſſen. 

Und drittens: Hamburg ſteht mitten im internationalen Ver⸗ 
kehr wie keine andere Stadt Deutſchlands. Die Überſeeintereſſen 
ſind ſeine Lebensintereſſen, neben denen keine anderen gleichwertig 
ins Gewicht fallen. So wird eine Univerſität in Hamburg ohne 
weiteres, indem ſie einen hamburgiſchen Charakter annimmt, den 
Charakter gewinnen, der unſerer Wiſſenſchaft am dringendſten nottut. 
Sie wird zu einer Univerſität überſeeiſchen Charakters werden und 
als ſolche zur immer wichtigeren Trägerin der internationalen Be- 
ſtrebungen und Beziehungen der deutſchen Wiſſenſchaft. Eine 
Univerſitätsgründung, wie die Frankfurts, kann auch anderswo nad- 
geahmt werden, eine ſolche Hamburger Univerſitätsgründung nicht. 
Sie wird nicht nur unabhängig daſtehen, ſondern auch einzig in 
ihrer Art. | : | 

| IV 

Wenn aber eine Hamburger Univerfität im Intereſſe Deutſchlands 
freudig zu begrüßen ift, dann tft fie es auch im Intereſſe von Ham⸗ 
burg ſelbſt. Denn die Univerſität wird der Wiſſenſchaft um ſo 
größere Dienſte leiſten, je enger ſie den beſonderen Hamburger Be⸗ 
dürfniſſen angepaßt wird. Darum will ich erſt erörtern, wie ich mir 
dieſe Anpaſſung, d. h. die Eigenart der Hamburger Univerſität vor⸗ 
ſtelle, und erſt am Schluß will ich dann die Frage zu beantworten 
ſuchen: was bedeutet eine ſolche Univerſität für Hamburg. Denn 
nicht jede Art der Univerſität iſt von gleicher Bedeutung. Allerdings 
muß ich mich darauf beſchränken, kurz zu ſkizzieren, wie ich den Aus⸗ 

bau mir denke. 
| Für ihn müſſen meiner Anſicht nach die folgenden grundſätzlichen 
Geſichtspunkte beſtimmend ſein: 

1. Die Hamburger Hochſchule muß aufgenommen werden in den 
Kreis der deutſchen Univerſitäten. Dazu iſt nötig, daß ſie nicht nur 
Spezialſtudien, ſondern auch Hauptſtudien ermöglicht und damit die 
Anrechnung der an ihr verbrachten Semeſter erreicht. Dann wird 
es ihr an Studenten nicht fehlen. Die Seeluft übt auch in Uni⸗ 
verſitätskreiſen eine ſtarke Anziehungskraft aus, und mancher bleibt 
der Wiſſenſchaft gegenüber heute gleichgültig, weil er den Zuſammen⸗ 
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hang zwiſchen ihr und den großen Lebensintereſſen unſeres Volkes 
nicht zu erkennen vermag. Ich meine ſogar, daß eine Univerſität 
von überſeeiſchem Gepräge den heute in der Studentenſchaft ſo ver⸗ 
breiteten Banauſenſinn, der auf der Univerſität nur treibt, was vor⸗ 
geſchrieben iſt, und zu Berechtigungen verhilft, etwas zurückdrängen 
wird; denn ſolches Studium leuchtet dem heutigen Deutſchen als 
nützlich ein, auch wenn das nicht in einem Zeugnis amtlich beſcheinigt 
wird. Jedenfalls wird ſolche Auffaſſung ſchnell in weiteren Kreiſen 
ſich entwickeln. 
Es ſcheint mir ratſam zu fein, zunächſt ſich auf das Mindeſt⸗ 
maß zu beſchränken, das zur Erlangung des Univerſitätscharakters 
und der Semeſteranrechnung aufzuwenden iſt. Weder bezüglich der 
Fakultäten noch bezüglich der Fächer innerhalb derſelben ſcheint mir 
Vollſtändigkeit erforderlich zu ſein, ſo erfreulich ſie auch im ganzen 
und insbeſondere für viele Einzelne unzweifelhaft wäre. Gerade weil 
etwas Neues erſtrebt wird, ſcheint mir ein ſchrittweiſer Ausbau 
mancherlei Vorteile zu bieten. Iſt die Univerſität einmal vorhanden, 
kann man in voller Freiheit ſie ausbauen. Ich zweifle nicht daran, 
daß ſie binnen kurzer Zeit zum Gegenſtand des lokalpatriotiſchen 
Ehrgeizes der Hamburger werden und als ſolcher immer mehr Stif⸗ 
tungen und Vermächtniſſe auf ſich vereinigen wird. Gerade Hamburg 
iſt der Boden, im kleinen zu wiederholen, was die Vereinigten Staaten 
im großen mit ſo erfreulichem Erfolge auf dieſem Gebiete geleiſtet 
haben. Nirgends ſonſt ſind dafür in Deutſchland die Vorausſetzungen 
ſo günſtig. | 
2. Wichtiger als die Vollſtändigkeit ift die Eigenart. Ihr hat 
das Kolonialinſtitut aufs wirkſamſte vorgearbeitet. Sein großes ge⸗ 
ſchichtliches Verdienſt iſt es, die „Hamburger Note“ in vielen Zweigen 
der Wiſſenſchaft ſchon erfolgreich herausgearbeitet zu haben. Es kann 
heute ſchon in vieler Hinſicht als wiſſenſchaftliche Verkörperung der 
Eigenart unſerer größten Handelsſtadt gelten. Wie hier der genius 
loci, frei von dem Zwang zu irgendwelchen Kompromiſſen, einen 
ſtarken Einfluß auf die Dozenten gewonnen hat, ſo wird er ſtets in 
der Hamburger Luft, auch Univerſitätstraditionen und Widerſtänden 
aller Art gegenüber, ſich durchſetzen. Es ſcheint mir eine dem ſelbſt⸗ 
bewußten Hamburger wunderlich ſtehende ſchwächliche Kleinmütigkeit 
zu ſein, anzunehmen, daß auf dem Gebiete des Bildungsweſens, im 
Gegenſatz zu glanzvollen früheren Zeiten, die aſſimilierende Kraft 
hamburgiſchen Weſens verſagen würde und in einer Univerſität gar 
ein „gefährlicher Fremdkörper“ entſtehen könnte. Dazu gehen die 
22 * 
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Tendenzen deutſcher Kulturentwicklung heute — und wenn nicht eine 
Kataſtrophe eintritt — für abſehbare Zeit in der Richtung der 
hamburgiſchen Intereſſen. Aber wichtig iſt es natürlich, die „Ham⸗ 
burger Note“ auch bewußt mit allen Mitteln zu fördern bei der 
Auswahl ſowohl der Fächer als insbeſondere auch ihrer einzelnen 
Vertreter. 

Es ſcheint mir daher einerſeits richtig zu ſein, alle diejenigen 
Wiſſenſchaftszweige, in denen Hamburger Eigenart nicht oder nur 
wenig zum Ausdruck kommen kann, nicht über das für eine Uni⸗ 
verſität nötige Mindeſtmaß hinaus, wenigſtens einſtweilen, zu pflegen. 
Hierher zähle ich Phyſik und Chemie, Aſtronomie und auch Mathe— 
matik, ſowie die klaſſiſche Philologie nebſt der alten Geſchichte und 
auch der verhätſchelten Archäologie. Auf dieſen Gebieten wird Ham⸗ 
burg ſtets von anderen deutſchen Univerſitäten übertroffen werden. 
Auch wird es mit dem deutſchen bürgerlichen Recht, ſowie insbeſondere 
mit dem Straf⸗ und Prozeßrecht ähnlich ſich verhalten; auch das 
Völkerrecht iſt in dieſem Zuſammenhang zu nennen, das unter hoher 
Protektion mehr in Mode gekommen iſt, als ſeine praktiſche Be⸗ 
deutung und fein Bildungswert rechtfertigen. Jedenfalls iſt der 
internationale Ausbau des Privatrechts eine unvergleichlich viel 
dringlichere und wichtigere Aufgabe. 

Danach ſcheinen mir von den in der Senatsvorlage beantragten 
Profeſſuren in der philoſophiſchen Fakultät je eine für Mathematik, 
klaſſiſche Philologie und Archäologie einſtweilen entbehrlich zu ſein, 
und in der deutſchen Literaturgeſchichte dürfte, zumal angeſichts des 
vorhandenen Angebots, eine außerordentliche Profeſſur zunächſt aus⸗ 
reichen. Ebenſo erſcheint mir in der juriſtiſchen Fakultät eine Pro⸗ 
feſſur für Privatrecht, ſowie die zweite für Straf: und Prozeßrecht 
entbehrlich zu ſein; auch könnte ſich Hamburg, wie Straßburg, Mar⸗ 
burg und Münſter, mit einer Profeſſur für öffentliches Recht (Staats-, 
Verwaltungs⸗ und Völkerrecht) begnügen. Unter ſolcher Beſchränkung 
dürfte das Fortbildungsbedürfnis von Lehrern und Juriſten kaum 
zu leiden haben; es ließe ſich befriedigen durch Heranziehung aus⸗ 
wärtiger Dozenten im Rahmen des „allgemeinen Vorleſungswefens“. 

Anderſeits ſcheint es mir nötig zu ſein, von vornherein bei der 
erſten Organiſation die „Hamburger Note“ ſtärker zu betonen, als 
es in der Senatsvorlage geſchieht. Von vornherein iſt eine zweite 
Vollprofeſſur für Volkswirtſchaftslehre ganz unentbehrlich und eine 
Profeſſur für Handelsgeſchichte, ſowie für Verſicherungsweſen ſehr 
wünſchenswert. Ebenſo dürfte eine zweite Profeſſur für Handels⸗ 
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recht und eine beſondere Profeſſur für Gewerberecht, insbeſondere 
auch Patent⸗ und Warenzeichenrecht, von Anfang an ratſam ſein. 

Mindeſtens ebenſo wichtig iſt es allerdings, auch die alten Uni⸗ 
verſitätsfächer möglichſt mit Gelehrten zu beſetzen, die für den Aus⸗ 
bau ihrer Wiſſenſchaft nach der Hamburg intereſſierenden Seite des 
Internationalen und Kommerziellen beſonderes Intereſſe haben. Das 
war ja auch beabſichtigt. 

So kann Neues geſchaffen werden, das nicht — wie bisher im 
Kolonialinſtitut — in der Luft ſchwebt. Es muß überall an das 
Alte anknüpfen. Wenn zwiſchen Altem und Neuem bedachtſam 
Brücken geſchlagen werden, wird es gelingen, ihre natürliche Gegner⸗ 
ſchaft, mit der ſelbſtverſtändlich auch hier zu rechnen iſt, zum Nutzen 
des Ganzen zu überwinden. Nach Hamburger Art dürfte eine be⸗ 
dächtige und ſchrittweiſe Entwicklung, wenn nur erſt das Ziel klar 
und feſt erkannt iſt, das Heilſamſte ſein. Denn noch mehr als anders⸗ 
wo, heißt es im Univerſitätsweſen: men, not measures. 

3. Die Hamburger Univerſität muß zum Kriſtalliſationspunkt 
aller höheren Bildungsbeſtrebungen von Hamburg werden. Solche 
Zentraliſation iſt im großen Preußen mit ſeinen verſchiedenartigen 
und verſtreuten Intereſſen unmöglich; nur ein Stadtſtaat, wie Ham⸗ 
burg, macht ſie möglich, und das ſcheint mir ein weiterer Vorzug 
zu ſein. | 

Wie durch Wilhelm v. Humboldt bei der Gründung der Berliner 
Univerſität „die in Berlin bereits beſtehenden Inſtitute in den Um⸗ 
kreis der Univerſität hineingezogen“ worden ſind, wie jetzt bei der 
Frankfurter Univerſität etwas Ahnliches geſchieht, ſo hat auch die 
Senatsvorlage das Gleiche für Hamburg erſtrebt. Es werden damit 
eine Reihe von Anſtalten, die ihr eigenes Leben haben und aus der 
Hamburger Eigenart allmählich hervorgewachſene eigene Ziele ſelb⸗ 
ſtändig verfolgen, mit der Univerſität in engere oder loſere Verbindung 
gebracht. 

Nach dieſem Vorbild der alten Inſtitute ſcheint es mir ratſam 
zu ſein, auch neue mit der Univerſität zu verknüpfen. Ich denke 
dabei an die folgenden: 

Inſtitut für Kolonialweſen 


s „Sprachen 
„Handel 
. - Pädagogik. 


Solche Inſtitute werden, wie heute das Kolonialinſtitut, auch 
eine Sammeltätigkeit ausüben und beſtrebt ſein, dieſe Sammlungen 
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für wiſſenſchaftliche und praktiſche Zwecke zu verwerten. Aber im 
Gegenſatz zu den älteren Inſtituten wird bei ihnen die Lehrtätigkeit 
doch weit voranſtehen. Dieſe zerfällt in zwei Teile: 

1. die rein wiſſenſchaftliche: eine Seminartätigkeit, wie ſie heute 
in allen Fächern an der Univerſität ſich findet; von ihr iſt hier 
nichts Beſonderes zu ſagen. 

2. die überwiegend praktiſche: eine Hamburger Eigenart. 

Für dieſe beſitzen Inſtitute als ſelbſtändige Anhängſel der 
Univerſität die Vorzüge größerer Bewegungsfreiheit, Anpaſſungs⸗ 
fähigkeit und Ausdehnungskraft !. Sie können auch Lehrkräfte, die 
in die Organiſation der Univerſität nicht einzufügen ſind, dauernd 
oder zeitweiſe heranziehen und ihre Pforten Wißbegierigen erſchließen, 
denen der Zutritt zur Univerſität mit Recht verſagt wird. Sie 
können, da der bei der Univerſttät angebrachte Grundſatz der afa- 
demiſchen Freiheit für ſie nicht gilt, auch Lehrkurſe ſchulmäßigen 
Charakters einrichten und ſie durch ein Diplomexamen abſchließen. 
Sie können ſo ganz dem Bedürfnis ſich anpaſſen. Praktiſche Ziele 
verfolgend, bauen ſie ſich doch auf wiſſenſchaftlicher Grundlage auf. 
Sie ſind die für Hamburg wichtigen Zwiſchenglieder zwiſchen Praxis 
und Wiſienſchaft. | 

Das kommt auch in ihrer Organiſation zum Ausdruck. Sie 
denke ich mir im kleinen ähnlich wie die von mir durchgeführte 
Organiſation der ſtädtiſchen Handelshochſchule in Köln. 

An der Spitze jedes Inſtituts ſteht ein Kuratorium, das ge— 
bildet wird aus Vertretern der Haupt⸗ und nebenamtlichen Dozenten, 
Vertretern der hauptſächlichen Intereſſenten, alſo der Kaufmannſchaft 
oder auch Lehrerſchaft, ſowie Vertretern des Senats und der Bürger⸗ 
ſchaft. Dieſe Zuſammenarbeit hat ſich in Köln ſehr bewährt. 
Allerdings darf der Kreis nicht zu groß werden. Dieſes Kuratorium 
iſt die oberſte Inſtanz des betreffenden Inſtituts. Es tritt mindeſtens 
einmal im Semeſter zu einer Sitzung zuſammen. Es hat insbeſondere 
die Lehrpläne zu genehmigen. Dieſe Lehrpläne werden aufgeſtellt 
vom Direktor, in deſſen Hand die ganze laufende Verwaltung liegt. 
Er iſt Profeſſor an der Univerſität, regelmäßig Ordinarius. 


Der Lehrplan ſetzt ſich aus zwei Beſtandteilen zuſammen: 


1. einem Univerſitätsbeſtandteil: in den Inſtitutslehrplan kann 
jede einſchlägige Borleſung aufgenommen werden, die an der 


| 1 Vgl. Schumacher, Zur Frage der Errichtung einer Auslanbs- 
hochſchule, abgedruckt in der Internationalen Monatsſchrift, Dezember 1917. 
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Univerſität gehalten wird (natürlich mit Einverſtändnis des 
betreffenden Profeſſors). Es können auf dieſe Weiſe auch Vor⸗ 
leſungen, die verſchiedenen Fakultäten angehören, für die 
Zwecke des Inſtituts uutzbar gemacht werden; 

2. einem beſonderen Inſtitutsbeſtandteil: Unterrichtsſtunden ver⸗ 
ſchiedenſter Art, die abgehalten werden von beſonderen Inſtituts⸗ 
angeſtellten oder von außerhalb ſtehenden geeigneten Lehrkräften. 


Auch ein Studierender der Univerſität kann an den Lehrkurſen 
der Inſtitute ſich beteiligen. Es geſchieht dies vielfach gern, wie 
Erfahrungen an den Handelshochſchulen beweiſen. Ebenſo kann 
jemand an den Lehrkurſen verſchiedener Inſtitute teilnehmen. Die 
Büroverwaltung für die Inſtitute wird zu zentraliſieren ſein, was 
eine Vereinfachung für das Publikum ſowie eine Erſparnis bedeutet. 
Es darf angenommen werden, daß die Inſtitute die beſonderen 
Koſten, die nicht im Univerſitätsetat bereits enthalten ſind, decken 
werden; wenigſtens kann das für das Inſtitut für Handel und das 
für Sprachen gelten. 

Was das Handelsinſtitut im einzelnen anlangt, ſo ſoll es gleich⸗ 
ſam den Teil des Lehrgangs der Handelshochſchulen auf Hamburg 
übertragen, der für die beſonderen Bedürfniſſe der Hamburger Kauf⸗ 
mannſchaft als geeignet erachtet wird und ſich erweiſt. Die an⸗ 
ſpruchsloſe Form des Inſtituts wird es ganz anders, als die 
wuchtige Organiſation einer ſelbſtändigen Handelshochſchule ermög⸗ 
lichen, auch die kaufmänniſche Fortbildung möglichſt im Hamburger 
Sinne zu geſtalten. 

Daß irgendeine Fortbildung für die Hamburger Kaufmann⸗ 
ſchaft, wenn nicht heute, ſo doch in naher Zukunft, als notwendig 
erachtet werden wird, davon bin ich überzeugt. 

Dafür ſcheint mir zunächſt die bisherige Entwicklung mit Nach⸗ 
druck zu ſprechen. Denn die Bewegung, die zur Gründung der 
Handelshochſchulen geführt hat, iſt keine vereinzelte Erſcheinung und 
ſie iſt nicht ausgegangen vom Volk der Dichter und Denker und iſt 
nicht erwachſen auf dem Boden der Wiſſenſchaft “. Die Vereinigten 
Staaten waren es bekanntlich, welche die erſten Organiſationen dieſer 
Art ſchufen, und wie jenſeits des Atlantik, ſo ſind es auch in Deutſch⸗ 
land, in England und Italien Männer der kaufmänniſchen Praxis 


1 Vgl. die Rede des Verfaſſers bei der Eröffnung der Handelshochſchule 
in Köln, abgedruckt in Schumacher, Weltwirtſchaftliche Studien, Leipzig 1911, 
S. 542—551. N 
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geweſen, die den neuen Gedanken mit Wort und Tat die Wege 
ebneten. Aus der Initiative der Leipziger Handelskammer iſt die 
erſte Handelshochſchule erwachſen, und der bedeutendſte Kaufmann des 
Rheinlands war der Stifter der Kölner Handelshochſchule. 

Je mehr die Kaufmannſchaft des In⸗ und Auslandes ihre Be⸗ 
rufsbildung hebt, um ſo weniger wird die Hamburger Kaufmann⸗ 
ſchaft ohne Schaden für Berufstätigkeit und geſellſchaftliche Stellung 
dieſen Beſtrebungen völlig fern bleiben können. Es müßte ſonſt im 
begonnenen großen Kampf zwiſchen Binnenland und Seeſtadt, Groß— 
induſtrie und Handel um die Führung im Auslandshandel im Laufe 
der Zeit ſich rächen. Denn ganz deutlich zeigt ſich ſchon heute, daß 
wie die techniſchen und landwirtſchaftlichen Hochſchulen unter ſchweren 
Kämpfen eine Scheidung zwiſchen einer ſubalternen und höheren 
Karriere, die uns heute ſelbſtverſtändlich erſcheint, herbeigeführt 
haben, ſo auch durch die Handelshochſchulen ein ähnlicher natürlich 
ſich anbahnender Differenzierungsprozeß außerordentliche Förderung 
erfahren hat. Auch unter den kaufmänniſchen Angeſtellten ſcheidet 
ſich von der großen Maſſe der ausführenden Kräfte eine kleine Schar 
Höhergebildeter, die die verantwortungsvollen und führenden Stellen 
immer mehr an ſich bringen. Die Gefahr iſt nicht ganz von der 
Hand zu weiſen, daß eine Kaufmannſchaft, die auf dieſe neuen Hilfs— 
und Bildungsmittel gänzlich verzichtet, mehr und mehr von der 
Führung zur Ausführung, vom Eigenhandel zur bloßen Vermittlung 
herabſinkt, wie es zum Beiſpiel Danzig und Stettin ergangen iſt. 
Das iſt um ſo mehr der Fall, als auch auf dieſem Gebiet nicht nur 
wirtſchaftliches Können, ſondern auch geſellſchaftliches und politiſches 
Gelten eine Rolle ſpielt. 

Allerdings muß zugegeben werden, daß die Handelshochſchulen 
bisher auf die Bedürfniſſe der Induſtrie weitaus in erſter Linie zu⸗ 
geſchnitten ſind. Das erwuchs aus den lokalen Verhältniſſen ihres 
Standortes als natürliche Hauptaufgabe und war zugleich auch in 
vieler Hinſicht die einfachſte. Aber einerſeits iſt auch Hamburg nicht 
mehr ausſchließlich Handelsſtadt, ſondern auch bereits heute eine 
mächtige Induſtrieſtadt und wird es immer mehr werden. Und 
anderſeits gilt es ja für Hamburg keineswegs, einfach nachzumachen, 
was anderswo erfolgreich geſchaffen iſt, ſondern aus den eigenen 
Verhältniſſen und Bedürfniſſen heraus etwas Eigenes und Gleich⸗ 
wertiges hervorzubringen. Das wird mit vorſichtigen Verſuchen be— 
ginnen müſſen. Gerade dafür ſcheint mir die geſchilderte Inſtituts⸗ 
organiſation geeignet zu ſein. Für ein ſolches Inſtitut wäre nur 
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eine beſondere Dozentur für Handelsbetriebslehre (vielleicht in Ver⸗ 
bindung mit einer außerordentlichen Profeſſur an der Univerſität) 
zunächſt nötig, wobei ich vorausſetze, daß die Sprachen in einem be- 
ſonderen Inſtitut organiſiert find, daß die Univerfität nicht ohne 
zwei ordentliche Profeſſuren für Volkswirtſchaftslehre wird aus⸗ 
kommen können und daß im großen Hamburg ſich aus der Praxis 
Lehrkräfte mindeſtens im gleichen Maße werden heranziehen laſſen, 
wie das in Köln geſchehen iſt. 

Wie ſolche Inſtitutsausbildung zwar nicht etwas völlig Neues, 
aber wohl etwas Beſonderes der Hamburger Univerſität darſtellen 
würde, ſo würde aus dem „Allgemeinen Vorleſungsweſen“ eine zweite 
organiſatoriſche Beſonderheit hervorwachſen. Durch die geſchilderten 
Inſtitute wird dieſes zum Teil entlaſtet werden, und es ſcheint mir 
wünſchenswert zu ſein, die eigentlichen beruflichen Fortbildungskurſe 
deutlich von den allgemeine Bildungszwecke verfolgenden Vorleſungen 
zu trennen. Die reiche Fülle der Vorleſungen der letzten Art, die das 
Hamburger Vorleſungsweſen heute bereits aufweiſt, würde der Ham⸗ 
burger Univerſität einen weiteren Reiz verleihen. Denn nach ſolchen 
Vorleſungen iſt innerhalb wie außerhalb der Univerſität heute ein 
ſtarkes Bedürfnis vorhanden. Dieſes Bedürfnis wird von den großen 
amerikaniſchen Univerſitäten viel umfaſſender befriedigt, als bisher bei 
uns, und das erklärt ſich daraus, daß die Amerikaner die Vorleſungen, 
die wir „öffentliche“ (publica) nennen, zuerſt einheitlich und im großen 
organiſiert haben. Durch das Hamburger Vorleſungsweſen geht in ähn⸗ 
licher Weiſe ein großer Zug. Im bisherigen Sinn iſt nur weiter zu 
arbeiten. Das heißt: einmal ſind alle öffentlichen Vorleſungen der 
Univerſitätsprofeſſoren in die erprobten Stunden des allgemeinen Vor⸗ 
leſungsweſens zu verlegen. Zweitens ſind ſie nach wie vor zu bereichern 
durch Vorleſungen einheimiſcher Gelehrter, die nicht zur Univerſität 
gehören, und drittens ſind nicht nur Gelehrte, ſondern auch führende 
ſonſtige Perſönlichkeiten ſowohl aus dem Deutſchen Reich, als auch 
aus dem Ausland zu gelegentlichen Einzelvorträgen oder Vortrags⸗ 
reihen heranzuziehen. Ohne bisherigen Intereſſen irgendwie zu 
ſchaden, würde ſich hieraus ein bedeutſamer Vorzug der neuen Uni⸗ 
verſität herausgeſtalten laſſen, und zwar ohne nennenswerte weitere 
Aufwendungen. 


V 
Eine ſolche Univerſität, die Hamburgs Eigenart und Deutſch⸗ 
lands Bedürfniſſen (die glücklicherweiſe in ſo weitgehendem Einklang 
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miteinander ſtehen, wie heute in keiner anderen Stadt in ähnlicher 
Weiſe) entſpricht, würde Hamburg zahlreiche Vorteile bringen. 
1. Sie würde zunächſt die einheimiſchen Bildungsbedürfniſſe be⸗ 
friedigen. Es ſcheint, daß eine Zeit angebrochen iſt, die durch nichts 
ſtärker gekennzeichnet wird, als durch die allgemeine Steigerung der 
Bildungsbedürfniſſe in allen Kreiſen und in allen Berufen. Darin 
wird auch Hamburg keine Ausnahme machen, wenn auch die Be— 
wegung hier vielleicht etwas anders und etwas ſpäter einſetzt als 
im Binnenlande. Ohne ein vielſeitiges zentrales Bildungsinſtitut 
von Hochſchulcharakter würde Hamburg dieſe Bedürfniſſe kaum auf 
die Dauer ausreichend befriedigen können. Mit einer Univerſität 
als feſtem Mittelpunkt iſt ſie umgekehrt in der Vorzugslage, ſie mit 
konzentrierter Kraft befriedigen zu können, wie es kaum anderswo 
möglich iſt. Nur ſo läßt ſich ein dauerndes Zurückbleiben Hamburgs 
hinter dem auf dem Gebiete der Fortbildung überaus rührigen 
Binnenlande verhindern. 

2. Eine Univerſität würde Hamburgs Stellung dem Binnen⸗ 
lande gegenüber heben. Sie würde viele Binnenländer nach Ham⸗ 
burg ziehen, und zwar gerade diejenigen, die überſeeiſchen Fragen 
ein beſonderes Intereſſe entgegenbringen und daher zu Stellungen 
emporſteigen, die für Hamburg beſonders in Betracht kommen. Die 
akademiſchen Kreiſe des Binnenlandes, die Hamburg oft fo ver⸗ 
ſtän dnislos gegenüberſtehen, würden durch die Univerſitätsgründung 
eine bisher fehlende Gelegenheit gewinnen, Hamburg gründlich kennen 
zu lernen. Bisher nur oberflächlich und oft entſtellt bekannt, würde 
es in Deutſchland einen viel umfaſſenderen und tieferen Einfluß ge— 
winnen. Manche Mißverſtändniſſe und Reibungen würden erſpart 
bleiben. Hamburg gewänne auch in der deutſchen Kultur allgemein 
fihtlih und unbeſtreitbar eine Stellung, die feiner Bedeutung für 
das deutſche Wirtſchaftsleben, ſeiner Größe als Stadt, ſeiner ruhm— 
vollen Vergangenheit entſpricht. Das iſt ganz beſonders wichtig in 
einer Zeit, in der Wirtſchaft und Kultur nicht mehr Gegenſätze ſind, 
ſondern immer ſtärker zu einer Einheit verſchmelzen. 

Die aus dem Binnenland herangezogenen Kräfte, die ſich für 
Fragen der überſeeiſchen Entwicklung intereſſieren, würden Hamburg 
ein gutes Menſchenmaterial zu freier Auswahl zur Verfügung ſtellen. 
Ein führender Hamburger Kaufmann hat ja den oft zitierten Aus⸗ 
ſpruch getan, zum Überſeehandel ſei dreierlei nötig: Menſchen, 
Menſchen, Menſchen. | 

Daß ſomit die Studierenden aus dem Binnenlande auch den 
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wirtſchaftlichen Lebensintereſſen Hamburgs mittelbar eine ſtarke 
Förderung bringen werden, iſt mit Recht wohl nicht zu leugnen. 

3. Eine Univerſität würde Hamburgs Stellung dem Auslande 
gegenüber heben. 

Es wird mit Recht als eine der wichtigſten Aufgaben unſeres 
Volkes betrachtet, gebildete Ausländer, die ſpäter in führende 
Stellung gelangen, heranzuziehen und für Deutſchland zu intereſſieren. 
Von zahlreichen Seiten wird heute ſchon mit geeigneten und un⸗ 
geeigneten Mitteln daran gearbeitet. Wenn eine große Binnenſtadt 
ſich von dieſen Beſtrebungen ausſchließen wollte, ſo würden davon 
ihre eigenen Intereſſen nur wenig berührt werden; wenn dagegen 
unſere größte Seeſtadt darin zurückbleibt, dann ſchadet ſie ſich ſelbſt. 
Hamburgs Intereſſe deckt ſich hier mit dem von Deutſchland, und 
Hamburg iſt durch Lage, Vergangenheit und Tätigkeit beſſer als ein 
anderer Ort in Deutſchland befähigk, dieſe Aufgabe zu löſen. Aber 
die Univerſität iſt dazu unentbehrlich. Sie lockt in Deutſchland den 
lernbegierigen Ausländer noch immer am meiſten. Wird die An⸗ 
ziehungskraft des klangvollen Hamburger Namens mit der Anziehungs⸗ 
kraft der noch immer im Ausland unerreichten höchſten deutſchen 
Bildungsanſtalt verbunden, dann hat Hamburg Ausſicht, mit der 
alten Führung im Anslandshandel eine neue Führung in der „Kultur⸗ 
politik“, die für Deutſchland an Bedeutung noch ſehr gewinnen wird, 
zu verbinden. Daß das auch den wirtſchaftlichen Intereſſen Ham⸗ 
burgs zugute kommen wird, braucht nicht näher ausgeführt zu werden. 

Auch als Ausländer⸗Univerſität wird Hamburg im Vorteil ſein. 
Denn es iſt durch ſeine Lage dem unerwünſchten Ausländerzuſtrom 
über unſere öſtlichen Landgrenzen entrückt, und durch die geſchilderte 
Inſtituts⸗Organiſation iſt es in der Lage, ſich wirkſame Sicherheits⸗ 
ventile zu ſchaffen, die den älteren Univerſitäten im Oſten fehlen. 
Gerade die Inſtitute werden ſo ſich ausgeſtalten laſſen, daß das Zu⸗ 
ſammenarbeiten von Ausländern und Einheimiſchen für beide . 
Nachteile, ſondern Vorteile mit ſich bringt. 

Die Aufgabe dem Ausland gegenüber beſchränkt ſich aber nicht 
auf die eigentlichen Ausländer. Zu ihnen kommen als eine zweite 
Gruppe die Auslandsdeutſchen hinzu. Da ſie zum großen Teil aus 
den Seeſtädten ſtammen und mit ihnen ihre Hauptbeziehungen unter⸗ 
halten, jo würde ein Hamburg, das bis zur Univerfität hinauf alle 
Bildungsmöglichkeiten bietet, für ſie den heimatlichen Mittelpunkt 
in weit höherem und wirkſamerem Maße bilden können, als bereits 
bisher und als irgendein anderer deutſcher Ort. 
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Endlich als dritte Gruppe die Auslandslehrer. Eine Univerfität 
in Deutſchlands mächtigſter Handelsſtadt, zugeſchnitten auf über⸗ 
ſeeiſche Intereſſen, ausgeſtattet mit Inſtituten der geſchilderten Art, 
würde der natürliche Mittelpunkt für ihre Ausbildung ſein, viel 
mehr als Berlin, in dem ſtets die inländiſchen Intereſſen über— 
wiegen. 

Daß ſolche Univerſitätsbeſucher auch wirtſchaftliche Vorteile für 
Hamburg mittelbar mit ſich bringen, iſt ſelbſtverſtändlich. 

4. Endlich dürfen doch auch die unmittelbaren wirtſchaftlichen 
Einwirkungen einer Univerſität nicht ganz unterſchätzt werden. 

Gewiß iſt eine Univerſität nicht für den gründenden Staat ein 
„Geſchäft“; aber es iſt zum mindeſten fraglich, ob es das nicht für 
das geſamte Gemeinweſen iſt. Was wäre Bonn ohne ſeine Uni⸗ 
verſität, und wie hat ſelbſt die Handelshochſchule mit ihrer verhältnis⸗ 
mäßig geringen Zahl von Beſuchern auf das Wirtſchaftsleben eines 
ganzen Stadtteils in Köln eingewirkt. 

Was die Studenten anlangt, ſo iſt die folgende Rechnung be⸗ 
reits aufgeſtellt worden: 3000 Studenten mit einem durchſchnittlichen 
Monatswechſel von 150 Mk. für 8 Monate bedeuten 3 600 000 Mk. 
im Jahre. 

Da die Profeſſoren und die ſonſtigen Angeſtellten der Univerſität 
und der Inſtitute ihre Gehälter auch weit überwiegend an ihrem 
Wohnſitz ausgeben, bedeutet die Univerſitätsgründung für die Ein⸗ 
wohnerſchaft eine Einnahmeſteigerung, welche den mehrfachen Betrag 
der ſtaatlichen Jahresausgaben beträgt. 

Doch von größerem Einfluß als ſolche Berechnungen ſollte die 
folgende Erwägung ſein. Unſer heutiges deutſches Wirtſchaftsleben 
wird gekennzeichnet durch das Streben, alle Produktionsanlagen und 
Produktionskräfte möglichſt rationell auszunutzen. Ein Gemeinweſen, 
das ſonſt das Prinzip der Wirtſchaftlichkeit als Leitſtern anerkennt, 
wird nicht auf dem Gebiet des Bildungsweſens nutzloſe Verſchwendung 
treiben wollen. Es wird vielmehr auch hier beſtrebt ſein, die vor— 
handenen Anlagen und Kräfte zu voller Entfaltung gelangen zu 
laſſen. Wie dieſes Streben im Wirtſchaftsleben zu dem zuſammen— 
faſſenden Ausbau, den wir „gemiſchten Betrieb“ nennen, genötigt 
hat, ſo führt es auch beim Hamburger Kolonialinſtitut mit Not⸗ 
wendigkeit zu dem gemiſchten Betrieb im Bildungsweſen, den wir 
Univerſität heißen. 
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Getreidemonopol — Viehmonopol 


Von Dr. Michael Hainiſch 
Gutsbeſitzer in Spital am Semmering 


Inhaltsverzeichnis: Das Getreidemonopol als Mittel, zwiſchen den Bedürf⸗ 
niſſen der Produzenten und Konſumenten einen Ausgleich zu treffen S. 349. 
— Der Einwand, das Getreidemonopol ſei techniſch unausführbar S. 350. — 
Das Viehmonopol in Kärnten und in Steiermark S. 351. 


n. ſeiner Abhandlung! über Agrarzölle, Getreidemonopol oder 
J Freihandel hat Herr C. von Tyszka ſich eingehend mit meiner 
Arbeit über das Getreidemonopol befaßt. So dankbar ich Herrn 
von Tyszka dafür bin, ſo muß ich doch geſtehen, daß er mich gründlich 
mißverſtanden hat. Da nun die Frage der Monopoliſierung des 
Getreideverkehres meines Erachtens eine ſolche von großer, praktiſcher 
Bedeutung iſt, ſo geſtatte ich mir, meinen Ideengang in aller Kürze 
wiederzugeben. 

Ich gehe von der Anſicht aus, daß die Erhaltung des Getreide⸗ 
baues geboten ſei, daß ſie aber durch Schutzzölle nicht angeſtrebt 
werden ſollte, weil dieſe nicht ſo ſehr der Landwirtſchaft als den 
jeweiligen Beſitzern zugute kommen. Es handelt ſich ſomit darum, 
ein Schutzſyſtem zu finden, das nicht zu einer Erhöhung der Grund⸗ 
rente führt. Ein ſolches Syſtem ſcheint mir das Getreidemonopol 
zu ſein. Unter der Herrſchaft desſelben wäre es möglich, den Kon⸗ 
ſumenten das Getreide, das man einführen muß, zu Weltmarktpreiſen 
zur Verfügung zu ſtellen. Auch das heimiſche Getreide könnte den 
Konſumenten billiger zugeführt werden, als es gegenwärtig geſchieht, 
da man in der Lage wäre, einen Teil der Grundrente abzubauen. 
Ein ſolcher Abbau forderte allerdings von den Grundbeſitzern Opfer. 
Ich glaube aber, gut beratene Grundbeſitzer müßten ſich zu dieſem 
Opfer bereit finden, weil ſie ſich doch darüber keiner Täuſchung hin⸗ 
geben können, daß ſich hohe Getreidezölle auf die Dauer nicht halten 
laſſen werden. Durch das Getreidemonopol hingegen könnte ihnen 
der Erſatz ihrer Koſten, zu denen ich auch eine mäßige Grundrente 
zähle, garantiert werden. Ich bin der Meinung, daß die Monopol⸗ 
verwaltung zugleich auch die Erfüllung der Aufgabe übernehmen 
könnte, Vorräte anzulegen, deren Bedeutung wir ja alle durch den 
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Krieg zu würdigen gelernt haben. Indeſſen iſt ſelbſtverſtändlich die 
Anlage von Vorräten nicht an die Einführung des Monopols geknüpft; 
nur käme die Verwahrung und Verwaltung dieſer Vorräte dem 
Staate bei freiem Getreideverkehr unverhältnismäßig teuer zu ſtehen. 
Ich bin ſomit für die Einführung des Getreidemonopols ausſchließlich 
aus wirtſchaftlichen und nicht aus finanziellen Gründen eingetreten. 
Ja, ich habe ſogar in einem ſpäteren Artikel“ die Meinung vertreten, 
daß das Getreidemonopol an ſich gar nicht zur Beſteuerung der 
Konſumenten geeignet ſei. Wolle der Staat Einnahmen erzielen, ſo 
müßte er die Steuer auf das Fertigprodukt, alſo auf das Mehl. 
nicht aber auf Weizen oder Roggen legen. Es iſt mir unter ſolchen 
Verhältniſſen ſchwer verſtändlich, daß Herr von Tyszka aus meiner 
Arbeit herausleſen konnte, ich hätte das Monopol auch zu dem 
Zwecke empfohlen, dem Staate Einnahmen zu verſchaffen. Anlaß zu 
dem Mißverſtändniſſe hat offenbar meine Bemerkung gegeben, daß 
es mir fraglich erſcheint, ob das Reich auf die Zolleinnahme werde 
verzichten können. Ich habe aber an derſelben Stelle mit allem 
Nachdrucke hervorgehoben, daß die Beſteuerung der Konſumenten 
mit dem Monopol, das mir als das geeignetſte Mittel erſcheint, dem 
heimiſchen Getreidebau Schutz angedeihen zu laſſen, gar nichts zu 
tun habe. Infolgedeſſen treffen mich alle Einwände, die Herr von Tyszka 
gegen die Beſteuerung der Konſumenten erhebt, nicht. Vollkommen 
ſinnlos wäre es aber, wollte ich, wie es mir Herr von Tyszka zu⸗ 
mutet, das Monopol zu dem Zwecke empfehlen, um den heimiſchen 
Getreidepreis auf das Niveau des Weltpreiſes herabzudrücken. Dazu 
bedürfte man des Monopols wohl nicht, denn dieſes Ziel ließe ſich 
in viel einfacherer Weiſe durch die Aufhebung der Zölle erreichen. 
Der Preis, der mit vorſchwebt, iſt nicht der des Weltmarkts, ſondern 
ein höherer, nämlich ein ſolcher, der ſich aus dem Kompromiſſe 
zwiſchen den Bedürfniſſen der Landwirtſchaft und denen der Kon— 
ſumenten ergibt. 

Ich hätte indes zur Feſtſtellung dieſer Mißverſtändniſſe nicht 
die Güte der Herausgeber in Anſpruch genommen, wenn ich nicht 
glaubte, zur Sache ſelbſt etwas ſagen zu können. Ich war mir, als 
ich meine Arbeit über das Getreidemonopol ſchrieb, darüber im klaren, 
daß ſich die Gegner auf die Unmöglichkeit der praktiſchen Durchführung 
berufen würden. Ich rechnete mit Beſtimmtheit darauf, daß man 
auf die Koſtſpieligkeit und Schwerfälligkeit der bureaukratiſchen Ver⸗ 
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waltung hinweiſen werde. Um dieſem Einwande zu begegnen, 
ſchilderte ich die treffliche Verwaltung des öſterreichiſchen Tabak⸗ 
monopols. Der Apparat fungiert tadellos, nicht etwa, weil die 
öſterreichiſche Bureaukratie tüchtiger wäre als die Bureaukratie ähnlich 
organiſierter Staaten, ſondern, weil durch die Monopoliſierung die 
Vorausſetzungen für die Möglichkeit einer rein bureaukratiſchen 
Verwaltung geſchaffen wurden. Herr von Tyszka hat auf dieſen 
Teil meiner Ausführungen keinen Bezug genommen, ſondern nur 
mit allem Nachdrucke auf die große Überlegenheit des freien Handels 
hingewieſen; es möge mir deshalb geſtattet ſein, ihm und allen 
jenen gegenüber, die ähnlich denken wie er, auf eine gut funktio⸗ 
nierende Verwaltung eines ganz neuen Monopols hinzuweiſen: auf 
die des Viehmonopols. | 

Die Monopoliſierung des Viehverkehres hat in Oſterreich im 
Kronlande Kärnten ihren Anfang genommen. Durch die Kriegs⸗ 
erklärung Italiens im Jahre 1915 war Kärnten engſtes Kriegsgebiet 
geworden; Einbruchsverſuche wurden zwar vereitelt, immerhin war 
die Gefahr lange Zeit angeſichts der ungeheueren zahlenmäßigen 
Überlegenheit der Italiener groß. Einzelne Teile des Landes befanden 
ſich aber in Reichweite der weittragenden feindlichen Geſchütze. Dieſe 
Verhältniſſe ſchufen nun eine ganze Reihe von Problemen auf dem 
Gebiete des Viehverkehres. Zunächſt mußten die öſterreichiſchen 
Truppen, die immer zahlreicher wurden, mit Fleiſch verſorgt werden, 
ohne daß durch wahlloſe Requiſitionen die Zuchtviehbeſtände auf 
Jahre hinaus ſchwer geſchädigt würden; ſodann galt es, den Viehſtand 
in den von der feindlichen Invaſion oder wenigſtens von dem feind⸗ 
lichen Geſchützfeuer bedrohten Gegenden zu bergen; dann hatte man 
die Aufgabe zu verhindern, daß die geängſtigten Bauersfrauen ihr 
Vieh verſchleudern, und ſchließlich war für den Fleiſchbedarf der 
Zivilbevölkerung zu ſorgen. Man ſchuf zur Bewältigung dieſer 
Aufgaben eine Zentralbehörde und übertrug ihr das ausſchließliche 
Recht des Viehankaufs. Die Preiſe, zu denen dieſer Ankauf erfolgte, 
wurden gegenüber denen der Friedenszeit ziemlich hoch angeſetzt. 

Obwohl die Spannung zwiſchen den Ankaufs⸗ und Verkaufs⸗ 
preiſen gering war, ergab ſich bei den großen Umſatzſummen und 
der Raſchheit des Kapitalumſchlages ein ſehr erheblicher Gewinn, 
der für Zwecke der Volkswohlfahrt und der Landeskultur ausgegeben 
oder zurückgeſtellt wurde. Die Höhe des Preiſes berührt allerdings 
die Konſumenten, hat aber mit der Organiſation an ſich nichts zu 
tun. Daß die Kärntner Viehverwertungsgeſellſchaft ihre Aufgaben 


352 Vi.cqhael Yaintfch 18352 


gelöſt. hat, darüber kann kein Zweifel beſtehen. Man iſt auch mit 
ihrer Tätigkeit im allgemeinen in ganz Kärnten zufrieden. Un⸗ 
zufrieden ſind nur, begreiflicherweiſe, alle jene Perſonen, die ſich im 
Haupt⸗ oder im Nebenberufe bisher mit dem Viehhandel beſchäftigten 
oder ſich nun dieſem zugewandt hätten. Für dieſe Leute hätte aller⸗ 
dings, angeſichts der zunehmenden Knappheit an Vieh, und der 
ſteigenden Preiſe der Weizen geblüht, um ſo mehr, als ſie geängſtigten 
und unerfahrenen Frauen gegenübergeſtanden wären. Außerdem 
ſind auch die Feſtangeſtellten, die ja allerdings unter der Teuerung 
am meiſten leiden, Gegner der Monopoliſierung. Ob mit Recht, mag 
dahingeſtellt bleiben; denn es iſt außerordentlich fraglich, ob die 
Fleiſchpreiſe bei freiem Verkehre nicht viel ſtärker geſtiegen wären, 
als es unter dem Monopol der Fall war. Leider geben die Berichte 
der Kärntner Viehverwertungs⸗Geſellſchaft kein Bild über die Ver⸗ 
waltungskoſten, ſo daß man ein abſchließendes Urteil über ihre 
Geſchäftsgebarung nicht abgeben kann. Für Steiermark ſtehen mir 
indeſſen die Zahlen der Zweigſtelle der allgemeinen öſterreichiſchen 
Viehverwertungs⸗Geſellſchaft zur Verfügung. Nach dem Kärntner 
Muſter wurden nämlich auch in den andern Kronländern ſolche Ber- 
wertungsgeſellſchaften geſchaffen und einer Zentralſtelle angegliedert !. 

Eines läßt ſich ſofort feſtſtellen, daß die Einführung des 
Monopols ethiſch und volkswirtſchaftlich ſegensreiche Früchte gezeitigt 
hat. Zunächſt fällt der Betrug beim Viehhandel hinweg. Täuſchungen 
über den Marktpreis gibt es nicht mehr, und durch Feſtſetzung be⸗ 
ſtimmter Abzüge — in Steiermark von 5% des Gewichtes — iſt 
dem Streite, ob das Vieh vor der Abwage noch gefüttert oder ge⸗ 
tränkt werden dürfe, der Boden entzogen. Der Alkoholkonſum, der 
die zeitraubenden Verhandlungen oder wenigſtens den Abſchluß der— 
ſelben zu begleiten pflegte, fällt hinweg. Schließlich werden viele 
Bauern, die bisher ihre Wirtſchaft vernachläſſigten, um dem Vieh⸗ 
handel nachzugehen oder wenigſtens unter dem Vorwande desſelben 
herumzuſtreichen, zur Arbeit zurückgeführt. „Der Zillertaler iſt kein 
Viehzüchter, ſondern ein Viehhändler,“ las ich jüngſt in einem Berichte 
aus Tirol. Ich glaube, ein vernichtenderes Urteil läßt ſich über den 
freien Viehhandel, wie er vor dem Kriege beſtand, nicht fällen. Der 
Bauer bleibe auf feinem Hofe, wie der Schuſter bei feinem Leiſten! 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß die Organiſation des 


1 Karl Pulfer, Der genoſſenſchaftliche Viehverkehr in Kärnten. Oſter⸗ 
reichiſche landwirtſchaftliche Genoſſenſchaftspreſſe, 1917. Nr. 342 und 344. 
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Viehmonopols viel ſchwieriger als die des Getreidemonopols iſt, be⸗ 
ſonders wenn man, wie dies in der Kriegszeit geboten erſcheint, 
mit dem Monopol den Anlieferungszwang und das Verbot der Haus⸗ 
ſchlachtung verbindet. Schon an und für ſich iſt die Monopoliſierung 
des Viehverkehres ſchwieriger als die des Getreideverkehres, weil 
Vieh nicht bloß zu Schlacht⸗, ſondern auch zu Nutz⸗ und Zuchtzwecken 
gekauft wird, weil die Qualitätsunterſchiede des Viehs nicht nur 
größer, ſondern auch viel ſchwerer objektiv feſtzuſtellen ſind als die 
des Weizens, weil die Produktion des Viehs, nicht wie die des Ge⸗ 
treides, zu ganz beſtimmten Perioden abgeſchloſſen wird, weil ſich 
das Vieh nicht ohne große Koſten aufbewahren läßt, durch den Trans⸗ 
port und ſorgloſe Behandlung erhebliche Gewichtsverluſte erleidet 
und allerlei Krankheiten ausgeſetzt iſt. Dieſe Schwierigkeiten ver⸗ 
größern ſich in der Kriegszeit. Die Notwendigkeit, für die Bedürfniſſe 
der Armee und der Zivilbevölkerung Vieh aus den ſtark gelichteten 
Beſtänden herauszuholen, nötigt die Angehörigen der Viehverwertungs⸗ 
Geſellſchaft, immer wieder an die Viehbeſitzer heranzutreten, während 
der Aufkäufer ſonſt allenfalls das Angebot abwarten könnte. Das 
Verbot der Hausſchlachtungen endlich dehnt den Tätigkeitsbereich 
auf alle Viehbeſitzer und alle Gegenden aus, während man in Friedens⸗ 
zeiten nur den Abſatz der Überſchußgemeinden zu organiſieren hätte. 

Ihre Aufgabe löſt die ſteiriſche Zweiganſtalt durch einen Stab 
von rund vierzig Übernehmern und einigen hundert Einkäufern. Die 
Einkäufer begeben ſich zu den Viehbeſitzern und veranlaſſen ſie zur 
Ablieferung an den Übernehmer. Dieſer ſchätzt das Stück in eine 
der feſtgeſetzten Klaſſen ein und beſtätigt den Wert des Tieres, deſſen 
Bezahlung umgehend durch die Poſt erfolgt. Um Ungleichmäßig⸗ 
keiten in der Schätzung zu vermeiden, werden die Übernehmer inner⸗ 
halb beſtimmter Zeiträume nach Graz berufen. Sie nehmen dort zur 
Schulung unter der Leitung des geſchäftsführenden Inſpektors ge⸗ 
meinſam Schätzungen vor. Dieſes Verfahren ſoll ſich außerordntlich 
gut bewähren, und es ſollen die Schätzungen immer gleichmäßiger 
werden. Mit dem Einkaufen von Vieh iſt aber die Tätigkeit der 
Geſellſchaft nicht zu Ende. Sie hat auch in Graz die Schlachtung 
der eingelieferten Tiere in die Hand genommen und weiſt das Fleiſch 
ſowohl den eigenen Verſchleißſtellen als nuch den Fleiſchhauern zu. 
Wie in Chicago werden dadurch die Fleiſchhauer zu reinen Fleiſch⸗ 
händlern. Während ſich aber die amerikaniſchen Schlachthäuſer im 
Beſitze von Aktiengeſellſchaften befinden, die das Beſtreben haben, 
die Spannung zwiſchen Vieh- und Fleiſchpreiſen W groß 
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werden zu laſſen, wird in Graz die Vieh⸗Aufbringung und⸗Schlachtung 
von einer gemeinwirtſchaftlichen Organiſation beſorgt. Soweit mir 
bekannt iſt, wird im Schoße der öſterreichiſchen Regierung der Ge⸗ 
danke erwogen, dieſe Organiſation aus der Kriegszeit in die Friedens⸗ 
zeit hinüberzunehmen. Eben jetzt ſoll in Wien die Hausſchlachtung 
verboten und der Schlachtbetrieb einer G. m. b. H. übertragen 
werden, an der die öſterreichiſche Viehverwertungs⸗Geſellſchaft, die 
Fleiſchhauer⸗Genoſſenſchaft und die Gemeinde Wien teilnehmen ſollen. 

Die Koſten für den Einkauf eines Rindes ſind in Steiermark 
die folgenden: | 


Gebühr des Einkäu fers 6,00 K 
Gebühr des Üübernehmers 1,00 - 
Pauſchalgebühr des Tierarztes . 0,70 - 
Koſten der Zentralverwaltung . . . . 4,25 ⸗ 

1195 K 


In den Koften der Zentralverwaltung find die der Buchführung, 
der Korreſpondenz, Kaſſaverwaltung, proviſoriſchen Unterbringung und 
Fütterung des Viehs, ſowie die Prämie für das Riſiko, das die 
Geſellſchaft infolge der Möglichkeit von Viehſeuchen läuft, enthalten. 
Daß dieſes nicht gering iſt, mag man daraus erſehen, daß der Aus⸗ 
bruch der Maul⸗ und Klauenſeuche im Vorjahre der Geſellſchaft 
große Schäden verurſachte. Berückſichtigt man, daß die Gehalte der 
Beamten jetzt in der Kriegszeit ziemlich hoch angeſetzt wurden, ſo 
wird man die Koſten von 12 K für ein Stück als ſehr niedrig be⸗ 
zeichnen dürfen. Ich glaube nicht, daß ſich irgendein Fleiſchhauer 
oder Händler mit einem ſo mäßigen Bruttonutzen zufrieden geben würde, 
ſchon gar nicht in einem gebirgigen Lande mit Einzelhöfen, deren 
Beſuch viel Zeit und Mühe koſtet. Augenblicklich werden leider viele 
halberwachſene Rinder der Schlachtung zugeführt. In Friedens⸗ 
zeiten, in denen man wohl mit einem Lebendgewichte der Schlacht⸗ 
tiere von etwa 5—6 Meterzentner rechnen kann, würden die Koſten 
der Aufbringung des Viehs wenig mehr als 2 h für das Kilogramm 
Lebendgewicht ausmachen, denen etwa A—4,5 h für das Kilogramm 
Fleiſch entſprechen würden. 

Das Fleiſch wird von der Zweiganftalt in den Verſchleißſtellen 
und an die Fleiſchhauer zum Preiſe von 6,30 K für das Kilogramm 
abgegeben. Dieſer Preis entſpricht dem Viehpreiſe + einem Zu⸗ 
ſchlage von 100 %o + einem ſolchen von 10—15 h. Dieſer hohe 
Zuſchlag rechtfertigt ſich dadurch, daß die Fleiſchausbeute beim 
Schlachten heute bloß 43 beträgt. Bei der ſtarken Inanſpruch⸗ 
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nahme der Viehbeſtände und dem Mangel an Maſtfutter kommt 
eben Maſtvieh gar nicht mehr zur Schlachtung. Luxusfleiſch wird 
von den Verſchleißſtellen der Zweiganſtalt zu 7,50 K, von den 
Fleiſchhauern zu 9—9,50 K verkauft. Dieſer Unterſchied iſt groß, 
da er ja durch Qualitätsverſchiedenheit nicht begründet ſein kann. 
Denn die Fleiſchhauer erhalten von der Zweiganſtalt Fleiſch der⸗ 
ſelben Güte zugewieſen wie die Verſchleißſtellen. Wenn die Fleiſch⸗ 
hauer ſich trotzdem noch behaupten können, ſo hat dies ſeinen Grund 
darin, daß das zahlungsfähigere Publikum ſich an den Verſchleiß⸗ 
ſtellen nicht drängen will und vielleicht auch eine aufmerkſamere 
Bedienung verlangt. N | 
Wie dem ſei, die ſteiermärkiſche Zweiganſtalt hat den Beweis 
erbracht, daß ſich die Monopoliſierung des Vertriebes notwendiger 
Bedarfsgegenſtände, ſelbſt von großen Qualitätsunterſchieden, dann 
ganz leicht durchführen läßt, wenn man den Markt vollkommen be⸗ 
herrſchen kann. Eine ſolche Beherrſchung des Marktes greift Platz, 
wenn entweder der Bedarf größer iſt als die produzierte Menge, 
oder wenn der Preis der zu exportierenden Produkte durch einen 
Tarif feſtgeſetzt iſt. Das trifft heute hinſichtlich der Lieferungen an 
die Armee zu. Kennt man die Größe der heimiſchen Produktion, 
ſo läßt ſich bei der großen Stetigkeit des Konſums die Verſorgung 
der Bevölkerung ziemlich automatiſch durchführen. Die Verſorgung 
mit Fleiſch, aber ſchon gar die mit Getreide, kann bei der Durch⸗ 
ſichtigkeit aller Verhältniſſe ein Zweig der Verwaltung werden, wie 
der Transport von Reiſenden auf den Bahnen. Konjunkturen gibt 
es keine, und die Notwendigkeit, „blitzſchnelle Entſchlüſſe“ zu faſſen, 
iſt nicht vorhanden. | 
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Beſprechungen 


Aereboe, Friedrich: Die Bewirtſchaftung von Landgütern 
und Grundſtücken. I. Teil. Allgemeine landwirtſchaftliche 
Betriebslehre. Zweite, unveränderte Auflage. Berlin 1917, Paul 
Parey. 655 S. 


Das Werk dürfte zu den beſten Leiſtungen der wiſſenſchaftlichen 
Literatur der Gegenwart gehören. Es iſt geſchrieben von einem Mann, 
der mit hoher theoretiſcher Begabung die Erfahrung einer langjährigen 
und vielſeitigen landwirtſchaftlichen Praxis, ſowohl ausübender wie 
beratender Art, verbindet. War ſchon nach ſeinen früheren Arbeiten 
von Aereboe Gutes zu hoffen, als er es unternahm, eine landwirtſchaft⸗ 
liche Betriebslehre zu ſchreiben, ſo hat er mit dem nun vor einem Jahre 
erſchienenen Werke alle Erwartungen übertroffen. In dem ungewöhnlichen 
äußeren Erfolge des Buches kommt dies zum Ausdruck. Wenige Monate 
nach Erſcheinen des 655 Seiten ſtarken Bandes wurde eine zweite 
Auflage nötig, und ſchon jetzt wird die dritte vorbereitet. | 

Das Werk iſt als „Lehrbuch für Landwirte, Volkswirte, Verwaltungs: 
beamte und Studierende“ geſchrieben. Aus dem ſchnellen Abſatz des 
Buches iſt zu folgern, daß es auch in der landwirtſchaftlichan Praxis 
begierige Aufnahme findet. Kein Wunder, es iſt aus dem Leben ge- 
ſchrieben, in einem Guſſe, in ununterbrochener, vorwärtsdrängender Ge⸗ 
dankenfolge, ohne den Leſer in gelehrte Polemiken zu verwickeln oder 
mit einem Ballaſt von Zahlen und ſonſtigem Einzelmaterial zu ermüden. 
Die Darſtellung iſt leicht faßlich auch dort, wo ſehr verflochtene Kauſal⸗ 
zuſammenhänge aufzulöſen ſind — eine Kunſt, über die in der Wiſſen⸗ 
ſchaft nur der verfügt, der den Stoff völlig meiſtert. Hier und da 
ſchlägt. der Verfaſſer faſt den Ton leichter Plauderei an; auch temperament- _ 
volle Zwiſchenbemerkungen find eingeſtreut. Dies alles trägt dazu bei, 
das Studium des Werkes mehr zu einem Genuß als zu einer Arbeit 
zu machen. 

Die leichte Lesbarkeit des Werkes, vor allem das ſich des Leſers 
bemächtigende Gefühl, gefördert zu werden, iſt namentlich begründet in 
der ſchlichten, klaren Folgerichtigkeit, die einen Satz wie als ſelbſt⸗ 
verſtändlich aus dem vorhergehenden entwickelt, und in dem (hiermit 
zuſammenhängenden) Umſtande, daß der Verfaſſer feinen Gedanken bau 
auf die elementarſten Tatſachen der Erfahrung — wo es angebracht iſt, 
auf einfache naturwiſſenſchaftliche Feſtſtellungen — gründet. Ein Beifpiel: 
die Darſtellung der Schafhaltung beginnt mit dem Satze: „Das Schaf 
zeichnet ſich vornehmlich durch flinke Bewegungen und ein ſpitzes Maul 
vor allen anderen Wiederkäuern aus.“ Alſo deshalb iſt die Schafhaltung 
ſo wichtig auf ausgedehnten ärmlichen Weiden und zur Abweidung der 
Stoppel, deshalb iſt das Schaf ein ſo guter Strohverwerter; es verſteht, 
aus dem groben Stroh alle feinen Teile herauszunehmen, während das 
Rind die ganze Maſſe verzehrt. Und ſo folgt eins aus dem anderen. 
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Oder man leſe die Abſchnitte über die Geflügelhaltung! Da iſt nicht 
vom Geflügel im allgemeinen die Rede, ſondern: dieſe natürlichen An⸗ 
lagen hat die Gans, jene die Ente, andere das Huhn, und ſo kommen 
wir auf den rechten Weg. Dem Leſer fällt es überall wie Schuppen 
von den Augen. 

Als allgemeine landwirtſchaftliche Betriebslehre verfolgt der 
vorliegende Band das Ziel, Klarheit in den grundſätzlichen Fragen zu 
ſchaffen; vor allem werden die Entwicklungslinien des landwirtſchaftlichen 
Betriebes unter dem Einfluß der verſchiedenen natürlichen und volks⸗ 
wirtſchaftlichen Bedingungen gezeichnet. Den Stoff wählt Aereboe nicht 
nur aus der landwirtſchaftlichen Entwicklung Deutſchlands, ſondern in 
großem Umfang auch aus der Landwirtſchaft des Auslandes. Mit Vor⸗ 
liebe geht er von rückſtändigen Gebieten aus wie Rußland; die baltiſchen 
Provinzen ſind ihm aus ſeiner Jugendzeit und ſpäterem wiederholten 
Aufenthalt vertraut; aber auch weite andere Gebiete von Finnland bis 
zu den Steppen des Südoſtens kennt er aus eigener Anſchauung. Gerade 
durch die Heranziehung jener jugendlichen Formen der Landwirtſchaft 
gelingt es ihm, die großen Linien der Betriebsentwicklung um ſo ſicherer 
zu finden und um ſo deutlicher zu zeichnen; hieraus ergibt ſich dann ein 
geſchärfter Blick für die Erfaſſung der feineren Vorgänge in der Ent⸗ 
wicklung eines fortgeſchritteneren Landes. Die nähere Ausführung in 
dieſer Hinſicht, zugeſchnitten auf die Verhältniſſe der deutſchen Gegenwart, 
behält ſich Aereboe für den zweiten Teil des Geſamtwerkes vor, die 
beſondere Betriebslehre, der er die Aufgabe zuweiſt, die Anwendung 
der in der allgemeinen Betriebslehre entwickelten Grundſätze für ein 
beſtimmtes Land, für eine beſtimmte Zeitſpanne zu lehren. 

Nun zu dem Kern ſeiner Lehre. Von ſeinen Vorgängern zeichnet 
ſich Aereboe dadurch ab, daß er den Landwirtſchaftsbetrieb als ein un⸗ 
trennbares, organiſches Ganzes auffaßt und — hierin namentlich liegt 
der Unterſchied — aus dieſer Auffaſſung nach allen Seiten hin die 
Folßerungen zieht. Er iſt daher Gegner einer doppelten Buchführung, 
die für die einzelnen Betriebszweige herausrechnen will, ob ſie rentabel 
ſind oder nicht. Abgeſehen davon, daß dieſe Zergliederung infolge des 
organiſchen Gefüges des Betriebes rechneriſch nicht fehlerfrei durchgeführt 
werden kann, iſt vor allem die Stellung der Aufgabe falſch. Jene Buch⸗ 

führung berechnet für die einzelnen Betriebszweige die Durchſchnitts⸗ 
rentabilität unter Zugrundelegung der durchſchnittlichen Produktionskoſten 
von einem Zentner Weizen, einem Zentner Wolle. Der Nutzen iſt aber 
ſehr verſchieden je nach dem Umfang, in dem der einzelne Zweig be⸗ 
trieben wird; in der Landwirtſchaft wird „der letzte Zentner“ am teuerſten 
produziert; auch die Rückwirkung auf andere Zweige wird durch das 
gegenſeitige Umfangsverhältnis beſtimmt. Wenn auf jene Weiſe berechnet 
wird, daß die Schafzucht mit Minus arbeitet, ſo folgt daraus nicht, daß 
ſie abzuſchaffen ſei, ſondern allenfalls iſt dies ein Fingerzeig vielleicht 
dahin, daß ſie durch Einſchränkung in ein günſtigeres Verhältnis zu den 
Betriebsmitteln und den übrigen Betriebszweigen zu bringen iſt. Auf⸗ 
gabe des Landwirtes iſt es, den Betrieb ſo einzurichten, daß alle Teile 
der Wirtſchaft in dem für den Geſamterfolg günſtigſten Verhältnis ſtehen. 
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Zu errechnen iſt dies nicht; allzuviele Faktoren müſſen in ihrem Auf⸗ 


einanderwirken erwogen werden. Es kommt daher auf das betriebs⸗ 


wirtſchaftliche Verſtändnis an, das in der unendlichen Mannigfaltigkeit 
und Veränderlichkeit der Praxis das Rechte zu finden weiß. Dies Ver⸗ 
ſtändnis ſucht Aereboe im Leſer zu wecken und zu mehren, indem er die 
Beziehungen zwiſchen den einzelnen Betriebsmitteln und Betriebszweigen 
unter dem Einfluß der verſchiedenſten Bedingungen allfeitig und ſtets im 
Hinblick auf den Geſamtbetrieb erörtert. 

Zur Verdeutlichung des Geſagten ein Beiſpiel. Im Abſchnitt über 
„den Arbeitslohn im Verhältnis zu den Preiſen der Erzeugniſſe und 
der Erzeugungsmittel“ folgert Aereboe: „Es iſt alſo die Auffaſſung, daß 
der zuläſſige Aufwand an Handarbeit in der Landwirtſchaft zurückgeht, 
wenn die Löhne ſteigen, völlig unhaltbar ... Entſcheidend find nur 
die geſamten Betriebskoſten ... im Vergleich zu den Preiſen der land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugniſſe. Sinken die Kunſtdüngerpreiſe bei ſonſt gleichen 
Verhältniſſen, ſo ſteigt die zuläſſige Arbeitsintenſität. Macht die Technik 
der Düngung weſentliche Fortſchritte, ſo iſt unter gleichen Bedingungen 
dasſelbe richtig.“ | 

Auch dem Nationalökonomen bringt das Werk eine Fülle von 
Belehrung, ſchon inſofern, als es von der Landwirtſchaft, dem wichtigſten 
Fundament unſerer Volkswirtſchaft, handelt. Ich wüßte kein Buch, das 
dem Nationalökonomen ſo allſeitige und tiefe, der Gegenwartserkenntnis 
entſprechende Einblicke in das Gefüge und die Lebensbedingungen der 
Landwirtſchaft gewährt wie dieſes. Zudem ſteht ja nicht die land⸗ 
wirtſchaftliche Technik im Vordergrund der Betrachtung, ſondern namentlich 
der Einfluß volkswirtſchaftlicher Bedingungen auf die Landwirtſchaft; 
denn die Wirtſchaftslehre des Landbaues ſoll, nach Aereboe (S. VI), 


„die Landbautechnik mit volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkten durchdringen“. 
Demgemäß werden viele Fragen behandelt, die für die Theorie der National⸗ 


ökonomie, für die praktiſche Wirtſchafts⸗ und Sozialpolitik ein beſonderes 
Intereſſe beanſpruchen. Das ganze weitſchichtige Kapitel über den Einfluß 


der Preisverhältniſſe auf die Formen der Bodennutzung gehört dazu. 


Sehr beachtenswert find die Ausführungen über die menſchlichen Arbeits⸗ 
kräfte (darunter Wanderarbeiter) und über den Arbeitslohn. In aus⸗ 
führlicher Darſtellung, die in manchen Punkten neues Licht auf dies ſo 
umſtrittene Problem wirft, vergleicht Aereboe die privat⸗ und volks⸗ 
wirtſchaftlichen Leiſtungen des Groß⸗, Mittel⸗ und Kleinbetriebes. So 
entſchieden wie kaum ein anderer der lebenden Vertreter der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Theorie erkennt er in volkswirtſchaftlicher Hinſicht dem Klein⸗ 
betrieb den Preis zu. Auch Aereboes Standpunkt zum Geſetz des ab⸗ 
nehmenden Bodenertrages iſt für den Nationalökonomen beſonders 
bemerkenswert. Dieſe Theorie gehört mit Recht (als Entwicklungs⸗ 
potenz! 1) zu den Grundpfeilern feiner Betriebslehre. Aereboe iſt aber 
weit davon entfernt, dem Bodenertragsgeſetz eine unbedingte Gültigkeit 


1 Näher habe ich mich darüber ausgeſprochen in meinem Aufſatz „über 
die tatſächliche Bedeutung des Geſetzes des abnehmenden Bodenertrages“ in 
Thiels Landw. Jahrbüchern, XXXVIII. Bd., Ergänzungsband V. 


f 
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in dem Sinne zuzuſprechen, als ſei in der Landwirtſchaft eine Mehrung 
der Produktion nur durch progreſſiv geſteigerten Aufwand zu erzielen. 
Eine derartige, für die Menſchheit unerfreuliche Wirkung läßt er nur 
gelten „bei völlig unveränderter Betriebsorganiſation und gleichem Stande 
der Technik des Landbaues und aller gewerblich hergeſtellten Hilfsmittel 
desſelben“; aber Aereboe weiß viele Mittel anzuführen, die dem Boden⸗ 
ertragsgeſetz entgegenwirken. 

Erwünſcht wäre in künftigen Auflagen eine Würdigung der volks⸗ 
wirtſchaftlichen Bedeutung, die der Intenſivierung der Landwirtſchaft 
zukommt. Manche Bemerkung darüber findet ſich ja in dem Werk, und 
das wichtigſte, was darüber geſagt werden kann, iſt wohl auch bekannt. 
Dennoch wäre zu hoffen, daß Aereboe bei zuſammenfaſſender Behandlung 
manche neuen Geſichtspunkte aufſtellte, die ſich nur aus gründlicher land⸗ 
wirtſchaftlicher Fachkenntnis gewinnen laſſen. Damit im Zuſammenhang 
wäre auch die volkswirtſchaftliche Bedeutung eines Rückfalls zu extenſiverer 
Wirtſchaft zu beleuchten. In der nun wohl überwundenen Periode 
ſchlechter Preiſe iſt ja unſerer Landwirtſchaft zuweilen der Rat erteilt 
worden, extenſiver zu wirtſchaften und dadurch die Bilanz wieder in 
Ordnung zu bringen. Der Laie kann ſich ſchwer vorſtellen, was damit 
dem Landwirt zugemutet wird und welche volkswirtſchaftlichen Werte 
verlorengehen würden. — | 
| Schließlich noch ein Wort zu der bekannten Ausſage des Tacitus 
über die germaniſche Ackerwirtſchaft: arva per annos mutant et superest 
ager. Aereboe legt dieſen Satz richtig auf die wilde Feldgraswirtſchaft 
aus; doch iſt dieſe Interpretation nicht neu, wie Aereboe anzunehmen 
ſcheint. Der Nationalökonomie iſt ſie ſeit dem Aufſatz von G. Hanſſen 
„Zur Geſchichte der Feldſyſteme in Deutſchland“ geläufig. 

Berlin⸗Dahlem Otto Auhagen 


Marbe, K.: Die Gleichförmigkeit in der Welt. München 1916, 
C. H. Beck'ſche Verlagsbuchhandluug. X u. 422 S. Geh. 12 Mk. 


Das Buch von Karl Marbe, „Die Gleichförmigkeit in der Welt“, 
iſt, wie ſchon der Titel andeutet, zu vielf ältig, als daß es in einer 
kurzen Beſprechung möglich wäre, auf alle in ihm behandelten Fragen 
näher einzugehen. Nur zweierlei ſei hervorgehoben: die im 3. bis 7. Ab⸗ 
ſchnitt bearbeiteten pſychoſoziologiſchen Fragen und die — einen 
viel größeren Raum einnehmenden — theoretiſch⸗ſtatiſtiſchen. 

Als Einleitung gibt der erſte Abſchnitt, der Bedeutung gemäß, die 
der Begriff der Urſache und der Bedingung für die ganze Arbeit hat, 
inſofern es dem Verfaſſer nicht bloß auf die Feſtſtellung, ſondern auch 
‚auf die Begründung der Gleichförmigkeit ankommt, eine beſondere Lehre 
„über einige Kauſalſätze“, und zwar vor allem mit Rückſicht auf 
verwickelte geſchichtliche und geiſteswiſſenſchaftliche Erſcheinungen. Im 
dritten Abſchnitt werden dann eine Maſſe Beiſpiele angeführt von 
über Erwarten großer Gleichförmigkeit ſeeliſcher Art, wie 
ſie zum Beiſpiel in „bevorzugten“ Rückwirkungen auf beſtimmte Reize 
zutage tritt. Auf fie führt der Verfaſſer viele Erfolge des Gedanken- 
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leſens zurück, ohne dabei allerdings die ganzen Schwierigkeiten dieſer 
Erſcheinung anzudeuten. Weſentlich gefördert werden ſolche ſeeliſchen 
Gleichförmigkeiten durch Suggeſtion (S. 49 ff.). Auf Grund der 
Tatſache, daß ſich allgemein gleichförmige Erſcheinungen auf gleichförmige 
Bedingungen dieſer Erſcheinungen zurückführen laſſen (S. 52), ſind nun 
im einzelnen Fall die beſonderen gleichförmigen Bedingungen feſtzuſtellen. 
So muß man zum Beiſpiel allgemein menſchliche Bedingungen unter⸗ 
ſcheiden von ſolchen, die im Zuſammenhang mit beſtimmten Kulturen 
ſtehen (S. 52). 

Alle dieſe Gleichförmigkeiten, die übrigens, ſoweit ſie nicht on 
gelten, ſondern ſich bloß auf einzelne Gruppen beziehen, auch von der 
„differentiellen Pſychologie“ (W. Stern) behandelt werden — unter⸗ 
ſchiedliche, bloß gruppliche Gleichförmigkeiten (Marbe) ſind eben dasſelbe 
wie teilweiſe gemeinſame Verſchiedenheiten (Stern) — ſind nun aber 
nicht bloß für die Seelkunde von Bedeutung, inſofern die Verbreitung 
ein neues Merkmal beſonderer ſeeliſcher Begriffe wird, ſondern ebenſo 
auch für die Geſellſchaftslehre. In ihr handelt es ſich in der 
Tat auch um Gemeinſamkeiten und im beſonderen in der Kollektiv⸗ 
Pſychologie als in einem Teile der Pſychoſoziologie auch um 
Gemeinſamkeit von etwas Seeliſchem. Darauf geht Marbe denn auch 
in den nächſten drei Abſchnitten (dem 5. bis 7.) ein. Er legt dabei 
nicht nur auf die in dem eigens dazu angeſtellten Verſuchen ſich zeigende 
über Erwarten große Gleichförmigkeit, ſondern auch auf die Gleich⸗ 
förmigkeit voneinander unabhängiger Individuen (S. 23ff., 
54, 69, 84f.) ganz beſonderen Wert — er möchte „die unkritiſchen 
bertragungs⸗ und Entlehnungsanſichten aus der Geſchichtswiſſenſchaft 

vollſtändig“ (S. 93) ausmerzen —, überſieht aber trotzdem (S. 86) die 
Erhöhung der Gleichförmigkeit durch ſolche Abhängigkeit, wie ſie in der 
Suggeſtion erſcheint, nicht. Für die gleichförmige lautliche Entwicklung 
der Sprache macht er im 5. Abſchnitt ähnlich wie H. Paul unter 
anderem das gleichförmige Streben nach Bequemlichkeit im 
Sprechen zur Bedingung. Im folgenden Abſchnitt „über Geſchichts⸗ 
wiſſenſchaften und Soziologie“ tritt er dann bei aller An⸗ 
erkennung für die Darſtellung des Einmalen in der Geſchichte (S. 97) 
warm für die Beobachtung des Gleichförmigen und Wieder⸗ 
kehrenden ein und damit auch für die Möglichkeit, geſchichtliche 
Geſetze feſtzuſtellen (S. 105). Ja, es ſcheint ihm durchaus nicht 
ausgeſchloſſen, daß „Tatſachen der ſingulariſtiſchen Geſchichtsſchreibung 
mit Hilfe allgemeiner Geſetze abgeleitet werden können“ (S. 110). 

Scharf wendet er ſich im 7. Abſchnitt „zur Völkerpſychologie 
und Rechtsphiloſophie“ gegen die Realiſierung der Wundtſchen 
Begriffe von Volksſeele und Volksgeiſt (S. 116, 120), die man auch 
auf jedes andere gemeinſame Bewußtſein anwenden könnte und müßte 
(S. 118). Mag Wundt in der Tat durch ſolche Auffaſſung dazu ver⸗ 
leitet ſein, zum Beiſpiel die „Wirkung des Verkehrs“ (S. 122) und 
damit die „ſekundären“ (S. 124), auf Wechſelwirkung beruhenden Gründe 
für die Gleichförmigkeit, wie man fie in der Sozialpfychologie im 
Unterſchiede zur Kollektivpſychologie zu behandeln pflegt, nicht genügend 
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zu beachten (S. 122), das ift kein Grund, fie jo ſcharf zu verurteilen, 
vor allem auch nicht, wenn man fie ſelber (S. 124) in der „geſell⸗ 
ſchaftlichen Organiſation“, wenn auch unter anderem Namen, in gewiſſer 
Beziehung wieder aufnimmt. 

Daran muß auf jeden Fall feſtgehalten werden: die bloße Feſt⸗ 
ſtellung ſtatiſtiſcher Art von ſeeliſchen Gleichförmigkeiten 
kann für eine Soziologie nicht genügen. Wie man nicht bloß 
das Bewußtſein begreift, ſondern daneben auch die Seele als einen 
Ausdruck der organiſchen Einheit des Leibes in feiner Entwicklungskraft 
und «richtung, jo kann man auch der einzelnen Gruppe ihren Geiſt 
zuſchreiben als den Ausdruck ihrer Gruppheit; und dieſer Geiſt iſt etwas 
Keimhaftes, etwas, das Macht hat, andere in ſeinen Bann zieht, ſich 
entwickelt oder wenigſtens ſich erhält: nicht bloße Gleichförmigkeit, ſondern 
innere Verbundenheit. Die Organiſationen haben nicht nur eine 
„Bedeutung“ „für das mehr oder weniger Übereinſtimmende, alſo gleich⸗ 
förmige Verhalten“ (S. 128), d. h. etwas Bewirkendes, ſondern ſind 
zugleich durch ſchon vorhandene Gleichförmigkeit ſelber bewirkt. 
Für die eingehendſten Unterſuchungen dieſer — pſychoſoziologiſchen — 
Erſcheinungen trete ich natürlich ebenſo wie Marbe (S. 125) ſehr ein. 

Ohne den Wert der rein mathematiſchen Wahrſcheinlichkeitsrechnung 
überſehen zu wollen (S. 208) und ohne die Möglichkeit einer „Über⸗ 
einſtimmung zwiſchen Wahrſcheinlichkeitsrechnung und Erfahrung“ ganz 
abzuweiſen (14. Abſchnitt), fühlt er ſich doch genötigt, im 11. Ab⸗ 
ſchnitt auf den „dürftigen praktiſchen Wert der Wahr— 
ſcheinlichkeitsrechnung a priori“ hinzuweiſen. „Überall, wo es 
ſich um relative Häufigkeiten von wirklichen, in der Zeit verlaufenden 
Tatſachen oder um praktiſche Häufigkeitsaufgaben handelt, können wir 
nur dann ihre Häufigkeitsbrüche a priori“, d. h. ihre Wahrſcheinlichkeits⸗ 
brüche (S. 207) „mit Sicherheit feſtſtellen, wenn uns a posteriori 
bekannt iſt, daß die variablen unmittelbaren Bedingungen 
indifferent ſind, und wenn die konſtanten Bedingungen ſo 
bekannt und überſichtlich ſind, daß ſie einen zwingenden Schluß 
über die Größe des Häufigkeitsbruches geſtatten“ (S. 196 f.). 

Ebenſowenig iſt auch „die aprioriſche Ableitung ſtatiſtiſch verifizier⸗ 
barer zuſammengeſetzter Wahrſcheinlichkeiten aus einfachen“ (S. 213) 
auf Grund des Multiplikationsſatzes möglich, wie der 15. Abſchnitt 
in der „Lehre vom ſtatiſtiſchen Ausgleich“ näher ausführt. Die „natur⸗ 
philoſophiſche Betrachtung“ ſteht hier im Widerſpruch mit der „mathe⸗ 
matiſchen“ (S. 256). 

Ereigniſſe, die bisher als unabhängig aufgefaßt wurden, können 
doch noch in einer beſonderen (4.) Art von Abhängigkeit ſtehen, die 
dann eben die Anwendung des Multiplikationsgeſetzes verbietet. Dieſe 
4. Art der Abhängigkeit (S. 263 ff.) iſt „inſofern eine logiſche 
Abhängigkeit, als hierbei unſere Erwartung, ob ein beſtimmtes Ereignis 
eintritt, von unſerem Wiſſen um andere Ereigniſſe abhängig wird“ 
(S. 265 f.). 

Eine im 16. Abſchnitt näher angeführte Unterſuchung der „auf 
den Standesämtern in Fürth, Augsburg und Freiburg i. Br.“ ſeit 


363] Beſprechungen 363 


dem Jahre 1876 verzeichneten erſten 49 152 Geburten beweiſt dem 
Verfaſſer Folgendes: 

„A) Die wirkliche Anzahl der reinen Gruppen“ (d. h. der, die nur 
männliche oder nur weibliche Geburten haben) „über n bleibt bei 
größeren Gruppen von einer Gruppengröße n = g an im all⸗ 
gemeinen hinter der wahrſcheinlichſten Anzahl zurück, während 
dafür andere Gruppen häufiger vorkommen, als man nach der 
Wahrſcheinlichkeitsrechnung erwarten müßte. 

B) Die wirkliche Anzahl der reinen Gruppen bleibt im allgemeinen 
hinter der wahrſcheinlichſten verhältnismäßig um ſo mehr zurück, 
je mehr die Zahl der Gruppenelemente den Wert g überſteigt“ 
(S. 298). 

Hiermit iſt die „Lehre vom ſtatiſtiſchen Ausgleich für ein wichtiges 
Tatſachengebiet bewieſen,“ damit aber auch „eine Abhängigkeit der 
ſtandesamtlich regiſtrierten Geburten in dem oben angedeuteten vierten 
Sinne dieſes Wortes“ (ſ. auch den 24. Abſchnitt über „die Wette auf 
das Geſchlecht des Kindes“). Die Gültigkeit dieſer Sätze wird dann 
im 20. Abſchnitt auch für die Ergebniſſe der Glücksſpiele nachgewieſen. 

Außerdem findet der Verfaſſer im 22. Abſchnitt noch einen „neuen 
Widerſpruch zwiſchen Theorie und Erfahrung“, den folgender Satz kenn⸗ 
zeichnet: „Die wirkliche Anzahl der reinen Gruppen ſtimmt mit der 
wahrſcheinlichſten bei den größeren Gruppen durchſchnittlich beſſer überein 
als bei den Gruppen zu 1, 2 oder 3“ (S. 358). Der 17. Abſchnitt 
zeigt dann noch die „Prävalenz der Normalgruppen“, d. h. der Gruppen, 
die am ausgeglichenſten ſind, männliche und weibliche Geburten in 
möglichſt gleicher Anzahl haben und auch theoretiſch am zahlreichſten 
vorkommen. Der ſtatiſtiſche Ausgleich und die im Zuſammenhang damit 
ſtehende Prävalenz der Normalgruppen beweiſen ſo, „daß viele ſtatiſtiſche 
Maſſen eine viel größere Gleichförmigkeit ihrer Teilmaſſen aufweiſen, 
als auf ae der Wahrſcheinlichkeitsrechnung erwartet werden müßte“ 
(S. 238). 

Der 18. Abſchnitt über „Kombinatorik und Wahrſcheinlichkeits⸗ 
rechnung“ zeigt dann theoretiſch und praktiſch, daß für eine in Gruppen 
geteilte Reihe von zwei verſchiedenen Elementen (zum Beiſpiel von 
männlichen und weiblichen Geburten) die wirklichen Gruppen ſich auf 
die möglichen Gruppenformen ſehr verſchieden verteilen und Abſchnitt 19, 
daß „die öfter vorkommenden Gruppenformen im allgemeinen mehr Normal⸗ 
gruppen“ aufweiſen „als die ſeltener vorkommenden“ (S. 336). 

Hinzuweiſen iſt dann zum Schluß noch darauf, daß Marbe, wie 
ſich aus dem 25. Abſchnitt über „die angewandte Wahrſcheinlichkeits⸗ 
rechnung und Statiſtik“ ergibt, durchaus nicht gegen die rein mathe⸗ 
matiſche Wahrſcheinlichkeitsrechnung als ſolche ankämpfen will. Nur wird 
man „betonen müſſen, daß weſentliche Vorausſetzungen der theoretiſchen 
Wahrſcheinlichkeitsrechnung in der Praxis kaum irgendwo (auch nicht bei 
den Glücksſpielen) zutreffen und daß ſpeziell der Multiplikationsſatz in 
Wirklichkeit nicht unbedingt anwendbar iſt“ (S. 382). 

Berlin H. L. Stoltenberg 
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Staudinger, H.: Individuum und Gemeinſchaft in der 
Kulturorganiſation des Vereins. (Schriften zur Soziologie 
der Kultur, herausg. von Alfred Weber⸗ Heidelberg, I. Band.) 
Jena 1913, Eugen Diederichs. VI u. 175 S. Geh. 3,50 Mk. 


Der Verfaſſer verſucht zunächſt im erſten Teil dieſes Buches, 
das Verhältnis des Intimen zum Allgemeinen (S. 3), 
des Individuums zur Gemeinſchaft — und zwar im beſonderen 
in der „rezeptiven Sphäre“ der jeweiligen Zeit, d. h. in der bisher 
von der wiſſenſchaftlichen Bearbeitung ſo ſehr vernachläſſigten Sphäre, 
die ſich den großen vorhandenen Geiſteswerken („Kulturobjektivationen“) 
der Kunſt und der Wiſſenſchaft gegenüber mehr aufnehmig erhalten 
(S. 1) — an einer einzelnen Erſcheinung, der „muſikaliſch-geſelligen 
Organ iſation“ (S. 3) durch die Geſchichte der Deutſchen vom Mittel- 
alter über die reformatoriſche und die nachreformatoriſche, über die 
rationale und romantiſche Zeit bis in die Gegenwart hinein aufzuzeigen 
und kommt dabei unter ſteter Berückſichtigung des allgemeinen Zeit⸗ 
hintergrundes — ſiehe vor allem die drei „Zwiſchenſpiele“: „die neuen 
Kulturbeziehungen“ (S. 19 ff.), „die rationale Zeit“ und „das Werden 
der inneren Kulturbeziehungen“ (S. 45 ff.) ſowie „die Kultur der 
Perſönlichkeit“ (S. 73ff.) — zu dem Ergebnis, daß „den Charakter des 
Organiſchen“, d. h. des engen Gebundenſeins des Einzelnen an die 
Gemeinſchaft „die Gruppierung des Mittelalters“ und dann „wieder 

das Gehäuſe des Arbeiters“ trägt, daß dazwiſchen aber „die andere 
Vereinsform“ liegt, „die wohl auch eine Geme inſamkeit ausdrückt, doch 
in ihrer Baſis den einzelnen Menſchen in ſeiner freieſten Entfaltung 
trägt“ (S. 172). Dieſer vom Verfaſſer erkannten Entwicklung wird 
dann von A. Weber in feinem Geleitwort noch eine „allgemeinere Be⸗ 
deutung“ gegeben. Er ſieht in ihr „den kulturſoziologiſchen Ausdruck 
der Lebensdifferenzierung überhaupt“ und kann „das Unfruchtbarwerden“ 
der „individualiſtiſchen Vereinsgeſtaltung“ nicht mit Staudinger in dieſer 
Differenzierung erblicken, ſondern nur in der damit verbunden geweſenen 
mechaniſtiſchen Lebensauffaſſung (S. VI). 

Auf das Verhälknis von der Pflege der Geſelligkeit zu der der 
Muſik wird überall (S. 62, 89, 109, 123) Rückſicht genommen. — 
Die große Verſchiedenheit in der ſchichtlichen, ſtandlichen und klaßlichen 
Zuſammengeſetztheit der einzelnen Vereinsarten (Meiſterſingerzünfte, 
Geſangsbruderſchaften des Kalands, Kantoreien, Kollegien, Muſikvereine, 
Inſtrumentalvereine, Geſangvereine, Liedertafeln, Liederkränze), wie ſie 
nach Nebenſchriften wie „Soziale Baſis“ (S. 13, 36), „Veränderung in 
der Struktur“ (S. 25 f.), „Soziale Fläche“ (S. 60), „Soziale Ver⸗ 
ſchiebung“ (S. 90), „Soziale Umgeſtaltung“ (S. 96 ff.) und „Die 
fo ziologiſch⸗kulturellen Beziehungen“ (S. 121) dargeſtellt wird, iſt überaus 
le hrreich. — Wichtig iſt auch die Begreifung des Publikums als 
aller „Intereſſierten“, als „jedes dunklen Unbekannten“, der aber „die 
Möglichkeit in fih” hat, „mit feinem Taler, der ſein Intereſſe dartut, 
ſich Anteil an den Kulturmitteln zu verſchaffen“ (S. 52). 

Ich hätte gern eine noch ſchärfere begriffliche Durcharbeitung des 
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Stoffes geſehen. Damit wäre dann vielleicht auch die oben von mir 
angedeutete, ſich aber auch ſonſt findende Uneinheitlichkeit in den Neben⸗ 
ſchriften, zugunſten eines ſchnelleren und klareren Überblides fortgefallen. — 
Aber trotzdem muß das Buch als Stoffquelle für die reine Soziologie 
hoch gewertet werden. 

Der zweite Teil des Buches „Schichten und Welten heutiger 
Zeit“ — zuſammen mit Fr. Seidel gearbeitet und vom Verfaſſer ſelber 
nur als Fragment bezeichnet — unterzieht ſich zum Zweck eines noch 
tieferen Verſtändniſſes der im erſten Teil des Buches aufgezeigten neu⸗ 
zeitlichen Bewegung der Arbeitergeſangvereine und der geſelligen Arbeiter⸗ 
vereine überhaupt der ſchwierigen Aufgabe, „die inneren Züge“ der 
heutigen Arbeiterwelt im Unterſchiede zur bürgerlichen zu unterſuchen 
(S. 127). Des „ſtadtbeeinflußten Arbeiters“ „nicht autoritatives, 
rein konkret anſchauliches Denken“ wird (S. 155) hervorgehoben 
und außerdem (S. 167) die ſelbſtverſtändliche Gemeinſamkeit 
ſeines Erlebens mit dem ſeiner Mitarbeiter. 

Noch vor dem Kriege iſt dies Buch geſchrieben. Man wird ge⸗ 
ſpannt ſein dürfen, welch einen Einfluß dieſer Krieg, dieſes alles Ver⸗ 
gangene weit überragende tiefſte Erlebnis unſeres Volkes auf die Ent⸗ 
wicklung auch dieſer Kulturform, des muſikaliſch geſelligen Vereins, 
ausüben wird. 

Berlin Hans Lorenz Stoltenberg 


Maſſaryk: Rußland und Europa. Studien über die geiſtigen 
Strömungen in Rußland. Erſte Folge: Zur ruſſiſchen Geſchichts⸗ 
und Religionsphiloſophie. Soziologiſche Skizzen. Jena 1913, 
E. Diederichs. Bisher 2 Bände, 383 u. 533 S. Preis der beiden 
Bände broſch. 24 Mk. 


Thomas Garrigue Maſſaryk iſt 1850 geboren. 1884 habilitierte er 
ſich an der tſchechiſchen Univerſität zu Prag für das Fach der Philoſophie 
und Soziologie. Sehr bekannt wurde feine ſchon 1881 erſchienene kleine 
Schrift: „Der Selbſtmord als Maſſenerſcheinung der modernen Zivi⸗ 
liſation“. Seither gab er verſchiedene Schriften über Sozialismus, 
Marxismus und Demokratie heraus. Er beteiligte ſich aber auch aktiv 
am politiſchen Leben Oſterreichs, und zwar als ein bewußter und 
radikaler Nationaltſcheche. 1891 wurde er (mit Kaizl und Kramarz) 
auch in den Reichsrat gewählt. Es war die Zeit der ſogenannten 
Jungtſchechen. Sie ſollten die Alttſchechen ablöſen, die bisher vor⸗ 
nehmlich eine Politik der Abſtinenz und Langſamkeit verfolgten und 
dadurch breite Schichten des tſchechiſchen Volkes unbefriedigt ließen. 
Unter den neuen Männern ragte Maſſaryk durch ſeine Schulung, viel⸗ 
ſeitiges Wiſſen und Perſönlichkeit hervor. Die Hauptforderung der 
Jungtſchechen war das „böhmiſche Staatsrecht“, d. h. ſtaatliche Selb⸗ 
ſtändigkeit für Böhmen. Am 20. März 1893 hielt Maſſaryk eine Rede 
im Parlament, die wohl als programmatiſch bezeichnet werden kann und 
deren Hauptſätze lauteten: „Unſere ſtaatsrechtlichen Forderungen, will ich 
kurz ſagen, gipfeln in dem natürlichen Beſtreben nach politiſcher Un⸗ 
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abhängigkeit. Ein ſelbſtbewußtes, größeres Volk, ein Volk, welches 
gebildet iſt, ein Volk, das eine große Geſchichte hat, verträgt es auf die 
Länge der Zeit nicht, nicht Herr über ſeine politiſchen Geſchicke zu ſein, 
und gerade Sie, die Sie ſich beſtändig als Staatspartei gerieren, die Sie 
beſtändig in der ſtaatlichen und politiſchen Betätigung das summum in 
politieis erblicken, müßten am eheſten begreifen, daß das böhmiſche Volk 
nicht ruhen wird und nicht ruhen kann, ſolange es ſich nicht als politiſche 
Nation betätigen kann ... Die Verſelbſtändigung unſeres Staates werden 
fie nicht hindern können ... Sie können verſichert ſein, daß wir Ihnen 
Mähren und Schleſien entreißen werden; wir werden alle möglichen 
Mittel aufbieten, damit die ſlawiſche Majorität in dieſen beiden Ländern 
ihre natürlichen und hiſtoriſchen Rechte erlange.“ — Man ſieht, die Rede 
läßt an Offenheit nichts zu wünſchen übrig. Später hat ſich Maſſaryk 
von den Jungtſchechen getrennt und iſt an die Spitze der ſogenannten 
Realiſten getreten. Während des Weltkrieges iſt er bekanntlich, ebenſo 
wie Kramarz, wegen Hochverrats angeklagt worden. Kramarz wurde zum 
Tode verurteilt, aber begnadigt. Maſſaryk hatte ſchon beim Anfang des 
Weltkrieges, als an eine ſtrafrechtliche Verfolgung noch nicht gedacht wurde, 
Oſterreich verlaſſen und ſich nach der Schweiz begeben, ſpäter ging er nach 
London, wo er eine Einladung zur Univerſitätsprofeſſur erhielt. Seine 
Antrittsvorleſung behandelt bezeichnenderweiſe: The Problem of small 
nations in the European Crisis (London: The Council of the Study 
of International Relations. Foreign Series Nr. 2, 1916). Von London 
begab ſich Maſſaryk nach Petersburg, wo ihm gleichfalls eine Profeſſur 
angetragen wurde. Während des Krieges erſchien von ihm noch ein 
Vorwort zu dem „Manifeste de la jeunesse serbe, croate et slovene 
réunie“, das unter dem Namen „L'unité joungoslave“ 1915 in Paris 
(bei Plon) erſchienen iſt. Amtliche Nachrichten über die gegen Maſſaryk 
erhobene Anklage des Hochverrats ſind bisher nicht veröffentlicht worden. 
nn gegenwärtiger Aufenthaltsort iſt dem Schreiber dieſer Zeilen un⸗ 
ekannt. 

Schon ein Jahr vor Ausbruch des Weltkrieges erſchienen die beiden 
erſten Bände des (bisher unabgeſchloſſenen) Hauptwerkes von Maſſaryk: 
„Rußland und Europa, Skizzen zur ruſſiſchen Geſchichts⸗ und Religions⸗ 
philoſophie“ in deutſcher Sprache bei E. Diederichs in Jena — ein Werk, 
das naturgemäß im Laufe des Weltkrieges eine beſondere Aufmerkſamkeit 
hervorrief —, ein hervorragendes Werk zweifellos, ſchon deswegen, weil 
es den Weſteuropäer in unmittelbarer Weiſe in die ruſſiſche Denkungsart 
einführt. Angeſichts der politiſchen Schickſale Maſſaryks iſt es beſonders 
intereſſant, daß ſeine Stellung zu Rußland, wenigſtens zum gegenwärtigen 
Rußland, in dieſem Werke im weſentlichen eine negative iſt. Es trennen 
ihn von dieſem Land ſein Proteſtantismus und ſein Gefühl für ſtaatliche 
Notwendigkeiten. Ja, alle Mängel des ruſſiſchen Geiſtes führt er, wie 
wir ſehen werden, auf die Orthodoxie zurück. Auch dem Panſlawismus 
ſpricht er jede ausſchlaggebende politiſche Bedeutung ab. Er erwartet 
höchſtens vom Rußland der Zukunft noch Erſprießliches. Schon im Vorwort 
gibt er dem Gefühle der Fremdheit, das ihn auf der Reiſe durch Rußland 
ergreift, einen unmittelbaren Ausdruck. 
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Das Werk wird eingeleitet durch eine gedrängte geſchichtliche Dar⸗ 
ſtellung der politiſchen, ſozialen und geiſtigen Geſchicke Rußlands bis in 
die jüngſte Vergangenheit (1910). Der geiſtige (religiöſe) und der 
politiſche Abſolutismus erſcheinen hier als Kräfte, die das ruſſiſche 
Rieſenreich geſchaffen, in der Folge aber ſelber in ihm zerſtörende Kräfte 
ausgelöſt haben. Namentlich das Bauernelend und den politiſchen 
Terrorismus ſchreibt Maſſaryk auf Rechnung des Abſolutismus. Die 
eigentlichen „Skizzen zur ruſſiſchen Geſchichts⸗ und Religionsphiloſophie“ 
werden mit der Darſtellung der Anſichten Caadajews eröffnet, dieſes 
radikalſten und erbarmungsloſeſten Kritikers des Ruſſentums, der wohl 
am tiefſten die Paſſivität desſelben empfunden — bis auf die Geſichter 
der Ruſſen, die ja nach ihm „ohne Phyſiognomie“ ſind. Erſcheint nach 
der tiefen Einſicht Caadajews Rußland zwiſchen Oſten und Weſten als 
vereinſamt und ſieht er demnach das Heil Rußlands in dem Katholi⸗ 
zismus, ſo ſuchen im Gegenſatz dazu die Slawophilen, deren Vater 
Kirejewski iſt, die ruſſiſche Orthodoxie zu verklären und erblicken in ihr 
als in der höchſten Verkörperung der Gläubigkeit das Heil der ganzen 
Menſchheit. Zu dieſen religiöſen Motiven der Slawophilie geſellen ſich 
in der Folge ſoziale (der Hinweis auf die ruſſiſche Dorfgemeinde als 
allgemeingültiges Ideal der wirtſchaftlichen Entwicklung) und nationale: 
Betonung der flawiſchen Eigenart, der Verwandtſchaft mit anderen 
flawiſchen Völkern: die Slawophilie wird hier zum Panſlawismus. Die 
entgegengeſetzte Strömung, das Weſttum, wird durch die hellſehende 
und in höchſtem Maße anſprechende Perſönlichkeit Belinskijs repräſentiert: 
eines Mannes, der den Weſten aus eigener Anſchauung kennen gelernt 
hat, daran die ruſſiſchen Mängel erkannt, ohne freilich die weſteuropäiſchen 
zu überſehen, der ebenſo mit einem klaren wie mit einem nüchternen 
Verſtand begabt war, für Rußland ſtatt der religiöſen Myſtik Recht und 
Geſetze verlangt hat, anderſeits in feiner Weltanſchauung aber auch den 
weſteuropäiſchen Hegelianismus wie den Objektivismus eines Marx und 
Engels als Feſſeln der „ſittlichen Bewegungsfreiheit“ mit Recht ver⸗ 
worfen und in ſozialer Hinſicht die Notwendigkeit der Differenzierung 
— im Gegenſatz zu den letzten beiden — erkannt hat. — Mit Herzen 
eröffnet ſich aber nun wiederum in der Folge eine neue Strömung in 
der Geſchichte des ruſſiſchen Denkens: der Radikalismus, der ebenſo 
alles Traditionelle im ruſſiſchen Daſein verwirft wie die — fein 
empfundenen und beißend ausgedrückten — Halbheiten auf dem Wege 
des Fortſchritts in Weſteuropa. Dieſe Lehren leiten nunmehr zu den 
extremſten Richtungen: dem revolutionären Anarchismus eines Bakunin, 
dem nihiliſtiſchen Realismus eines Cernisewskis und Piſſarews hinüber, 
in denen der Radikalismus in ſeiner ganzen geiſtigen Ode, kraſſem 
Materialismus (bei Piſſarew) und Kulturloſigkeit hervortritt. Geht 
dieſer geiſtige Radikalismus naturgemäß mit einem politiſchen Hand in 
Hand, ſo erheben ſich auf der anderen Seite die Vertreter der „offiziellen 
Theokratie“: Katkov, Pobedonoszew und Leontjew, bei denen ſich das 
Feſthalten an der überlieferten Religion mit religiöſer Ekſtaſe und zugleich 
einer Kritik des weſtlichen Parlamentarismus und Apologie des Zarismus 
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paart. Die letzten Abſchnitte des Werkes ſind den ausgeſprochen 
politiſchen Richtungen der Neuzeit gewidmet: dem Revolutionärentum, 
dem Marxismus und dem Liberalismus. Bei der Darſtellung der beiden 
erſteren legt Maſſaryk in ganz ausgezeichneter Weiſe namentlich die 
Verwebung der weſteuropäiſchen Lehren mit der Eigenart des ruſſiſchen 
Denkens und der ruſſiſchen Geſchichte dar. Wenn er ſpeziell bei der 
Darſtellung des ruſſiſchen Marxismus betont, daß dieſer, vornehmlich 
religiös⸗idealiſtiſch gerichtet und aus ideellen Gründen akzeptiert, einen 
Widerſpruch zur materialiſtiſchen Lehre des Marxismus ſelbſt bildet, ſo 
gereicht dies dem Schreiber dieſer Zeilen zu beſonderer Freude, der bereits 
1910 („Der Marxismus in Rußland“, Archiv für Rechts⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsphiloſophie, herausg. von J. Kohler) in faſt wörtlicher Gleichheit 
ſchrieb: „Die Aufnahme des Marxismus in Rußland erſcheint als 
Gegenargument wider den Marxismus ſelbſt.“ — Ganz beſonders 
intereſſant iſt die Analyſe der Empfindungen eines ruſſiſchen Revo⸗ 
lutionären, an der Hand der perſönlichen Bekenntniſſe eines Anhängers 
derſel ben. 

Dies iſt ſozuſagen das ideelle Knochengerüſt des Werkes. Für die 
Maſſe der Gedanken und Empfindungen, die es ausfüllen und zum 
lebensvollen Ganzen machen, ſei auf das Werk ſelbſt verwieſen. Im 
folgenden ſeien aber nur einige kritiſche Hauptpunkte berührt. 

Das Buch Maſſaryks, das ja die ruſſiſche Geſchichtsphiloſophie zum 
Hauptvorwurf hat, gewinnt eine beſondere Aktualität gerade in dem 
gegenwärtigen Augenblick, wo, dank der Herrſchaft des maximaliſtiſchen 
Flügels der ruſſiſchen Sozialdemokratie, die Sonderarten der ruſſiſchen 
Geiſtesverfaſſung — die man als geiſtigen Maximalismus bezeichnen 
könnte (ich habe dieſen Ausdruck bereits im Mai⸗Heft 1915 des „Nord 
und Süd“ gebraucht) — ſich voll ausleben, ihren höchſten Grad, ihr 
Maximum erreicht haben. Der Mangel eines geſchichtlichen Sinnes, der 
Radikalismus des Denkens, der Fanatismus des ſozialen Glaubens be⸗ 
beſtimmen jetzt die politiſchen Schickſale Rußlands und inſofern auch die 
Weltpolitik. Die Frage, wie dieſe Sonderarten entſtanden und ſich 
entwickelten, gewinnt daher ein beſonderes Intereſſe, und das Werk 
Maſſaryks gibt uns in gar mancher Hinſicht eine treffende Erklärung 
dieſes Phänomens. 

Das geſchidebileſopziſche Hauptproblem Rußlands iſt alt und 
doch immer wieder, auch in der Gegenwart, neu: es läßt ſich in die 
Frage faſſen: Bewegt ſich die Entwicklung Rußlands der weſteuropäiſchen 
. oder iſt Rußland eine hiſtoriſche Kategorie gänzlich sui generis? 

Maſſaryks Darlegungen haben nun allerdings den eindringlichſten 
Beweis erbracht, daß zwiſchen den beiden vielfach ein Parallelismus der 
Entwicklung geiſtiger und politiſcher Ideen ſtattgefunden hat. Voltaire 
und Diderot mit ihrer die Geiſter revolutionierenden Stimmung werden 
am Ende des 18. Jahrhunderts nicht nur in Europa, ſondern auch in 
Rußland heimiſch und einflußreich. Die nachfolgende Reaktion vollzieht 
ſich gleichfalls hier wie dort, ein Parallelismus, der ſeine Verkörperung 
in der von Alexander I. beherrſchten Heiligen Allianz findet. Der dann 
in Europa einſetzende Konſtitutionalismus teilt ſich auch den Ge⸗ 
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mütern in Rußland mit und hat hier (1825) den Dekabriſtenaufſtand 
zur Folge. Das ſich im weiteren Verlauf der Geſchichte entwickelnde 
Slawophilentum entnimmt Schelling und Baader, de Maiſtre, Bonald 
und Görres ſeine geiſtigen Waffen. Unter Nikolaus I. macht der Deutſche 
Schlözer mit ſeiner Neſtorausgabe die Ruſſen auf die Slawen auf⸗ 
merkſam. Die Theorie des „faulenden Weſtens“ wird auf Herder und 
Rouſſeau geſtützt. Vogt und Moleſchott verbreiten in Rußland den 
Materialismus, Feuerbach und Strauß den religiöſen Radikalismus, 
Comte und Mill den Poſitivismus. Am größten iſt freilich der Einfluß 
Laſſalles und Marx'. Aber auch der Anarchismus Kropotkins und 
Bakunins lernt von Proudhon und Blanqui. Und ebenſo ſtützt ſich 
anderſeits die Reaktion gegen den Marxismus (Bulgakov, Struve und 
andere) auf die deutſche neukantiſche Schule (Rickert, Stammler, Windel⸗ 
band und andere). | 
Dieſe weſteuropäiſchen Einflüſſe wirken aber in Ruß land ungleich 
anders als in Europa ſelbſt. „Der Deutſche“ — ſagt treffend Maſſaryk — 
„iſt durch Jahrhunderte gewöhnt worden, ſich auf ſich ſelbſt zu verlaſſen, 
der Deutſche hat die Reformation, die Renaiſſance und den Humanismus, 
der Deutſche hat die Aufklärung durchgemacht, er wurde zu Feuerbach 
allmählich, durch viele Übergänge gebracht; darum iſt es erklärlich, daß 
und warum ein Stirner oder Nietzſche, daß ein Schopenhauer nicht ſo 
verheerend wirkt wie in Rußland: der Deutſche hat auch andere Denker 
kennen gelernt, er iſt gewöhnt, Argumente pro und contra zu hören — 
der Ruſſe nimmt Feuerbach, Stirner, Schopenhauer, Nietzſche, Darwin 
uſw. als einzige und höchſte Autorität hin; die Folge iſt die Negation 
der Theokratie, d. h. aber die Negation der ganzen Vergangenheit und 
darum die ſoziale und politiſche Revolution.“ 
So können wir jene oben geſtellte Frage folgendermaßen beantworten: 
Ein Parallelismus der Entwicklung, eine Rezeption von Ideen beſteht 
wohl zwiſchen Rußland und Europa; aber die Unterſchiede des Grades 
in der Wirkung der Ideen werden hier ſo groß, daß ſie, um nach 
Hegelſcher Art zu ſprechen, aus quantitativen zu qualitativen werden. 
Worin liegt aber die Wurzel dieſer Unterſchiede? Nach Maſſaryk er⸗ 
geben ſie ſich letzten Endes aus der religiöſen Entwicklung. Auch die 
ruſſiſche Negation bleibt gläubig, ſagt er treffend. Der gebildete Ruſſe 
gibt feinen orthodoxen Glauben auf, aber er akzeptiert zugleich einen 
anderen Glauben — er glaubt an Feuerbach, an Vogt, an Darwin, an 
den Materialismus und Atheismus — der Ruſſe will immer an etwas 
glauben, an die Eiſenbahn (d. h. den Fortſchritt, wie der Kritiker 
Blinskij), an den Froſch (d. h. die Naturwiſſenſchaften, wie der Nihiliſt 
Bazarov), an den Byzantinismus (wie der Mönch Leontjev). Ganz 
vorzüglich ſchildert er unter dieſem Geſichtspunkt den ruſſiſchen Revolutionär. 
„Der Revolutionär, zumal der jugendliche, glaubt an die Revolution, 
wie er kurz vorher an den Himmel geglaubt hat. Der ruſſiſche 
Revolutionär iſt opferfreudig, und er hat etwas mit der Märtyrerſucht 
der erſten Chriſten gemein. Der Terroriſt iſt nolens volens mäßig, er 
hat keinen Sinn für Vergnügungen, er wird trotz ſeiner Theorie kein 
praktiſcher Materialiſt und Hedoniſt — er kann es nicht werden. Er 
Schmollers Jahrbuch XIII I. 24 
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opfert feiner Idee alles, auch feine Neigungen, er opfert ihr feine Liebe 
und Ehe. Der Terroriſt hat etwas Aſketiſches an ſich. Der ruſſiſche 
Terroriſt iſt ſehr häufig Myſtiker; er hat einen myſtiſchen Glauben an 
die Revolution, er vertauſcht den religiöſen mit dem philoſophiſchen und 
politiſchen Glauben — eine Art revolutionärer Gnoſis.“ 

Der ruſſiſchen Ideologie ſtellt Maſſaryk insbeſondere die proteſtantiſche 
entgegen. Nur der Proteſtantismus vermag zum wirklichen Poſitivismus, 
zur Demokratie, zur ideellen Nüchternheit und Fähigkeit, zur Kleinarbeit 
zu erziehen. Die religiöſe ruſſiſche Orthodoxie (aber auch der Katholi⸗ 
zismus) iſt geiſtiger Abſolutismus, den ſich die Anhänger der Orthodoxie 
auch nach deren Abſchwörung nicht abgewöhnen können. Auch in dem 
Radikalismus der Ruſſen (aber auch der Franzoſen), in ihrem im Denken 
wie im Handeln ſich geltend machenden Zuſtreben auf große Zuſammen⸗ 
hänge, in ihrer Unfähigkeit zu Kompromiſſen und zur Kleinarbeit ſpricht 
ſich immer noch der alte geiſtige Abſolutismus aus. (Dieſe Analogien 
00 lebhaft an Feuerbach und beſonders an deſſen Schüler Ludwig 
Knapp. 

Dieſe Idee bildet im Grunde genommen das Leitmotiv des ganzen 
Werkes. Die Erklärung ſcheint mir außerordentlich geiſtreich und die 
Ausführung tiefſchürfend, aber doch nicht ausreichend. An einer Stelle 
anerkennt Maſſaryk freilich auch die Einflüſſe der ruſſiſchen Natur, findet 
ſie aber zur Erklärung der erwähnten geiſtigen Eigenarten ungenügend. 
Die Religion bleibt, ihm nun einmal (fo ſchon im eingangs erwähnten 
Werke über den Selbſtmord, 1881) die „zentrale und zentraliſierende 
geiſtige Macht im Menſchen“. Mir will es aber ſcheinen, daß er 
doch den Einfluß der Geſchichte und der Natur (nicht nur des Klimas, 
von dem Maſſaryk ſpricht, ſondern auch der pſychophyſiſchen Be⸗ 
ſchaffenheit der Menſchen) unterſchätzt hat. Der Proteſtantismus hat 
gewiß einen unleugbaren Einfluß auf die Geiſtesart ſeiner Anhänger 
gehabt, wie uns die Unterſuchungen Laveleys, Max Webers und anderer 
gezeigt haben. Aber jener pſychiſche Radikalismus, wenn ich jo ſagen 
darf, der uns im oben charakteriſierten politiſchen und philoſophiſchen 
Denken und Handeln der Ruſſen entgegentritt, zeigt ſich auch auf 
Gebieten, die mit Religion, Philoſophie und Politik nichts zu tun 
haben, ſo in privaten Beziehungen von Menſch zu Menſch und auf dem 
Gebiete des reinen Gefühls. Jener Radikalismus hat daher zumindeſt 
eine der religiöſen Entwicklung ebenbürtige Wurzel in der allgemeinen 
pſychophyſiſchen Impulſivität, wie umgekehrt die Fähigkeit der Deutſchen 
zur Kleinarbeit und Gründlichkeit und zu Kompromiſſen nicht ſowohl 
im Proteſtantismus als in ihrem langſameren Temperament wurzelt. 
Wie auf der anderen Seite die pſychophyſiſche Impulſivität mit dem 
Hinneigen zum Doktrinarismus, zu großen geiſtigen Zuſammen⸗ 
hängen und Radikalismus im Denken ſpeziell bei den Franzoſen zu⸗ 
ſammenhängt, haben uns dieſe ſelbſt dargelegt“. Und gleichermaßen 
hat ferner jener ruſſiſche Radikalismus ſeine Urſache nicht nur darin, 


Vgl. meine Studie „A. Fouillée über Deutſche und Franzoſen“. Inter⸗ 
nationale Monatsſchrift, April 1916. 
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daß dem Ruſſen die Schule des Proteſtantismus in ſeiner Geſchichte 
mangelt, ſondern auch und vielleicht noch mehr darin daß die ruſſiſche 
Geſchichte in lediglich äußerer politiſcher Expanſion verlaufen iſt, daß die 
Machthaber es ſich nicht angelegen ſein ließen, dieſe äußere politiſche 
Entwicklung durch das Heranziehen eines geſunden politiſchen und 
hiſtoriſchen Sinnes im Volke durch die Schule und die Erziehung zu 
ergänzen und zu befeſtigen. Hier ſpielt aber auch das politiſche Regime 
offenbar mit hinein. Denn der bloße autokratiſche Zentralismus war 
offenbar der Entſtehung eines ſolchen hiſtoriſch⸗politiſchen Sinnes im 
Volke nicht günſtig. Der Mangel einer politiſchen Selſtverwaltung war 
hier wohl maßgebend, ganz beſonders im Hinblick auf die Dimenſionen 
des Landes. — 

Um die Frage der eigenen oder der weſteuropäiſchen parallelen Ent⸗ 
wicklung handelte es ſich auch im Kampfe der politiſchen Parteien, ja 
handelt es ſich heutzutage im Kampfe zwiſchen Maximaliſten und Mini⸗ 
maliſten. Es iſt insbeſondere die Frage der wirtſchaftlichen Entwicklung. 
Auf der einen Seite ſteht die aus der (bereits 1862 begründeten) aus⸗ 
geſprochenen Agrarpartei „Land und Freiheit“ (sc. für das Volk) er⸗ 
wachſene ſozialrevolutionäre Partei, die in der Landfrage die ſoziale 
Frage Rußlands im Gegenſatz zur Arbeiterfrage Weſteuropas erblickt, 
mit terroriſtiſchen Mitteln arbeitet und die definitive ſoziale Revolution 
immer wieder einführen will, — auf der anderen Seite die ſozial⸗ 
domokratiſche Partei (formelle Gründung 1883), namentlich unter der 
Führung Plechanows, die noch in den ſiebziger Jahren an die Kon⸗ 
zentration auch des Grundbeſttzes glaubt, dann aber ſchon in den achtziger 
Jahren ihr Programm und Taktik immer mehr denen der deutſchen 
Sozialdemokratie und des Marxismus koordiniert, das Heil, wie in 
Weſteuropa, vom induſtriellen Arbeiter, nach deſſen ſozialiſtiſcher Er⸗ 
ziehung, nicht aber vom politiſch indifferenten Bauer erwartet und ſich 
in ihrer Theorie durch das Wachstum der ruſſiſchen Induſtrie beſtärkt 
ſieht. 1903 entſteht freilich (auf dem Kongreſſe in London) die Spaltung 
der Sozialdemokratie in Maximaliſten (unter der Führung Lenins) und 
Minimaliſten (Martov und andere), von denen die erſteren in ihrer 
Geſamtanſchauung und Taktik eine Analogie mit dem weſteuropäiſchen 
Syndikalismus aufweiſen, während die zweiten auf dem Wege über 
Konſtitutionalismus und Parlamentarismus ſowie allmählicher Or⸗ 
ganiſierung der Arbeiterklaſſen, kurz: auf dem Wege ſozialer Evolution 
ihr Ziel zu erreichen glauben. 

Es iſt nicht ohne Intereſſe, daß Marx ſelbſt 1877 glaubte, daß 
Rußland mit ſeinem ausgeſprochen agraren Charakter wohl eine eigene 
Entwicklung durchmachen könnte, die ihm das Elend der Kapitaliſierung 
und Proletariſierung als (in Weſteuropa notwendige) Vorſtadien der 
ſozialen Republik erſparen könnte. Engels hat hier anders — und 
vielleicht nüchterner geſehen. Anders urteilte ſchon 1847 auch der be⸗ 
rühmte und klardenkende Kritiker Belinskij, nach deſſen Anſchauung die 
Entwicklung aller Völker vermittelt der ſich differenzierenden Klaſſen vor 
ſich gegangen und eine Mittelklaſſe im wirtſchaftlichen wie ideologiſchen 
Sinne für das Wohlergehen des Staates notwendig iſt. 

24 * 
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Am Schluſſe ſeines (unvollendeten) Werkes glaubt Maſſaryk, daß 
der Zarismus „das Kunſtſtück fertig bringen wird, den Konſtitutionalismus 
und Parlamentarismus zu ſeinem Werkzeuge zu machen“. Er hat ſich 
in dieſer Prognoſe geirrt. Aber das, was er zum Verſtändnis auch 
der ruſſiſchen Gegenwart gebracht hat, iſt bedeutſam, und ſein Buch 
gehört zum Tiefſten und Beſten, was in Weſteuropa über Rußland ge⸗ 
ſchrieben wurde. 


Berlin f Dr. E. Hurwicz 


Nötzel, Karl: Die Grundlagen des geiſtigen Rußlands. 
Verſuch einer Pſychologie des ruſſiſchen War. Jena 1917, 
Eugen Diederichs Verlag. 247 S. Geh. 5 


Der Verfaſſer hat ſich verdient und bekannt ur als Heraus⸗ 
geber und Autor überaus feinſinniger Werke über die Eigenart fremd⸗ 
völkiſcher Kulturen. Hier tritt er wieder ſelbſt auf den Plan, um uns 
mit jenem feinen Einfühlen, deſſen er wie wenige andere fähig iſt, in 
die Seele des ruſſiſchen Volkes hineinzuleuchten und mit klärenden 
Worten durch die dämmerigen Irrgänge zu geleiten, die jene noch nicht 
von der allgemein europäiſchen Kultur zu voller Entfaltung und... 
Banalität erweckte Pſyche jeder plumperen Annäherung bietet. 

Der Hauptreiz des Buches liegt darin, daß es bei der Durd- 
wanderung dieſes Labyrinths immer wieder Brücken zu ſchlagen weiß 
zwiſchen dem geſchichtlichen Entſtehen und der hierbei erfolgten Modelung 
ruſſiſcher Geiſtesart und den neuzeitlichen Erſcheinungen des Seelenlebens 
des Ruſſentums. Tragfähige Brücken, die auf den feſten Pfeilern einer 
gründlichen Kenntnis von Geſchichte, Literatur und gegenwärtigen Lebens⸗ 
formen ſicher abgeſtützt find, und uns über viele ſchwierige Übergänge 
hinüberſühren. Solche Ableitung ſozialer und pſychologiſcher Erſcheinungen 
aus dem geſchichtlichen Werdegang dringt dann zu um fo treffjicherer 
Beurteilung der gegenwärtigen Geſtaltung durch. Nögels Beurteilung des 
Heutigen wird noch unterſtützt durch ſeine feine Intuition und eine 
jahrelange intime Kenntnis des beſprochenen Landes, die aus vielfältigen 
Außerungen ſpricht. 

Wie aus dieſen einleitenden Bemerkungen erſichtlich, holt der Verfaſſer 
weit aus, um an der Hand der hauptſächlichen, an der Prägung ruſſiſcher 
Sonderart teilhaften Geſchehniſſe: Staatenbildung „ Einführung des 
Chriſtentums, Tatarenjoch, Zartum — allen jenen Kultureinflüſſen nach⸗ 
zugehen, welche den 0 geistigen Habitus des Ruſſen bedingen. 
Er geleitet uns durch das dem weſteuropäiſchen gegenüber ſo gänzlich 
anders verlaufene Feudalzeitalter, durch den ſtarren Bau byzantiniſch⸗ 
harter Verkirchlichung, über rauhe, während vieler Jahrhunderte bedrohlich 
„ aſiatiſche Einflüſſe hinweg zur unerbittlichen ſtaatlichen 

Deſpotie, um dann mehrere Abſchnitte den modernen Zuſtänden zu 
widmen. Als Anhang folgen einige kurze, aber charakteriſtiſche Eſſays 
über neuzeitliche Literatur, Drama, Wiſſenſchaft, Preſſe, Schul- und 
Vereinsweſen, Muſeen und, abſchließend, allgemeine Ausſichten. 
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So der Aufbau des Werks. So hübſch und voller feingeiſtiger 
Beobachtungen die Abhandlungen über moderne Zuſtände auch ſind, die 
wertvolleren und originelleren Gedanken ſtecken doch in denjenigen Teilen 
der Arbeit, die ſich mit dem hiſtoriſchen Werden als der Begründung 
ruſſiſcher Eigenart befaſſen. Deshalb mag die Wiedergabe ſich auch füglich 
vorwiegend darauf beſchränken, wiewohl auch die ſpäteren Abſchnitte an⸗ 
regend genug zu leſen ſind. 

Nötzel bedient ſich einer ſehr geſchickten Methode, dem Verſtändnis 
des Weſteuropäers ruſſiſches Weſen näher zu bringen. Er hebt nämlich 
damit an, dasjenige im Werdegang dieſer uns abgewandten, d. h. 
aſienwärts gerichteten Kultur hervorzuheben, was an uns zuteil ge⸗ 
wordenen Kulturelementen das Ruſſentum nicht zu verarbeiten hatte. 
Schon das Chriſtentum iſt den Ruſſen aus einer anderen Quelle über⸗ 
kommen als dem Weſten. Nicht aus dem regſamen, wenn auch herſch⸗ 
ſüchtigen Rom, ſondern aus dem geiſtig erſtarrenden, quietiſtiſchen, 
alternden Byzanz: als eine in greiſenhafter Entartung befindliche Religion, 
als in ödem Formelkram verknöcherte Heilslehre einer überſättigten 
materialiſtiſchen Kultur, die ſich, ein Gegengewicht ſuchend, mit zittrigem 
Griff an überſpannte Myſtik klammerte. Leider hat der Verfaſſer das 
Problem nicht ganz ausgeſponnen, wie ſolche Impfung eines jugendlich⸗ 
barbariſchen Volkes mit den geiſtigen Zerfallſtoffen einer ſenilen Über⸗ 
kultur wirken mußte. An dem Einfluß dieſes Serums krankt Rußland 
meines Erachtens bis auf den heutigen Tag. Der Widerſpruch zwiſchen 
der ſchrankenlos ſubjektiviſtiſchen Anmaßung auf Selbſtdurchſetzung und 
der verzagenden Neigung zu reumütiger Selbſtkaſteiung, die den Wankel⸗ 
mut und das Unſtete ſeines Willens im Ruſſen bedingt, hat ſeinen 
Urſprung in dieſer Aufpfropfung der Geiſtigkeit einer überalterten Kultur 
auf ein ungeſchlacht junges Volk. Die bpyzantiniſche Kirche, die dieſes 
vollzog, brachte aber noch weitere Abweichungen vom weſtlichen Kultur⸗ 
verlauf: wie Nötzel hervorhebt, blieb die Antike (im edeln Sinne) dem 
Ruſſentum auf ewig fremd. Weder drang ariſtoteliſcher Geiſt ein, noch 
traf je der Hauch der Renaiſſance das ruſſiſche Geiſtesleben. Die 
Kirche, die beſtimmende Baſis ruſſiſcher Geiſtesentwicklung durch viele 
Jahrhunderte hindurch, baute ſich infolgedeſſen nie philoſophiſch aus. 
Sie blieb im unfruchtbaren Dogmatismus ſtecken. „Die geiſtige Ausfalls⸗ 
pforte iſt ja zugemauert: die tauſend Möglichkeiten des Gedankens, 
innerhalb deren der Menſch feine Freiheit findet... , blieben jo dem 
Ruſſen verſchloſſen“ (Nötzel). Endlich war es Rußland nicht vergönnt, 
ein Zeitalter der Reformation durchzumachen, wie es doch im Weſten 
erneuernd ſogar auf die angegriffene katholiſche Kirche ſelbſt einwirkte. 
Regungslos in ihrem muffigen Dämmer von totem Dogma und leeren 
Formeln hat ſich byzantiniſche Artung in der Kirche bis heute erhalten 
und bei der engen Verquickung von Kirche und Staat Denken und Fühlen 
des ruſſiſchen Volkes gefangengehalten. Daher auch Kants be⸗ 
freiender Geiſt am Ruſſentum abprallte. Die innere Befreiung des 
Menſchen iſt dem Ruſſen fremd. Der kategoriſche Imperativ wird ihm 
ſtets unfaßbar bleiben. Den Menſchen nicht als Mittel betrachten zu 
dürfen, iſt dem Ruſſen unverſtändlich; immer und überall war und iſt 
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er es, und darin beruht der tief wurzelnde Deſpotismus, mit dem der 
Ruſſe ſeinem Nächſten ſein Joch aufzwingt, ſelbſt im Namen der Freiheit 
ihn knechtend. So ſelbſt die Intelligenz im Streit der Meinungen. 
So aber auch politiſch: dieſes Volk wird, nach Nötzel, ſelbſt „demokratiſche 
Ziele mit deſpotiſchen Zwangsmitteln zu verwirklichen ſuchen. Was einſt⸗ 
weilen noch fehlt, iſt das Verſtändnis für die Rechte der Perſönlichkeit 
innerhalb des Staates“. Daher auch die leichte Verleitung des Ruſſen⸗ 
volkes zur Unterwerfung anderer Nationen; der ihm immanente Eroberungs⸗ 
trieb, der ſich zum Panflawismus durchgeiſtigte, den Nötzel in prachtvoller 
Prägung als „geiſtiges Koſakentum“ bezeichnet. 

Doch auch auf weltlichem Gebiet hat die ruſſiſche Kultur manches nicht 
durchlebt und durchkämpft, was Weſteuropa zu erleben beſchieden war. 
So fiel für ſie das Mittelalter im Sinne des Feudalismus und der 
hohen Städtekultur völlig aus; jenes Feudalzeitalter, das die 
Perſönlichkeit ſtahlhart ſchmiedete und politiſch eine breite, ſtolze Herren⸗ 
kaſte ſchuf, — die ruſſiſchen Bojaren waren vor dem zäſaropapiſtiſchen 
Zaren ebenſolche „Cholopy“ (leibeigene Knechte), rechtlos und nicht erblich 
aus eigenem Recht, wie jeder andere; jene Stadtluft unſeres Mittel⸗ 
alters, die „frei machte“, hat in Rußland nie geweht und nie ein 
kernhaftes Bürgertum geſchaffen, zu ſtolzer Unabhängigkeit veredelt und 
zu vollſaftigem Wohlſtand gebracht. 

Das alles bedeutet für Rußlands kulturelle Geſtaltung den Ausfall 
wertvoller Elemente, die der weſtlichen Kultur zugute kamen. Dafür 
weiſt die ruſſiſche Geſchichte Begebniſſe auf, die dem Weſten erſpart 
blieben, und die auf es einen bis ins Mark gehenden Einfluß gewannen. 
In erſter Linie nennt der Verfaſſer hier das Tatarenjoch. Dieſe 
furchtbare Periode 200 jähriger Knechtung hat nicht nur „abgefärbt“, 
etwa wie die Erinnerung an frühere Geſchicke im Denken jedes Volkes 
nachwehen, ſondern eine völlige Verbildung ſozuſagen des geiſtigen 

Skeletts des ruſſiſchen Volkstums verſchuldet. Die Staatsbildung kann 
ſich bis heute von der damals erfolgten Verkrüppelung nicht befreien; 
alle ihre Einrichtungen kranken an eingefreſſenem Tatarengeiſt genau ſo, 
wie das Geiſtesleben ſeit jener Zeit kümmert und die damals erworbenen 
moraliſchen Mißbildungen erhalten geblieben ſind. Die unſelige Neigung 
zum Kompromiß — hauptſächlich mit ſich ſelbſt, während eine ausfällige 
Anmaßung und unleidliche Aufdringlichkeit gegen andere bezüglich Lebens⸗ 
. auffafjiung, Meinungen ufw. dem Ruſſen eigentümlich iſt — ſtammt 
daher. Allerdings auch der Hang und die virtuoſe Befähigung zu paſſidem 
Widerſtand. Endlich haftet dem Ruſſen von der Tatarenzeit her auch 
jene der eigenen Perſönlichkeit entſagende Unterwürfigkeit an, die ſolange 
anhält als der niederhaltende, ſie aufnötigende äußere Druck; ſonſt jedoch 
ſtets bereit iſt, in einen wildgewordenen Subjektivismus umzuſchlagen und 
ihm die Zügel ſchießen zu laſſen. 

Mit ſcharfer Folgerichtigkeit verſteht es Nötzel, die Grundeigen⸗ 
ſchaften des Ruſſentums, ſo wie es ſich uns heute darbietet, aus der 
Geſchichte zu erklären und eine aus der anderen abzuleiten. Mag der 
Ausgangspunkt auch vielleicht ſtrittig ſein — Nötzel ſieht die politiſche 
Deſpotie ganz früh (noch vor der Tatarenzeit) aus der Notwendigkeit 
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ſtarker Kriegsbereitſchaft zur Abwehr feindlicher Angriffe entſtehen, wobei 
bei völliger Naturalwirtſchaft die Menſchenkräfte in engſte Bindung zu 
bringen, insbeſondere den Heerführern die Volksmaſſen zu Leibeigenen 
auszuliefern waren —, ſo ſind doch die ferneren Folgerungen durchaus 
ſchlüſſig. Die Tatſache frühzeitiger Unfreiheit kann nicht beſtritten werden 
und bleibt beſtehen; nur ihre Erklärung ſcheint mir inſofern nicht zu 
ſtimmen, als Rußland nach Norden und Oſten zu in ſeiner Frühzeit nie 
eigentlich übermächtige Nachbarn hatte, vielmehr durch jene Waldgebiete 
hindurch jene zerfließende Ausbreitung vornehmen konnte, die der „Grenzen⸗ 
loſigkeit“ entſprang (Grenzenloſigkeit in dem Sinne, als weder geo⸗ 
graphiſche Abſchnitte noch ſtarker Gegendruck kräftiger Volksſtämme der 
Ausdehnung Grenzen zogen und der raſchen Aſſimilation der ugro⸗ 
finniſchen Waldvölker Widerſtand entgegenſetzten.) Eher dürfte meines 
Erachtens die frühe Gewaltorganiſation mit dem Warägertum zuſammen⸗ 
hängen, das durch eine geringe Oberſchicht, der „Druſhina“ (Gefolgſchaft) 
ſich als Eroberer inmitten eines willensſchwächeren Volkes zu halten 
einrichtete. Doch mag die Erklärung dieſer dunklen Uranfänge auf ſich 
beruhen: für die ſpäteren Epochen bleibt es unſtreitig, daß eine über⸗ 
mächtige deſpotiſche Gewalt in übermäßigem Maße alle Kräfte zu Staats⸗ 
zwecken zuſammenfaßte und in ſtrengſter Dienſtbarkeit erhielt. Auch die 
geiſtigen, — durch Vermittelung der Kirche, der ſpäterhin gegenüber dem 
brandenden Mongolentum und des rings ſich ausbreitenden Iſlam eine 
hervorragende Rolle bei der Abwehr und Kräftigung des Volksbewußtſeins 
zufiel. Sehr fein iſt, was Nötzel über dieſe eigenartige Symbioſe von 
Staat und Kirche zu ſagen weiß. 

Aus dem politiſchen Deſpotismus, der in ſeinen ſchroffſten Formen 
noch durch das für Rußland unſelige Tatarenjoch ausgebildet ward, 
erklärt dann der Verfaſſer mannigfache weitere Wandlungen, die für 
Rußlands Geſchick und ruſſiſche Eigenart ſo einſchneidend wurden, als 
da ſind: die enge Verquickung der Kirche mit ſtaatlichen Zwangsmitteln 
und ihre Verwendung als Geiſtespolizei; die Leibeigenſchaft und 
ihre Zuſpitzung zu armſeligſtem Sklaventum; die Zwieſpältigkeit der 
ruſſiſchen Ethik, ſowie jener extreme Subjektivis mus, der gerade⸗ 
wegs zu innerer Anarchie und völligem Mangel an Rechts ⸗ 
bewußtſein in allen öffentlichen Beziehungen führt. So pflanzt ſich 
der das ganze ruſſiſche Leben beherrſchende Zwang aus dem öffentlichen 
Gebiet bis in die feinſten Regungen des Einzelnen fort, ſelbſt auf deſſen 
intimſte Seelenartung abfärbend. Auch der Hang zu Lüge, Liſt und 
Trug fand hier ſein Entſtehen; waren dieſe Eigenſchaften doch die ein⸗ 
zigen Mittel der Selbſterhaltung gegenüber einer unerträglichen Bedrückung. 
Mehr als irgendein anderes Land iſt der ruſſiſche Staat von Anbeginn 
an und in ſeine letzten Verzweigungen eine Zwangsinſtitution 
und iſt es geblieben. Er hatte es ſich zur Aufgabe gemacht — und 
nach Nötzels Auffaſſung machen müſſen —, nicht nur alle materiellen 
Machtmittel zuſammenzuraffen, ſondern auch die geiſtigen Kräfte un⸗ 
erbittlich in ſeinen Bann zu preſſen. Eine Unfreiheit ſondergleichen 
war die Folge und legte ruſſiſchem Weſen ihren harten Stempel auf. 
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Bon dieſen Ausgangspunkten aus weiß nun Nötzel in aus⸗ 
gezeichneter Art den Charaktereigenſchaften des Ruſſen nachzugehen. Aus 
der Abwehrſtellung gegen den erdrückenden Zwang entſtand jener der 
realen Welt abgewandte, auf fremde Weſenheit nicht abgeſtimmte und 
daher in der Welt praktiſcher Betätigung haltloſe Subjektivismus, der 
nur das eigene Exlebnis gelten läßt, ſich darein verkapſelt und Wollen 
und Sollen verwechſelt. Letzterem Umſtand entſprang wieder die un⸗ 
gebundene Launenhaftigkeit und Unzuverläſſigkeit, die als „breite Natur“ 
noch geprieſen wird. Aber zugleich auch die unfruchtbare Wehleidigkeit 
des Ruſſen, zu der auch das ſtändige ſoziale Erlebnis der Volksnot bei⸗ 
ſteuert, das durch fremde und eigene Entrechtung hervorgerufen wird. 
Eine ſchleichende Bitterkeit, die vor lauter Rührſeligkeit nur ſchwer zu 
werktätiger Hilfe ſich aufſchwingt, dann aber leicht aus weltſchmerzlicher 
Entſagung in verblendeten Haß ausartet, um ſich in wilder Anarchie 
Luft zu machen. Derſelben Quelle entſtrömen die Weltfremdheit, der 
mangelnde Wirklichkeitsſinn des Ruſſen, ſamt ſeiner oft bis zur Askeſe 
geſteigerten Weltflucht (Tolſtoi !). 

Dies führt uns zu der Behandlung der „Intelligenz“, dieſem 
eigenartigen ſozialen Gebilde, wie es nur Rußland aufweiſt. Einem 
Kreis Menſchen von weitſchweifenden fozialen Abſichten, die ſich jedoch 
ſelbſt halb hochmütig, halb verzweifelt außerhalb der Geſellſchaft ſtellen. 
Dieſer unfaßbare ruſſiſche „Intelligent“ läßt ſich in keine Definition 
zwängen, entzieht ſich jeder nüchternen Beſchreibung. Nur die größten 
ruſſiſchen Romandichter haben ihn zu ſchildern vermocht, und es iſt 
vielleicht das größte Verdienſt Nötzels vor dem europäiſchen Leſer und 
fiher das empfehlenswerteſte Kapitel ſeines intereſſanten Buches, daß er 
uns durch überaus feinſinnige Analyſe eine zutreffende Vorſtellung dieſes 
rätſelhaften und eigentlich ſchier „unbeſchreiblichen“ Phänomens vermittelt. 
Meiſterhaft deckt Nötzel das Widerſpruchsvolle dieſer ſozial Entwurzelten 
auf, die doch die ganze Welt beſchatten möchten; ihren ſehnſüchtigen 
Tatendrang „der ſich doch nie zu zielbewußter Tat aufzuraffen vermag 
und ſich in leerem Gerede ergeht; ihre innere Unklarheit, die alles 
kritiſiert und ſich doch abſeits der übrigen Geſellſchaft hält. „Soziale 
Trauer“ iſt ihre Geiſtesatmoſphäre, — ein überaus treffendes Wort. In 
ihnen potenziert ſich das geiſtige Rußland, das Nötzel charakteriſiert 
als „Geiſt im Banne des Gefühls, Denken beherrſcht vom Wunſche“. 
Wie in Auflehnung gegen den unerträglichen ſtaatlichen Zwang dieſe 
„Intelligenz“ eine geiſtige Tyrannei ſchuf, iſt ebenfalls ſehr gut dargelegt. 
„Der ruſſiſche Geiſt“, ſagt Nötzel, „ſteht zwiſchen zwei gewaltſamen 
Deſpoten: der ruſſiſchen Regierung und ihrer dogmatiſchen Feindin, der 
ruſſiſchen Intelligenz. Ihr Zwang iſt der hoffnungsloſeſte, denn er iſt un- 
mittelbar im Gefühl verankert, im Mitleid mit dem armen Volk.“ Und da 
der Ruſſe nie gelernt hat, Gefühl und Denken voneinander zu ſcheiden und 
ebenſowenig ein Rechtsempfinden hat erwerben können, das ſeinem un⸗ 
botmäßigen Gefühl als Kompaß zu dienen vermöchte, ſo zerfließt Denken 
und Fühlen zu völligem geiſtigen Chaos. Um fo mehr, als auch das 
Denken des Ruſſen ſich jeder Logik durch gewundene Sophiſtik entwindet 
und ſo erſt recht dem undiſziplinierten Fühlen zur Beute fällt. Es 
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ergibt ſich ferner, in wie verhängnisvoller Weiſe die Bildung dieſer 
„Intelligenz“ die Fortſetzung einer ſozialen Konträrſelektion bedeutet, die 
ſchon, wenn auch in anderer Form, zur Tatarenzeit und im Moskauer 
Zartum ſich vollzog. Damals war es die Wahl, in Knechtſchaft zu 
leben oder in Freiheit zu ſterben, welche die Beſten und Unabhängigſten 
ausmerzte. Heute ſaugt die ſozial impotente Schicht der Intelligenten 
die am lebhafteſten empfindenden Leute auf und hält ſie von öffentlicher 
Wirkſamkeit fern. Die wärmſten Herzen und beſten Köpfe werden der⸗ 
geſtalt brachgelegt, während die Kompromißlernaturen ſich im moraliſch 
durchſeuchten Wirtſchaftsleben oder in der korrupten zariſchen Verwaltung 
gütlich tun, wirtſchaftlich gedeihen und ſozial zu Anſehen gelangen. 

Sehr hübſch ſtellt ſich auch ein anderer Kreislauf aus dem Buche 
dar. Wie nämlich der zariſche Deſpotismus der obrigkeitlichen Wahr⸗ 
nehmung des nationalen Schutzes entſprang, daraus eine gewiſſe und 
vom Volke teilweiſe inſtinktiv anerkannte Berechtigung erwarb, wie 
er aber anderſeits zur Ablenkung der dadurch hervorgerufenen inneren 
Reizzuſtände wieder nach Kräften und mit allen Mitteln: Schule, Kirche, 
Heer, Schrifttum, den Überſchwang eines nach außen gerichteten, ag⸗ 
greſſiven Nationalismus förderte. War der Zarismus bedingt durch 
die Erhaltung der Nation, ſo bedurfte er ſeinerſeits zur Betäubung 
des erregten Haſſes künſtlicher Reizrichtung nach außen, in der Form 
einer unduldſam nationalen Geiſtestyrannei und eines politiſchen Eroberer⸗ 
inſtinkts. 

Nötzels Buch iſt ein wohlgelungener Wurf. Es hellt dunkle 
Unklarheiten ruſſiſchen Weſens vor uns auf, trifft ſchlagend das Richtige. 
Was dem Weſteuropäer rätſelhaft erſcheint, enträtſelt Nötzel in ſeiner 
eindrucksvollen, kurzen und klaren Weiſe, auf Grund tiefer Kenntnis der 
ruſſiſchen Seele und ihrer Geſchichte. Seine Arbeit iſt, trotz des zwei⸗ 
bändigen, ſchwer zu bewältigenden Maſaryk, jedenfalls das Treffendſte 
und Belehrendſte, was in dem letzten Jahrzehnt über ruſſiſche Geiſtes⸗ 
art geſchrieben worden iſt. Dazu hat es noch den Vorzug völliger Un⸗ 
befangenheit. 

Berlin E. Jenny 


Noſenberg, Artur: Beiträge zur Geſchichte der Juden in 
Steiermark. (Quellen und Forſchungen zur Geſchichte der Juden 
in Deutſch⸗Oſterreich, VI. Band.) Wien und Leipzig 1914, Wilhelm 
Braumüller. X u. 200 S. 


Heimatsgeſchichtliche Arbeiten können ſich nur ſelten weite Ziele 
ſtecken. Denn ſchon die räumliche Enge des Gebietes, das ſie zu durch⸗ 
forſchen ſtreben, ſetzt ihren Aufgaben natürliche Grenzen. Suchen ſie 
aber dieſe auszudehnen, indem ſie ihre Forſchungsergebniſſe verallgemeinern, 
ſo verlieren ſie — wenn ſie nicht Männer von ganz außergewöhnlichen 
Fähigkeiten zu Verfaſſern haben — leicht den feſten Boden wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Zuverläſſigkeit unter ihren Füßen und geraten auf den 
ſchwankenden Grund mehr oder minder willkürlicher Schlußfolgerungen. 
So können ſie nur in Ausnahmefällen aus eigener Kraft jene Höhen 
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erreichen, von denen aus allein ein Überblick über große geſchichtliche 
Entwicklungen möglich iſt. Die Einſicht in die feinen Verkettungen 
und verborgenen Zuſammenhänge bleibt ihnen in der Regel verſagt. 
Beſtenfalls vermögen fie die Richtigkeit bereits erworbener Erkenntniſſe 
zu beſtätigen oder ſie in dieſer oder jener Einzelheit zu ergänzen und zu 
verbeſſern. Meiſt aber müſſen ſie des Weitausblickenden harren, der ſich 
ihrer bedient, um mit ihnen und vielen ihrer Schweſtern die letzten 
Schleier zu lüften, die das Vergangene den Augen der Forſcher verhüllen. 

Dieſem Loſe wird auch die emſige, aus zahlreichen (gedruckten und 
ungedruckten) Quellen ſchöpfende Arbeit Artur Roſenbergs nicht entgehen 
können, obwohl ſie gewiß neue, beachtenswerte „Beiträge zur Geſchichte 
der Juden in Steiermark“ liefert. Roſenberg ſchildert hier — nachdem 
er eine kurze „Überſicht über die allgemeine Geſchichte“ der ſteiriſchen 
Juden gegeben hat — zunächſt die Rechtsverhältniſſe, dann (beſonders 
ausführlich) die wirtſchaftlichen und endlich (in knappen Strichen) die 
ſozialen und kulturellen Verhältniſſe der ſteiriſchen Juden ſeit ihrer 
Anſiedlung in der Steiermark um 1080 bis zu ihrer Ausweiſung im 
Jahre 1496. Ein kurzer Abſchnitt über die Beziehungen der Juden zur 
Steiermark von 1496 bis zu ihrer Wiederanſiedlung im Jahre 1867 
ſchließt dann die Arbeit. Doch ſind ihr noch einige anregende Exkurſe 
und aufſchlußreiche Beilagen angefügt. 

Auch dieſe aber befaſſen ſich vorwiegend mit den wirtſchaftlichen 
Zuſtänden. Das hat vor allem darin ſeinen Grund, daß — nach Roſenbergs 
Anſicht (S. VII) — „die geſchichtliche Bedeutung der Juden für Steiermark 
im Mittelalter in deren weſentlichem Anteil an der Geldwirtſchaft“ liegt, 
eine „Darſtellung der geſchichtlichen Verhältniſſe der Juden in Steiermark 
demnach — um das für die Geſamtentwicklung Bleibende feſtzuhalten — 
im weſentlichen nach einer Klarlegung der Geld⸗ und Kreditverhältniſſe 
und der damit im Zuſammenhang ſtehenden rechtlichen Beſtimmungen 
zielen“ muß. Doch ſcheint Roſenberg die Darſtellung der wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe auch vom rein jüdiſchen Standpunkte aus für beſonders 
wichtig zu halten. Denn die Stellung, die die Juden gegenüber ihrer 
Umgebung einnahmen, wie überhaupt ihre Beziehungen zur Umwelt, 
haben (nach ſeinen Ausführungen auf S. 81) „ſtets einen Zuſammenhang 
mit Geld. Der Geldbeſitz ſo gut wie die Art des Gelderwerbs verurſachte 
ihnen Feindſchaft; dieſe Art des Gelderwerbes ermöglichte ihnen aber 
auch die Anhäufung von Vermögen, die ſie in den Stand ſetzte, jene 
Unterſtützung zu finden, durch die ſie die Folgen der Feindſchaft ſo oft 
paralyſieren konnten. So war das Geld allein die Kraft, die Gunſt und 
Ungunſt erzeugte, unter deren Einwirkung ſich die öffentliche Lage der 

Juden geſtaltete.“ 
ö Dieſe Anſicht Roſenbergs findet indeſſen in den von ihm mit⸗ 
geteilten Tatſachen keineswegs eine feſte Stütze. Sie iſt — wie in 
anderem Zuſammenhang noch ausdrücklich dargelegt werden ſoll — auch 
ſchwerlich richtig, was jedoch ſelbſtredend den Wert, den Roſenbergs 
Arbeit als ein gründliches aufſchlußreiches Quellenwerk unſtreitig hat, 
keineswegs mindert. Namentlich der Abſchnitt über die Geldgeſchäfte 
der Juden (S. 32 bis 74) enthält in ſeinen Mitteilungen über die 
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Perſo nen der Darlehensgeber und Darlehensnehmer, wie über die Formen, 
die Höhe und den Zinsfuß der Darlehen ſo zahlreiche wiſſenswerte neue 
Angaben, daß das Buch nicht nur für die Geſchichte der Juden, ſondern 
auch für die Geſchichte der Geldwirtſchaft im ſpäten Mittelalter von 
Bedeutung iſt. 

Dabei mag es immerhin zweifelhaft fein, ob das zur Beurteilung 
der Zinsverhältniſſe vorliegende Material eine genügend ſichere Grundlage 
für jo genaue Zinsfußberechnungen bieten konnte, wie fie auf Seite 61 ff. 
angeſtellt werden. Auch weiſen häufige Wiederholungen! gelegentliche 
ſtiliſtiſche Unebenheiten, und — vor allem — ein gewiſſer Hang zur 
Verallgemeinerung deutlich darauf hin, daß es ſich hier um eine wiſſen⸗ 
ſchaftliche Erſtlingsarbeit handelt. Doch muß ſie — gerade als ſolche — 
jedenfalls als eine erfreuliche, ſtarke Hoffnungen weckende Talentprobe 
gelten und bewertet werden. 

Graz Julius Bunzel 


Bleicher, Heinrich: Statiſtik I, Allgemeines, phyſikaliſche 
und Bevölkerungsſtatiſtik. (Sammlung Göſchen.) Berlin und 
Leipzig 1915. 148 S. 


Vor längerer Zeit haben wir in dieſem Jahrbuch aus der Göſchenſchen 
Sammlung Moſts Bevölkerungswiſſenſchaft anzeigen können, die in 
ſehr anregender Weiſe die Bedeutung der Bevölkerungsſtatiſtik für die 
Geſellſchaftsfragen der Gegenwart erläutert. Daran reihte ſich in der 
Teubnerſchen Sammlung Schotts prächtige „Statiſtik“: darin werden 
die Grundlagen und die Theorie der Statiſtik von einem gelehrten 
Praktiker behandelt, der menſchlich, philoſophiſch und mathematiſch aufs 
ſtärkſte von der Statiſtik ergriffen iſt, der indes, überzeugt von der 
praktiſchen Aufgabe der Statiſtik, alles auf einfache, jedem verſtändliche 
Begriffe und Anſchauungen zurückführt. Nun kommt als drittes 
Werkchen die „Statiſtik“ von Bleicher hinzu, einem der Altmeiſter der 
Statiſtik, dem wir ein Glanzwerk der Gemeindeſtatiſtik, die Statiſtiſche 
Beſchreibung der Stadt Frankfurt a. M., verdanken. Der Verfaſſer 
hat ſich als Stadtrat und Finanzdezernent in Frankfurt ſeit Jahren von 
der ausgeübten Statiſtik zurückgezogen, und ſo lieſt ſich ſein kleines Werk 
wie die Erinnerungen eines klugen Mannes und aufmerkſamen Be⸗ 
obachters, der noch einmal kurz zuſammenfaſſen möchte, was ihn an 
Eindrücken und Erfahrungen früher am meiſten bewegt hat, und was 
ihm als weſentlicher Gehalt ſeines früheren praktiſchen Arbeitsgebietes 
erſchienen iſt. Gleich in dem allgemeinen Teil trifft man Seite für 
Seite auf kenntnisreiche Urteile, die ſelbſtſicher heiß geführten Streit 
entſcheiden, erſtrebenswerte Ziele aufſtecken. So muß gerade jetzt ſein 
Lob der Beweglichkeit der Städteſtatiſtik wohlverſtanden werden: er 
verlangt planmäßige Arbeitsteilung, die darauf verzichtet, längſt erkannte 
Wahrheiten und Geſetzmäßigkeiten ſtets von neuem beſtätigen zu wollen; 
er bekämpft den Glaubensſatz von der unerbittlichen Notwendigkeit der 
Wiederholung großer, ſtets nach gleichen Geſichtspunkten eingerichteter 
Aufnahmen und von der eee Forderung erſchöpfender 
Maſſenbeobachtungen. 
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Bleichers Statiſtik bewegt ſich — was die Stoffumgrenzung an⸗ 
geht — in den Bahnen der v. Mayrſchen Schule. Er führt in die 
Geſchichte, in die Methoden und die Technik der Statiſtik ein und handelt 
das Stoffgebiet der Statiſtik nach Beobachtungsgegenſtänden ab (Natur⸗ 
erſcheinungen; Menſch als natürliches und geſellſchaftliches Weſen; Er⸗ 
ſcheinungen des Wirtſchaftslebens; verfaſſungs⸗ und verwaltungsrechtliches 
Geſchehen). Es ſcheint nicht ſo, als ob Bleicher hiermit eine planvolle 
Gliederung geben will, die aus dem Weſen der Statiſtik ſelbſt folgt. 
Die unterſchiedenen Gebiete ſind ihm nur die Tummelplätze, auf denen 
ſich die Statiſtik ebenſo wie andere Forſchungsweiſen betätigen. Er 
verkennt nicht, daß man auch nach anderen Geſichtspunkten einteilen könne, 
wie das bei der Moralſtatiſtik, der Arbeiterſtatiſtik uſw. geſchehe. 

Der bis jetzt vorliegende erſte Teil handelt nur erſt von der 
phyſikaliſchen und der Bevölkerungsſtatiſtik. Bleicher ſieht 
die großen Möglichkeiten der Statiſtik auf dem Gebiete der Natur⸗ 
wiſſenſchaft und das hier teilweiſe Erreichte; er behandelt eingehend die 
ſtatiſtiſche Arbeit der Meteorologen. Er meint, es werde die Zeit kommen, 
wo dieſen Gebieten ſtatiſtiſcher Forſchungsweiſe die gleiche Bedeutung 
zugeſprochen werde wie der ſtatiſtiſchen Erforſchung der ſozialen Maſſen. 
Dieſe Zeit iſt indes längſt gekommen, ſelbſt Phyſiker und Chemiker, um 
von Zoologen und Botanikern zu ſchweigen, arbeiten ſchon mit ſtatiſtiſchen 
neben dynamiſchen Geſetzen. Aber die ſtatiſtiſche Arbeit verſteigt ſich 
hier meiſt in die höheren Gebiete der Variationsrechnung, deren leichte 
Handhabung ohne eingehendes mathematiſches Studium nicht möglich iſt. 
Mindeſtens ſchaffen ſich — wie auf dem Gebiete der Meteorologie — 
die Naturwiſſenſchaftler ihre Methoden ſelbſt; Berührung mit der ſo— 
genannten Fachſtatiſtik iſt nicht vorhanden. Wenn Bleichers Ausſpruch 
daher als der Wunſch gedeutet werden müßte, daß auch die natur⸗ 
wiſſenſchaftliche Statiſtik ein notwendiges Glied im Lehrgebäude der 
Statiſtik werden ſolle, ſo teilen wir dieſe Anſicht nicht. Wir können in 
einem Lehrbuch der Statiſtik nur ſolche Dinge zuſammenfaſſen, die der 
Aufnahmefähigkeit, dem Anſchauungs⸗ und Arbeitsgebiete des Soziologen, 
des Volkswirts und des Verwaltungsbeamten angepaßt ſind. Nur die 
Theorie der Statiſtik kann und ſoll möglichſt die theoretiſchen Errungen⸗ 
ſchaften und Ziele aus allen Betätigungsgebieten vermitteln; es handelt 
ſich da nicht bloß um die naturwiſſenſchaftliche Statiſtik, ſondern auch 
um die von Bleicher ganz vergeſſene Betriebsſtatiſtik, die ebenfalls aus 
eigenen Quellen ſchöpft. 

Bleicher iſt in ſeinem eigentlichen Element, als er ſeiner ſyſtematiſchen 
Pflicht gegenüber der phyſikaliſchen Statiſtik Genüge getan hat und nun 
zur Bevölkerungsſtatiſtik übergehen kann, unter die ihm auch das 
menſchliche Gemeinſchaftsleben in Familie, Haushaltuug, Wohnung, 
Siedlung fällt. Er iſt hier für weitere Kreiſe ein ſicherer Führer, der 
das Wichtigſte klaren Blickes erkennt und heraushebt und es inhaltlich 
und methodiſch treffend deutet. 

Es iſt freudig zu begrüßen, daß wir jetzt drei ausgezeichnete, billige, 
für weitere Kreiſe beſtimmte Werke über Statiſtik haben, von denen 
jedes ſein eigenes Gepräge hat, und die ſich vortrefflich ergänzen. Gerade 
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heute tut es uns not, daß die, die über Statiſtik zu urteilen und zu 
entſcheiden haben, einen richtigen Begriff von ihrer Arbeitsweiſe und 
ihren Zielen haben. Man wird die Statiſtik dann nicht ungerecht be⸗ 
urteilen, nicht laienhaft ihr Aufgaben aufzwängen, die mit der ſtatiſtiſchen 
Anſchauung unverträglich ſind; man wird ſie zweckmäßig in den Ver⸗ 
waltungskörper einfügen, ſie beſtändig und aufrichtig — nicht bloß der 
Not gehorchend — nutzen und es niemals als nebenſächlich anſehen, 
wie die vorgebildet ſind und ſich betätigen, die zur Ausübung der Statiſtik 
berufen werden. 
Hannover Karl Seutemann 


Bayerns Entwicklung nach den Ergebniſſen der amtlichen 
tatiſtik ſeit 1840, herausg. vom Kgl. Statiſtiſchen Landesamt. 
München 1915, J. Lindauerſche Univerſitäts⸗Buchhandlung. 145 S. 


Nach dem Geleitwort iſt das Jahr 1840 als Ausgangspunkt ge⸗ 
wählt, weil damals Staatsrat von Hermann die Leitung der Bayeriſchen 
Statiſtik übernahm und ſeitdem zahlreiche Nachweiſe vorliegen. 

„Die Sprache, die dieſe bayeriſche Geſchichte in Zahlen redet, gibt 
Zeugnis von den großen wirtſchaftlichen und politiſchen Veränderungen, 
die ſich in Bayern während der letzten 70 Jahre vollzogen haben. Vor 
allem tut ſie kund, welche erfreuliche Entwicklung Bayern beſonders ſeit 
Gründung des Deutſchen Reichs, ſeit 1871 genommen hat.“ 

So hat denn Bayern durch Zahn ein vollſtändiges, gut gegliedertes 
und geſtaltetes Nachſchlagebuch der Statiſtik erhalten, das die Schätze 
der Statiſtik in durchgearbeiteter Form den vielen nutzbar macht, die 
nach unmittelbar Verwertbarem ſuchen und ſuchen müſſen. Aber auch 
dem weiter Forſchenden iſt das Buch willkommen, da es ihm ſicherer 
erſter Führer und Berater iſt. Nur hätte das Werk für dieſen Zweck 
mit Quellenangaben und Zuſätzen und Erläuterungen allgemeineren 
Inhalts ausgeſtattet werden ſollen. Hierfür bleibt man auf das Bayeriſche 
Statiſtiſche Jahrbuch angewieſen. Denn ſchließlich kann ein ſolches Buch 
doch nicht eine „Geſchichte in Zahlen“ ſein, ſondern nur eine Zahlen⸗ 
ſammlung aus der Entwicklungsgeſchichte des Staates, die Auswahl 
des Zahlenmäßigen wird nur durch die Eigentümlichkeit der techniſchen 
und methodiſchen Behandlung gerechtfertigt; bei aller Vollſtändigkeit muß 
daher der Inhalt ſolcher Werke notwendig ſo lückenvoll und ſprunghaft 
ſein, daß man es nicht verſchmähen ſollte, allzu klaffende Lücken des 
Inhalts hier und da durch allgemeinere Hinweiſe zu überbrücken oder 
weniger fühlbar zu machen. 

Wie ſchwer es iſt, aus der Fülle der zerſtreuten Unterlagen heraus 
ein ſo überſichtliches Handbuch zu ſchaffen, kann man daran ermeſſen, 
daß ſolche Werke erſt eine ſpäte Frucht der Arbeit der Statiſtiſchen Amter 
zu ſein pflegen. Sie können dann aber leicht fortgeſetzt und neu heraus⸗ 
gegeben werden, und Zahn wird Gelegenheit finden, auf dem ſo ſicher 
gelegten Grunde weiterzubauen und den Zugang zu der reichen und an⸗ 
geſehenen bayeriſchen Statiſtik immer mehr zu erſchließen. 

Hannover Karl Seutemann 
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last F. Frhr. v.: Geſchichte des neueren Münz⸗ und 

Geldweſens im Kurfürſtentum Trier 1550 — 1794. 

Berlin 1917, P. Parey. VIII u. 214 S. und eine Kartenſkizze. 
Geb. 15 Mk. 


Meine Hauptaufgabe, die andere und ich mir geſtellt haben, und 
an deren Löſung ich nun 23 Jahre beſchäftigt bin, die Ausarbeitung 
einer brandenburgiſch⸗preußiſchen Geld⸗ und Münzgeſchichte ſeit dem 
dreißigjährigen Kriege, iſt noch nicht vollendet. Zwar liegen vier münz⸗ 
geſchichtliche Bände über das 18. Jahrhundert und vier münzbeſchreibende 
über die Zeit 1640—1806 vor, aber drei über das 19. Jahrhundert 
bis 1870 im Manuſkript fertiggeſtellte Bände können wegen Papier⸗ 
mangels vorläufig nicht gedruckt werden. Die noch fehlende Geldgeſchichte 
des Großen Kurfürſten hoffe ich in ein paar Jahren liefern zu können. 

Alle dieſe Arbeiten haben mich mit dem Münzweſen der benachbarten 
deutſchen Staaten in mehr oder weniger enge Berührung gebracht; und 
welche deutſchen Staaten wären mit Preußen nicht benachbart geweſen? 

Ich mußte auch wiſſen, wie das Münzweſen dieſes oder jenes Landes 
beſchaffen war, als es preußiſch wurde. So viel ich anderen Numis⸗ 
matikern und Geldhiſtorikern für deren Kenntnis verdanke: die Hauptſache 
bleibt noch zu tun. 

Nachbem ich ſelbſt außer anderen Beiträgen eine Beſchreibung der 
neuzeitlichen kurtrieriſchen Münzen geliefert hatte, ſchien mir eine neuere 
Münzgeſchichte dieſes Landes auch darum zu ſchreiben nötig, um zu 
erfahren, wie es kam, daß die Mittelſtaaten des deutſchen Südens und 
Weſtens zu keinem lebensfähigen Münzweſen gelangen konnten, und wie 
man ſich dort behalf. Daß Unverſtand oder Habgier nicht in erſter, 

auch nicht in zweiter Linie die Urſache für die monetären Mißſtände 
früherer Zeiten waren, weiß man ja ſchon von Wiebe und Babelon, 
jedoch eine aftenmäßige Darſtellung des Münzweſens eines deutſ chen 
Mittel ſtaates hatten wir eben noch nicht. 

Nach einem kurzen Überblick der Geographie, Landesverwaltung 
und Volkswirtſchaft von Kurtrier (S. 1—10) ſuche ich den Übergang 
von der Haupthandelsmünze des ſpäteren deutſchen Mittelalters, dem 
rheiniſchen Goldgulden, zum Taler zu ſchildern, der vor allem durch das 
Verſiegen der deutſchen Goldausbeute und die ſtarke Zunahme der 
deutſchen und überſeeiſchen Silbergewinnung ſeit 1500 veranlaßt war. 
So wurden auch in der kurtrieriſchen Münzſtätte zu Koblenz ſeit 1550 


Taler und Pfennige in zunehmender Menge und guter Qualität hergeſtellt. 


Es folgt die Schilderung der durch eine falſche Reichsſcheidemünz⸗ 
politik und die anhaltenden Kriege ſeit dem letzten Viertel des 16. Jahr⸗ 
hunderts hervorgerufenen Münzverſchlechterung, die auch die Trierer 
Kurfürſten betrieben. Hierdurch hatten ſich ſchon früher an Rhein und 
Moſel eigentümliche Rechnungsmünzen gebildet. Wenn nämlich das 
Kleingeld eine Zeit lang wertbeſtändig blieb, fo ſetzte ſich ein Wert des 
Goldguldens feſt, während dieſer ſelbſt weiter im Wert gegen die 
leichter werdenden Kleinmünzen ſtieg. So entſtanden nacheinander: 1. der 
Moſelgulden oder florenus simplex um 1444 zu 24 Albus, 2. der 
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rheiniſche Gulden um 1580 zu 36 Albus, 3. der Radergulden um 1613 
zu 48 Albus und 4. der Goldgulden in natura, der zu 72 Albus ſeit 
1622 auch eine Rechnungsmünze wurde. Wenn alſo jemand im 18. Jahr⸗ 
hundert einen Moſelgulden und einen Radergulden ſchuldig war, ſo bezahlte 
er jenen mit 24, dieſen mit 48 einzelnen Albus. 

Nach dem kriegsdurchtobten 17. Jahrhundert, in dem in Koblenz 
faſt nur Scheidegeld geſchlagen wurde, konnte man endlich ſeit 1740 an 
eine Beſſerung des Geldweſens denken, aber wegen mangelnder Mittel 
gelang es weder, die Unmenge der vorhandenen Scheidemünzen zu be⸗ 
ſeitigen noch größere gute Handelsmünzen zu prägen, ſo viel Mühe ſich 
darum auch der treffliche Kurfürſt Franz Georg von Schönborn und ſeine 
Nachfolger gaben; deshalb ſah ſich der Handel auf fremde Münzen an⸗ 
gewieſen, beſonders franzöſiſche, niederländiſche und preußiſche. So ging es 
bis 1821, als Preußen ſeinen 14⸗Talerfuß auch in der Rheinprovinz 
obligatoriſch machte und eine Einheits ſcheidemünze in der ganzen Monarchie 
einführte. Damit verſchwanden auch hier die fremden Münzen und der 
ganze Wuſt des alten ſchlechten Kleingeldes, mit dem ſich Süddeutſchland 
noch bis 1873 plagen mußte. 

Auf die Münztechnik und das Detail der Münzverwaltung und 
Münzpolitik kann ich hier nicht eingehen. Das Buch ſchließt mit 
22 Aktenbeilagen, einer Münzfußtabelle und einem Regiſter (S. 170— 214). 

Berlin⸗Wilmersdorf F. Frhr. v. Schrötter 


Brandt-Düffeldorf: Wirtſchaftsfragen im zweiten Kriegs⸗ 
jahr. (Vortrag gehalten in der 47. Hauptverſammlung des Vereins 
deutſcher Eiſengießereien zu Düſſeldorf am 5. Auguſt 1916.) München, 
R. Oldenbourg. 72 S. Geh. 1,50 Mk. 


Die vorliegende Broſchüre gibt einen Vortrag wieder, den der 
Verfaſſer im Verein der deutſchen Eiſengießereien zu Düſſeldorf im 
Auguſt 1916 gehalten hat. Es wird zunächſt ein Überblick über die 
innere Kriegswirtſchaft geboten. Alsdann folgt die Darſtellung der 
Abergangswirtſchaft, ihr ſchließt ſich eine Erörterung der Wirtſchafts⸗ 
bündniſſe an, den Beſchluß bildet eine Erörterung über Wirtſchaftskriege. 

Im erſten Teil weiſt der Verfaſſer auf die Umſchaltung der Induſtrie 
hin, die ſich gleich nach Kriegsausbruch bemerkbar machte, und dieſe 
Umſchaltung wurde dadurch gefördert, daß die Heeresverwaltung im 
erſten Kriegsjahre mit den Preiſen nicht kargte, um die Induſtrie zu 
ſchnellerer Einrichtung auf Kriegsbedarf, zu ſchleuniger Ablieferung des 
Bedarfes zu veranlaſſen und die Lehr⸗ und Lernzeit für manche Fabrik 
erträglicher zu geſtalten. In der Folgezeit dagegen hat die Heeres⸗ 
verwaltung ihre Anforderungen erhöht, die Preiſe dagegen herabgeſetzt 
reſpektive oft als erforderlich bezeichneten Preiserhöhungen ihre Zuſtimmung 
verweigert. Die Lage der Stahl⸗ und Eiſengießereien hat ſich inſofern 
verſchoben, als zuerſt die Graugießereien den Hauptbedarf an Geſchoſſen 
geliefert haben, der dann allmählich auf die Stahlgießereien und Preß⸗ 
geſchoßwerke überging und je länger der Krieg dauert, um ſo mehr von 
den Preßgeſchoßwerken allein gedeckt wird. Der Verfaſſer, der durch ſeine 
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Stellung als Handelskammerſyndikus in Düſſeldorf einen guten Einblick 
in die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtrie⸗ 
bezirkes hat, ſtellt feſt, daß, ſoweit die deutſche Induſtrie durch Kriegs⸗ 
aufträge beſchäftigt war, ſie aus dem Krieg geſtärkt für neue Aufgaben 
hervorgehen wird, und daß ſie ſich ſchon jetzt ſyſtematiſch auf den er⸗ 
heblichen inneren und äußeren Wettbewerb vorbereitet. Freilich hat der 
Krieg auch manches Unternehmen neu aufleben laſſen, das zu beſtehen 
nicht berechtigt war und nun den Wettbewerb verſchärft. Anderſeits hat 
der Krieg die Verſchmelzung, die Zuſammenlegung und die Bildung von 
Intereſſengemeinſchaften ganz gewaltig gefördert und beſchleunigt. Als 
unmittelbare Folge des Krieges bezeichnet der Verfaſſer die Beteiligung 
großer Eiſenwerke am Schiffsbau, die Angliederung von Siegerländer 
Erzgruben an gemiſchte Werke. Ja man kann ſogar ſagen, daß der Wett⸗ 
lauf nach den Kohlenfeldern, der beſonders im letzten Jahre in die 
Erſcheinung trat, eine Folge des Krieges geweſen iſt. Ob freilich die 
Beſchleunigung der Verbandsbildung, wo ſie eine Folge des Krieges 
geweſen iſt, immer von Nutzen war, das kann erſt die Friedenszeit 
ergeben. Denn es läßt ſich nicht beſtreiten, daß, wenn die Konventionen 
und Kartelle auch in der Kriegszeit vielfach nutzbringend gewirkt haben, 
ſie im Frieden nicht immer von Vorteil ſind. Das oft gar zu rigoroſe 
Vorgehen einer Reihe von Textilkonventionen bei Kriegsbeginn läßt in 
dieſer Beziehung eine Zurückhaltung in der Beurteilung angezeigt er- 
ſcheinen. 

Auch ſonſt hat der Krieg die Beziehungen der deutſchen Induſtrie 
zu anderen Gewerben erheblich ausgedehnt. Die Teuerung am Frachten⸗ 
markt und der Mangel an Schiffsraum haben eine Reihe von Induſtrie⸗ 
unternehmungen veranlaßt, ſich dem Schiffsbau zuzuwenden reſpektive ſich 
an Werftunternehmungen zu beteiligen. Der Verfaſſer ſtreift alsdann 
die Schaffung von Zwangsſyndikaten mit Hilfe der Regierung, die ja 
einen völligen Umſchwung der bisher betriebenen Politik bedeutet, ein 
Umſchwung, der eben nur durch die Kriegsereigniſſe zu erklären und zu 
rechtfertigen iſt. Als charakteriſtiſch ſieht Brandt die Tatſache an, daß 
die neue Bewegung der ſtaatlichen Kartellförderung zum Teil von der 
Induſtrie ſelbſt hervorgerufen worden iſt, und daß meiſt die Schwächſten 
und Leiſtungsunfähigſten die Hilfe des Staates anriefen. Wenn aber der 
Verfaſſer ſo weit geht, daß er ſagt, von einem Widerſtand der Induſtrie 
gegen Staatsmonopole und Zwangskartelle könne nicht geſprochen werden, 
ſo iſt das zu bezweifeln. Denn die Erfahrungen, die während des Krieges 
in vielen Gewerbezweigen gemacht worden ſind, haben den Widerſtand 
gegen Staatsmonopole vielfach ſogar erheblich verſchärft. 

Der Verfaſſer ſtreift alsdann die Ausfuhrpolitik der Regierung, die 
ja erſt im Laufe des Krieges die notwendige Vervollkommnung erfahren 
hat, während man vorher ziemlich unſyſtematiſch experimentieren zu müſſen 
glaubte (Zucker !). Sehr treffend ſagt Brandt, daß Staat und Gemeinde 
den Tag ſegnen können, wo ſie den freien Verkehr wieder zulaſſen und 
ihren eigenen Nahrungsmittelhandel einſtellen können. Denn für die 
Kommunalverwaltungen bedeutete die Militarifierung des Wirtſchaftslebens 
eine ungeheuere Laſt, der ſie nicht immer gewachſen waren. 
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Nach einer kurzen Überſicht über die Finanzprobleme ſtellt der 
Verfaſſer feſt, daß der Reichstag von Jahr zu Jahr an Macht gewinne, 
und daß der Krieg dieſe Entwicklung notwendigerweiſe mit beſonderer 
Schnelligkeit vorwärtsgetrieben habe. Dies trete namentlich bei der 
auswärtigen Politik in die Erſcheinung. Anderſeits darf man nicht 
vergeſſen, daß der weitaus größte Teil der während des Krieges er⸗ 
laſſenen wirtſchaftlichen Geſetze ohne Mitwirkung des Reichstages einfach 
von amtlichen Stellen aus erlaſſen worden iſt, und daß durch das 
Ermächtigungsgeſetz vom 4. Auguſt 1914 der Reichstag der Regierung 
eine ungewöhnlich weitgehende, freilich, durch die Verhältniſſe gebotene 
Vollmacht erteilt hat. Bemerkenswert iſt die Angabe des Verfaſſers, 
daß man die Unterſtützungen der deutſchen Geſamtinduſtrie an Arbeiter 
und Angeſtellte, ſowie deren Angehörige in den erſten 14 Kriegsmonaten 
auf nicht weniger als 300 Mill. Mk. veranſchlagen könne. „Das iſt 
gewiß eine ſtolze Leiſtung, die auch weiterhin fortgeſetzt wird, ſolange 
der Krieg dauert.“ | 

Das zweite Kapitel behandelt die Übergangswirtſchaft. Der Verfaſſer 
ſtreift die Frage der Sicherſtellung der deutſchen Forderungen im Aus⸗ 
lande, die er auf 2 Milliarden Mk. ſchätzt, eine Summe, die indes 
viel zu niedrig iſt, und geht alsdann zu den Fragen des britiſchen 
Wirtſchaftskrieges über, wobei er ſehr richtig den Standpunkt einnimmt, 
daß wir fremde Rechte auch dann achten wollen, wenn andere Staaten 
ſie verletzen, da wir nur dann Rechtsanſprüche an fremde Staaten wegen 
ſolcher Dinge ſtellen können, wenn man ſeitens des fremden Staates 
nicht wegen der gleichen Verletzung des Privatrechtes mit uns aufrechnen 
kann. Freilich ſei hier bemerkt, daß wir oft durch das Vorgehen anderer 
Staaten zu Repreſſivmaßnahmen gedrängt werden, um einer noch 
ſchärferen Verletzung deutſcher Rechte im Auslande vorzubeugen. Bei 
dem Problem der Übergangs wirtſchaft ſpielt die Frage der Rohſtoffverſorgung 
eine große Rolle. Brandt warnt mit Recht davor, nach dem Kriege zu 
ſchematiſieren und einfach den beſtehenden Kriegsgeſellſchaften oder ähn⸗ 
lichen Geſellſchaften das alleinige Recht des Rohſtoffbezuges einzuräumen. 
Er verlangt, daß jede Induſtrie ſelbſt die Lage des Rohſtoffmarktes zu 
prüfen hat, und daß man nicht einheitlich die ganze Rohſtofffrage nach 
dem gleichen Schema behandeln ſoll. Die Regelung der Ausfuhr hält 
der Verfaſſer nicht für nötig, weil der Export im Intereſſe unſerer 
Valuta gar nicht ſchnell genug einſetzen kann und eine ſtaatliche Regelung 
den freien Export nur beeinträchtigen würde. Sollte aber das Ausland 
uns Rohſtoffe abſperren oder zu ſtark verteuern, ſo verlangt der Verfaſſer 
als Gegenmaßregel, daß wir gewiſſe deutſche Waren nur mit Gegen⸗ 
leiſtung verkaufen. | 

Im dritten Kapitel befaßt fih Brandt mit dem Problem „Mittel⸗ 
europa“. Er ſteht auf dem Standpunkt, daß eine vertragsmäßige enge 
Zoll⸗ und Wirtſchaftsgemeinſchaft mit Vorzugszöllen⸗zwiſchen Deutſchland 
und ſeinen Verbündeten nicht möglich und nicht erwünſcht iſt. Deutſch⸗ 
land und Oſterreich⸗Ungarn würden die beiderſeitige wirtſchaftliche Un⸗ 
abhängigkeit vom Auslande nicht weſentlich verſtärken. Zwar können wir 
unſeren Warenabſatz nach Oſterreich⸗Ungarn unter der Geltung niedriger 
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Vorzugszölle noch weiter ſteigern. Aber durch eine ſolche Ausdehnung 
würden wir die öſterreichiſchen Induſtriellen vor den Kopf ſtoßen, ab- 
geſehen davon, daß dieſer Zuwachs zum deutſchen Außenhandel den Ausfall 
unſeres Exportes auf anderen Gebieten nicht auszugleichen imſtande wäre. 
Der Verfaſſer ſchätzt hier die Möglichkeit, daß andere Staaten uns infolge 
der Vorzugsbehandlung von Oſterreich⸗Ungarn die Meiſtbegünſtigung ent— 
ziehen, ſehr hoch ein. Er vertritt die Auffaſſung, daß wir unter allen 
Umſtänden von unſeren Feinden die unbedingte Meiſtbegünſtigung ver- 
langen müſſen, daß wir ſie aber unmöglich fordern können, wenn wir ſie 
ihnen ſelbſt bei uns und in Oſterreich⸗-Ungarn vorenthalten. Ganz be- 
ſonders aber lehnt Brandt ein enges Zollverhältnis zu den Balkanſtaaten 
ab. Dieſe ablehnende Haltung ſchließt indes eine wirtſchaftliche An- 
näherung, die ſich nicht ausſchließlich auf die Zollpolitik gründet, keineswegs 
aus. Der Verfaſſer verlangt vielmehr, daß auf anderen Gebieten der 
Handelspolitik — die ja, wie Schippel mit Recht ſagt, keine reine Zoll⸗ 
politik iſt — alles getan werde, um eine Annäherung zu erreichen. Er 
denkt dabei vor allem an die Forderung eines ſchnellen und billigen 
Eiſenbahn⸗ und Schiffahrtsverkehrs, an Annäherungen des Rechts- und 
Geldverkehrs und dergleichen. 

Das vierte Kapitel behandelt den Krieg nach dem Kriege, wobei 
Brandt die Auffaſſung vertritt, daß der ſtärkſte Deutſchenhaß den Engländern 
die Wahrſcheinlichkeit nicht verſchließen kann, daß ihr größter wirt— 
ſchaftlicher Gegner vielleicht nicht in Deutſchland, ſondern in Amerika 
ſitzt. Es wäre Wahnſinn, wenn England die Zwiſchenhandelsſtelle 
gegenüber Deutſchland mit einem Schlage vernichten wolle, indem es den 
Verkehr mit Deutſchland ablehnt. Das ſchärfſte Mittel gegen den Krieg 
nach dem Kriege ſieht Brandt darin, daß wir unſeren Gegnern die unbedingte 
handels⸗ und wirtſchaftspolitiſche Meiſtbegünſtigung gewähren und ſie 
auch von unſeren Gegnern verlangen. 

Zum Schluß verlangt Brandt, daß unſere Leiſtungsfähigkeit nach 
dem Kriege ſoviel wie möglich geſteigert wird, und daß wir namentlich 
unſeren Vorſprung in wirtſchaftstechniſchen Betrieben vermehren. Die 
Arbeitsausbeute ſoll gewaltig geſteigert werden. Das Verfahren des 
Amerikaners Taylor ſchwebt Brandt als Ideal vor. Hunderte von Millionen 
von Arbeitskoſten ſollen geſpart, die Arbeit ſoll weniger anſtrengend und 
die Energie trotzdem vermehrt werden. Durch die inhaltsreichen Aus— 
führungen von Brandt zieht ſich ein friſcher wohltuender Optimismus 
bezüglich unſerer wirtſchaftlichen Zukunft, der aber keineswegs die Schwierig— 
keiten, die ſich uns nach dem Kriege entgegenſtellen, verkennt. 

Berlin Otto Jöhlinger 


Benignus, Siegfried: Deutſche Kraft in Südamerika. 
Hiſtoriſch⸗wirtſchaftliche Studien von der Conquiſta bis zur Gegen— 
wart. Berlin 1917, Verlagsanſtalt der Politik. 2 Mk. 

Wir haben hier eine jener zahlreichen Arbeiten vor uns, die das 


Intereſſe für das Deutſchtum in der Diaſpora erwecken und wachhalten 
wollen. Sehr überſichtlich und eindringlich iſt der nicht geringe Anteil 
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der Deutſchen an der Beſiedlung und Kultur Südamerikas dargeſtellt. 
Wir ſehen, wie unſere Volksgenoſſen in jenen ungeſunden und unzu⸗ 
gänglichen Gegenden auf die ſchwierigſten Poſten geſtellt wurden und er⸗ 
folgreich als Pioniere der Kultur wirkten, aber nicht der deutſchen Kultur, 
denn mit Ausnahme der ſüdbraſiliſchen Kolonien ſind die deutſchen 
Siedler von den einheimiſchen Regierungen ſtets nur in relativ kleinen 
Mengen, und zwar ſchachbrettartig gemiſcht mit anderen europäiſchen 
Nationen, zur inneren Koloniſation herangezogen worden, ſo daß ihnen 
ſchon dadurch die Erhaltung von Nationalität und Sprache ſchwer fiel; 
zumal vor 1870, als noch keine ſtarke Macht hinter den Koloniſten ſtand, 
die ſich kaum mit Stolz als die Abkömmlinge des Lippe⸗Detmolder oder 
Reuß⸗Greizer Vaterlandes bezeichnen konnten. Leider kann man, trotzdem 
inzwiſchen die heimiſchen Verhältniſſe ſich zum Beſſeren gewandt haben, 
den deutſchen Volksinſeln in Südamerika bezüglich der Erhaltung ihrer 
nationalen Kultur keine allzu günſtige Prognoſe ſtellen. Die romaniſche 
Umwelt iſt zu ſtark und das geſamte geiſtige Leben von Südamerika ſo 
völlig nach Paris hin orientiert, daß es ſchon als ein relativer Fortſchritt 
zu betrachten wäre, wenn es den ibero⸗amerikanifchen Beſtrebungen gelänge, 
Südamerika in kultureller Beziehung mehr nach Madrid als Paris hin 
gravitieren zu laſſen. Eine Niederlage Frankreichs wäre geeignet, ſein 
Preſtige in Südamerika gründlich zu zerſtören, aber es wäre doch wohl 
zu optimiſtiſch, zu hoffen, daß nun Deutſchland reſtlos an ſeine Stelle 
treten würde. Soll das jahrhundertelang Verſäumte nachgeholt und 
eine wirkliche großzügige Koloniſation in der Überſee betrieben werden, 
ſo müſſen wir uns wohl andere Gebiete dafür ausſuchen. 
München Rud. Leonhard 


Levante⸗ Handbuch. Herausg. von Davis Trietſch. Dritte, 
weſentlich verbeſſerte Auflage. Mit eingedruckten Kartenſkizzen und 
einer Karte mit Farbendruck. Berlin, Gea⸗Verlag, G. m. b. H. 
572 Halbſeiten auf Groß⸗Quart. Geb. 10 Mk. 


Das vorliegende Handbuch hat ſich aus beſcheidenen Anfängen in 
der dritten Auflage bereits zu einem ſtattlichen Nachſchlagewerk vergrößert. 
Ein ſtraff zuſammengefaßtes orientierendes Werk über die Länder der 
Levante bildete ſchon lange eine Lücke in der Reihe unſerer Handbücher, 
die jeder empfunden hat, der in die Lage kam, ſich über eine ſtatiſtiſch 
erfaßbare Tatſache oder wirtſchaftliche Frage, welche dieſe Länder betraf, 
ſchnell zu informieren. Beſonders wertvoll an den Zuſammenſtellungen 
von Trietſch iſt die Berückſichtigung aller weſentlichen Veränderungen, 
welche in den letzten Jahren vor dem Kriege in der Levante erfolgt ſind. 
In Deutſchland fehlte es bisher an einer derartigen Zuſammenſtellung. 
Die fremdſprachlichen verſagten in vielen Fällen. Denn ſie brachten 
vielfach veraltete und unrichtige Angaben. Der Herausgeber vermag auf 
Grund einer faſt zwanzigjährigen Beſchäftigung im Orient in vielen 
Fällen ein wertvolles Eigenurteil in die Wagſchale zu werfen. 

Während man unter Levante im engeren Sinne nur Kleinaſien, 
Syrien und Agypten verſteht, erweitert der Herausgeber ſeine Arbeit auf 
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das geſamte Gebiet des Levante⸗Handels und ⸗Verkehrs, fo daß 
jeine Darſtellung folgende Gebiete behandelt: von Europa: die ge- 
ſamte Balkan⸗Halbinſel nebſt den dazu gehörigen Inſeln; von Aſien: 
Kleinaſien mit Armenien und Kurdiſtan, Syrien und Paläſtina, Meſo⸗ 
potamien, Samos und Cypern, Arabien nebſt der Sinai⸗Halbinſel, 
Perſien, Afghaniſtan und Belutſchiſtan, die Barein⸗Inſeln und die 
britiſchen Beſitzungen im Perſiſchen Golf; von Afrika: Agypten mit 
dem Sudan, Tripolitanien, Tuneſien, Algerien, Marokko und die 
ſpaniſchen Preſidios, die ſpaniſche Kolonie Rio Oro. 

Mit beſonderer Ausführlichkeit geht Trietſch auf die türkiſchen 
Gebiete und diejenigen Länder ein, über die zuverläſſiges Material 
bisher nicht zu finden war. Neben den wirtſchaftlichen Zuſtänden find 
in den einzelnen Kapiteln auch die politiſchen, nationalen und religiöſen 
Verhältniſſe behandelt. Von großem Wert iſt eine Städteliſte, welche 
wichtige ſtatiſtiſche und wirtſchaftliche Angaben über jeden Ort von 
einiger Bedeutung bringt und die Orientierung ſehr erleichtert. Mit 
Recht fpricht der Herausgeber hier von einer ſchwierigen Aufgabe, die 
wegen den ſpärlichen und vielfach widerſpruchsvollen Angaben nicht leicht 
zu bewältigen war. Das Städteverzeichnis umfaßt 728 Nummern und 
iſt alphabetiſch geordnet. 

In knappen Kapiteln macht uns der Herausgeber mit den vielen 
Nationalitäten und mit den Konfeſſionen der Levante bekannt. Dann 
folgt eine Darſtellung der einzelnen Länder und Gebiete. Statiſtiſche 
und beſchreibende Angaben über Bevölkerung, Bodenverhältniſſe, Viehzucht, 
Gewerbe, Verkehr, Handel uſw. ſind in jedem dieſer Abſchnitte angeführt, 
ſo daß eine kurze Orientierung dadurch leicht ermöglicht wird. Eine 
Reihe von gut ausgewählten Konſulatsberichten orientiert des weiteren 
über einzelne Fragen von beſonderer Wichtigkeit für den Kaufmann, wie 
Kreditverhältniſſe, Verkehr mit Konſulaten ufm. Monographiſch iſt das 
Verkehrsweſen der wichtigeren Diſtrikte unter Anführung wertvoller 
Eigenurteile zur Darſtellung gebracht. Den Beſchluß des Buches bildet 
eine Reihe von Überſichten und Umrechnungstabellen, welche dazu beitragen, 
ſeinen Wert als Nachſchlagewerk zu erhöhen. 

Im Felde | Wilh. Offergeld 


Artaud, Arien: Bericht über die dringende Notwendigkeit, 
in den deutſchen und öſterreichiſch-ungariſchen Abſatz⸗ 
gebieten Fuß zu faſſen, nebſt Angabe einiger Mittel, 

unſeren Export nach dort zu erweitern. Kriegswirtſchaftliche 
Unterſuchungen aus dem Inſtitut für Seeverkehr und Weltwirtſchaft 
in Kiel. Überſetzt im Inſtitut für Seeverkehr und Weltwirtſchaft in 
Kiel. Jena, Guſtav Fiſcher. 27 S. 2 Bg. 0,60 Mk. 


| Der Präſident der Handelskammer zu Marfeille, Arien Artaud, hat 
einen Bericht an den franzöſiſchen Kolonialminiſter erſtattet, in dem er 
Vorſchläge darüber macht, in welcher Weiſe die franzöſiſche Ausfuhr 
nach dem Kriege geſteigert werden kann. Die Schrift ſoll einen Mahnruf 
an die Franzoſen darſtellen, das Fehlen der Deutſchen auf dem Weltmarkt 
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auszunutzen. Artaud ſchließt ſich alſo dem an, was kurz nach Kriegs⸗ 
beginn der engliſche Kolonialminiſter den engliſchen Kaufleuten geraten hat, 
nämlich, den jetzigen Krieg als die „Zeit der Ernte“ zu betrachten, d. h. 
aus dem Fehlen der deutſchen Konkurrenz Nutzen zu ziehen. Aber noch 
weniger, als es den Engländern gelungen iſt, in Südamerika die bisherige 
Stellung der Deutſchen einzunehmen, dürften die franzöſiſchen Beſtrebungen 
einen Erfolg haben. Denn abgeſehen davon, daß die Waren, die die 
Deutſchen vor dem Kriege an das Ausland geliefert haben, zu einem 
großen Teil in Frankeich gar nicht in der gleichen Art und Weiſe hergeſtellt 
werden können, wird Frankreich nach dem Kriege auch kaum imſtande ſein, 
ernithaft den Deutſchen Wettbewerb zu machen. Trotzdem es ſich bei den 
Mahnungen von Artaud vielfach um geradezu laienhafte Ausführungen 
handelt, iſt das Studium ſeines Berichtes doch recht empfehlenswert. Er 
ergänzt in wertvoller Weiſe die Schriften von Viktor Cambon, der ſich 
ja ſeit Jahren mit dem gleichen Problem befaßt. Beide geben offen⸗ 
ſichtliche Schäden des Wirtſchaftslebens in Frankreich zu, beide kritiſieren 
gleichmäßig die mangelnde Elaſtizität ſowohl des franzöſiſchen Ausfuhr⸗ 
handels als auch namentlich der franzöſiſchen Bankwelt. Der Bericht 
nimmt ſeinen Ausgang von einem Schreiben des franzöſiſchen Kolonial⸗ 
miniſters vom 27. Auguſt 1914, in dem dieſer auf die große Bedeutung 
der Abſatzgebiete aufmerkſam macht, die ſich dem franzöſiſchen Außen⸗ 
handel infolge der von deutſchen und öſterreichiſchen Firmen nicht aus⸗ 
geführten Aufträge eröffneten. Demgegenüber betonten die franzöſiſchen 
Kaufleute, daß ſie die Deutſchen nur dann erſetzen könnten, wenn ſie die 
gleichen Vorteile genießen wie jene, denen jede nur mögliche Förderung 
der Warenausfuhr zuteil würde. In ſeinem Bericht weiſt Artaud vor 
allem auf den Vorteil hin, den die Deutſchen aus dem Freihafen 
Hamburg erzielen, den ſelbſt die ungünſtigſten Friedensbedingungen für 
Deutſchland nicht beſeitigen würden. Artaud hält dem franzöſiſchen 
Kolonialminiſter die Leiſtungen Englands vor, das raſch entſchloſſen 
eine Farbſtoffinduſtrie organiſiert habe. Eine derartige Entſchloſſenheit 
vermiſſe man aber in Frankreich vollkommen. Als unbedingt notwendig 
bezeichnet Artaud die Ausdehnung des Niederlagsverkehrs, wobei er 
namentlich auf ſeine Erfahrungen im Weinhandel hinweiſt. Ein Mangel 
ſei geweſen, daß Frankreich nur wenige hochwertige Ausfuhrwaren an⸗ 
zubieten habe. Der einzige franzöſiſche Ausfuhrartikel, ſagt Artaud, ſei 
in der letzten Zeit das Kapital geweſen, das die franzöſiſchen Sparer 
geſchaffen hatten. Man ſei direkt dem Kunden nachgelaufen, um ihm 
Kapital anzubieten. Demgegenüber hätten die anderen Ausfuhrerzeugniſſe 
Frankreichs, wie Modeartikel, Phantaſiegewebe und dergleichen, eine 
untergeordnete Rolle geſpielt. Frankreich muß ſich aber unbedingt, 
wenigſtens einen, wenn nicht mehrere Artikel von dauernder Abſatz⸗ 
fähigkeit ſichern, der jeden Wettbewerb aus dem Felde ſchlägt. Als ein 
ſolches Produkt bezeichnet Artaud den franzöſiſchen Wein. In früheren 
Jahren hat Frankreich gewaltige Mengen Wein ausgeführt, und Frankreich 
ſei auf dem beſten Wege geweſen, der Weinhändler der Welt zu werden. 
Aber die Unduldſamkeit gegenüber ausländiſchen Weinen, die aus den 
franzöſiſchen Häfen verbannt wurden, hat einen Rückgang der Weinausfuhr 
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von 3,9 Mill. Hektoliter im Jahre 1873 auf 1,9 Mill. Hektoliter im 
Jahre 1913 bewirkt. Nur das Verſchneiden der Weine ermöglichte 
nach Anſicht des Verfaſſers eine Anpaſſung an den Geſchmack des 
Publikums ſowie die jeweilige Preislage des Weltmarktes. Im einzelnen 
zeigt der Verfaſſer, wo eine Weinausfuhr möglich geweſen wäre und 
wie durch Verſchneiden dieſe Ausfuhr hätte aufrechterhalten werden 
können. Statt deſſen habe Frankreich ſtändig Abſatzgebiete verloren. 
Hätte Frankreich ſeine Weine mit italieniſchen miſchen können, ſo wären 
die Preisunterſchiede auf dem Weltmarkt ausgeglichen worden. Neben 
dem Wein bilden nach Anſicht des Verfaſſers Spirituoſen einen wert— 
vollen Handelsartikel, ſofern man ſie unter Zollverſchluß oder in einem 
Freihafen herſtellen kann. Auf 1 Fr. Ausfuhrwert für Spirituoſen 
kommen nach Berechnung Artauds 3 Fr. für Kiſten, Kapſeln, Verpackung, 
Arbeitslöhne und dergleichen. Die Koſten überſteigen 100 —150 Fr. 
für die Tonne. Das bedeute eine Herabſetzung des Durchſchnittsausfuhr— 
preiſes für eine Tonne franzöſiſchen Wein gegenüber dem ſonſtigen hohen 
Preisniveau. Im einzelnen zeigt der Verfaſſer ferner, wie ſolche Weine 
und Spirituoſen abgeſetzt werden können. Würde man den Export um 
jährlich 4 Mill. Hektoliter erhöhen, jo bedeute das einſchließlich der Her⸗ 
ſtellungsarbeiten der Fäſſer, der Gewinne der Reedereien und dergleichen 
eine Summe von 150 Mill. Fr. im Jahr, ganz abgeſehen davon, daß 
durch den Weinexport neue Verbindungen in anderen Artikeln angeknüpft 
würden. Statt daß ſich nun die Weinausfuhr vermehre, habe die 
Ausfuhrziffer jetzt einen ſolchen Stand erreicht, daß ſie nicht tiefer ſinken 
könne. 

Im zweiten Teil ſeiner Ausführungen befaßt ſich Artaud mit der 
Finanzorganiſation. Ausgehend von dem Gedanken, daß der deutſche 
Export durch die Banken in tatkräftigſter Weiſe unterſtützt würde, verlangt 
der Verfaſſer eine regere Förderung des franzöſiſchen Exportes durch die 
Finanzwelt. Der deutſche Kaufmann ſei in der Lage, gegen Kredit zu 
verkaufen, da ihm von ſeiner Bank regelmäßige Kredite zu günſtigen 
Sätzen bewilligt würden. In Frankreich dagegen lege man das Geld 
im Ausland an, kümmere ſich wenig um den geringen Ertrag und die 
augenblickliche Verwendung der Gelder, während man für den Exporteur 
kaum Kapitalien zur Verfügung habe. Wie nutzbringend aber Kapital 
im Export angelegt werden könne, das zeigt der Verfaſſer an Hand 
einiger Ergebniſſe von Überſeebanken. Um das Ziel zu erreichen, müſſe 
ſich das geſamte franzöſiſche Bankweſen dem Export zur Verfügung ſtellen. 
Ein weiteres Mittel erblickt der Verfaſſer in der Möglichkeit, Auslands- 
wechſel bei der Bank von Frankreich zu diskontieren. Im einzelnen 
macht der Verfaſſer alsdann noch Vorſchläge, in welcher Weiſe die 
Diskontierung von Auslandswechſeln vor ſich gehen könne, und er ſtellt 
nochmals die Forderung auf, durch Errichtung von Freihäfen und Erport= 
banken die Ausfuhr zu erleichtern. Darüber hinaus ſollen überflüſſige 
Steuern, durch welche die Waren zugunſten eines Auslandshafens von 
einheimiſchen ferngehalten werden, abgeſchafft werden. Seine Vorſchläge 
betrachtet Artaud als beſonders dringend, und er verlangt, daß ſie 
ſpäteſtens nach einem Monat durch Dekret dem Parlament vorgelegt 
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werden. Man hat indes bis jetzt nichts davon gehört, daß die franzöſiſche 
Regierung tatkräftig vorgeht, und man muß anderſeits ſagen, daß mit 
den Vorſchlägen Artauds allein das Übel nicht beſeitigt iſt. Man darf 
nicht vergeſſen, daß nach dem Kriege Frankreich weder Kapital noch 
Menſchenkräfte in ſolchem Umfang zur Verfügung hat, daß es ſich 
einfach an Stelle des verdrängten deutſchen Handels ſetzen kann, und 
ſchließlich iſt zu beachten, daß gerade dasjenige Erzeugnis, von dem 
Artaud ſagt, daß es das wichtigſte Ausfuhrprodukt ſei, nämlich der 
Wein, infolge der Verwüſtungen der hauptſächlichſten Weinbaugebiete gar 
nicht in ſo großem Umfange zur Verfügung ſtehen wird, daß man ihn 
in nennenswerten Mengen ausführen kann. 
Berlin Otto Jöhlinger 


Mataja, Victor: Die Reklame. Eine Unterfuhung über An⸗ 
kündigungsweſen und Werbetätigkeit im Geſchäftsleben. 2. Aufl. 
München 1916, Duncker & Humblot. gr. 8%. VIII u. 495 S., 
mit einem Literaturverzeichnis und alphabetiſchem Sachregiſter. 
Geh. 12 Mk. 


Weidenmüller: Kurzer Grundriß der Werbelehre für den 
Selbſtunterricht und für Fachſchulen. 


—, Der Werbeunterricht in den Fachſchulen. Hannover 1916 und 1917, 
J. C. König & Ebhardt. 102 und 81 S. Kart. 3, — und 
geh. 1,25 Mk. 


Der Zweck der Warenerzeugung iſt die Bedarfsdeckung der Ver⸗ 
braucher. Der Erzeuger der Waren iſt ebenſo wie der Händler auf 
den Abſatz an den Verbraucher angewieſen. Die geſamte Tätigkeit aller 
dieſer Verkäufer zum Zwecke der Weiterleitung der Waren an den 
letzten Verbraucher oder zunächſt an einen Mittelsmann macht den Ver⸗ 
trieb aus. Er nimmt je nach Zeit und Umſtänden verſchiedene Formen 
an. Die Unternehmungen unterſcheiden ſich voneinander nicht bloß 
nach Geſchäftszweigen, ſondern auch nach Betriebsweiſen. Die eine ſucht 
die Kundſchaft durch Reiſende und Agenten auf, die andere nicht; man 
verkauft gegen bar oder auf Abzahlung, wirbt um den Abſatz am Sitze 
des Betriebes oder in der Ferne, wendet ſich unmittelbar an den letzten 
Verbraucher oder bedient ſich der Dienſte eines vermittelnden Groß⸗ und 
Detailhandels; man trachtet Abnehmer durch Begünſtigungen verſchiedener 
Art, wie Zugaben, beſondere Gewährleiſtungen oder anderes anzuziehen, 
bleibt allein oder verbindet ſich mit anderen genoſſen ſchaftlich uſw. Alles 
läßt dabei zahlreiche Ausgeſtaltungen, Kombinationen, Verſchiedenheiten zu, 
kann kundig oder unkundig, eigenartig oder nachahmeriſch gehandhabt 
werden. Der Verlauf der Dinge bringt dabei mit ſich, daß nicht nur 
das beſſere oder wohlfeile Erzeugnis das minderwertige oder teuere im 
Konkurrenzkampf beſiegt, ſondern auch das energiſche Vertriebsſyſtem das 
ſchwächliche. Die Vertriebsarbeit hat deshalb mit der erzeugenden als 
gleichberechtigt zu gelten. Je kräftiger ſich die Erzeugungskraft entwickelt, 
deſto größer wird die Bedeutung der Vertriebsarbeit. Sie fördert auch 
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Umfang und Grad der Bedürfnisbefriedigung, ſorgt dafür, daß jeder das, 
was er braucht, und in der ſeinen Bedürfniſſen am beſten entfprechenden 
Form erhält. 

Die Werbetätigkeit iſt ein Teil der Betriebsförderung. Von gleicher 
Bedeutung für das Gedeihen des Unternehmens iſt der richtige Einkauf. 
Durch beides zuſammen wird das Zuſammentreffen von Angebot und 
Nachfrage erreicht. Auf ſeiten der Einkäufer, zum Beiſpiel der land- 
wirtſchaftlichen Bevölkerung, verdienen auch die Verbraucherintereſſen Be- 
rückſichtigung. Das Verſtändnis, mit dem die Einkäufe vollzogen werden, 
wirkt weit über den Nutzen der unmittelbar beteiligten Bevölkerung hin— 
aus. Es iſt volkswirtſchaftlich von Bedeutung, daß die private Einkaufs⸗ 
tätigkeit vereinfacht und unterſtützt wird. 

In dieſem Netz von Erſcheinungen, die ſich aus der Herſtellung 
einer Verbindung zwiſchen Erzeugung und Verbrauch ergeben, fällt auch 
der Reklame ein Platz zu. 

Das Weſen der Reklame iſt Bekanntmachung. Sie hat ſich zu 
einer auf ſeelenkundlicher Grundlage ausgebauten geſellſchaftlichen Macht 
entwickelt. Als Mittel oder Arten der Reklame unterſcheidet Mataja die 
mündliche, die ſchriftliche (briefliche) Reklame, die Reklame an und in 
den Geſchäftsräumlichkeiten (Geſchäftsſchilder, Schaufenſter), die Außen⸗ 
reklame, das heißt auf den Straßen der Städte und auf freiem Felde, 
die Zeitungsreklame in der Tagespreſſe, in Familienblättern und Fach⸗ 
zeitſchriften, die Reklamedruckſachen, die Geſchenkreklame (Zugabeartikel 
und Muſter), Ausſtellungen und öffentliche Vorführungen und die ſen⸗ 
ſationelle Reklame. 

Im volkswirtſchaftlichen Schrifttum ſind bis jetzt mehr die Schatten- 
als die Lichtſeiten der Reklame betont worden. Durch die großartigen 
Einrichtungen der Reklame in Tageszeitungen, Plakaten, Preisbüchern uſw. 
werden die Verbraucher in die Lage verſetzt, mit gegebenen Mitteln ihren 
Bedarf beſſer zu befriedigen. Sie können ſo aus ihrem Aufwand den 
größten Nutzen erzielen. Je verwickelter der Markt iſt, um ſo wichtiger 
wird der Ausbau des Ankündigungsweſens, ſelbſt für die berufsmäßig 
Handeltreibenden. Die Reklame vermittelt dem Käufer die beſten und 
billigſten Bezugsquellen, die nur langſam bekannt werden, ſie erzieht ihm 
neue und höherwertige Bedürfniſſe an, zum Beiſpiel ſolche zur Hebung 
der Geſundheitspflege. Dahin gehört auch der Aufſchwung des Reiſe— 
verkehrs. Es wird nicht bloß für Wein, Bier und Schnaps, ſondern 
auch für alkoholfreie Getränke in großem Stile Reklame gemacht. In 
zahlreichen Fällen wird zum Schaden der Sache zu wenig Reklame ge- 
macht. Es gibt ſicher noch genug tüchtige Handwerksmeiſter, aber ſie 
find zu wenig bekannt. Die Reklame wirkt in der Richtung der Ver- 
feinerung der Bedürfniſſe, ſie will neue Bedürfniſſe wachrufen und an⸗ 
erziehen. Sie iſt die neue Methode des Abſatzes und des Handels, 
wobei neu und alt im Sinne der Richtung der Entwicklung zu ver⸗ 
ſtehen ſind. Das ſcheinbar natürliche Verhältnis, daß die Nachfrage das 
Angebot erzeugt, wird in das Gegenteil verwandelt. Die Reklame wird 
ſo zur produktiven Kraft, die neue Bedürfniſſe und neue Erzeugungs⸗ 
ſtätten entſtehen läßt oder die Vergrößerung der vorhandenen möglich 
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macht. Inſofern die Reklame auf die Geſtaltung der Ein⸗ und Ausfuhr 
einwirkt, iſt ſie von handelspolitiſcher Bedeutung. Die durch die Reklame 
geſchaffene Tiberficht der Marktverhältniſſe kommt auch dem Geſchäfts⸗ 
mann zugute, der daraus Anregungen ſchöpfen und lernen kann, was 
andere bieten, und was er leiſten muß, um es ihnen gleich zu tun. Sie 
ermöglicht die raſchere Einführung von Neuheiten, beſeitigt die Vor⸗ 
urteile der Kundſchaft. Es gilt nicht bloß Reklame zu machen, ſondern 
auch der Reklame würdige Erzeugniſſe auf den Markt zu bringen. Der 
große Marktſchreier Barnum bekannte ſich zu dem Grundſatze: „Lock die 
Leute mit allen Mitteln in deine Bude; aber wenn du ſie dadrin haſt, 
dann biete ihnen auch etwas Gutes!“ So gibt die Reklame nicht 
ſelten Veranlaſſung zur Hebung der Beſchaffenheit der Waren. Die 
Kontrolle der Offentlichkeit ſcheidet einen wirklich ſchlechten Artikel trotz 
großer Reklame ſchnell aus. Das ſchließt nicht aus, daß auch ſchlechtere 
Dinge durch Reklame Erfolge erzielen können, wenn es dem Reklamer 
nur gelingt, bei der Kundſchaft den Glauben hervorzurufen, daß ſie gut 
ſind und ihre Bedürfniſſe befriedigen. Bei den großen Koſten der 
Reklame iſt die Kundenerhaltung noch wichtiger als die Kundengewinnung. 
Auch die durch die Reklame ermöglichte Steigerung des Abſatzes ermög⸗ 
licht die Herſtellung einer guten und preiswerten Ware. Was als gut 
oder ſchlecht zu gelten hat, darf aber nicht nach der erleuchteten Urteils⸗ 
fähigkeit hervorragender Kenner bewertet werden. Gut iſt, was die 
Prüfung beſteht, nicht der ihrer Zeit Vorausgeeilten, ſondern der Käufer. 
Auch ermöglicht die Reklame, Waren, die dem Verderben oder einer 
Wertminderung ausgeſetzt ſind, raſch abzuſetzen. | 

Die Steigerung des Abſatzes beitimmtter Unternehmungen iſt aber 
volks wirtſchaftlich kein Vorteil, wenn ſie auf Koſten anderer geſchieht, 
was meiſt nicht zu vermeiden iſt, wenn ſie nicht in der Hauptſache dem 
Handel und Gewerbe eine Erweiterung ihres Abſatzes überhaupt ver⸗ 
ſchafft. Die zum Zwecke des gewerblichen Wettkampfes unternommene 
Reklame erhöht nicht bloß die Koſten für beide Wettbewerber und iſt 
dadurch unproduktiv, ſondern ſie kann auch dem betreffenden Gewerbe 
überhaupt neue Kunden auf Koſten anderer Gewerbe zuführen, die einen 
ähnlichen Bedarf decken. Die Schattenſeiten der Reklame beruhen einmal 
darauf, daß ſie keineswegs eine vollkommene Einrichtung zur Verbreitung 
von Kenntniſſen über den Markt iſt. Ahnliche und wegen der in Frage 
ſtehenden geiſtigen Werte noch ſchlimmere Unvollkommenheiten finden 
ſich aber auch zum Beiſpiel bei der Theater⸗ und Buchkritik. Die Reklame 
dient nicht allgemeinen öffentlichen Intereſſen, ſondern denen Einzelner 
und iſt durch ihre Abſichten, Bedürfniſſe und Mittel begrenzt. Die Er⸗ 
weckung neuer Bedürfniſſe entzieht oft notwendigen, bereits vorhandenen 
Bedürfniſſen die Mittel oder verhindert, wie zum Beiſpiel bei Mode⸗ 
artikeln die volle Ausnutzung noch brauchbarer Gegenſtände. Auch ver⸗ 
leitet ſie zur Anſchaffung von Dingen, die tatſächlich gar nicht benötigt 
werden. Ferner dient ſie der Verbreitung wertloſer und ſchädlicher Dinge, 
indem ſie auf die Urteilsloſigkeit und Leichtgläubigkeit oder Hoffnungs⸗ 
loſigkeit der großen Menge, wie zum Beiſpiel die Geheimmittelreklame, 
rechnet. Schwindel und Betrug bedienen ſich ebenfalls der Reklame. 
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Die Koſten der Reklame find ſehr hoch. Sie erſetzen aber vielfach 
andere Koſten, zum Beiſpiel für das Markt- und Meßweſen, für Kauf- 
häuſer und Einkaufsreiſen der Kaufleute oder für die Geſchäftsreiſenden 
und Agenten. Die privatwirtſchaftlichen Koſten find nicht rein un= 
produktive Auslagen, fie werden durch die Erweiterung der Kundſchaft aus— 
geglichen, ſind Einführungskoſten. Volkswirtſchaftlich iſt die Reklame 
von Bedeutung durch die Arbeitskräfte und Induſtrien, die ſie beſchäftigt. 
Sogar die ſich gegenſeitig überbieten de Reklame des Wettbewerbs iſt, 
wie ſchon erwähnt, nicht unproduktiv, wenn ſie den Abſatz des ganzen 
Gewerbes ſteigert. Die ebenfalls ſchon erwähnten Verſchiebungen des 
Verbrauchs von Waren, die ſich gegenſeitig erſetzen können, kann volks⸗ 
wirtſchaftltch ebenſowohl nützlich wie ſchädlich fein. Bleibt dabei ein 
Mehrverbrauch, ſo dürfte der volkswirtſchaftliche Nutzen überwiegen. 
Für die einzelne Volkswirtſchaft iſt jene Reklame von beſonderer Be— 
deutung, die den Verkehr der Völker untereinander beeinflußt, zum Bei— 
ſpiel die Ankündi gungen deutſcher Sekt⸗ und amerikaniſcher Schuhfabrikate. 

Zur Beurteilung der Frage, ob der Aufwand für Reklame nützlich 
iſt, iſt es auch von Bedeutung, ob ſie ihren Zweck erreicht oder nicht. 
Zweifellos ſtellt ein großer Teil der Reklameaufwendungen, weil wirkungs— 
los, eine unproduktive Vergeudung dar. Dies gilt ſowohl von jener 
Reklame, die durch Übermaß Verſchwendung treibt oder ſich durch Unter— 
maß um die Wirkung bringt, als auch von einer ſolchen, die durch die 
Ungefchicklichkeit, mit der ſie in die Welt geſetzt wird, den Zweck ver— 
fehlt. Aber auch die Erzeugung von Sachgütern weiſt Abfälle, Ausſchuß— 
waren, Mißglücktes auf. Ein Teil der Reklame wird wirkungslos ver— 
braucht, weil die Bemüh ungen der einen Partei einfach durch die der 
anderen aufgehoben werden. Sie iſt volkswirtſchaftlich wertlos, weil ſie 
überhaupt keine Wirkung hat, während die volkswirtſchaftliche Wert— 
loſigkeit der wettbewerberiſchen Reklame darauf beruht, daß es für die 
Geſamtheit gleichgültig iſt, ob A oder B ſeine Ware verkauft. 

Bei oberflächlicher Betrachtung kommt man dazu, daß die Reklame 
den Preis der Waren verteuert. Wir haben aber geſehen, daß fie teil- 
weiſe andere Koſten erſetzt und den Abſatz ſteigert. Sie ermöglicht alſo 
die Erzeugung größerer Maſſen und verwohlfeilt ſo die Waren. 

Es iſt auch nicht richtig, daß die Reklame nur die Unſolidität im 
Geſchäftsleben fördert. Bei der Koſtſpieligkeit der Reklame bringt ſie 
oft erſt wirklichen Nutzen, wenn der durch ſie gewonnene Kunde auch 
erhalten bleibt und Nachbeſtellungen macht. Dies iſt aber bei einer 
ſchlechten Ware auf die Länge der Zeit nicht möglich. Dagegen fördert 
die Reklame zweifellos die auch aus anderen volkswirtſchaftlichen und 
techniſchen Gründen vorhandene Neigung zum Großbetrieb. Groß— 
zügige Reklame, ſogenannte Reklamefeldzüge können nur mit großen 
Mitteln unternommen werden und den Wettkampf mit einem Wett⸗ 
bewerber kann nur der mit Ausſicht auf Erfolg aufnehmen, der es am 
längſten aushält. 

Den bildenden Künſtlern bietet die Reklame Erwerbsgelegenheit, 
obgleich ſie von ihnen den Verzicht auf die höchſten Ziele ihrer Kunſt 
und die Unterordnung unter einen praktiſchen Zweck verlangen muß. 
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Daß die Übung in ſolchen praktiſchen Aufgaben auch der höchſten Kunſt 
ſehr förderlich ſein kann, zeigt das Beiſpiel Menzels, der jahrelang für 
lithographiſche Anſtalten gezeichnet und auf den Stein geſchnitten hat. 

Die weiteren Kapitel befaſſen ſich mit der Vertriebstechnik, der 
Organiſation des Reklameweſens, dem Zeitungsweſen, der Zunahme der 
Anzeigen und mit ihren Wirkungen, mit der Säuberung des Anzeigen⸗ 
teils, der redaktionellen Reklame, der Beſchaffenheit der Ankündigungen, 
mit dem Umfang und der Nachhaltigkeit der Propaganda und insbeſondere 
mit ihrer Wirkung auf die Frauen. Dieſe Kapitel, die ſich mit der 
eigentlichen Reklametechnik befaſſen, gehören in die Privatwirtſchaftslehre. 
Dahin gehört auch das ſehr beachtenswerte Kapitel über Wiſſenſchaft 
und Reklametechnik, in dem die ſeelenkundlichen Grundlagen der Reklame⸗ 
technik behandelt werden. 

Im letzten Kapitel wird das Verhältnis des Staates zur Reklame 
und ihre Beſteuerung erörtert. | 

Aufgefallen iſt mir, daß der Verfaſſer bei feinen Beiſpielen ameri⸗ 
kaniſche und engliſche Geſchäfte bevorzugt, obgleich häufig für den gleichen 
Fall deutſche Geſchäfte angeführt werden könnten. So zum Beiſpiel 
für die Angliederung großer Fabriken an große Spezialgeſchäfte (Heinxich 
Jordan und Rudolf Hertzog in Berlin), für den direkten Vertrieb der Waren 
durch Fabrikfilialen zum Beiſpiel die Schuhfabrik Salamander in Korn⸗ 
weſtheim bei Ludwigsburg, Konrad Tack in Burg bei Magdeburg, die 
Württembergiſche Metallwarenfabrik in Geislingen, Villeroy & Boch in 
Mettlach und ſechs anderen Fabrikorten. Die Bevorzugung der ameri⸗ 
kaniſchen und engliſchen Beiſpiele mag ihren Grund wohl darin haben, 
daß der betreffende Fall dort zuerſt zu beobachten war; ſie bringt aber 
in einem deutſchen Buch die Gefahr mit ſich, daß der nicht beſonders 
induſtriekundige Leſer ein falſches Bild von den deutſchen Verhältniſſen 
gewinnt. 

Die Darſtellung iſt klar und überſichtlich und feſſelt nicht ſelten 
durch packende Anſchaulichkeit, jedoch wäre die Einfügung einzelner eng⸗ 
liſcher und franzöſiſcher Brocken mitten in den deutſchen Text beſſer ver⸗ 
mieden worden, um die Einheitlichkeit des ſonſt guten Stiles zu wahren. 
So abgrundtiefe Weisheit enthalten dieſe engliſchen Brocken wirklich nicht, 
daß man ſie bei einigem Nachdenken und einiger Sprachgewandtheit nicht 
ebenſo gut oder vielmehr beſſer, weil für den deutſchen Leſer verſtändlicher, 
deutſch wiedergeben könnte. Als Entſchuldigung mag allerdings dienen, 
daß das Buch vor Ausbruch des Krieges bereits gedruckt war. 

Weidenmüller geht davon aus, daß in jedem Geſchäfte Wettbewerbs⸗ 
arbeit beſorgt wird, daß ſie aber in manchen Unternehmen unſachlich mit 
anderen kaufmänniſchen Arbeiten verquickt iſt. In neuzeitiichen Ge⸗ 
ſchäften wendet man die Grundſätze der Betriebsführung, wie ſie für 
Buchhaltung, Selbſtkoſt enberechnung, Verkauf uſw. längſt ſchon ſelbſt⸗ 
verſtändlich ſind, auch auf die Angebotsarbeit an. Dabei handelt es 
ſich, wie bei aller planmäßigen Betriebsverfeinerung, entweder um eine 
beſſere, weitergreifende Arbeitsteilung, welche die Leiſtungen der einzelnen 
Arbeiter beſſer oder billiger macht oder eine ertragreichere Ausnutzung 
der Arbeitsmaſchinen ermöglicht — oder um eine verbeſſerte Arbeits⸗ 
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leitung, welche auf vertiefter Einſicht in die Urſachen und Bedingtheiten 
der erſtrebten Leiſtung beruht. Die Werbelehre hat mithin zu behandeln: 
die arbeitsteilige Verfeinerung der angebotlichen Sonderarbeit, 2. die 
Durchbilduug der Werbeleitung. Bei der arbeitsteiligen Verfeinerung 
handelt es ſich wieder um zwei verſchiedene Arbeitsgebiete: a) die Werb⸗ 
ſachenarbeit, welche den Entwurf der Werbſachen und die Vorbereitung 
des mündlichen Angebots beſorgt, b) die Ausſtreuung, welche die wirkſame 
Verbreitung des Angebots zur Aufgabe hat. 

Durch die Arbeitsteilung entſtehen Störungen, die wieder durch 
eine verfeinerte Durchbildung der Leitung beſeitigt werden müſſen. 

Der angebotliche Nachrichtendienſt ſoll aber mit einer höheren volks⸗ 
wirtſchaftlichen Auffaſſung betrieben werden, damit er ſeine Aufgaben 
nicht auf Koſten der Allgemeinheit erfüllt und ſo Gegenwirkungen von 
anderen Geſchäften und außergeſchäftlichen Kreiſen hervorruft. Werb⸗ 
ſachenarbeit, Streuarbeit und Werbeleitung ſetzen zunächſt Werkkenntniſſe 
und Fertigkeiten voraus: für die ſprachliche, druckliche und zeichneriſche 
Durcharbeitung der Werbſachen gibt es mancherlei Handwerksgriffe und 
Kenntniſſe, welche der Werbearbeiter beherrſchen muß; das gleiche gilt 
für Werbſachenbeſtellung und ⸗Verſendung, für den Dienſt des Schau— 
fenſterbeſorgers und des Reiſenden. Auch der Werbeleiter muß alle dieſe 
Werkkenntniſſe und Handgriffe wenigſtens in den Grundzügen kennen, 
damit er die Werbearbeiter ſachkundig auswählen und überwachen kann. 
Die Werbelehre hat alle Nachrichten, dieſe Werkkenntniſſe zu ſammeln 
und ſie zur Ausbildung der Werbeleute bereitzuſtellen. 

Von einem brauchbaren Werbearbeiter wird ſchnelle Anpafjungs- 
fähigkeit an die ſtets wechſelnden Aufgaben verlangt. Dazu gehört aber 
Einſicht in die inneren Zufammenhänge und den weitergreifenden Zweck 
der Arbeit. Zu der „Praxis“ muß begriffliches Fachwiſſen, anwendungs⸗ 
reife „Theorie“ kommen. 

Der Grundriß iſt in folgende Abſchnitte gegliedert: A. Leiſtungs⸗ 
ſteigerung durch Arbeitsteilung. 1. Ausarbeitung des Angebots; 2. Aus⸗ 
ſtreuung. B. Leiſtungsſteigerung durch Arbeitsleitung. 3. Werbeleitung. 
Die Punkte 1—3 ſind wieder untergeteilt in a) begriffliches Fachwiſſen 
und b) Warenkenntniſſe. 

Die Grundlage dieſer ganzen Darſtellung der Werbelehre iſt der 
kundenwerbliche Begriff „Angebot“; er ſchließt unmittelbar an den gleichen 
volkswirtſchaftlichen Begriff an. Verſteht man in der Volkswirtſchafts— 
lehre unter Angebot und Nachfrage die Geſamtheit der angebotenen Ware 
und des merklich werdenden Bedarfs, jo denkt die Werbelehre bei An- 
gebot nur an die „Nachricht“ von der Ware und dem anbietenden Ge— 
ſchäft. Ihr Standpunkt iſt alſo ganz einzelbetrieblich. 

Die Wichtigkeit der Reklame für das einzelne Geſchäft und für die 
geſamte Volkswirtſchaft verlangt, daß ſie nicht nach Laune, ſondern nach 
wiſſenſchaftlichen Grundſätzen betrieben wird. Alle Wiſſenſchaften, welche 
dabei Hilfsdienſte leiſten müſſen (reine und angewandte Bewußtſeins⸗ 
forſchung, Betriebslehre, Volkswirtſchafts⸗ und Weltwirtſchaftslehre, 
Rechnungswiſſenſchaften, Kunſtgewerbelehre, Rechtswiſſenſchaft) ſtehen ſelbſt 
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in ſtark aufblühender Entwicklung. Zu ihrer Fortbildung fordert Weide⸗ 
müller eigene Fach⸗ und Hochſchulen. 

In der zweiten Schrift ſtellt er die allgemeine Aufgabe des Werbe⸗ 
unterrichts, ſeine Stoffauswahl und Behandlung, feinen Lehrgang ſowie 
die Werbelehrer und den Werbeunterricht und deſſen Lehrbehelfe dar. 

Beiden Schriften iſt eine klare Herausarbeitung und knappe Faſſung 
der Begriffe nachzurühmen, ſo daß ſie ſich mehr als Leitfaden für den 
Lehrer denn als Lehrbuch für den Schüler eignen. Sie zeichnen ſich 
auch durch ein reines, alle überflüſſigen Fremdwörter meidendes Deutſch 
aus und liefern ſo den Beweis, daß wiſſenſchaftlich klare, ſcharfe und 
knappe Darſtellung ohne die Krücken der Fremdwörter möglich iſt. Mit 
der Forderung einer Werbehochſchule ſchießt der Verfaſſer natürlich weit 
über das Ziel hinaus. Die Werbelehre und ihre Hilfsfächer können 
an den Handelshochſchulen eine Stätte finden, eine beſondere Hochſchule 
für dieſes Sonderfach wäre aber gar zu einſeitig und ihr Lehrſtoff zu 
dürftig, wenn man ihn auch noch ſo ſehr auseinanderwalzt. Einer 
ſolchen Hochſchule würde der Lebensodem der Hochſchule fehlen, eine Ge⸗ 
ſamtheit der Wiſſenſchaften zu ſein. 

Berlin Mariendorf, im Oktober 1917 Cl. Heiß 


Schumacher, Fritz, Baudirektor in Hamburg: Die Klein⸗ 
wohnung. Studien zur Wohnungsfrage. Leipzig, Quelle & Meyer. 
113 S. Text. 70 Abbildungen. 1,50 Mk. 


Um auf dem Gebiete der Wohnungsfrage praktiſche Arbeit zu liefern, 
bedarf es eines engen Zuſammenwirkens von Volkswirt und Architekten. 
Das mag erklären, wenn hier im Kreiſe der Volkswirte ein Architekt 
von dem Verſuche berichtet, den er aus den Erfahrungen ſeiner praktiſchen 
Arbeit heraus gemacht hat, um für dieſes Gebiet den Zuſammenhang von 
volkswirtſchaftlich⸗techniſchen Fragen mit bau⸗techniſchen Fragen in kurzen 
Zügen klarzulegen, Der Zweck iſt dabei, inmitten der immer gewaltiger 
anſchwellenden Fachliteratur auch dem Fernerſtehenden einen Einblick in die 
Welt der Probleme zu geben, die ſich in der großſtädtiſchen Wohnungs⸗ 
frage zuſammenballen. 

Wir ſind im allgemeinen gewohnt, mit dem Begriffe „Großſtadt“ 
in erſter Linie die Vorſtellung der Konzentrierung und Häuſung zu ver⸗ 
binden. Die Zukunft wird dieſe Vorſtellung weſentlich bereichern. Auf 
der einen Seite wird der Zug zur Konzentrierung der Maſſen mit noch 
weit größerer Energie und Folgeſtrebigkeit ſich verwirklichen müſſen, auf 
der anderen, Seite aber wird eine Differenzierung vor ſich gehen, welche 
die verſchiedenſten Abftufungen der Auflöſung der Maſſen umfaßt. 
Das eine wird nur dadurch möglich ſein, daß man zugleich das andere 
tut. Jenem Zug zur Konzentrierung, der zum ſyſtematiſchen Rieſenbau 
vom Typus der Wolkenkratzer drängt, ſtehen weit weniger Schwierigkeiten 
entgegen als jenem anderen Zug zur Differenzierung, der die ganze Ab⸗ 
wandelung unſerer Siedelungsformen bis zur dörflichen Gruppierung in 
den Begriff der Großſtadt hereinbeziehen will. Es iſt leichter, vom 
charakterloſen Zwiſchenzuſtand aus, in dem wir uns zurzeit im all⸗ 
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gemeinen befinden, die Skala der Erſcheinungen nach oben hin als ſie 
nach unten hin zu erweitern. N 

In der Richtung ihrer Erweiterung nach unten hin liegen aber in 

erſter Linie die Probleme des Wohnungsweſens. Wir kennen für die 
Großſtadt bisher im allgemeinen nur eine ſolche Differenzierung der 
Wohntypen nach ſozial verſchiedenen Schichten; ſie ſpielen für das 
große Problem der Maſſenſiedelung nur eine untergeordnete Rolle; es gilt, 
auch innerhalb der ſozial gleichen Schicht der Kleinwohnung eine ſolche 
Differenzierung der Typen praktiſch zu ermöglichen. Nur dadurch kann 
das gigantiſche Gebilde, zu dem die Großſtadt immer mehr anwächſt, 
lebensfähig bleiben. 
Rein techniſch würde es natürlich nicht die geringſten Schwierigkeiten 
machen, das Wohnbedürfnis großer Maſſen zu befriedigen und eine ein⸗ 
wandfreie äußere Form dafür zu finden. Wenn trotzdem die Erſcheinungen 
der Wirklichkeit zeigen, daß es nicht geſchieht, ſo iſt das nicht etwa ein 
Zeichen für das Verſagen der Baukunſt unſerer Zeit. Was wir vor 
uns ſehen, iſt durchweg kein Ergebnis baukünſtleriſcher Abſichten, ſondern 
ein Zwangsprodukt aus wirtſchaftspolitiſchen und geſetzgeberiſchen Maß- 
nahmen, bei dem ein baulicher Geſchäftsmann Gevatter geſtanden hat. 
Die wirtſchaftlichen Geſichtspunkte, um die es ſich dabei handelt, führen 
zu Fragen der Bodenpolitik, die geſetzgeberiſchen zu Fragen des Bebauungs- 
planes und der Bauordnung. | 

Der Bau wird unter dem wirtſchaftlichen Druck des hohen Boden- 
preiſes der Großſtadt zu einem Gebilde, deſſen Form ſich aus dem 
reſtloſen Ausſchöpfen alles nach den Baugeſetzen möglichen Nutzraumes 
ergibt: maßgebend für die bauliche Form iſt nicht mehr eine organiſche 
Überlegung, ſondern die unbeabſichtigte Nebenwirkung von Maßregeln, 
die eigentlich nicht als ſchöpferiſche, ſondern als verhindernde Kräfte ge- 
dacht und erſonnen ſind. : 

Wie man innerhalb der Zwänge dieſes Zuſtandes doch zu guten Wohn— 
verhältniſſen zu kommen vermag, iſt der Inhalt der Schrift. 

Ehe man dabei zu bautechniſchen Fragen gelangt, gilt es, die ganzen 
organiſatoriſchen Geſichtspunkte zu beleuchten, die als Mittel zur Ver⸗ 
fügung ſtehen, um die Folgen der Menſchenhäufung in den Städten zu 
erleichtern; zunächſt die Methoden der Dezentraliſation durch Schaffung 
von kleinen Rentengütern, durch „Gartenſtädte“ und durch Entwickeln von 
„Nebenzentren“ der Großſtadt; daran reihen ſich die Fragen, die ſich an 
die Methode der Bodenbewirtſchaftung durch Kauf, Miete, Abgabe mit 
Wiederkaufsrecht, Erbpacht oder Erbmiete knüpfeu, und endlich die Fragen 
der Organiſation in Form von Genoſſenſchaften, Geſellſchaften oder 
gemiſcht⸗wirtſchaftlichen Verbänden, ſei es, daß gemeinnützige oder daß 
Erwerbsabſichten damit verbunden ſind. 

Alle dieſe verſchiedenen Möglichkeiten ergeben eine Fülle von Geſichts⸗ 
punkten grundſätzlicher Natur, deren Löſung im praktiſchen Betriebe die 
Vorbedingung der bautechniſchen Maßnahmen bildet. 

Für dieſe Fragen bautechniſcher Natur iſt ausſchlaggebend, daß das 
Ziel der Kleinwohnungsreform in der Großſtadt nicht auf einen einzigen 
Typus eingeſtellt werden kann. Selbſt wenn andere Hinderniſſe über- 
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wunden werden könnten, ſind doch die Bebauungspläne unſerer Städte 
ſchon zu weit entwickelt, als daß man das vielgeſchoſſige Großhaus für 
die Kleinwohnung ausſchalten könnte. Seine Reform bedarf deshalb 
der gleichen liebevollen Aufmerkſamkeit wie alle anderen Wohntypen. 
Es ließe ſich an manchen praktiſch durchgeführten Beiſpielen zeigen, daß 
in dieſem Rahmen ſelbſt die Lücken zwiſchen entarteten Zinskäſten viel⸗ 
fach noch zu verhältnismäßig geſunden Anlagen ausgeſtaltet werden 
können. Vor allem aber muß man ſich klarmachen, daß das Klein⸗ 
wohnungsproblem ſich durchaus nicht in der Alternative zwiſchen den 
beiden Extremen des Zinskaſtens und des kleinen Einzelhauſes abſpielt, 
ſondern daß es dazwiſchen ein weites Reich für die Großſtadt zu 
erobern gilt, das man etwa mit dem Worte des „mittelftäbtifchen 
Typus“ bezeichnen könnte. Dadurch werden natürlich die Forderungen 
der Pflege des kleinen Einzelhauſes nicht aufgehoben, denn nur durch 
dieſe Wohnform laſſen ſich eine Reihe der ethiſchen und praktiſchen 
Geſichtspunkte, die vor allem im eigenen Gartenfleck liegen, zur Löſung 
bringen. 

Je nach dem Typus, um den es ſich handelt, werden die bau⸗ 
techniſchen Maßnahmen des Bebauungsplanes und der Bauordnung ganz 
verſchieden ſein müſſen. Hierfür die Geſichtspunkte zu klären, iſt das 
beſondere Ziel der vorliegenden Arbeit. 

Das führt zur Frage des elaſtiſchen und des im einzelnen aus⸗ 
gearbeiteten Bebauungsplanes, die vor allem mit Rückſicht auf die Wirkung 
hinterer, die Bautiefe beſchränkender Baulinien unterſucht wird — die 
verſchiedenen Formen der Siedelungsſyſteme werden an Beiſpielen dar⸗ 
geſtellt —; die Bautypen und ihre wirtſchaftlichen Grenzen werden be⸗ 
handelt, und auch die Geſtaltung der Straße wird ſowohl nach der 
äſthetiſchen Seite wie nach der wirtſchaftlichen Seite in Rechnung ge⸗ 
zogen. Es ergibt ſich dabei, daß die allgemeinen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen für eine geſunde Entwicklung nicht ausreichen, und daß für 
das Kleinhaus Sonderbeſtimmungen im Rahmen des allgemeinen Geſetzes 
dringend erforderlich ſind. Einzelne Maßnahmen, wie der „Gartenweg“ 
und der ganz mit Unrecht vernachläſſigte „Wohnhof“, können nur ſo 
planmäßig für die Praxis weiterentwickelt werden. 

Solch allgemeine Geſichtspunkte werden an der Hand von 70 Ab⸗ 
bildungen, die dem Buche beigegeben ſind und faſt ausſchließlich Original⸗ 
arbeiten des Verfaſſers darſtellen, in beſonderen Anlagen im einzelnen 
unterſucht und belegt. 

Aus allen Betrachtungen der Schrift ergibt ſich, daß wir auf dem 
Gebiete des Kleinwohnungsweſens nur weiterkommen können, wenn die 
Kräfte ſich weit mehr ſammeln, als es bisher noch geſchieht. Das iſt 
eine erleichternde Vorbedingung für die Fragen des Realkredites und 
der wirtſchaftlichen Organiſation jedes baulichen Unternehmens, — das 
gibt Raum für ſyſtematiſche Bebauungsplan⸗Aufteilungen, das ermöglicht 
vor allem auch, daß an Stelle willkürlicher, die Koſten unnötig verteuernder 
Sonderausführungen klare, fein abgeſtimmte Typen treten können, die 
in der Hand des Künſtlers durch rhythmiſches Zuſammenfaſſen zu großen 
Geſamtwirkungen gebracht zu werden vermögen. Man ſieht: ſowohl nach 
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der künſtleriſchen wie nach der finanztechniſchen Seite gilt dem Sinne 
nach das gleiche wie von den geſetzgeberiſchen Geſichtspunkten: ſolange 
jeder einzelne Menſch beim Bauen ſeinen eigenen Weg gehen will, iſt 
der ſtarre Zwang von baupolizeilichen Vorſchriften nötig, denn nur ſo 
kann man die Allgemeinheit vor noch verderblicheren Erſcheinungen, als 
ſie das tote Schema der meiſten großſtädtiſchen Kleinwohnungsbauten 
darſtellt, beſchützen. Erſt wenn der einzelne ſich freiwillig einer all— 
gemeinen Abſicht einordnet, entſteht die Möglichkeit, innerhalb des Schemas 
zu individualiſieren. Wenn jeder als Individuum behandelt werden will, 
muß das Geſetz typiſieren; wenn das Individuum ſich zu typiſchen 
Bedingungen bekennt, kann das Geſetz wieder beginnen, zu individualiſieren. 
Wer ſich mit Entwicklungsſragen beſchäftigt, wie ſie das Wohnungs⸗ 
weſen der Groß ſtadt vor uns entrollt, ſieht mit einer ſtillen Be⸗ 
klemmung, wie man einem trübſeligen Chaos der Erſcheinungen nur zu 
entgehen vermag, wenn man das Gefüge ſyſtematiſcher Regelungen und 
Beeinfluſſungen des Entſtehens immer kunſtvoller ausbaut. Wir müſſen 
ſtets im Auge behalten, das Syſtem ſolcher Regelungen ſo zu geſtalten, 
daß aus dem Zwange eine neue Freiheit erwächſt. Es iſt nur dann 
etwas Lebendiges, wenn auf dem Boden zuſammenfaſſender Wirkungen 
das Perſönliche ſich in anderem Zuſammenhange wieder entfalten kann. 
Auch die Frage des modernen Wohnweſens kann man nur durch weit⸗ 
gehende, tiefeingreifende Organiſation in der Löſung weiterbringen. 
Dieſe Organiſation iſt eine Schacharbeit des Geiſtes; ihre Kunſt aber 
beruht darin, das Typiſche und das Individuelle in ein richtiges Ver⸗ 
hältnis zu ſetzen. 
Hamburg | Fritz Schumacher 


Zur Wohnungsfrage. Drei Preisſchriften, herausg. vom Schutz⸗ 
verband für deutſchen Grundbeſitz. Berlin 1916, Puttkammer & Mühl⸗ 
brecht. XV u. 367 S. mit 36 Abb. 8°. 


Als der Schutzverband für deutſchen Grundbeſitz im Jahre 1912 ein 
Preisausſchreiben über die Frage erließ: „Wie verſchafft man der minder⸗ 
bemittelten Bevölkerung die billigſte und zweckmäßigſte Wohngelegenheit?“ 
kam es in der Offentlichkeit alsbald zu lebhaften Erörterungen. Der 
Beruf des Schutzverbandes zur Veranſtaltung eines derartigen Wett⸗ 
bewerbes wurde beſtritten, die Zuſammenſetzung des Preisgerichts be⸗ 
mängelt, das Ergebnis des Schiedsſpruchs vorausgeſagt. Der Schutz⸗ 
verband blieb die Antwort nicht ſchuldig, und es war mit Beſtimmtheit 
zu erwarten, daß die Entſcheidung des Preisgerichts von neuem zu erregten 
Auseinanderſetzungen führen werde. Im Januar 1914 erfolgte der Schieds⸗ 
ſpruch; aber die vorausgeſetzte Wirkung trat nach keiner Richtung hin ein; 
weder Schutzverbändler noch Wohnungsreformer fanden Anlaß, ſich mit 
dem Ergebnis näher zu beſchäftigen. 

Die Veröffentlichung der preisgekrönten Schriften liegt nunmehr vor, 
und ſie zeigt einen beachtenswerten Ausgang des Wettbewerbes. Den. 
I. Preis erhielt eine Arbeit, die in Sperrdruck den Satz vertritt: Eine 
wirkſame Verbilligung der Wohnkoſten kann nur erzielt 
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werden, wenn es gelingt, billigen Baugrund zu ſchaffen. 
Noch ſchärfer wendet ſich der Träger des II. Preiſes gegen Mietskaſerne 
und Bodenauftreibung: das Maſſenmietshaus muß beſeitigt 
werden. Demgegenüber iſt es verſtändlich, wenn das Preisgericht von 
ſeiner Befugnis Gebrauch machte, die urſprünglich auf zwei beſchränkte 
Zahl der Preiſe zu vermehren und einen dritten Troſtpreis an eine Arbeit 
zu verleihen, die — man atmet ordentlich erleichtert auf — ſich zu den 
ſchönen Lehrſätzen bekennt: auf den Bodenpreis kommt es über- 
haupt nicht an; und an der Tilgung der ſtädtiſchen Bodenverſchuldung 
hat niemand ein Intereſſe. Empfänger des I. Preiſes ſind v. Völcker 
und Serini⸗ München; den II. Preis erhielt Poſtbauinſpektor Wilh. 
Deetz⸗Kiel; der III. Preis wurde Dr. jur. D. Pesl⸗ München zu⸗ 
erkannt. 

Die an erſter und zweiter Stelle genannten Arbeiten behandeln in 
der Hauptſache die Neubautätigkeit und die Stadterweiterung. v. Völcker 
und Serini gehen hierbei von dem zutreffenden Grundſatze aus, daß 
die Verbeſſerung des Verkehrs für ſich allein kein ausreichendes Mittel 
iſt, um die Wohnverhältniſſe zu verbeſſern. Die Urſache liegt nach den 
Verfaſſern darin, daß zwiſchen das Verkehrsunternehmen und die Wohnungs⸗ 
nehmer der Grundſtückshandel tritt. Der Grund und Boden ſoll deshalb 
vor der Herſtellung der Verkehrslinien erworben werden. Von weſent⸗ 
licher Bedeutung ſind die Koſten der Straßenanlegung; während nach 
dem Münchener Straßenbauſyſtem die Straßenkoſten 11 Mk. für 1 qm 
Straßenfläche betragen, kann die Herſtellung von Wohnſtraßen für 2,50 Mk. 
und erheblich weniger erfolgen. Auch in dem Syſtem der Abwäſſer⸗ 
beſeitigung find durch zweckmäßige Anlage große Erjparnifje zu erzielen. 

Für die Leitung der Stadterweiterung und der Beſiedelung bedarf 
es einer richtigen Geſtaltung der Fahrpreispolitik und der Bodenerwerbs⸗ 
politik. Die Fahrpreiſe nach den Außenbezirken belaſten die Minder⸗ 
bemittelten in weit höherem Maße als die vermögenden Klaſſen. Wenn 
für die Fahrt nach den Außenbezirken monatlich 10 Mk. Fahrgeld auf⸗ 
zuwenden ſind, ſo ergibt dies bei einer Kleinwohnung von 240 Mk. 
Jahresmiete 50% der Wohnungskoſten, bei einer Großwohnung von 
2400 Mk. nur 5%. Dies hat zur Folge, daß in den Vororten vor⸗ 
wiegend große Wohnungen hergeſtellt werden. Eine zureichend ausgeſtattete 
Vorortsſiedelung aber kann ohne die Minderbemittelten nicht durchgeführt 
werden, da letztere allein die erforderlichen Maſſen für die Schaffung guter 
Schnellverkehrsmittel ſtellen. An der Entwicklung der Vororts⸗Klein⸗ 
ſiedelungen haben deshalb die wohlhabenden Klaſſen ein unmittelbares 
Intereſſe, ſo daß fich ihre Heranziehung zu einer Umlegung der Fahr⸗ 
koſten rechtfertigt. Die Verfaſſer ſchlagen vor, daß auf das zu erſchließende 
Gelände ein allgemeiner Zuſchlag für die Verkehrsanlagen aufgerechnet 
werde, während ein weiterer Zuſchlag für die mit dem auf 25 Jahre 
erſtreckten Recht einer täglichen Hin⸗ und Rückfahrt ausgeſtatteten Grund⸗ 
ſtücke hinzutreten würde. In dem berechneten Beiſpiel ſollen die Zuſchläge 
1.60 Mk. bzw. 3,60 Mk. für den qm bei einem Bodenpreis von 3,40 Mk. 
für den qm betragen. 

Hinſichtlich der Baukoſten beſtätigen die Berafier, u 3 Stock⸗ 

Schmollers Jahrbuch XIII I. 
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werksbau die Koſten ſich nur bis zum dritten Geſchoß ermäßigen; von da 
ab iſt der Unterſchied unerheblich, und die Bauausführung gewährt über 
dieſe Grenze hinaus keinen wirtſchaftlichen Vorteil mehr. „Die mehr⸗ 
geſchoſſige Bauweiſe iſt hier vielmehr nur das Hilfsmittel, um den Grund 
und Boden bei ſteigendem Wert entſprechend intenſiver auszunützen“, S. 34 a. 
Das Einfamilienhaus ſtellt ſich hinſichtlich der Baukoſten teurer als der 
Stockwerksbau; indes werden die an ſich nicht allzu erheblichen Mehrkoſten 
des Einfamilienhauſes reichlich aufgewogen durch die geringeren Ver⸗ 
waltungs⸗ und Unterhaltungskoſten (S. 41). 

Die Herabminderung der baulichen Ausnutzung in den Außenbezirken 
iſt durch die Bauordnungen vorzuſchreiben. Andernfalls wird die Miets⸗ 
kaſerne bis zu den äußerſten Stadträndern vordringen: 

„Hierdurch wird die Spekulation, die die Wertserhö hung bei der Um— 
wandlung landwirtſchaftlichen Bodens in ſtädtiſches Baugelände ausnützt, nur 
angeregt und die Stärke der Gründe, die den Bodenbeſitzer an ſich zu einer 
frühzeitigen Bebauung drängen (Zinsverluſt), geſchwächt. Denn der Grundbeſitzer 
wird mit der Bebauung ſolange warten, bis das zu erbauende vielgeſchoſſige 
Zinshaus die von ihm erſtrebte, bei den innenliegenden Nach bargrundſtücken 
bereits eingetretene hohe Bodenrente wirklich abwirft“ (S. 35). 

Der Zuſammenhang der Bodenpreistreibung und des Feſthaltens 
von Baugelände mit einem beſtimmten Syſtem des Städte— 
baues iſt hier in erfreulicher Deutlichkeit dargelegt. 

In der Bodenerwerbspolitik empfehlen die Verfaſſer ein Vorgehen 
in zwei Stufen: Staat, Gemeinde und Zweckverbände, aber auch private 
Verkehrsunternehmungen ſollen vor der Erbauung von Bahnlinien Grund 
und Boden in ausgedehntem Maße erwerben; das Gelände ſoll alsdann 
an gemeinnützige oder auch an ſpekulative Wohnungsbauunternehmungen 
unter ſolchen Bedingungen abgegeben werden, die eine raſche Erſchließung 
und Bebauung ſicherſtellen und die Anſiedlung der breiten Volksſchichten 
berückſichtigen. Die Bildung eines möglichſt ausgedehnten Kleinhaus⸗ 
beſitzes iſt zu begünſtigen (S. 40f.). 

Die v. Völcker⸗Seriniſche Schrift bringt in der wohnungs— 
politiſchen Behandlung eine entſchiedene Annäherung an die Anſchauungen 
des neueren Städtebaues. Die Einwendungen, die ich gegen die Dar- 
legungen vorzubringen hätte, möchte ich hier nur kurz andeuten und wegen 
der näheren Begründung auf die jüngſt erſchienene 3. Aufl. meines 
Handbuches des Wohnungsweſens verweiſen. Die Abkehr von der ein- 
ſeitigen Schätzung der Verkehrsmittel iſt zu begrüßen (Handbuch S. 430 
und 623); dagegen bildet wiederum die Fahrpreispolitik nicht die alleinige 
Urſache, daß in Deutſchland in den Vororten zumeiſt große Wohnungen 
und nicht oder nicht in hinreichendem Maße Kleinwohnungen erbaut 
werden. Es genügt der Hinweis auf Belgien, England und die das 
Kleinhaus feſthaltenden Städte Hollands, wo die Vororte gerade der 
Anſiedlung des Arbeiterſtandes dienen. Bei der Erörterung über das 
Kleinhaus ſind zwar die wirtſchaftlichen Vorteile der billigeren Ver— 
waltung und Inſtandhaltung berückſichtigt, nicht aber, oder nur beiläufig 
auf S. 28, die der eigenen Freifläche, die auch bei kleinen Abmeſſungen 
einen wirtſchaftlichen, ſogar zahlenmäßig ausdrückbaren Wert beſitzt (Hand⸗ 
buch S. 80, 209, 251, 477 und 500). Ein allgemeiner Einwand geht 
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dahin, daß die Verfaſſer — die doch die Entwicklung der Wohnungs⸗ 
miete unterſuchen wollen — zwar die Frage der Baukoſten, nur wenig 
aber die Geſtaltung der Wohnungsmieten bei Anwendung verſchiedener 
Bautypen erörtern. Die Wohnungsmiete bildet fi aber auf Grund der 
Verkehrswerte; Handbuch S. 121 und 145. Endlich wird man finden, 
daß die der Schrift voraufgeſtellten Leitſätze (a. a. O. S. 6) ein nicht 
ganz zutreffendes Bild der von den Verfaſſern tatſächlich vertretenen 
Anſchauungen geben; namentlich der Leitſatz 8, „die Baukoſten im Stock⸗ 
werkshaus nehmen mit der Geſchoßzahl ab“, deckt ſich kaum mit den 
hier oben wiedergegebenen, der S. 34a der Schrift entnommenen Aus⸗ 
führungen. 

Hd. Serini hat eine ſelbſtändige Schrift herausgegeben, in der er feine 
Anſchauungen des weiteren begründet und auf die hiermit hingewieſen ſei. Ver⸗ 
faſſer vertritt hier insbeſondere die Auffaſſung, daß die Vermehrung der Ge⸗ 
ſchoßzahl wirtſchaftlich und bautechniſch die unteren Stockwerke belaſtet. (Die 
bauliche Bodenausnutzung bei verſchiedener Geſchoßzahl. München 1914.) 


Der Träger des II. Preiſes, W. Deetz, ſtellt den Satz voran: 
„Die Frage nach Beſchaffung billiger und zweckmäßiger Wohnungen für 
die minderbemittelte Bevölkerung iſt in erſter Linie eine Bodenfrage; 
der Bodenpreis iſt als veränderlicher und jeweils verſchiedener Faktor 
an den Bewegungen des Mietspreiſes in erſter Linie beteiligt, mag er 
nun an den Geſamtkoſten einen bedeutenden oder einen weniger bedeutenden 
Anteil haben.“ Zunächſt iſt erforderlich, daß das Maſſenmietshaus, die 
Mietskaſerne in der Stadterweiterung beſeitigt wird. In den Bebauungs⸗ 
plänen iſt die Scheidung zwiſchen Wohnſtraße und Verkehrsſtraße durch⸗ 
zuführen; die Straßenbaukoſten ſind möglichſt niedrig zu halten. 

Als Syſtem der Bodenaufteilung wird vom Verfaſſer der „Zeilen⸗ 
bau“ vorgeſchlagen, der darin beſteht, daß ein Baublock von zirka 190 m 
Tiefe in parallele Streifen, Zeilen genannt, zerlegt wird. Die beiden 
äußeren Zeilen an den Blockrändern haben eine um ein Geſchoß höhere 
Bebauung als die inneren Zeilen. Je nach Wunſch kann der Abſtand 
zwiſchen den Zeilenreihen breiter oder ſchmaler genommen werden, ſo daß 
Wohnſtraßen von 20 m (Typ A) bzw. 14 m (Typ B) und 10 m 
(Typ C) entſtehen. Als vorteilhafteſte Aufteilung iſt der Typ B an⸗ 
zuſehen, bei dem die beiden Randzeilen mit Mietwohnungshäuſern von 
4 Geſchoſſen, die fünf inneren Zeilenreihen mit 3½ Geſchoſſen bebaut 
werden. 

Der Vorſchlag des Zeilenbaues in der vom Verfaſſer angegebenen 
Form iſt ſchwerlich zu empfehlen und dürfte in der Stadterweiterung 
kaum Ausſicht auf Verwirklichung haben. Als Notbehelf bei der Innen⸗ 
ſtadtſanierung und für die Aufteilung vorhandener Baublöcke wird man 
im einzelnen vielleicht Zeilenreihen anwenden; es hieße indes unſere 
geſamte Plantechnik um drei Jahrzehnte zurückſchrauben, wenn man ein 
derartiges Schema auf die ſtädtiſche Ausbreitung allgemein übertragen 
wollte. Unſere neueren Bebauungspläne zeigen denn doch andere Löſungen 
für die Anlegung von Wohnbezirken, die zugleich wirtſchaftlich vorteil⸗ 
hafter ſind als die Deetzſche Planung. Auf die Einwendungen, die 
Deetz S. 110 f. gegen das Einfamilienhaus und das Zweiwohnungshaus 
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vorbringt, braucht man kaum näher einzugehen; ſie ſind bereits durch die 
Ausführungen von v. Völcker und Serini widerlegt. 

Die dritte Preisarbeit von Dr. Pesl iſt ein Buch über die 
Wohnungsfrage, das nicht weniger als 223 Druckſeiten umfaßt. Verfaſſer 
hat offenbar den Wunſch, die verſchiedenen Anſchauungen im Gebiete des 
Wohnungsweſens zu Worte kommen zu laſſen; wie wenig aber Verfaſſer 
hierbei dem tatſächlichen Stand der wiſſenſchaftlichen Erörterung gerecht 
wird, zeigen die Ausführungen über die Spekulation S. 212 f. Es iſt 
leicht, die angeblichen Gegner der „Bodenſpekulation“ zu bekämpfen, 
wenn man dem Begriff die von Dr. Pesl beliebte Faſſung gibt. Mit 
Recht wendet ſich übrigens Verfaſſer in ſeinen grundſätzlichen Darlegungen 
wiederholt gegen die Anwendung von Gewaltmaßnahmen in der ſtädtiſchen 
Bodenentwicklung; Verfaſſer überſieht hierbei nur, daß die größte Willkür 
und Vergewaltigung, die unſere ſtädtiſche Bodengeſtaltung jemals erfahren 
hat, durch das herrſchende, ſeit den 70 er Jahren des letzten Jahrhunderts 
eingeführte Syſtem der Stadterweiterung ausgeübt wird. 

Die drei Preisſchriften bieten, jede in ihrer Art, des Bemerkens⸗ 
werten genug; die Wirkung des Wettbewerbs würde ſogar eine bedeutende 
ſein, wenn der Schutzverband ſelber die hauptſächlichen Grundſätze der 
von ihm preisgekrönten Arbeiten ſich zu eigen machen wollte. Zu be— 
dauern bleibt, daß die Vorſchläge der Preisträger allgemein auf ſub— 
jektiven Konſtruktionen beruhen und die tatſächliche Entwicklung nicht 
oder nur wenig berückſichtigen. Wer die verſchiedenen Syſteme des 
Städtebaues gegeneinander abwägt, darf nicht nur das Gebiet der künſtlich 
eingeführten Mietskaſerne kennen, er muß auch diejenige Geſtaltung der 
Bodenverhältniſſe in Betracht ziehen, die den Flachbau und das Klein— 
haus als allgemeine und — wie hervorgehoben ſei — von der viel— 
geſchmähten „Bodenſpekulation“ feſtgehaltene Bauform beibehalten hat. 
Zu Mißverſtändniſſen kann ferner die Betonung der dreigeſchoſſigen Bau— 
weiſe führen, obwohl die entſchiedene Abſage gegen Stockwerkshäufung 
und Mietskaſerne einen bedeutſamen Fortſchritt darſtellt. Wenn auch 
v. Völcker und Serini die wirtſchaftliche Wettbewerbsfähigkeit und 
die wohnungstechniſche Überlegenheit des Kleinhauſes mehrfach hervorheben, 
ſo liegt doch die Gefahr vor, daß die Vertreter der Bodenpreistreibung 
— in dem Beſtreben, zu retten, was zu retten iſt — für die Außen⸗ 
bezirke nunmehr die allgemeine Anwendung des dreigeſchoſſigen Stock— 
werksbaus befürworten werden. Demgegenüber ſei bemerkt (wegen der 
Einzelheiten ſ. Handbuch des Wohnungsweſens S. 119 f. und 344), daß 
ſich die öfter erwähnte Koſtenermäßigung beim dreigeſchoſſigen Hauſe nur 
auf die reinen Baukoſten unter der Vorausſetzung des Baues von Stock— 
werkswohnungen, nicht aber auf die Wohnungsmiete bezieht; ferner, 
daß hierbei die Auftreibung des Bodenpreiſes und die ſonſtigen Nachteile 
der beſtehenden Bauweiſe, wenn auch mit einzelnen Milderungen, im 
weſentlichen unverändert bleiben. Namentlich würden die einfachen und 
billigen Formen der Geländeerſchließung, die auch für den Bodenbeſitzer 
die vorteilhafteſten find, nicht anwendbar fein. 

Berlin | Rud. Eberſtadt 
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Dr.-Ing Kruſchwitz: Die ſächſiſchen Gemeinden und der 
Kleinwohnungsbau. Freie Beiträge zur Wohnungsfrage im 
Königreich Sachſen. Heft 3. Dresden 1916. 111 S. Lex. 8°. 


Die auf Anregung der Zentralſtelle für Wohnungsfürſorge ſeitens 
des Sächſiſchen Statiſtiſchen Landesamtes im Jahre 1912 veranſtaltete 
Wohnungsfürſorge⸗Erhebung hat ein umfangreiches Material ergeben, 
deſſen Sichtung und Darſtellung mehreren Bearbeitern übertragen wurde. 
Derjenige Teil, der die gemeindlichen Maßnahmen auf finanzpolitiſchem 
und bodenpolitiſchem Gebiet betrifft, hat durch Dr. Kruſchwitz eine 
gründliche und vielſeitige Bearbeitung gefunden. Unter den finanz⸗ 
politiſchen Maßnahmen iſt die Einrichtung von gemeindlichen Fonds für 
II. Hypotheken vorangeſtellt, die bis 31. Dezember 1913 in 11 ſächſiſchen 
Gemeinden beſtanden und Darlehen in Höhe von 3,4 Mill. Mk. aus⸗ 
geliehen hatten. Aus verfügbaren Gemeindemitteln wurden ferner in 
einer Reihe von Gemeinden II. Hypotheken gewährt. 


Als eine Hauptquelle des Realkredits erſcheinen die Gemeindeſparkaſſen, 
die im Jahre 1910 1473 Mill. Mk. in Hypotheken angelegt hatten; ein 
Betrag, der faſt das Doppelte der Geſamtſumme der von ſonſtigen 
ſächſiſchen Kreditanſtalten und Kreditvereinen ausgeliehenen Hypotheken 
erreicht. In 14 Gemeinden — mit Ausnahme von Plauen, kleine und 
mittlere Gemeinden — wurden Darlehen für Kleinwohnungen unter 
Überfchreitung der gewöhnlichen Sicherheitsgrenze bewilligt. In der 

bernahme von Bürgſchaften für gemeinnützige Bauvereinigungen hat 
ſich eine Reihe von ſächſiſchen Gemeinden betätigt, in einigen Einzelfällen 
wurden auch für private Unternehmer Kreditbürgſchaften übernommen. 
Verluſte aus Bürgſchaftsübernahme ſind bisher noch nicht bekannt geworden, 
ſo daß die wertvollen Leiſtungen der Gemeinden hier mit dem geringſten 
eigenen Aufwand erzielt wurden (S. 55). Die Beſchaffung von Geld⸗ 
mitteln für II. Hypotheken bietet den Großgemeinden, wie Dresden und 
Leipzig, keine Schwierigkeiten, während es den kleinen und mittleren 
Gemeinden oft nicht leicht wird, die erforderlichen Kapitalbeträge zu 
geeigneten Bedingungen aufzunehmen. Die ſächſiſchen Gemeinden haben 
deshalb am 3. Juni 1916 eine „Kreditbriefanſtalt“ begründet, deren 
Aufgabe es iſt, durch Ausgabe einheitlicher, von den beteiligten Gemeinden 
verbürgter Schuldverſchreibungen Kapital für zweitſtellige Beleihungen zu 
beſchaffen. Ein ſolcher Verbandskreditbrief würde den leichten und ver⸗ 
breiteten Abſatz finden, der für das Kreditpapier einer einzelnen Gemeinde 
nicht zu erzielen iſt. — Unter den bodenpolitiſchen Maßnahmen der Ge⸗ 
meinden iſt namentlich die Bereitſtellung von Baugelände für den Klein⸗ 
wohnungsbau und die Hergabe öffentlichen Geländes im Wege des Erb⸗ 
baurechts zu erwähnen. Auf dem Gebiete des Siedlungsweſens haben 
mehrere Gemeinden durch Vereinbarung mit der gemeinnützigen „Heim⸗ 
ſtättengeſellſchaft im Königreich Sachſen“ in Planung und eee 
hervorragende Wohnungsanlagen geſchaffen. 

In den einzelnen Abſchnitten des Buches werden die Grundſätze 
gemeindlicher Bodenpolitik kritiſch erörtert. Verfaſſer weiſt darauf hin, 
daß ſich durch die Beleihung von Wohnhausgrundſtücken den Gemeinden 
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ein Weg bietet, auf die ſozial günſtige Geſtaltung der Bauweiſe ein- 
zuwirken, indem die Gemeinde die Zahl der in dem beliehenen Hauſe 
zu errichtenden Wohnungen vorſchreibt; eine Möglichkeit, von der erſt 
eine unter den ſächſiſchen Gemeinden Gebrauch gemacht hat (S. 30). In 
bemerkenswerten Darlegungen wendet ſich ferner Verfaſſer gegen die fig- 
kaliſche Bodenpolitik der Gemeinden, die bei dem Verkauf ſtädtiſchen 
Geländes die höchſtmöglichen Preiſe zu erzielen ſuchen. Die Grundſätze, 
die bei Erwerb und Veräußerung von Bauland im allgemeinen ſozialen, 
wie im richtig verſtandenen gemeindlichen Intereſſe zu empfehlen ſind, 
werden von e in einer trefflichen Erörterung zuſammengefaßt. 
Berlin Rud. Eberſtadt 


Brauer, Th.: Bodenfrage und Arbeiterintereffe; eine erſte 
Einführung. Jena 1916. VI und 217 S. 8°. 


Verfaſſer betont mit vielem Nachdruck, daß ſeine Schrift nichts 
anderes ſein wolle als eine erſte Einführung und beruft ſich hierbei auf den 
(mit Bezug auf den Realkredit geäußerten) Satz des Stadtrats Dr. Luther, 
„daß die Verhältniſſe des Gebiets, obgleich alle Welt davon ſpricht, in 
ihren tieferen Beziehungen nur ſehr wenigen Menſchen zugänglich ſind.“ 
Die Darlegung wendet ſich vor allem an die Arbeiterſchaft, deren — bisher 
unzureichende — Anteilnahme an den Fragen unſerer Bodenentwicklung 
geweckt werden ſoll. 

Brauer gliedert ſeine Ausführungen in zwei Teile: der erſte be⸗ 
handelt das Produzenten intereſſe des Arbeiters, der zweite die Konſumenten⸗ 
intereſſen. Der weitaus umfangreichere erſte Teil gibt eine Theorie des 
Arbeitslohnes und ſeiner Entwicklung und ſchildert weiter den Einfluß 
der Bodenpreisbildung auf die Volkswirtſchaft, wobei Verfaſſer aus⸗ 
führlich die Bedeutung der Bodenſpekulation und des Bodenmonopols 
erörtert. Ein umfaſſendes Kapitel beſchäftigt ſich mit der ländlichen 
Arbeiterfrage. Verfaſſer weiſt auf die Zuſammenhänge der Boden- 
preisſteigerung und der Bodenverſchuldung auf dem Lande hin und zeigt, 
wie „der Realkredit in eine falſche Richtung gedrängt wurde“. Der 
zweite Teil der Schrift beſpricht die praktiſchen Fragen des Arbeits⸗ 
lohnes und ſeiner Präſtationskraft und zieht die Schlußfolgerungen der 
geſamten Darſtellung, die für die Lehren der Bodenreformer eintritt. 

Das Ziel, das ſich Brauer geſetzt hat — in weiten Kreiſen für 
das Verſtändnis der Bodenfragen zu wirken — iſt ein ebenſo ſchwieriges 
wie erſtrebenswertes; Verfaſſer hat ſeine Aufgabe mit vielem Geſchick 
gelöſt. In der Behandlung der „Bodenſpekulation“ iſt die Darſtellung 
eine unausgeglichene; während Verfaſſer an zahlreichen Stellen den 
Formulierungen der Bodenreformer folgt und die Bodenſpekulation den 
allgemeinen wirtſchaftlichen Berechnungen auf die Zukunft gleichſtellt, 
unterſcheidet er wiederum in anderen Abſchnitten in zutreffender Weiſe 
zwiſchen der Handelsſpekulation und der beſonderen Form der deutſchen 
Bodenſpekulation, die lediglich auf der willkürlichen Vorausſetzung des 
Baus und Parzellierungsſyſtems der Mietskaſerne und der Stockwerks⸗ 
häufung beruht. Auch in der Erörterung des Realkredits findet ſich ein 
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ähnlicher Zwieſpalt hinſichtlich der verwaltungstechniſchen Behandlung 

des Problems. Gegenüber den Vorzügen der flüſſig geſchriebenen und 

gut angeordneten Darlegung darf man indes die Kritik der Einzelheiten 
zurücktreten laſſen und der e einen günſtigen Erfolg wünſchen. 

| Berlin | Rud. Eberſtadt 


Olshauſen, Dr. Th., Regierungsrat, Referent in der Verſorgungs⸗ 
abteilung für Hinterbliebene im Königlichen Preußiſchen Kriegs⸗ 
miniſterium: Handbuch zum Militärhinterbliebenengeſetz 
vom 17. Mai 1907. Mit Genehmigung des Königlichen Preußiſchen 
Kriegsminiſteriums unter Benutzung amtlicher Quellen. Berlin 1917, 
Franz Vahlen. 973 S. Geb. 4,50 Mk. 


Die Kriege der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ſchufen die 
geſetzliche Militärhinterbliebenenverſorgung; ihr war nur eine zeitweilige, 
höchſt ungleichmäßige ſyſtemloſe militäriſche Fürſorge vorausgegangen. 
Das nach den Kriegen 1864/66 in Preußen erlaſſene Geſetz vom 6. Juli 1865 
und zwei weitere Geſetze von 1866 und 1867 gaben noch keinen unbedingten 
Verſorgungsanſpruch, ſicherten nur im Falle der Bedürftigkeit Witwen 
und Waiſen „Unterſtützungen und Erziehungsbeihilfen“. Rechts⸗ 
anſpruch auf Verſorgung ohne Rückſicht auf die Bedürftigkeit 
brachte zum erſten Mal das Reichsgeſetz vom 27. Juni 1871 (Die ge⸗ 
ſetzliche Verſorgung der Hinterbliebenen von Kriegsteilnehmern mit fort⸗ 
laufenden Beihilfen [Kriegsbeihilfen] RGBl. S. 275. ſ. a. Buhrke: 
Verſorgung der Hinterbliebenen von Angehörigen des Reichsheeres, 
Berlin 1906), zu dem die Vorarbeiten ſchon während des Krieges be⸗ 
gannen. Es bezweckte „auskömmliche, den Rangverhältniſſen entſprechende 
Verſorgung“: den militäriſchen Rangverhältniſſen ohne Berückſichtigung 
der Ziwilſtellung, was berechtigt erſcheint für das Friedensheer und die 
Teilnehmer kurzer Kriege, die ſich aus Berufsſoldaten und Aktiven (das 
ſind junge Leute) zuſammenſetzen. In dieſem Sinne blieb die Abſtufung 
der Renten nach dem Militärgrad auch die Grundlage der großen Zahl 
dem Reichsgeſetz von 1871 folgenden Abänderungen und weiteren Geſetzen, 
von denen namentlich das Geſetz betreffend die Verſorgung der Kriegs⸗ 
invaliden und Kriegshinterbliebenen vom 31. Mai 1901 (RG Bl. S. 193, 
ſ. a. Buhrke a. a. O.) für die letzten erhebliche Verbeſſerung bedeutete. 
Der bunte Wirrwar fand Zuſammenfaſſung und Ergänzung der die 
Hinterbliebenen betreffenden Beſtimmungen im Militärhinterbliebenen⸗ 
geſetz vom 17. Mai 1907. 

Dieſes Geſetz, das ſeither eine ungeahnte traurig⸗beredte Aktualität 
gewann, kam in glücklicheren Zeiten geräuſchlos zuſtande. Die Mängel 
einer leichten, ja leichtſinnigen, von keiner ſcharfen Prüfung und Sichtung 
gehemmten Entſtehung (der am 24. April vorgelegte Entwurf war drei 
Wochen ſpäter Geſetz) traten im Weltkrieg verhängnisvoll zutage. Es 
beſiegelte die äußere Trennung der Offiziers⸗ und Mannſchaft⸗ von der 
Hinterbliebenenverſorgung. Wie jenſeits aller damaligen Gegenwart das, 
ſoweit die Kriegshinterbliebenenverſorgung in Betracht kommt, ſich heute 
als merkwürdig uneinheitlich und widerſpruchsvoll erweiſende Geſetz ſtand, 
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zeigt das Fehlen jeglicher Kommentare. Buhrkes „Das Militär⸗ und das 
Reichsbeamten⸗ und Hinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 1907“ (Berlin 1908) 
beſchränkt ſich auf die Wiedergabe des Geſetzestextes nebſt Begründung 
und Ausführungsbeſtimmungen. 

Nach Kriegsausbruch ſchoſſen kleine Führer wie Pilze aus der Erde. 
Doch erſchienen meines Wiſſens nur zwei größere Kommentare: die rein 
juriſtiſch gerichtete Erläuterung von Pfeiffenberger (Stuttgart 1916) und 
viel früher, im Auguſt 1915, Olshauſens treffliche Erläuterung des 
ſchwierigen Stoffes: „Militärhinterbliebenengeſetz vom 17. Mai 1907“. 
Dies war der erſte in allen Verzweigungen wegkundige und zielſichere 
Führer durch den Irrgarten der Militärhinterbliebenenverſorgung. Obwohl 
überholt durch das „Handbuch“ von 1917, hat die Auflage von 1915 
als deſſen gelegentliche Ergänzung und zu Vergleichszwecken noch immer 
Wert. Die erſte Auflage enthält ferner das „Geſetz betreffend die 
Unterſtützung von Familien in den Dienſt eingetretener Mannſchaften“ 
und einen Anhang „Beamtenhinterbliebenenverſorgung“, denen man im 
Handbuch wegen ihres unmittelbaren und engen Bezugs zum Militär⸗ 
hinterbliebenengeſetz gern wieder begegnet wäre. Ferner vermißt man 
als erſte geſetzliche Fortbildung der Verſorgung das „Kapitals⸗ 
abfindungsgeſetz vom 3. Juli 1916 (zum Erwerb oder zur wirtſchaftlichen 
Stärkung eigenen Grundbeſitzes)“. Wollte Olshauſen den Text nicht 
bringen, weil es ebenſoſehr das Mannſchaftsverſorgungsgeſetz als das 
Militärhinterbliebenengeſetz ergänzt, ſo wäre doch eine Außerung dazu, 
ein Hinweis darauf, am Platze geweſen. Statt deſſen iſt im Sachverzeichnis 
mit „Kapitalabfindungsgeſetz“ nur die Behandlung des Erlaſſes über 
„Gewährung einer Abfindungsſumme an Kriegswitwen im Falle der 
Wiederverheiratung“ vom 30. Dezember 1916 (ſeither ergänzt durch 
Erlaß vom 1. Dezember 1917) gemeint. Das iſt geeignet, die ohnehin 
hier herrſchende Verwirrung noch zu erhöhen. Im übrigen liegt der 
Vorzug des Handbuches gegenüber der erſten Auflage gerade darin: ſie 
bringt ganz oder auszugsweiſe alle Neuerlaſſe und Verordnungen von 
mehr als dienſtlichem Intereſſe und erläutert und klärt ſie eingehend an 
den Erfahrungen der Kriegsjahre. Beſonders willkommen iſt auch der 
Abdruck der Ausführungsbeſkimmungen des preußiſchen Kriegsminiſteriums 
vom 1. Juni 1907 und 23. Mai 1912 hinter den einzelnen Paragraphen. 
Nur die erſten konnten bisher in Buchform meines Wiſſens bei Buhrke 
(ſ. o.) nachgeleſen werden. Allein nicht in dem, was es zuſammen⸗ 
ſtellend nachdruckt, liegt die Weſenheit des Handbuches; ſie liegt in der 
unbedingten Beherrſchung des Stoffes, in der Überſichtlichkeit feiner 
Anordnung und der Durchleuchtung ſeines Inhalts. Es gibt wenig 
Geſetzestexte, die hinter ſcheinbarer Einfachheit fo viel Tücken, Hinterhalte 
und Fußangeln aufweiſen wie das Militärhinterbliebenengeſetz von 
1907, und es gibt wenig Kommentare, die ihnen ſo gründlich beikommen 
wie der „Olshauſen“, der eine zu Kriegsbeginn faſt unerträgliche Lücke 
beſeitigte. Ä 

Die Einleitung enthält eine kurze „Vorgeſchichte“ und ſkizziert in 
„Grundzügen des Geſetzes“ den Geſamtinhalt und ſeine Gliederung in 
drei Teile, die ſich auf Reichsheer, Marine und Schutztruppen in den 
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afrikaniſchen Schutzgebieten beziehen. Abſchnitt 1 des erſten Teiles gilt 
der ſogenannten allgemeinen oder Friedensverſorgung für die Hinter⸗ 
bliebenen der aktiven und Berufsſoldaten, der zweite Abſchnitt der Kriegs⸗ 
verſorgung; doch ſchließen allgemeine und Kriegsverſorgung ſich nicht aus, 
ſondern werden nebeneinander gewährt (als Quelle unendlicher Un⸗ 
ſtimmigkeiten und Ungerechtigkeiten); der dritte Abſchnitt behandelt die 
für Friedens⸗ nnd Kriegsverſorgung gemeinſam geltenden Vorſchriften. 
Meiſterhaft leiten kurze Inhaltsangaben die einzelnen Teile ein. 

Man vermißt die Stellungnahme zu der inzwiſchen erfolgten Ent⸗ 
ſcheidung des Reichsgerichts zugunſten der Nebeneinandergewährung von 
Zivilverſorgung und allgemeiner Verſorgung (aus Heeresmitteln ſ. oben), 
deren Ablehnung ſeitens der Militärbehörde in der erſten Auflage aus⸗ 
führlich begründet war. Allein was dem Theoretiker fehlt, kommt dem 
Praktiker zugute. Das Handbuch iſt ausgerichtet auf das, was gilt, im 
Augenblicke gilt. Wie in der früheren Auflage fo kam es auch im 
Handbuch, obwohl in erweiterten Grenzen, dem Verfaſſer in erſter 
Linie darauf an, „die durch den Krieg geſchaffene Lage der Hinter⸗ 
bliebenen zu würdigen.“ Inſofern wird es nur bedingt hiſtoriſchen Wert 
behalten, ſobald die in Bearbeitung befindliche Reform des Militär⸗ 
hinterbliebenengeſetzes die dritte Auflage unter vollſtändiger Umarbeitung 
erforderlich macht. 

Eine Reform des Geſetzes war urſprünglich erſt für die Zeit nach 
dem Kriege beabſichtigt. Inzwiſchen erzwangen die Verhältniſſe um⸗ 
wälzende Neuerungen, vorläufig im Wege der Erlaſſe. Grundſätzlich 
am bedeutſamſten iſt der Bruch mit der Grundlage der früheren Kriegs⸗ 
hinterbliebenenverſorgung: Abſtufung der Rente lediglich nach dem Militär⸗ 
rang. Der Weltkrieg, der die geſamten dienſttauglichen Männer bis zum 
45. Jahre (und darüber, ſoweit ſie bei ſeinem Ausbruch noch nicht 
jenſeits der Dienſtpflicht ſtanden), ſomit die ganze Landwehr und den 
ganzen Landſturm ohne Rückſicht auf Beruf und Familienſtellung erfaßt, 
machte Zuſatzrenten, ſogenannte „widerrufliche Zuwendungen“, gemäß 
dem früheren Arbeitseinkommen der Gefallenen unerläßlich. Der Perſonen⸗ 
kreis der zu berückſichtigenden Hinterbliebenen mußte ebenfalls durch 
widerrufliche Zuwendungen, die gleich jenen gemäß dem früheren Arbeits⸗ 
einkommen Unterlagen für die Reform des Geſetzes bilden, erweitert 
werden. An erſter Stelle war das Rudiment der Nichtberückſichtigung 
der unehelichen Kinder zu beſeitigen, waren die mit in die Ehe gebrachten 
Pflege⸗ und Stiefkinder, für die der Gefallene wie ein Vater geſorgt 
hatte, einzubeziehen. Auch die Vorausſetzungen für das im Geſetz von 
1907 im Falle der Bedürftigkeit vorgeſehene Kriegselterngeld (Kann⸗ 
vorſchrift) mußten erweitert, die Grenzen des Renteneintritts für die 
Angehörigen Vermißter dagegen verengt werden: Alle dieſe und viele 
andere Neuerungen ſind im Handbuch bereits enthalten. 

Niemand wird ſo wie Olshauſen berufen ſein, die ganze geſchichtliche 
Bilanz des Militärhinterbliebenengeſetzes von 1907 und ſeiner Fortbildung 
durch die Kriegsereigniſſe zu ziehen, wenn einmal die Zeiten konzentrierten 
Rück⸗ und Vorſchauens wiederkehren. 

Vielleicht wird ſchon die dritte Auflage des „Olshauſen“ auf eine 
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breitere geſchichtliche Baſis ſich ſtellen laſſen. Steckt doch im Militär⸗ 
hinterbliebenengeſetz von 1907 und den es ergänzenden und zum Teil 
in ſeinem Kern verändernden Erlaſſen ein ungeheurer Teil der Kriegs⸗ 
geſchichte: die Tragik zerſtörter Jugend, vernichteten Familienglücks und 
alles Mühen um eine ihr gerecht werdende, nach Möglichkeit heilende 
Aufbaukunſt. Spricht doch dieſes Geſetz Bände über die Schickſale von 
Witwen und Waiſen, vereinſamter Väter und Mütter, die, nach Jahr⸗ 
zehnten auf tauſend Wegen der Volkshygiene und Wohlfahrtspflege ver⸗ 
minderter Sterblichkeit, Maſſenſchickſal wurden. 


Berlin Helene Simon 


Martineck: Das Geſetz über Kapitalabfindung an Stelle 
von Kriegsverſorgung Gapitalabfindungsgeſetz) in ſozial⸗ 
mediziniſcher Beleuchtung. (Erweiterter Sonderabdruck aus der 
Zeitſchrift für ärztliche Fortbildung XIII. Jahrgang 1916.) Jena 
1916, Guſtav Fiſcher. gr. 8%. 61 S. mit einem Literaturverzeichnis. 
Geh. 1,80 Mk. 


Die Kriegsbeſchädigtenfürſorge. Vorträge, gehalten auf der 
vierten Tagung der Vereins für Kommunalwirtſchaft und Kommunal⸗ 
politik, I. von Landesrat Dr. Horion⸗Düſſeldorf, II. von Bürger⸗ 
meiſter Dr. Luppe⸗Frankſurt a. M. (Heft 5 der Vereinsſchriften 

des Vereins für Kommunalwirtſchaft und Kommunalpolitik, E. V., 
herausg. von Erwin Stein.) Berlin⸗Friedenau 1916, Deutſcher 
„ G. m. b. H. gr. 8%. 40 S. Geh. 1,50, geb. 
2,25 Mk. ; 


Nach dem Geſetz über Kapitalabfindung an Stelle von Kriegs⸗ 
verſorgung vom 3. Juli 1916 müſſen Verſorgungsberechtigte das 21. 
Lebensjahr vollendet und dürfen das 55. noch nicht zurückgelegt haben; 
der Verſorgungsanſpruch muß anerkannt ſein; es darf nach der Art 
des Verſorgungsanſpruchs ein ſpäterer Wegfall der Kriegsverſorgung nicht 
zu erwarten ſein, und ſchließlich muß für eine nützliche Verwendung der 
Gelder Gewähr beſtehen. Die laufende Rente bleibt unberührt; für die 
Kapitalabfindung kommen lediglich in Betracht bei Kriegsbeſchädigten die 
Kriegszulage, die Verſtümmelungszulage und die Tropenzulage, bei kriegs⸗ 
verſorgungsberechtigten Witwen die Hälfte der ihnen zuſtehenden Bezüge. 
Die Abfindung kann in allen Fällen auch auf einen Teilbedarf beſchränkt 
werden. Die ſozialhygieniſchen Vorteile des Verſorgungsverfahrens, das 
den Kriegsbeſchädigten die Anfiedelung auf eigener Scholle erleichtern 
ſoll, ſieht Martineck in der Wohnungsfürſorge, in der Bekämpfung der 
anſteckenden Krankheiten, insbeſondere der Schwindſucht, der Säuglings- 
und Kinderſterblichkeit, des Geburtenrückgangs und in der Erleichterung 
der Heiratsmöglichkeit. Insbeſondere wird die allgemein günſtige Ein⸗ 
wirkung des Landaufenthalts auf den Kräftezuſtand hervorgehoben. Die 
Aufgaben des Arztes als Gutachter, der gerecht ſowohl die Intereſſen 
des Staates, d. h. der Allgemeinheit, und des Verſorgungsberechtigten 
ab wägen ſoll ſind hier nicht zu erörtern. Zuſammenfaſſend bemerkt 


411] . . Beſprechungen 411 


Martineck: „Von dem militäriſchen Kapitalabfindungsgeſetz darf wohl 
mit Fug und Recht geſagt werden, daß es mit aller Ausſicht auf Erfolg. 
in Anlage und Aufbau den Verſorgungsgedanken in umfaſſendſter Weiſe 
zur Geltung zu bringen verſucht. Das iſt angeſichts der dadurch ge⸗ 
förderten geſundheitlichen Vorteile auch vom ſozialhygieniſchen Stand⸗ 
punkte aus als hocherfreulich zu begrüßen.“ Das Kapitalabfindungs⸗ 
geſetz und die Ausführungsbeſtimmungen dazu ſind der lehrreichen Ab⸗ 
handlung vorausgeſchickt. 

Horion behandelt in dieſem Vortrag ähnlich wie auf der Tagung 
des Deutſchen Vereins für Armenpflege und Wohltätigkeit die Organiſations⸗ 
frage der Kriegsverletztenfürſorge. Wir können auf unſeren Aufſatz dar⸗ 
über in dieſem Jahrbuch verweiſen. Es finden ſich wertvolle Zahlen⸗ 
angaben über die Koſten der Organiſation ſowie darüber, wie ſie gedeckt 
werden. Die Seele der ganzen Kriegsbeſchädigtenfürſorge ſieht der Ver⸗ 
faſſer mit Recht in der Berufsberatung. Der Verfaſſer hofft, daß es 
der Kriegsbeſchädigtenfürſorge gelingen wird, dem bei weitem größten 
Teil der Kriegsbeſchädigten das Glück und den Segen der Arbeit wieder⸗ 
zubringen. 

Bürgermeiſter Luppe behandelt die Frage vom Standpunkt des er⸗ 
fahrenen Verwaltungsbeamten. Er hält es für dringend notwendig, daß. 
die Ausſchüſſe für die Kriegsbeſchädigtenfürſorge den Kriegsbeſchädigten 
nach Möglichkeit den Gedanken ausreden, als ob Staat und Gemeinde 
in der Lage wären, in großem Umfange Kriegsbeſchädigte bei ſich auf⸗ 
zunehmen, die bisher nicht in ihren Betrieben tätig geweſen find. Zum 
Lohnproblem führt er aus, daß die Induſtrie die Arbeiter in der Mehr⸗ 
zahl im Stücklohn nach ihrer Leiſtung bezahlt, und daß da ein Lohn⸗ 
druck nicht zu befürchten ſei, daß ein ſolcher wohl aber bei der Ent- 
lohnung im Zeitlohn vorkommen könne. Auf der anderen Seite müſſe 
man allerdings auch die geringere Leiſtungsfähigkeit der Kriegsbeſchädigten 
berückſichtigen, für die der Induſtrie nicht der gleiche Lohn zugemutet 
werden könne. Durch Tarifverträge und Tarifausſchüſſe der Arbeiter⸗ 
organiſationen könne den Auswüchſen des Lohndruckes entgegengearbeitet 
werden. | 

Der gleiche Grundſatz könne auf Staats⸗ und Gemeindebetriebe nicht 
angewendet werden. Sie entlöhnten ihre Angeſtellten und Arbeiter nicht 
nach der, Leiſtungsfähigkeit, ſondern nach dem Dienſtalter. Das Reich 
kürze aber den als Beamten angeſtellten Kriegsbeſchädigten einen Teil. 
ihrer Rente. So werden auch die Gemeinden dazu übergehen, ihren 
Arbeitern und Angeſtellten den Lohn oder Gehalt entſprechend zu kürzen. Es 
rechtfertige ſich alſo, die Militärrente anzurechnen, nicht aber die Ver⸗ 
ſtümmelungsrente und Kriegszulage. Eine große Aufgabe liege Staat 
und Gemeinde in der Arbeitsvermittelung vor. Er ſchließt damit, daß 
er die Kriegsbeſchädigtenfürſorge als ſolche als eine der Aufgaben be⸗ 
zeichnet, für die in allererſter Linie Staat, Gemeinde, Gemeindeverbände 
und Private ſehr erhebliche Opfer werden bringen müſſen, ebenſo wie 
für die Hinterbliebenenfürſorge. 


Berlin⸗Mariendorf, im Oktober 1917 Cl. Heiß 
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Breithaupt, Georg Wolfgang: Offentliches Armenrecht 
und perſönliche Freiheit. (Zeitſchrift für die geſamte Staats⸗ 
wiſſenſchaft, herausg. von K. Bücher, Ergänzungsheft LI.) Tü⸗— 
bingen 1915, H. Laupp. Gr. 80. XII u. 150 S. Geh. 4,60 Mk., 
im Abonnement 3,80 Mk. 

Schwarz, Kurt: Rechtliche Fürſorge für die von Jugend 
an körperlich Gebrechlichen mit beſonderer Berückſichtigung 
Bayerns. München 1915, Duncker & Humblot. Gr. 80. XXI u. 
308 S. Geh. 8 Mk. 


Holz, Nichard: Das Kriegshinterbliebenenverſor gungs- 
recht. Eine ſyſtematiſche Darſtellung. Berlin 1916, Carl Heymann. 
Gr. 80. 102 S. Geh. 3 Mk. 


Breithaupt unterſucht das bayeriſche Heimatrecht, das im alt— 
deutſchen Recht begründet tft, und das preußiſche Unterſtützungswohnſitz⸗ 
recht in Beziehung auf ſeine Wirkungen auf die perſönliche Freiheit, 
insbeſondere alſo die Freizügigkeit und das Eheſchließungs- und Nieder- 
laſſungsrecht. Er geht von der Begriffsbeſtimmung Lorenz v. Steins 
aus: „Die Gemeinſchaft“ iſt bei Stein eine ſolche Verbindung von 
Menſchen, welche auf der Gleichheit der Einzelperſönlichkeiten auf⸗ 
gebaut iſt: Familie, Kirche, Genoſſenſchaft. Die „geſellſchaftliche“ Ver— 
bindung aber beruht auf der Ungleichheit der Individuen nach Charakter, 
Einfluß, Beſitz: Geſellſchaft im gewöhnlichen Sinne, ſoziale Organi— 
ſation. 

Im zweiten Kapitel wird unterſucht, welche Einſchränkungen der 
Rechte der Einzelperſönlichkeit in bezug auf Freizügigkeit und Eheſchließung 
ſowie Niederlaſſung ſich aus dieſen Verhältniſſen ergeben haben. Im 
dritten Kapitel wird die Gemeindeangehörigkeit nach deutſchem Recht, 
der Wohnſitz, die Anſäſſigkeit, die Niederlaſſung und der Aufenthalt 
dargeſtellt. 

Der zweite, geſchichtliche Hauptteil gibt die Entwicklungsgeſchichte 
des bayeriſchen Heimatsrechts und des preußiſchen Rechts des Unter- 
ſtützungswohnſitzes. Auch das franzöſiſche Recht wird kurz behandelt. 
Bayern wird hier als Vertreter eines überwiegenden Agrarſtaates mit 
weitgehender Selbſtverwaltung der Gemeinden angeſehen. Preußen zeigt 
die Entwicklung eines großen Territorialſtaates auf kolonialem Boden, 
in dem weite Induſtriegebiete vorhanden ſind. Breithaupt berückſichtigt 
vor allem Preußen öſtlich der Elbe. In beiden Staaten geht der Ver— 
faſſer bis auf das hohe Mittelalter zurück. Bis zum Jahre 1912 hielt 
Bayern am alten deutſchen Recht der Heimat feſt. Preußen entwickelte 
den von der franzöſiſchen Revolution eingeführten Unterſtützungswohnſitz 
für ſeine Verhältniſſe. Es wird ſodann die Einführung des Reichs— 
geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz unter Anführung umfangreicher 
Auszüge aus der Begründung dargeſtellt und gezeigt, wie ſich das baye— 
riſche Geſetz von 1912 in das nunmehr einheitliche Reichsarmenrecht 
eingefügt hat. In der Schlußbetrachtung ſtellt der Verfaſſer die beiden 
Grundſätze des Armenrechts einander geſchichtlich und begrifflich gegen— 
über. Er kommt zu dem Ergebnis, daß das Heimatrecht der Verwaltungs- 
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grundja der ruhenden Bevölkerung ſei, die ihre Mitglieder auf Ge⸗ 
ſchlechter hinaus an einen Ort bindet und den Perſonenſtand, öffentlichen 
wie privaten, des Einzelnen von ſeinem Geburtsort, mehr noch von dem 
Geburtsort ſeiner Eltern, von dem Mittelpunkt ſeiner Familie wie ſeiner 
ſelbſt abhängig machen, ihn danach bemeſſen kann. Die Heimat iſt ſo⸗ 
mit das adminiſtrative Bevölkerungsprinzip der ruhenden Gemeinſchaft, 
der familienhaft, genoſſenſchaftlich feſtgefügten Gemeinde, die bis zu einem 
gewiſſen Grade ein abgeſchloſſenes gemeinſchaftliches Sonderleben führt, 
ohne weſentliche Einmiſchung äußerer Gewalten, die als Störung der 
genoſſenſchaftlichen Selbſtverwaltung gilt. Einzelleben und Gemeinſchaft 
unter ſich, Verharren darin durch Generationen, Beſtändigkeit der Be⸗ 
wohnerſchaft und damit zuſammenhängend hochentwickelte Selbſtver⸗ 
waltung ſind ſomit die idealen Vorbedingungen des extremen Hei⸗ 
matrechts. 

Der entgegengeſetzte Zuſtand der Bevölkerung: die rechtliche und 
wirtſchaftliche Freiheit jedes Einzelnen erfordert einen ganz anderen Ord⸗ 
nungsgrundſatz. Die einzelwirtſchaftliche Gemeinſchaft geht in dem 
großen Getriebe der geſellſchaftlichen Volkswirtſchaft auf, der Staat 
greift unmittelbar in die Verwaltung der Gemeinſchaft ein. Was noch 
an Selbſtverwaltung bleibt, iſt nur abgeleitetes Recht, Ausführung vom 
Staat überlaſſener Aufgaben. Dieſer Zuſtand der Bewegung ſetzt Frei⸗ 
heit in Raum und Zeit voraus. Die Geſetze dieſer Freiheit kann nur 
ein großer Staat aufſtellen, und die Aufſicht erfordert eine ausgiebige 
Teilung der Staatsverwaltung nicht mehr nach räumlichen, ſondern nach 
ſachlichen Grundſätzen. Die Heimat erfaßt die ganze Perſönlichkeit, der 
neue Grundſatz beſchränkt ſich auf einen beſonderen armenrechtlichen 
Wohnſitz, den „Unterſtützungswohnſitz“. Urſprünglich geht die Gemein⸗ 
ſchaft dem Einzelnen unbedingt vor. Im neuen Staat übernimmt die 
Geſellſchaft Aufgaben der Gemeinſchaſt, erkennt ihre aus wirtſchaftlichen 
Gründen eingetretene Aushöhlung auch rechtlich an. Der Einzelne wird 
als Selbſtzweck anerkannt, und die geſellſchaftlichen Einrichtungen und 
Zwangsrechte ſind nur Mittel zum Zweck. 

Die wirtſchaftlichen und foztalen Wirkungen der beiden Grundſätze 
des Armenrechts werden nur geſtreift. Die Herausarbeitung der Be⸗ 
griffe und Rechtsſätze und ihrer Entwicklung im Laufe der Zeit iſt dem 
Verfaſſer die Hauptaufgabe, die er mit Sachkunde unter geſchickter Ver⸗ 
wertung der reichen vorhandenen Literatur löſt. — 

Schwarz behandelt nicht nur die rechtliche Fürſorge für die von 
Jugend an körperlich Gebrechlichen, ſondern das geſamte Recht der Ge⸗ 
brechlichen im privaten und öffentlichen Recht. Er unterſcheidet Nicht⸗ 
vollſinnige, Krüppel und orthopädiſch Kranke. Die Heilungsausſichten 
krüppelhafter Kinder find nach dem neueſten Stande der ärztlichen Wiſſen⸗ 

ſchaft recht günſtig. Lange ſchätzte 1912 die Heilungs⸗ und Ent⸗ 
krüppelungsmöglichkeit auf 75 % und die Koſten auf durchſchnittlich 
140 Mk. für das Kind. Damit orthopädiſch kranken Kindern rechtzeitig 
ärztliche Hilfe gebracht werden kann, ſind von Wohltätigkeitsvereinen und 
auch von Behörden Beratungsſtellen eingerichtet worden. Eine wirklich 
erſprießliche Unterſtützung kann von allen dieſen zur Aufklärung Be⸗ 


r. 
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rufenen nur dann erwartet werden, wenn fie zuvor ſelbſt in dieſes neue 
Tätigkeitsfeld entſprechend eingewieſen wurden durch Vorträge und kurz⸗ 
gefaßte Leitfäden, wie der von Bieſalski, den das Sächſiſche Miniſterium 
des Innern mit Verordnung vom 16. Dezember 1911 den Kreis- und 
Amtshauptmannſchaften ſowie Stadträten zufertigen ließ, oder durch 
Merkblätter, wie ſie die ſächſiſche Regierung ihren Verordnungen vom 
8. Oktober und 8. November 1913 beigelegt hat. 

Einige Kenntnis über die jeweiligen Erfolgsmöglichkeiten der Ortho⸗ 
pädie ſetzt ſolche Aufklärungstätigkeit jedenfalls voraus, ſonſt läuft der 
Ratgeber nur zu leicht Gefahr, daß er in ganz ausſichtsloſen Fällen 
trügeriſche Hoffnungen erweckt und ſo nur alte Wunden aufreißt. Ander⸗ 
ſeits darf er ſich nicht immer ſchon mit der Erzählung, daß das 
Kind vor einigen Jahren von einem Arzte als unheilbar bezeichnet 
wurde, einfach zufriedengeben, denn oft hat die Orthopädie in der 
Zwiſchenzeit die damals noch beſtehenden Hinderniſſe für die Heilung 
überwunden. Die endgültige Entſcheidung, ob Heilung oder Beſſerung 
zu erhoffen iſt, muß aber dem Arzte überlaſſen bleiben. 

Für gebrechliche und nichtvollſinnige Kinder iſt eine Sonderbeſchulung 
notwendig, über deren Einrichtungen und Erfahrungen und insbeſondere 
Einfluß auf die Erwerbsfähigkeit der Gebrechlichen eingehende Nach⸗ 
weiſungen gebracht werden. Die Koſten, die die Allgemeinheit für einen 
Gebrechlichen aufbringt, berechnen ſich nach einer vom Verfaſſer im Auf⸗ 
trag der Deutſchen Vereinigung für Krüppelfürſorge für das Jahr 1911 
berechneten Statiſtik auf 400 Mk. im Durchſchnitt für jedes Kind. 
Weiter behandelt der Verfaſſer die Fürſorgepflicht der Eltern und der 

unehelichen Erzeuger gebrechlicher Kinder, die Unterhaltspflicht auf Grund 
von Schadenserſatz, die Fürſorge durch die Sozialverſicherung, insbe⸗ 
ſondere durch die Unfallverſicherung und durch eine private Gebrechlichkeits⸗ 
verſicherung, wie ſie in Rotterdam von einer Verſicherungsgeſellſchaft ver⸗ 
ſucht worden iſt. 

An der Hand der geſammelten Gerichtsentſcheidungen wird nach⸗ 
gewieſen, wieweit die Armenpflege zur Krankenhilfe, Erziehung und Aus⸗ 
bildung gebrechlicher Kinder verpflichtet ift. 

Eingehend wird das in den einzelnen deutſchen Staaten noch ver⸗ 
ſchieden geregelte Schulrecht der gebrechlichen und nicht vollſinnigen 
Kinder dargeſtellt. Weiter wird gezeigt, wie die Heilbehandlung und 
Sonderbeſchulung gegen Eltern, die ihren Kindern nicht die notwendige 
Fürſorge zuteil werden laſſen, durch behördliches Einſchreiten erzwungen 
werden kann. In Sachſen, Preußen, Bayern und Dänemark erhalten 
Lehrherren, die gebrechliche Kinder ausbilden, Prämien. An der Hand 
der Entſcheidungen des Reichsverſicherungsamtes ſtellt dann der Verfaſſer 
die Verſicherungspflicht und berechtigung der Gebrechlichen dar. Die 
Zuweiſung der Gebrechlichen an Sonderberufe, wie Korbflechten, 
Maſſage uſw. hält Schwarz für verkehrt, weil damit die Gefahr ver⸗ 
bunden iſt, daß man ihnen ihre Arbeit unter dem Vorwand der Wohl⸗ 
tätigkeit unter dem üblichen Marktpreiſe abnimmt. Die richtige Unter⸗ 
ſtützung beſteht vielmehr darin, daß öffentliche Stellen, die Waren be⸗ 
nötigen, ihren meiſt ſehr großen Bedarf bei den gebrechlichen Handwerkern 


415] Beſprechungen 415 


und den in Betracht kommenden Anſtalten decken. Weiter erörtert der 
Verfaſſer den Einfluß der Gebrechen auf die Befähigung und Zulaſſung 
zu einzelnen Berufen und Ehrenämtern, insbeſondere auf die Thronfolge⸗ 
oder Regierungsfähigkeit, auf die Rechtsfähigkeit überhaupt, die Delikts⸗ 
fähigkeit, den Abſchluß von Rechtsgeſchäften, die Eheſchließung, die Er⸗ 
richtung letztwilliger Verfügungen, die Eigenſchaft als Solennitäts⸗ und 
Tatſachenzeugen. Endlich widmet er ſeine Aufmerkſamkeit den gebrech⸗ 
lichen, beſonders taubſtummen Angeklagten vor dem Strafgericht und 
ihrem Schutze im materiellen Strafrecht. Das letzte Kapitel befaßt ſich 
mit der Verhütung erworbener und angeborener Gebrechen. Die Er⸗ 
fahrungen der ärztlichen Wiſſenſchaft und der Fürſorgeanſtalten eröffnen 
einen recht günſtigen Ausblick in die Zukunft auf einen verhältnis⸗ 
mäßigen Rückgang der Zahl der Gebrechlichen und auf erhöhte Heilungs⸗ 
ausſichten für die immer noch verbleibenden Gebrechlichen. 

Wie das umfangreiche Literaturverzeichnis und die zahlreichen An⸗ 
merkungen auf jeder Seite zeigen, hat der Verfaſſer die umfangreiche 
Literatur und insbeſondere die zahlreichen Entſcheidungen der Gerichte 
und höchſten Verwaltungsbehörden geſammelt und mit Sachkunde zu 
einer Einzeldarſtellung des vielſeitigen Gegenſtandes verwendet. Die 
Schrift kann als eine erſchöpfende Darſtellung von Recht und Verwaltung 
der Gebrechlichen, die ſich durch große Klarheit und Überſichtlichkeit aus⸗ 
auszeichnet und dabei auch die wirtſchaftlichen Geſichtspunkte verſtändnis⸗ 
voll berückſichtigt, begrüßt werden. 

Holz gibt eine dogmatiſche Darſtellung des Kriegs⸗Hinterbliebenen⸗ 
verſorgungsrechts. Sein Buch erörtert auch die zahlreichen Streitfragen 
eingehend und gibt zahlreiche Beiſpiele für die Be⸗ und Verrechnung 
der Hinterbliebenenrenten. Auch die Fortbildung der Kriegsverſorgung 
während des Krieges und das Kapitalabfindungsgeſetz werden eingehend 
erörtert. Die klar und überſichtlich geſchriebene kleine Schrift iſt für 
Wiſſenſchaft und Praxis recht brauchbar. 

Berlin⸗Mariendorrf Cl. Heiß 
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Eingeſendete Bücher 
E bis Mitte Feber 1918 — 


1. Druckſachen amtlichen Charakters (Staaten und Selbſt⸗ 
verwaltungskörper) 


Förderung des Kleinwohnnungsbaus. Vorlage des Magiſtrates 
der Stadt Breslau (Abteilung für Kleinwohnungsbau) an die Stadt- 
verordnetenverſammlung. Breslau 1917, Juli. 40. 45 S. 


Geſchäftsüberſicht der Landesverſicherungsanſtalt Berlin 
für das Rechnungsjahr 1916. Erſtattet vom Vorſtand Dr. Freund 
und Dr. Sträter. Berlin 1917, Oktober. 4°. 


Grundlagen des Wirtſchaftslebens von Oſtpreußen. Denk⸗ 
ſchriſt zum Wiederaufbau der Provinz, im amtlichen Auftrage 
herausg. von Prof. Dr. A. Heſſe. Jena 1917, Guſtav Fiſcher. 
gr. 8°. 

Fünfter Teil. Dr. Herbert Goeldel: Wohlſtandsverhältniſſe 

in Oſtpreußen. 127 S. 


Handausgabe des Geſetz⸗ und Verordnungsblattes für die 
okkupierten Gebiete Belgiens. 1. Jan. bis 31. Dez. 1916. 
Bearbeitet von Otto Spengler. Band II. Stuttgart 1917, 
J. B. Metzlerſche Buchhandlung, G. m. b. H. 8. 530 u. 82 S. 

Reichs⸗ Arbeitsblatt. Herausg. vom Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte. 
Abteilung für Arbeiterſtatiſtik. Berlin 1917, Carl Heymanns 
Verlag. 4°. | 

XVI. Jahrgang, 1918, Nr. 1 Januar. 


Schriften der Vereinigung zur Förderung deutſcher Wirt⸗ 

ſchaftsintereſſen im Ausland. Berlin, Reichsverlag H. Kalkoff. 

Nr. 2. D. Brandt⸗Düſſeldorf: Zwangsſyndikate und Staats⸗ 
monopole. 80. 61 S. 


Statiſtiſche Mitteilungen über das Großherzogtum Baden. 
Herausg. vom Großh. Badiſchen Statiſtiſchen Landesamt. gr. 8°. 
Neue Folge Band X, Jahrgang 1917, November. 


Württembergiſche Jahrbücher für Statiſtik und Landes⸗ 

kunde. Herausg. von dem Königl. Statiſtiſchen Landesamt. 4“. 
Jahrgang 1916. 

Die Bulgaren in ihren hiſtoriſchen, ethnographiſchen und 
politiſchen Grenzen. 679—1917. Atlas mit 40 Landkarten. 
Vorwort von D. Rizoff, Königl. Bulgar. Geſandter in Berlin. 
Berlin 1917, Wilhelm Greve. ; 

Statiſtiſka Meddelanden. Ser. F. Band XII, 3—6. Stockholm 
1917, P. A. Norſtedt & Söner. gr. 80. 

a Soziala Meddelanden, utgiona av K. Sozialftyrelfen, 1917, 
r. 9— 12. 
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Sveriges Dffiziella Statiſtik. Sozialſtatiſtik. Stockholm 1917, 
Iſaac Marcus. gr. 8°. 
Svensk Heminduſtri av K. Sozialſtyrelſen. Del. I u. II. 
XVIII u. 197 und 568 S. 8 
Levnedskoſtnaderna av K. Sozialſtyrelſen. Del II. 88 S. 
Livsmedelsförbrukningen av K. Sozialſtyrelſen. 77 S. 
Statens Förlikningsmäns. Stockholm 1918. 92 S. 


2. Druckſachen von Arbeitsnachweiſen, Genoſſenſchaften, 
Handels-, Gewerbe-, Handwerker und Landwirtſchafts⸗ 
kammern, Gewerkvereinen, anderen Arbeitsvertretungen; 
Geſchäftsberichte von gemeinnützigen Inſtituten und Er⸗ 

werbsgeſellſchaften 


Der Arbeitsnachweis. Fachſchrift des Reichsverbandes der allgem. 
Arbeitsvermittlungsanſtalten Oſterreichs und der Oſterr. Vereinigung 
zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit. Herausg. von E. Schwied⸗ 
land. Wien 1918, Manzſche k. u. k. Hofbuchhandlung. 8°. 
12. Jahrgang, Heft 1. nu 

re des Internationalen Arbeitsamtes. Jena, Guftav 

Fiſcher. 86. j 
Bd. XVI, Nr. 6—7. Ausgegeben am 18. Sept. 1917. 
Bd. XVI, Nr. 8—9. Ausgegeben am 29. Sept. 1917. | 

Internationales Genoſſenſchafts⸗ Bulletin. Organ des inter- 
nationalen Genoſſenſchaftsbundes. Verantwortl. f. Druck u. Verlag: 
H. Kaufmann. Hamburg 5. 8°. N 

X. Jahrgang, Nr. 10, Okt. 1917. 
X. Jahrgang, Nr. 11, Nov. 1917. | | 

Archiv für Frauenarbeit. Im Auftrage des Kaufmänniſchen Ver⸗ 
bandes f. weibl. Angeſtellte E. V. herausg. von Dr. J. Silber⸗ 
mann. Verlag d. K. V. f. w. A., Berlin. 8°. 

Band V, Heft 4. Dez. 1917. 


Mitteilungen der Handelskammer Breslau. Herausg. im 
Auftrage der Kammer von ihrem Syndikus Dr. Freymark. Selbſt⸗ 
verlag. 80. Ä | 

XIX. Jahrgang, Nr. 5/6. Mai // Juni 1917. 
XIX. Jahrgang, Nr. 7/8. Juli / Auguſt 1917. | 

Der Kruppſche Kleinwohnungsbau. 150 Bildertafeln und viele 
Textabbildungen. Text der Bauberatungsſtelle Düſſeldorf, Dr.⸗Ing. 
Hermann Hecker. Heimkulturverlagsgeſellſchaft m. b. H., Wies⸗ 
baden. Lieferung 3 (10 Lieferungen). 40. ö 

De Sozialiſtiſche Gids. Maandſchrift der Soziaal⸗democratiſche 
Arbeiderspartij. Onder Redaktie van van Scheltema, Bonger, 
v. d. Goes, Kuyper, Loopuit, Polak, Troelſtra, Vliegen. 
Boekhandel en Uitgevers⸗Maatſchappij „Ontwikkeling“, Amſterdam. 80. 
Jaargang II, Nr. 10—12; Okt. — Dez. 1917. Jaargang III, 
Nr. 1; Jan. 1918. „ 

Schmollers Jahrbuch XLII I. 27 
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3. Druckſachen von Geſellſchaften uſw. 


Schriften des Vereins für Sozialpolitik. Herausg. von 

H. Herkner. München und Leipzig 1918, Duncker & Humblot. 8°. 

156. Bd. Die Neuordnung der deutſchen Finanzwirtſchaft. 1. Teil. 

Mit Beiträgen von Diehl, Dietzel, Gothein, Lotz, Mom-⸗ 
bert und Somary. VII u. 345 S. 


Schriften der Geſellſchaft für ſoziale Reform. Herausg. vom 
Vorſtande. Jena 1918, Guſtav Fiſcher. 8 
Heft 59 (7. Band, Heft 4). Der Tag der Heimkehr. Soziale 

Fragen der Übergangswirtſchaft. VI u. 103 S. 

Schriften der Deutſchen Geſellſchaft für ſoziales Recht. 
Herausg. von Dr. Jur. B. Schmittmann. Stuttgart 1917, 
Ferd. Enke. 8°. 

3. Heft. G. Bamberger : Geldſtrafe ſtatt Gefängnis. 29 S. 


4. Zeitſchriften; periodiſche Erſcheinungen; Sammelwerke 


Beiträge zur Kenntnis des Rechtslebens. Herausg. von 
Arthur Nußbaum. Berlin 1917, Julius Springer. 86. 
Heft I. Nußbaum, A.: Tatſachen und Begriffe im deutſchen 
Kommiſſionsrecht. 109 S. N 
Oer deutſche Volksſtaat. Schriften zur inneren Politik. Herausg. 
von W. Heile und Walther Schotte. Buchverlag der Hilfe. 
Berlin 1917, Schöneberg. 86. 
1. Heft. Fr. Naumann: Der Kaiſer im Volksſtaat. 56 S. 
2. Heft. M. Weber: Wahlrecht und Demokratie in Deutſch⸗ 
land. 48 S. Ba 
9 Philoſophiſche Bibliothek. Leigzig 1917, Verlag von Felix 
einer. 8“. | | 
Bd. 171 a. Hegel: Die Vernunft in der Geſchichte. Neu⸗ 
herausg. von Georg Laſſon. X u. 264 S. 


Veröffentlichungen des Seminars für Internationales Recht 
an der Aniverſität Kiel. Herauög. von Th. Niemeyer. 
München und Leipzig 1917, Duncker & Humblot. ge 

Heft 4. Karl Strupp: Die wichtigſten Arten der völker⸗ 
rechtlichen Schiedsgerichts⸗Verträge. IX u. 131 S. 

Heft 5. Th. Niemeyer: Aufgaben künftiger Völkerrechts⸗ 
wiſſenſchaft. 40 S. | 

Veröffentlichungen des Inſtitutes für internationale Privat⸗ 
wirtſchaft (Welthandels ⸗ Archiv) an der Handelshoch⸗ 
ſchule Berlin. Herausg. von J. Jellauer. Berlin 1918, 
Mittler & Sohn. 8°. 

Heft 1. Das Türkiſche Reich. Vorträge von Böker, 
Junge, Krahmann, Krauß, Felix Meyer, C. A. Schaefer, 
Warburg, Zander. IV u. 262 S. 
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a che und Nationalökonomiſche Abhandlungen, ins⸗ 
beſondere Arbeiten aus dem Statiſtiſchen Seminar der 
Aniverſität München. Herausg. von Prof. Dr. G. Ritter 
von Mayr. München 1917, E. Reinhardt. gr. 8°. 
Heft 9. M. Beckh: Die Nürnberger echte und leoniſche Gold⸗ 
und Silberdrahtinduſtrie. 163 S. 
Dentſche Gemeinwirtſchaft. Heraus von Erich Schreier. 
Jena 1917, Eugen Diederichs. 8°, 
Heft 1. W. v. Moellendorff: Von Einst zu Einſt. 
Heft 2. A. C. M. Rieck: Verſchwendung im Handel. 
Heft 3. N. Plane: Vom Privatrecht zum Gemeinrecht. 
Guttentagſche Sammlung preußiſ cher Geſetze. Textausgaben 
mit Anmerkungen. Berlin 1917, J. Guttentag, Verlagsbuchhand⸗ 
lung, G. m. b. H. kl. 8°. 
Nr. 28. Dr. P. F. Aſchrott: Die Fürſorgeerziehung Minder⸗ 
jähriger. Text (nebſt Ausführungsbeſtimmungen und Miniſterial⸗ 
erlaſſen) mit Einleitung und Erläuterungen. 374 S. 


5. Bücher und Broſchüren 


Battaglia, Reger Freiherr von: Ein Zoll⸗ und Wirtſchafts⸗ 
bündnis zwiſchen Oſterreich⸗ Ungarn und Deutſchland. Geſchichte, 
Konſtruktion und Einwendungen. Wien u. Leipzig 1917, W. Brau⸗ 
müller. 80. XXXVI u. 803 S. 

Bierling, Ernft Nudolf: Juriſtiſche Prinzipienlehre. Fünfter Band. 
Tübingen 1917, J. C. B. Mohr (Paul Siebeck). 80. 368 S. 
Bücher, Karl: Die Entſtehung der Volkswirtſchaft. Zehnte Auflage. 

Tübingen 1917, H. Lauppſche Buchhandlung. 8. VIII u. 475 S. 

Dirr, P.: Belgien als franzöſiſche Oſtmark. Zur Vorgeſchichte des 
Krieges. Berlin 1917, Max Kirſtein. 8%. XIII u. 479 S. 

Dove, K.: e von Afrika. Jena 1917, Guſtav 
Fiſcher. 89. 252 

Ehrenberg, a : Alte und Junge über Deutſchlands Gegen⸗ 
wart und Zukunft. Unterhaltungen e Feld und Heimat. 
Jena 1917, Guftav Fiſcher. 8. 76 S 

Feliſch: Neuordnung der Menſchenliebe. Berlin 1918, E. S. Mittler 

und Sohn. 80. fl. 8. 167 S. 

Gottdiener, S.: Die Ausſichten des freien Handels nach dem Kriege. 
Bonn 1917, Alexander Schmidt. 8% 77 S. 

Kapp, W.: Iſt Elſaß⸗Lothringen als autonomer Bundesſtaat denkbar? 
Berlin 1918, Julius Springer. 8%. 24 S. 

Kraus, S.: Kriegsbeſchädigten⸗Fürſorge. Aus Natur und Geiſteswelt, 
Bd. 523. Leipzig u. Berlin 1917, B. G. Teubner. kl. 8. 116 S. 

Lamp, Karl: Die Theorie des deutſchen Zollrechts und der a, 
nn 0 N „ Zollordnung. inge 1917, J. C 

B. Mohr. 96 S. 
27 
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Liefmaun, Nobert: Die Geldvermehrung im Weltkriege und die 
Beſeitigung ihrer Folgen. Stuttgart und Berlin 1918, Deutſche 
Verlagsanſtalt. 8. 199 S. 

Lloyd, G. J. H.: The Cutlery Trades. An Historical Essay in 
the Economics of Small-Scale Production. London, New York, 
Bombay and Calcutta 1913, Longmans, Green and Co. 8°, 
XVI u. 493 ©. 

Mellin, Ignaz von: Die Schutzzölle und ihr Einfluß air bie deut⸗ 
ſchen Reichsfinanzen (von 1892— 1912). . 1918, Ernſt 
Reinhardt. 80. 60 S. 

Mollat, Georg: Der Glaube an unſere Salunf 5 1917, 

Verlag des Volksbildungsvereins. 8. IV u. 

Morgenſtern, Hugo: Die Wertzuwachsabgabe. 1 aus 900 
Geſetzmaterialien, aus der Literatur und der Rechtſprechung. Wien 

1917, Manzſche k. u. k. Hofbuchhandlung. kl. 8. VIII u. 104 S. 

Müller, Joſeph: Die Haager Konvention vom 18. Oktober 1907 
über das Friedensvermittlungsrecht neutraler Staaten und die Frage 
der päpſtlichen Vermittlung. Freiburg 1916, Caniſiusdruckerei. 
kl. 8. 40 S. 

Niemeyer, Theodor: an und feine ee München 
u. Leipzig 1917, Duncker & Humblot. 8%. 61 S 

Plenge, Johann: Die Revolutionierung der Revolutionäre. Leipzig 
1918, Der neue Geiſt Verlag. 80. XVI u. 184 S. 

Namann, E.: Bodenbildung und Bodeneinteilung. Syſtem der Böden. 
Berlin 1918, Julius Springer. 8. XVIII u. 118 S. 

Nanke, Leopold von: Über die Epochen der neueren Geſchichte. 
Neunzehn Vorträge, gehalten vor König Maximilian von Bayern. 
München u. Leipzig 1917, Duncker & Humblot. 8. 144 S. 

Redslob, Nobert: Das Problem des Völkerrechts. Leipzig 1917, 
Veit & Comp. 8%. VI u. 392 S. 

Niekes, Hugo: Ein Wahlverfahren mit 2 Wahlretsgleihheit 
Leipzig 1917, Otto Wigand. 8. 64 

Schmidt, F.: Der bargeldloſe 5 in Deutſchland und 
ſeine Förderung. Leipzig u. Berlin 1917, B. G. Teubner. 8. 

186 S. 

Schöndorf, Friedrich: Der Arbeitstarifvertrag in Hſterreich. Eine 
ziviliſtiſche Studie. Wien u. Leipzig 1917, Alfred Hölder. 89. 
VIII u. 124 S. | 

Schuchart, Th.: Die deutſche Außenhandelsförderung unter be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung des Wirtſchaftsnachrichtenweſens. Zweite, 
erweiterte Auflage. Berlin 1919, Leonhard Simion Nf. 8°. 232 S. 

Schultze, A. S.: Der ſogenannte Verſtändigungsfriede im Lichte des 
Völkerrechts. Jena 1918, Guſtar Fiſcher. 31 ©. 

Schumacher, Hermann: Der Reis in der Weltwirtſchaft. München 

u. a 1917, Duncker & Humblot. 8. VIII u. 145 S. 
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Schwiedland, Engen: Der Handel. Vorleſungen an der Techniſchen 
Hochſchule in Wien. Wien u. Leipzig 1918, Manzſche k. u. k. Hof⸗ 
buchhandlung. 8%. 41 S. 

Schwinkowsky, W.: Das Geld- und Münzweſen Sachſens. Dresden 

1918, Buchdruckerei der Wilhelm und Bertha v. Baenſch⸗ Stiftung. 
kl. 8. 79 S. 

Sombart, Werner: Der moderne Kapitalismus. Zweite Auflage. 
Zweiter Band, zweiter Halbband. München u. Leipzig 1917, 
gr. 8. S. 589—1155. 

Suchanoff, Nikolaus: Die Ange Linke und der Krieg. Jena 
1917, Eugen Diederich. 8“. 111 

Vigelius, Carl: Die Finanzwirtſchaft re dem Kriege. Ein Beitrag 
zur Finanzreform. Berlin 1917, Guſtav Ziemſen. kl. 8°. 104 S. 

Weiſer, W. G.: Zur Frage der Abwicklung unſerer Kriegsſchulden. 
Wien 1917, Franz Deuticke. 8. 24 S. 

Erſte Folge: Die Vermögensſteuer. Wien 1917. 58 S. 


6. Sonderabzüge 

May, N. E.: Konfeſſionelle Militärſtatiſtik. er für Sozial⸗ 
wiſſenſchaft und Sozialpolitik. Ergänzungsheft XIII .) 

Mayer, Nobert: Handel und Gewerbe in der Übergangs wirtſchaft. 
(Denkſchrift anläßlich des 10 jährigen Beſtandes des Mähriſchen 
Landesgewerberates.) 

Schwiedland, Eugen: Das Eigentum. (Der Arbeitsnachweis. 
Rundſchau für Arbeitsnachweis, Arbeitsvermittlung, Auswanderung 
und innere Beſiedlung. XVII. Jahrgang 1918.) 
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Carl Heymanns Verlag, Berlin W 8, Mauerſtraße 43/44 


Unmittelbar nach Verkündung des Woh⸗ 
nungsgeſetzes wird in meinem Verlage 
erſcheinen: 


Wohnungsgeſetz⸗ 
gebung für Preußen 


Das Wohnungsgeſetz 
mit den Ausführungsbeſtimmungen 
und den ergänzenden Geſetzen 
| Herausgegeben von 


Dr. Otto Stölzel 


Geh. Regierungsrat und Vortr. Nat im Miniſte⸗ 
rium des Innern ö 


Leitfaden zur 
Wohnungsaufſicht 
und Wohnungspflege 


Herausgegeben von der 


Zentralſtelle für Volkswohlfahrt 


Preis etwa 5 Mark 
Inhaltsverzeichnis: 
Einleitung u. allgemeiner Uberblick 

1. Die Bedeutung der Wohnungsauf- 

8 1500 2 70 rer ö n 
. = Hung un olksgeſundheit. Von er- 
Preis etwa 5 Mark : bürgermeiſter Dominicus. 2. Überblick über 

Zweck des Buches iſt, die Gemeindever⸗ Aufgabe und Organiſation der Wohnungs⸗ 


waltungen, Polizeibehörden und alle jonft : aufſicht in Stadt und Land. Von Dr. jur. 
mit dem Wohnungsweſen betrauten Stellen : Altenrath. 


zuverläſſig über den neuen Rechtöguftand : Das Arbeitsgebiet der Wohnungs⸗ 


zu unterrichten. Die Anmerkungen werden 5 
das Weſentlichſte aus der Begründung aufſicht und Wohnungspflege 
1. Die Wohnungsordnung als Grund- 


des Geſetzes und aus den Landfagsver- 
lage der Wohnungsaufſicht. Von Landes⸗ 


handlungen wiedergeben. 
RR = wohnungsinfpeftor Gretſchel. 2. Die Woh- 
In Vorbereitung befinden ſich ferner: : nungsmängel und die Art ihrer Be— 


1111811010601. 
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ö 8 7 = kämpfung. Von Beigeordnetem Rath. 
andb 1 3. Schlafſtellenweſen und Schlafitellenfon- 
9 uch der praktiſchen trolle. Von Dipl.-Ing. Gut. 4. Die Woh- 
Wẽꝭẽ ohnungsaufſicht nungspflege in ihrem Zuſammenhange mit 
P. ue Von Hofrat Dr. 

Buſching. 
und Wo hnungspflege Die Organiſation der Wohnungs⸗ 
a. aufſicht 

Dr.⸗Ing. Albert Gut 1. Wohnungsämter, Wohnungsdepu- 

Regterungs baum iſter a. D., Leiter des Wohnungs⸗ = tationen und Wohnungskommiſſionen. Von : 
amts in Charlottenburg : Stadtrat Seydel. 2. Wohnungsinſpektoren. 

Preis etwa 10 Mark r Haß en une: 
= Dafer. 3. Bezirkswohnungsbeamte. Von 
zn 90 Wohnungsgeſetz ſehen ſich die Negierungsaſſeſſor Dr. Löhner, Zentralwoh⸗ 
ee arg vor ganz neue Auf- nungsinſpektor. 4. Die Mitwirkung der 
An en geſtellt. Es müſſen u. a. Wohnungs- Frauen in der Wohnungsaufficht und Woh. 
mter ins Leben gerufen, Wohnungsord⸗ : nungspflege. Von Wohnungspflegerin Dr. 
laſſen, eee set = Auguſte Lange. 5. Die Frage der Woh⸗ 
werd en. Durch das Wohnungsgeſetz wird : 77 DER 
an eine ganz neue ee : Mohnungsnahweis. Von Bürger- 

7 1 2 Sun iſpi 

Anterlage für ihre zukünftige Tätigkeit: mſtr. Dr. Luppe. Typiſche Beiſpiele 


= fehlt. Aber alle dieſe Fragen wird der : (Großſtadt, mittlere Stadt, Land). 
Verfaſſer, einer der bekannteſten Fach = 1. Die Wohnungsaufſicht in Mannheim. 
männer auf dem Gebiete des Wohnungs⸗ Von Stadtrechnungsrat Dr. Moericke. 
weſens, geſtützt auf jahrelange praktiſche : 2. Die Wohnungsaufſicht in der Stadt 
Erfahrungen, in engſter Anlehnung an die : Darmſtadt. Von Bürgermeiſter Dr. 
Forderungen des Preußiſchen Wohnungs. Mueller. 3. Die Wohnungsaufſicht i. Kreiſe 
geſetzes Auskunft geben. Worms. Von Geh. Reg.⸗Rat Dr. Kayſer. 
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Verlag Dr. Walther Rothschild, Berlin - Wilmersdorf, 


Großherzoglich Hessischer Hofverlagsbuckhändler. 


In zweiter, vermehrter und verbesserter Auflage erschienen: 


Handbuch der Politik. 


Herausgegeben von 


Dr. Paul Laband 7, 
Exzellenz, Wirkl. Geh. Rat, o. Professor der 
Rechte an der Universität Straßburg. 


Dr. Georg Jellinek f, 


weil. Geh. Hofrat, o. Professor der Rechte an 
der Universität Heidelberg. 


D. Dr. Adolf Wad, 


Exzellenz, Wirkl. Geh. Rat, Mitgl. d. Ersten 

Kammer, o. Prof. der Rechte an der Universität 

Leipzig. ö 

Dr. Karl Lamprecht, LL. D. 7, 

Geh. Hofrat, o. Professor der Geschichte an der 
Universität Leipzig. 


In 


D. Dr. Adolf Wagner }, 


Exzellenz, Wirkl. Geh. Rat, M. d. H., o. Prof. der 
Nationalökonomie an der Universität Berlin. 


Dr. Franz von Liszt, 


Geh. Justizrat, M. d. R., o. Prof. der Rechte 
an der Universität Berlin. 


Dr. Georg von Schanz, 


Reichsrat der Krone Bayern, Geh. Hofrat, o. Prof. 
der nee, an der Universität Würz- 
burg. 


Dr. Fritz Berolzheimer, 


Vorsitzender der Internationalen Vereinigung 
für Rechts- und Wirtschaftsphilosophie, Berlin. 


drei Leinenbänden M. 40.— mit 20% Teuerungszusclag. 


Ausführliche Prospekte gratis und franko. 


Lehrbuch 
der Rechtsphilosophie. 


Von 


Josef Kohler, 


Geh. Justizrat, o. Professor der Rechte an der Universität Berlin. 
Zweite, neubearbeitete und vermehrte Auflage. 


XVI u. 372 S. gr. 8°, brosch. M. 12.—, geb. M. 14. 


mit 20% Teuerungszuschlag. 


Das Juristische Literaturblatt schrieb: 
.. . Im Rahmen einer notgedrungen nur kurzen Besprechung ist es unmöglich, die unendliche 
Fülle der Kohlerschen Anregungen auch nur anzudeuten oder gar näher auf sie ein- 
zugehen; dazu bedürfte es einer bogenlangen Abhandlung. Nur das sei hervorgehoben: es gibt 


kaum irgendeine Disziplin der Rechtswissenschaft, auf die % 


r Verfasser 


nicht ein starkes, hellstrahlendes Licht reichster Aufklärung fallen ließe. 
Bewundernswert ist es, wie er auch schon oft behandelten Problemen immer wieder neue Seiten 
abzugewinnen versteht. Reichste wissenschaftliche Förderung und eine fast unerschöpfliche Fülle 
von Anregungen bietet das prächtige mit formvollendeter Schönheit und Hlarheit der Sprache 
verfaßte Werk dem Reditsjünger, aber auch für den gebildeten Laien ist seine Lektüre ein hoher 


Genuß. 


Das Werkist zweifellos eine derreifsten undhervorragendsten Schöpfungen 


des ganzen rechtswis senschaftlichen Schrifttums in den letzten Jahren und verdient 
die weiteste Verbreitung. In keiner Gerichtsbibliothek und in keiner Bücherei unserer denkenden, 
über den handwerksmäßigen Betrieb ihres Könnens sich heraushebenden Juristen sollte es fehlen; 


allenthalben gebührt ihm ein hoher Ehrenplatz. 


Landridhter Dr. Bovensiepen, Kiel. 


Prospekte gratis und franko erhältlich. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen und den Verlag. 
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Soeben iſt erſchienen: 


85 4 
9 7; 
Die Geldvermehrung 
7 EN 
KR 
im Weltkriege 5 
2 
0 972 N er 2 
und die Beſeitigung ihrer Folgen 2 
Eine Anterſuchung zu den Problemen der Abergangswirtſchaft 2 
von Nobert Liefmann 8 
Geheftet M 5.—, gebunden M 6.50 8 
4 
Dieſe neueſte Schrift des wohlbekannten Freiburger Nationalökonomen B% 
iſt die Fortſetzung ſeines Buches: Geld und Gold. Während dort die E> 
allgemeinen Grundlagen der Geldlehre auf Grund neuer Erkenntniſſe und 
der Beobachtungen im Weltkriege entwickelt und die Prinzipien der Gold⸗ Ex 
währung auf ihre Bewährung hin unterſucht wurden, werden in dem Ba 
neuen Werke die Schlußfolgerungen gezogen, welche ſich aus der neuen 
Geldlehre für die ungeheuer wichtigen Aufgaben ergeben, die uns auf dem 
Gebiete des Geldweſens nach dem Kriege bevorſtehen. 85 
Von demſelben Verfaſſer ſind früher bei uns erſchienen: 5 
Geld und Gold. Okonomiſche Theorie des Geldes. Geh. M4.—, geb. M5.— Fix 
„Das zweckmäßigſte und zuverläſſigſte Orientierungsmittel über alle eine #8 
ſchlägigen Fragen.“ (Börſenhandels⸗Zeitung, Berlin.) #7 
Grundſätze der Volkswirtſchaftslehre. 1. Band: Grundlagen der Ex 
Wirtſchaft. Geheftet M 16.—, gebunden M 18.50 Bü 
„Ein Standardwerk der Volkswirtſchaftslehre.“ (Münch.⸗Augsb. Abendz.) 2 
Deutſche Verlags⸗Anſtalt in Stuttgart x 
Fr 
Verlag von Duncker & Humblot in München und Leipzig. 
Das beſetzte franzöſiſche Gebiet 

Seine Bedeutung für Frankreich 
und die Weltwirtſchaft, für deutſche und » 


europäiſche Wirtſchaftspolitik. 
Von 


Profeſſor Dr. Adolf Günther. 
Preis 6 Mark. 


Teuerungszuſchlag vorbehalten. 


Das beſetzte franzöfifche Gebiet, im Frieden ein Brennpunkt weltwirtſchaftlicher 
Strömungen, wird nach dem Kriege entweder außereuropäiſchen Na pa dienſtbar 
werden oder aber feine Bodenſchätze, feine große autarkiſche Wirtſcha tsfraft und 
feine Arbeitstradition europäiſchen Wirtſchaftszielen unterordnen müſſen. Deutſch⸗ 
land hat vor allem ein Intereſſe daran, die alten nachbarlichen Beziehungen wieder 
auf leben zu laſſen. Entzieht ſich ihnen Frankreich, geht es der Verpflichtung aus dem 
wege, die reichen Kohlen⸗ und Erzgebiete gewiſſermaßen als Solidarſchuld, zur Be⸗ 
friedigung des unermeßlichen Bedarfs Europas und zur Schaffung hinreichender 
Arbeitsgelegenbeit der weltwirtſchaft zur Verfügung zu halten, kann der Zwang an 
Stelle freier Vereinbarung nötig werden. 
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Verlag von Duncker & Humblot in München und Leipzig. 


Soeben (März 1918s) erſchien: 


M. J. Bonn, 


a. o. Profeſſor an der Univerfität, 
Direktor der Handelshochſchule München: 


Irland 
und die iriſche Frage. 


Mit einer Karte. VIII, 268 S. Gr. 8°. 
Preis: Geh. 6 Mark (Teuerungszuſchlag vorbehalten). 


Inhalt: 
Das Land. Das iriſche Gut. Das Ergebnis der Agrar⸗ 
Die Beſiedelung. Die Agrarrevolution. reform. 
Die beiden Völker. Die Rentengeſetzgebung. Home Rule, 


Die Schaffung eines 


Das iriſche Wirtſchafts⸗ Die Ulſter⸗Frage. 


Bauernſtandes. N 
leben. Die Vergrößerung der Irlands Wiedergeburt. 
Der iriſche Weſten. Swergfarmen. 


De. Verfaſſer, der die Geſchichte der iriſchen Frage nach lang⸗ 
jährigem Aufenthalt und Studium in Irland bereits in einem 
umfangreichen zweibändigen Werk geſchrieben hat, gibt hier eine 


neue kurze Darſtellung des iriſchen Problems, und zwar ſo, wie es 


eee eee 


vom deutſchen Standpunkt aus geſchehen muß: rein ſachlich und 


ohne falſche Sentimentalität. 


Nur ſo kann man auch den Intereſſen Irlands ſelbſt gerecht 
werden, für das es nichts Gefährlicheres gibt als den Verſuch, ſeine 


Sache rein gemütlich ohne Kenntnis der harten Grundlagen zu er⸗ 
faſſen, auf die 8 Jahrhunderte engliſcher Roloniſationsverſuche das 
heutige Irland geſtellt haben. 


Die Abſchnitte über die Ulſterfrage und über Irlands Wieder⸗ 


geburt, die keltiſche Renaiſſance, führen uns mitten hinein in die 


neueſte Geſchichte des Problems, mitten in die Geſellſchaft der 


Männer, die leuchtend im verklärten Licht fernſter Vergangenheit 
das Zeitalter der keltiſchen Kultur ſehen, als Irland noch in Sitte, 
Kunſt, Wiſſenſchaft und Glaube die Welt geführt haben ſoll, bis 
— nach der Meinung jener Männer — die Kaubſucht der YIor- 
mannen, die Ländergier der Eliſabethaniſchen Ronquiſtadoren und 


die puritaniſche Frömmelei alles zertreten hat. 
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Verlag von Duncker & EN in n München und Beni 
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Soeben (April 1918) erschien 


„Die innere Politik“, 


| herausgegeben von Prof. Siomund ‚Hellmann, 


Parlament und Regierung 


im neugeordneten Deutſchland. 


Sur politiſchen Kritik 
des n und Parteiweſens. 


Von 


Max Weber 


(Heidelberg). 1 
Preis: 4 Mark (Teuerungszuſchläge vorbehalten). 2 


Inhar 
Die Erbſchaft Bismarcks. 
„Beamtenherrſchaft und politiſches Führertum. 
Verwaltungs öffentlichkeit und Ausleſe der politiſchen Sübrer, 
Die Beamtenherrſchaft in der auswärtigen Politik, 
. Darlamentarifierung und Demokratiſierung. 
Parlamentariſterung und Föderalismus. 


2ER N 


me, weber will die zukunftsfrage der deutſchen Staatsordnung 
„Wie macht man das Parlament fähig zur Macht?“ be⸗ 
antworten. Was er über das Erbe Bismarcks, über Beamten 
herrſchaft, DerwalsungsöffentlichFeit und politiſches Führertum 
ſchreibt, iſt eine einzigartige e des geſamten Beamten⸗ und 
Parteiweſens. 

Max Webers Theſen find: Nur Zerren volker haben den Beruf, 


in die Speichen der Weltentwicklung einzugreifen. Eine Nation, 


die nur gute Beamte, ſchätzbare Bureaukräfte, ehrliche Kaufleute, 


tüchtige Gelehrte und Techniker und treue Diener hervorbringt und 


im übrigen eine kontrollfreie Beamtenwirtſchaft über ſich ergehen 
läßt, iſt kein Zerrenvolk. Der Wille zur Ohnmacht im Innern iſt 
mit dem Willen zur Macht in der Welt nicht zu vereinigen. 
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9 8 5 che Sofbuchdruckerei Stephan Seibel & Co. in Altenburg. 
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